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Vorwort

Unsere Stadt Anklam feiert 1989 ihr 725-jähriges Bestehen.
Diesem Jubiläum und der Arbeit aller Werktätigen unserer Stadt zur Stärkung unserer Deutschen 
Demokratischen Republik ist dieser Entwurf gewidmet.
Die Geschichte unserer Heimatstadt ist geprägt von vielen Kriegen, von Not und Elend, 
Feuersbrünsten und Seuchenausbrüchen. Sie zeigt aber auch immer wieder, dass ihre Bewohner nie 
aufgegeben haben und stets bemüht waren, alle Trümmer und Ruinen immer wieder wegzuräumen, 
um Platz für Neues zu schaffen. Damit ist unsere Stadt praktisch immer jung geblieben. Wer durch 
ihre Straßen geht, wird das immer wieder feststellen.
Wenn ich in den Abschnitten nach 1945 laufend auf die weitere Entwicklung des Bauwesens und 
der Landwirtschaft eingegangen bin, kam es mir darauf an zu zeigen, welche großen Leistungen 
beim Wiederaufbau unserer Stadt nach dem faschistischen Ruin vollbracht wurden und andererseits, 
welch ein großer Umwandlungsprozeß inzwischen in der Landwirtschaft erreicht wurde.
Der Leser sollte aber auch erkennen, dass die Erfolge nicht von alleine kamen, sondern das 
Ergebnis unermüdlicher und harter Arbeit waren, bei der es auch Rückschläge gab, die man 
überwinden mußte.

Heinz Bemowsky
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1. Zur Entstehung unserer Landschaft

Die nähere Umgebung unserer Stadt und das ganze Kreisgebiet stellen eine weite Ebene mit 
wenigen, Erhebungen dar, die nur durch das Peenetal und das Landgrabental belebt wird.
Dreimal gingen, wie wissenschaftlich nachgewiesen, große Eismassen vom Norden aus dem 
skandinavischen Raum kommend, über unser Gebiet hinweg. Doch erst die letzte Eiszeit zwischen 
70.000 und 10.000 vor der Zeitrechnung gab unserer Gegend durch ihre Ablagerungen endgültige 
Form und Gestalt. Durch das Absinken der Temperaturen über lange Zeiträume kam es im 
skandinavischen Raum zur Bildung gewaltiger Gletscher, die sich allmählich bis in unsere Gebiete 
vorschoben. Unter dem Druck und der Schubwirkung dieser Eismassen wurden in Skandinavien 
ganze Gebirgsketten zermahlen und als Gesteinsschutt mit dem Eis in unseren Raum transportiert 
und abgelagert. Diese Ablagerungen wiesen eine Mächtigkeit von 40 bis 70 Metern auf. Das unter 
dem Eis zerriebene Gestein blieb nach der Eisschmelze als blaugrauer, sandig-lehmiger 
Geschiebemergel liegen. 
Die riesigen freiwerdenden Wassermassen gruben sich in diese Ebene einige Talzüge, durch die das 
Wasser nach Nordwesten abfließen konnte. Als ein solcher Talzug entstand auch unser Peenetal. Die 
Peene war damals ein gewaltiger Strom mit Breiten zwischen 800 und 2000 Metern, dessen Wasser 
aus dem Haff als Sammelbecken kommend, in Richtung Jarmen - Demmin abfloß.
Dieser Prozeß dauerte mehr als tausend Jahre und war erst um 10.000 vor der Zeitrechnung 
beendet. Durch die Schuttablagerungen entstand eine hügelige Landschaft, wie sie als Nördlicher 
Landrücken in den Kreisen Neubrandenburg und Neustrelitz sichtbar wird. Im Kreise Anklam spürt 
man jedoch wenig davon. Nur an seinem Südrande gibt es einige unbedeutende 
Endmoränenstreifen. Hier liegt zugleich die höchste Erhebung unseres Kreises. Es ist mit 54 Meter 
der Hellberg bei Drewelow.
So also sind die heutigen ausgeglichenen, ebenen Landschaftsformen unseres Kreises entstanden. 
Dabei bildeten sich im Ostteil des Kreises Randzonen des Haffstausees, in denen vorwiegend Sand 
abgelagert wurde. Auch die Schmelzwassertäler der Peene und des Landgrabens waren 
überwiegend mit Sandschichten bedeckt, während im übrigen Teil des Kreises Geschiebemergel 
vorherrschte.
Am Ende der letzten Eiszeit lag das ganze Land höher, oder richtiger gesagt, der Ostseespiegel lag 
um 30 bis 40 Meter tiefer als heute. Daher hatte das abfließende Wasser ein bedeutend größeres 
Gefälle, so dass es kaum zum größeren Ansammlungen kam. Erst als vor etwa 7.000 Jahren der 
Spiegel der Ostsee stieg, und sich damit das Gefälle spürbar verringerte, begannen die großen Täler 
und damit auch unser Peenetal zu versumpfen. Pflanzen wurden vom Wasser überflutet, starben ab 
und gingen in Torf über, der die ursprünglichen Sandschichten überlagerte.
Doch auch die in der Grund- und Endmoräne abgelagerten Geschiebemergelschichten mußten sich 
erst in der Nacheiszeit durch entsprechende Verwitterung in fruchtbare, lehmhaltige Böden 
umbilden. Danach vergingen nochmals viele Jahre, bis sich der Boden durch abgestorbene Pflanzen 
soweit mit Humus vermischt hatte, dass er wirklich ertragreich wurde. In der arktischen 
Steppenlandschaft grast nun das Rentier und erste Jäger führten hier ein Nomadenleben.
Nach und nach breiteten sich auch Birken- und Kiefernwälder aus. 
Um 8.000 vor der Zeitrechnung änderten sich die klimatischen Verhältnisse. Ein warmes, trockenes 
Kontinentalklima setzte sich durch und bildete die Grundlage für das Entstehen umfangreicher 
Laubwälder in denen Haselnußbäume, Eichen, Ulmen und Linden vorherrschten. In diesen Wäldern 
lebten jetzt vornehmlich Hirsche, Rehe, Braunbären und Wildschweine. In die Sümpfe und 
Moorgebiete zogen Ur, Elche und Biber ein.
Der jetzt üppige Pflanzenwuchs brachte zugleich bedeutend stärkere Humusschichten, die sich mit 
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dem Boden vermischten und ihm eine dunkelbraune Färbung gaben. Damit bildete sich der 
fruchtbare Braunerde-Boden, der die Natur und Landschaft unseres Gebietes bestimmte und 
entsprechend von Pflanzen und Tieren belebt wurde. Eine solche Landschaft zog natürlich auch den 
Menschen an.

2. Menschen besiedeln unseren Raum

Obwohl sich für die Entwicklung der Menschheit ein Zeitraum von über 500.000 Jahren 
nachweisen läßt, umfaßt die Siedlungsgeschichte unseres Kreises nur einen recht kurzen Abschnitt. 
Es ist zwar anzunehmen, dass auch unsere Gebiete in den warmen Zwischeneiszeiten schon von 
Menschen besiedelt waren, doch uns fehlen dafür die Beweise. Die mächtigen Ablagerungen der 
Eiszeiten haben alle Spuren einer solchen frühen menschlichen Besiedlung überdeckt. Damit 
beginnt die Urgeschichte unseres Kreises praktisch erst in der mittleren Steinzeit (8.000 bis 3.000 
vor der Zeitrechnung), das heißt, mit der Besiedlung nach der letzten Eiszeit.
Die ersten Menschen, die den Tieren in unseren Raum folgten, waren Jäger, Sammler und Fischer. 
Sie benutzten Geräte und Waffen, die sie sich aus Steinen, Knochen, Fischgräten und Holz 
anfertigten. Man lebte in nomadisierenden Sippen, in denen jedes Mitglied gleiche Rechte hatte. 
Man baute sich leichte, wenig dauerhafte Hütten aus Ästen, Fellen, Flechten und Riedgräsern.
Knochen- und Feuersteingeräte, die an verschiedenen Stellen im Ostseeraum gefunden wurden, sind 
die Bestätigung für diese erste Form der Besiedlung. Die ältesten Zeugen, die bei uns gefunden 
wurden, stammen aus der Zeit um 4.000 vor der Zeitrechnung. Es handelt sich um Steinbeile, die 
bei Wusseken, Teterin, Janow und Dennin gefunden wurden.
Die übrigen, recht zahlreich auf fast jeder Feldmark unseres Kreises gefundenen Steinbeile gehören, 
wie die Großsteingräber, in die jüngere Steinzeit (3.000 bis 1.800 vor der Zeitrechnung). Dieser 
Abschnitt stellt eine entscheidende Epoche in der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Entwicklung unseres Raumes dar, in der sich die neolithische Revolution vollzog. Sie brachte den 
Übergang zu Ackerbau und Viehzucht, wobei die Bodenbearbeitung zunächst mit der Hacke und 
später mit dem Pflug erfolgte. Damit vollzog sich der Wandel von der aneignenden zur 
produzierenden Lebensweise. Weiter benutzte Steinwerkzeuge wurden jetzt bereits geschliffen und 
durchbohrt. Man fertigte auch Tontöpfe an und begann Stoffe zu weben. Damit bildeten sich erste 
handwerkliche Fertigkeiten heraus, womit alles zwangsläufig zum Bau fester Siedlungen mit 
dörflichem Charakter führte.
Die damals genutzten Geräteformen verraten uns einiges über die Kulturbeziehungen der Bewohner 
unseres Kreises. Die spitznackigen Steinbeile, wie sie in Teterin und Janow gefunden wurden, 
entsprechen den dänischen Gratbeilen aus der Zeit der Muschelhaufenkultur, die um 3.000 vor der 
Zeitrechnung zu Ende ging. Das heißt, die Bewohner unseres Gebietes kamen vermutlich auch 
schon aus dem dänischen Raum, wie das in der weiteren Entwicklung noch oftmals festzustellen ist.
Die nordischen Länder waren später für unsere Gegend ein ständiger Unruheherd, weil sie immer 
wieder Auswanderergruppen in unseren Raum schickten und später versuchten, die gesamten 
Küstengebiete mit kriegerischen Mitteln an sich zu reißen. Das hatte seine Auswirkungen auf unsere 
Entwicklung. Es bildete sich ein geschlossenes Gebiet des "Nordischen Kulturkreises" bei uns 
heraus, das sich bis in die Zeit der Völkerwanderung verfolgen läßt.
Einer der ersten bekannten Einwandererströme führte von Dänemark über Rügen und kam bis in die 
westlichen Teile unseres Kreises. Man fand im Kreisgebiet allein 30 dünnackige Feuersteinbeile, 
die aus der ersten Hälfte der jüngeren Steinzeit stammen. Dazu gehören auch die Großsteingräber in 
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Wusseken, Drewelow, Sarnow, Janow und Dennin. Die Linie Wolgast - Anklam - Friedland bildete 
etwa die Grenze dieses Kulturkreises.
Neben dem Nordischen Kulturkreis hatten jedoch auch südliche Nachbarkulturen ihren Einfluß auf 
unser Gebiet. Das galt zum Beispiel für den Kulturkreis der "Bandkeramik", der aus den 
Donaugebieten stammt und seinen Weg über die Oder in unseren Raum gefunden hat. In Ducherow 
und Blesewitz gefundene Schuhleistenkeile sind typische Geräteformen der Bandkeramischen 
Kultur. Sie wurden jedoch vermutlich eingeführt.
Eine zweite jungsteinzeitliche Kulturwelle, die von Süden in unseren Raum vordrang, war die 
"Oderschnurkeramik". Die Vertreter dieser Kultur besiedelten um 2.000 vor der Zeitrechnung die 
östlich und südöstlich von unserem Kreis gelegenen Weide- und Sandbodenflächen und machten 
ihren Einfluß dann auch in unseren Kreis geltend. Als Zeuge dieser Zeit gilt der in Japenzin 
gefundene 12 Zentimeter hohe Schnurkeramikbecher.

3. Von der Bronzezeit bis zur großen Völkerwanderung

Seit 1.800 vor der Zeitrechnung drang das Metall, zunächst die Bronze aus Süd- und Mitteleuropa 
bis in unseren Raum vor. Anfangs waren es einzelne Einfuhrstücke, die im Tauschhandel erworben 
wurden, aber um 1.600 vor der Zeitrechnung entwickelte dann der Nordische Kulturkreis bereits 
eigene Formen der Bronzezeit, doch die Bronze, bzw. Kupfer und Zinn mußten dazu als Rohstoffe 
aus ost- und südosteuropäischen Gebieten eingeführt werden. Wieder hob sich die Linie Wolgast - 
Anklam - Friedland - Neubrandenburg als deutliche Kulturscheide heraus. Östlich davon 
entwickelte sich in der älteren Bronzezeit eine eigene Kultur, die stark von Böhmen beeinflußt war 
und später als "Lausitzer Kultur" bezeichnet wurde. Beide Formen der Bronzezeit sind natürlich 
durch entsprechende Funde im Kreisgebiet belegt.
Das solche Bronzegegenstände auch in unserem Kreis angefertigt wurden, konnte 1968 durch den 
großartigen Bronzefund in Murchin nachgewiesen werden. Es war der größte mecklenburg-
vorpommersche Bronzefund der letzten 50 Jahre. Es wurden gefunden: 28 Tüllenpunzen zum 
Einschlagen von bogenförmigen Verzierungen auf Bronzesachen, 3 Lanzenspitzen, 4 gesteckte und 
3 gebogene Sicheln, 13 Armringe und Bruchstücke davon, 42 Bruchstücke verschiedener 
Halsringformen, 1 großer geschlossener Ring, 4 Bruchstücke von Schmucknadeln, 3 Bruchstücke 
von Schwert- und Dolchklingen, 13 Gußzapfen und mehrere Brocken Rohbronze und 
Bronzeschlacke. Alles lag verhältnismäßig dicht beisammen. Ein hier wohnender Bronzegießer 
hatte damals seinen kostbaren Besitz in Zeiten der Not und Gefahr im Erdboden versteckt. Auf 
jeden Fall deuten die Bruchstücke von Geräten, Rohbronze und Gußzapfen auf einen Bronzegießer 
hin. Die Sicheln schienen erst frisch aus der Form genommen zu sein, denn sie trugen noch die 
Gußnaht, eine sogar noch den Gußzapfen. Vermutlich mußte der Besitzer den Schatz mitten aus der 
Arbeit heraus schnell vergraben. Später hatte er dann keine Gelegenheit mehr, ihn wieder 
auszugraben. Der Fund stammt aus der Zeit zwischen 1.000 und 800 Jahren vor der Zeitrechnung.
Etwa um 700 vor der Zeitrechnung lernte man dann das Eisen kennen und bearbeiten. Es setzte sich 
auf Grund der größeren Härte mehr und mehr als Gebrauchsmaterial durch, während die Bronze 
weiter als Schmuckmetall genutzt wurde. Aus den Anfängen der Eisenzeit stammen auch die 1933 
gemachten Funde auf dem Anklamer Galgenberg. Neben verschiedenen Herdstellen und einem 
Backofen fand man hier in einem Steinkistengrab auch Urnenscherben, aus denen sich die alte 
Form und Größe der Urne rekonstruieren ließ. Der Durchmesser betrug 32 Zentimeter, die Höhe 
16,5 Zentimeter. Solche Steinkistengräber waren sonst im hinterpommerschen Raum zu Beginn der 
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Eisenzeit üblich. Der Galgenberg war also um diese Zeit bereits bewohnt, vielleicht waren es 
Menschen, die aus den Gebieten zwischen Oder und Weichsel gekommen waren.
Mit der Entwicklung der Menschen bildeten sich auch ihre religiösen Vorstellungen heraus. 
Während in der Steinzeit die Toten in Grabkammern aus großen Steinblöcken beigesetzt und mit 
umfangreichen Beigaben versehen wurden, setzte sich in der Bronzezeit der Brauch der 
Totenverbrennungen mehr und mehr durch. Die Asche der Toten wurde in einer Urne gesammelt, 
die von Steinpackungen umgeben und nach oben abgedeckt war. Die religiösen Vorstellungen 
hatten sich also geändert. Nicht mehr im großen Steinhaus fand der Tote seine ewige Wohnung, 
sondern seine irdischen Überreste wurden verbrannt, während die Seele ins Schattenreich einzog.
Im Kreise Anklam wurden etwa 150 solcher Hügelgräber erfaßt und unter Naturschutz gestellt. Das 
bedeutendste Hügelgräberfeld unserer Gegend wurde in Menzlin freigelegt.
Die hier gemachten Funde umspannen einen Zeitraum von rund 4.000 Jahren. Sie weisen nach, dass 
der große Siedlungsplatz am Rande des Peenetales mindestens in der Zeit von 3.000 vor der 
Zeitrechnung bis etwa 1.200 unserer Zeit fast ständig bewohnt war. Mit der Freilegung der 
Hügelgräber wurde hier 1965 unter der Leitung des Bezirksbodendenkmalpflegers Dr. Ulrich 
Schoknecht begonnen. Das erste freigelegte Grab enthielt neben der erwarteten bronzezeitlichen 
Urne überraschenderweise auch einen frühslawischen Verbrennungsplatz. Die große Überraschung 
wurde dann perfekt, als man beim Freilegen eines langgestreckten Nachbarhügels auf drei 
hintereinanderliegende Bootsgräber stieß. Sie bestanden aus Steinsetzungen, die in Form von 
Wikingerbooten gehalten waren. Innerhalb dieser Steinsetzungen befanden sich frühslawische 
Urnen vom Feldberger Typ und bedeutende Grabbeigaben der nordgermanischen Kultur. 1966 
wurden die Grabungen fortgesetzt und 1967 ließ Dr. Schoknecht einen Schnitt quer durch den 
Siedlungsplatz ziehen. Die Ergebnisse waren so wertvoll, dass sich weitere Grabungen lohnten. Die 
Untersuchungen erstreckten sich damit über einen Zeitraum von 5 Jahren und brachten den Beweis, 
dass sich südlich von Menzlin, am Rande des Peenetales vom 8. bis 10. Jahrhundert unserer Zeit ein 
frühstädtisches Produktions- und Handelszentrum der Wikinger befand. Neben der 9,7 Hektar 
großen Siedlung wurden auf sandigen Uferhöhen mehrere Brandgräber in schiffsförmiger 
Steinsetzung freigelegt, wie sie sonst nur in Skandinavien angetroffen wurden. Das aber war die 
typische Bestattungsform der Wikinger. Der alte bronzezeitliche Siedlungsplatz war später also 
nicht nur von Slawen, sondern auch von Wikingern bewohnt, die in der Zeit vom 8. bis 10. 
Jahrhundert als letzte Welle der Völkerwanderung von Skandinavien in unseren Raum kamen, aber 
nicht in großer Zahl nachweisbar sind. Dagegen breiteten sich die Slawen oder Wenden, wie sie 
auch genannt wurden, über den gesamten nördlichen Raum zwischen Elbe und Oder aus. Wie lebten 
nun diese Menschen besonders in unserem Raum hier an der Peene?

4. Die Slawen und ihr Land Groswin

Als gegen Ende der großen Völkerwanderung die nördlichen Gebiete zwischen Weichsel und Elbe 
kaum bewohnt waren, besiedelten slawische Stämme diesen Raum. Sie brachten ihre eigene Kultur, 
eigene Sitten und Gebräuche mit, obwohl sie in verschiedene Stämme zerfielen, die oft nur 
sprachliche verwandt waren. Das östliche Mecklenburg, Vorpommern und die Uckermark gehörten 
dem mächtigen Stamm der Liutizen. 
Die Slawen lebten in Dörfern, die besonders an Seen, Flußläufen oder auf Anhöhen gebaut waren. 
Ihre Dörfer waren oft kreisförmig angelegt. In der Mitte des Dorfes befand sich ein freier Platz, um 
den die Gehöfte dicht an dicht lagen. Sie waren nach außen von rund angelegten Hecken umgeben. 
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Nur von einer Seite führte ein schmaler Weg in die Mitte des Dorfes. Er konnte bei drohender 
Gefahr leicht versperrt werden. Die Häuser wurden aus Holz und Lehmflechtwerk gebaut und 
waren damit nicht sehr dauerhaft. Ziegelsteine und Fensterglas kannte man natürlich noch nicht. 
Die Bewohner trieben Ackerbau und Viehzucht und ernährten sich darüber hinaus auch von der 
Jagd und vom Fischfang. Die slawischen Bauern pflügten noch vielfach mit dem hölzernen 
Hakenpflug und bauten Weizen, Roggen, Hafer, Gerste, Hirse und Ackerbohnen an. Man hielt sich 
Kühe, Ochsen, Schweine, Schafe und Geflügel und züchtete Pferde.
Seit dem 9. Jahrhundert entwickelte sich auch das Handwerk. Zunächst waren es Schmiede, Töpfer 
und Stellmacher. 
Über Lebensgewohnheiten und Charaktereigenschaften der Slawen berichtete um 1.100 unserer 
Zeit ein Mönch Herbord, der auch als Verfasser der Lebensbeschreibung des deutschen Bischofs 
Otto von Bamberg bekannt wurde, wie folgt:
"Die Treue und der Gemeinsinn sind unter dem Volke so stark entwickelt, dass es Diebstahl und 
Betrug überhaupt nicht kennt und daher seine Kisten und Truhen nicht verschließt. Wir haben dort 
kein Schloß und keinen Schlüssel gesehen. Dagegen wunderten sich jene Leute sehr, als sie 
merkten, dass wir unsere Packsättel und Reisekoffer verschlossen hielten. Ihre Kleider, ihr Geld und 
all ihre Kostbarkeiten legten sie in Fässer, die sie nur zudeckten. Merkwürdigerweise wird bei ihnen 
auch der Tisch niemals abgedeckt, immer stehen Speisen darauf. Jeder kann sich stärken, wann er 
will. Fremde wie Hausgenossen werden jederzeit zugelassen und finden auf dem Tisch alles bereit. 
Es herrscht auch ein guter Familiensinn. Vater, Mutter, Altersschwache und Kranke werden mit 
liebevoller Pflege umgeben, so dass Arme und Bettler so gut wie unbekannt sind."
Auch der Historiker Martin Wehrmann schrieb in seiner "Geschichte von Pommern" über die hier 
wohnenden Slawen, die er Wenden nennt:
"Die Wenden haben ein geordnetes Staatswesen besessen und eine Kultur entwickelt, die nicht ohne 
Bedeutung gewesen ist. Sie haben es in mancher Beziehung zu einer nicht unbedeutenden Blüte 
gebracht und mit Tapferkeit ihren Glauben und ihr selbständiges Dasein verteidigt. Ihr Verhängnis 
war es, dass ihnen von drei Seiten Gegner entstanden, die ihnen in allen Beziehungen überlegen 
waren."
Obwohl die Dänen und die Polen immer wieder versuchten, in die slawischen Gebiete 
vorzudringen, kam der Hauptstoß doch von den Deutschen aus dem Westen. Seit dem Jahre 789, als 
Karl der Große erstmals gegen die Wilzen, einem mächtigen Stamm der Slawen kämpfte und weit 
in ihr Land vorgedrungen war, bis hin ins 12. Jahrhundert kam es zu vielen Kämpfen, die 
schließlich mit der völligen Unterwerfung der Slawen und der deutschen Besiedlung ihrer Gebiete 
endeten. Der äußere Anlaß für all diese Kriegs- und Raubzüge war der Auftrag der Kirche, die 
Wenden zum Christentum zu bekehren. Doch in Wirklichkeit ging es den deutschen Fürsten um die 
Ausdehnung ihres Machtbereiches. Ihre Ritter, denen es in der Heimat zu eng geworden war, 
hofften auf neuen Grundbesitz und die Ausbeutung abhängiger Bauern. Und alle fanden bei der 
Durchsetzung ihrer Ziele, die vollste Unterstützung der Kirche. Schließlich war auch die Kirche zu 
jener Zeit eine feudale Einrichtung, die ihre Macht vorwiegend auf weltlichen Besitz gründete. Mit 
der Bekehrung der slawischen Bauern war für die Kirche in der Gesamtheit und für die Diener im 
einzelnen ein materieller aber auch machtpolitischer Gewinn verbunden. Jeder christliche Bauer 
hatte schließlich der Kirche oder dem Kloster außer dem Grundzins den zehnten Teil der Erträge 
seines Feldes abzuliefern. Das heißt, die Bekehrung zum Christentum bedeutete für die slawischen 
Bauern eine Verschlechterung ihrer materiellen Lage. Kein Wunder, wenn sie sich lange Zeit 
dagegen wehrten. Anders war die Situation für die slawischen Adligen und Fürsten. Sie erweiterten 
ihre Machtbefugnisse nach dem Beispiel der eingewanderten deutschen Ritter. Den größten Vorteil 
hatte jedoch der Herzog. Es war daher kein Wunder, wenn die slawischen Herrn des Landes die 
ersten waren, die zum Christentum übergingen. Damit richtete sich jedoch auch oft der Haß des 
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Volkes gegen sie. Auch Herzog Wartislav I. wurde 1136 auf der Jagd bei Stolpe von 
Stammesgenossen ermordet, weil er den deutschen Bischof Otto von Bamberg bei der Einführung 
des Christentums unterstützt hatte. An der Mordstelle ließ Herzog Ratibor, ein Bruder des 
Ermordeten und Vormund seiner unmündiges Kinder, eine Kapelle bauen, in der die sterblichen 
Überreste beigesetzt wurden. Es soll zugleich die erste christliche Kirche im Lande Groswin 
gewesen sein.
1153 wurde dann hier in Stolpe auch das erste pommersche Kloster von Benediktiner-Mönchen 
gegründet.
Damit begann zugleich die Zeit einer starken Besiedlung durch Deutsche in unserem Raum. Durch 
Schenkungen und Erwerb entwickelte sich das Kloster recht schnell zu einem mächtigen 
Grundbesitzer unseres heutigen Kreisgebiets. Neben Bauern, die ihnen die Wirtschaftsgebäude und 
besonders die Kirchen in vielen Orten aufbauten, riefen die Mönche auch Bauern zur Bestellung 
ihrer Felder ins Land, das durch viele Kriege stark verwüstet und zum Teil entvölkert war. Bald 
riefen auch Ritter und die übrigen Grundherrn, allen voran der Herzog, deutsche Siedler ins Land, 
die die ungenutzten Felder bestellten und damit dem Grundherrn neue Abgaben und Gewinne 
brachten. So entstanden neben den slawischen Dörfern bald auch die ersten deutschen Siedlungen.
Aber man brauchte auch Städte, die die Erzeugnisse des Landes als Handelsware übernahmen, 
fremde Waren einführten und um die Hebung der Kultur bemüht waren.
Aus dieser Zeit stammen die ersten Berichte über die engere Heimat, das Land Groswin. Groswin 
ist in Urkunden des 12. und 13. Jahrhunderts als slawischer Amtsbezirk (provincia) und als Burg 
(castrum) nachgewiesen. Doch seitdem der Dänenkönig Knut VI. die Burg 1185 zerstörte, fehlt uns 
jede genauer Angabe über die genaue Lage der Burg und des vermutlich dazugehörenden 
Marktflecken. Historiker und Heimatforscher kamen bei ihren Nachforschungen zu den 
unterschiedlichsten Vermutungen, ohne einen offiziellen Nachweis über die genaue Lage erbringen 
zu können. Zu den bedeutendsten Arbeiten auf diesem Gebiet gehört die Greifswalder Dissertation 
von Dr. Oskar Eggert aus dem Jahre 1927 zum Thema "Die Wendenzüge Waldemars I. und Knuts 
VI. von Dänemark nach Pommern und Mecklenburg". Dr. Eggert kommt darin zu der Erkenntnis, 
dass sich die etwaige Lage aus der Knytlinga-Sage und der ergänzenden Angaben des dänischen 
Geschichtsschreibers Saxo Gramaticus bestimmen läßt. Danach kam König Waldamar I. 1164 von 
Wolgast in die Nähe von Usedom und dann zu einem Fluß mit einer Brücke, die "Dunzarbru" hieß. 
Saxo schildert dann, dass eine Brücke, die mitten durch den Fluß ging, zerstört werden mußte, um 
mit den Schiffen voranzukommen. Bald danach fuhr die Flotte durch ein schmales Flußbett, wo die 
Dänen von slawischen Reitern vom Land her beschossen wurden. Die Dänen gingen an Land und 
verjagten die Slawen. Dann fuhren sie weiter nach Stolpe. Die Knytlinga-Sage sagt dann aus, dass 
sich Heinrich der Löwe, der von Gützkow kam und Waldemar in Groswin trafen. Nach den 
Verhandlungen ruderten die dänischen Schiffe wieder nach Stolpe zurück und Heinrich der Löwe 
ging zurück nach Demmin, das er zerstörte.
Dieser Sachverhalt ergibt, dass sich Heinrich und Waldemar zwischen Stolpe und Gützkow trafen. 
Damit aber mußte Groswin oberhalb von Stolpe gelegen haben. Das Gefecht mit den slawischen 
Reitern könnte bei Neuhof stattgefunden haben, da die Slawen von beiden Seiten angegriffen 
hatten, was unterhalb von Anklam unmöglich war. Aus alten Unterlagen geht hervor, dass die 
Besitzungen des Landes Groswin zwischen dem Stegenbach und dem Grüttower Grenzbach 
gelegen haben. Damit käme für die Lage der Burg und des Marktfleckens nur noch der Nordrand 
der Feldmark Stolpe oberhalb des Dorfes Stolpe in Frage. Doch zu diesem Ergebnis kommt, wie der 
Heimatforscher Dr. Otto Bollnow in seinen Ausführungen über "Burgwälle des Kreises Anklam" im 
Heimatkalender 1933 feststellte, der Historiker am Schreibtisch. Es fehlt eben nach wie vor der 
konkrete Nachweis für die Richtigkeit dieser Vermutung.
Dass mit der Burg Groswin auch ein Marktflecken und Krug verbunden war, geht praktisch aus der 
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Urkunde über die Gründung des Klosters Stolpe vom 3. Mai 1153 hervor. Um den Mönchen eine 
Lebensgrundlage zu verschaffen, schenkte Herzog Ratibor dem Kloster das Dorf Stolpe mit den 
Einnahmen aus dem Kruge und dem Zoll, ferner den Krug im Lande Groswin mit dem Marktzoll 
und dem Schiffszoll auf der Peene und den Marktflecken mit Äcker und Wiesen.
Der Marktflecken kann nur der Ort Groswin gewesen sein, der zusammen mit der Burg 1185 vom 
Dänenkönig Knut VI. zerstört wurde.
Bischof Adalbert verlieh dem Kloster noch den Zehnten aus dem Lande Groswin. Danach hatte 
jeder Bauer des Landes Groswin den zehnten Teil seiner Erträge aus Kloster Stolpe abzuliefern. 
Dieses Recht behielt das Kloster bis zu seiner Auflösung im Jahre 1535. 
Wir kommen damit zu der Vermutung, Anklam und Groswin sind weder dasselbe, noch wurde 
unsere Stadt auf den Trümmern dieser alten Slawensiedlung aufgebaut. Anklam ist eine 
Neugründung aus der Zeit der deutschen Besiedlung in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts.

5. Anklam wird planmäßig aufgebaut

Der Hauptstrom zur Besiedlung unseres Raumes setzte unter der Herrschaft Herzog Barnims I. im 
13. Jahrhundert ein. Immer mehr Grundherrn beauftragten Unternehmer, auch Lokatoren genannt, 
mit der Besiedlung ungenutzter Teile ihres Grundbesitzes. Der Lokator warb dazu deutsche Siedler 
an und holte sie ins Land. Gemeinsam wurden neue Wohnsiedlungen aufgebaut oder man setzte 
verlassene slawische Siedlungen instand, um sie anschließend zu beziehen. Baumaterialien, 
besonders das Nutzholz, stellte der Grundherr kostenlos zur Verfügung. Auf diese Weise neu 
erbaute Dörfer wurden planmäßig oft an einer Straße angelegt. So setzte zum Beispiel der Lokator 
des Ritters Oldewig von Schwerin aus Altwigshagen einen Teil der Siedler in Neuendorf A an. Hier 
wurde das Dorf völlig neu gebaut, während andere Siedler die verlassenen Wohngebäude der 
slawischen Siedlung Lübs beziehen konnten.
Der Herzog selber war jedoch besonders an der Anlage von Städten interessiert, wie sie in 
Deutschland westlich der Elbe schon lange bestanden. Bei der Gründung von Städten ging man den 
gleichen Weg. Hier stellte der Herzog als Grundbesitzer das Baugelände zur Verfügung und 
beauftragte dann ebenfalls einen Lokaten mit dem Aufbau und der Besiedlung der Stadt.
Das geschah auch für unsere Stadt Anklam. Da die anzulegende Stadt dem Handel dienen sollte, 
mußte eine günstige Lage für den Handel zu Wasser und zu Lande ausgewählt werden. Im alten 
Urstromtal der Peene, dessen Ufer zwischen den Höhen bei Ziethen und Relzow im Norden und 
dem Schülerberg im Süden auch heute noch deutlich erkennbar sind, lag eine länglich-runde 
Geschiebemergelinsel, an einer Stelle, wo man das Urstromtal verhältnismäßig günstig überqueren 
konnte. Hier waren die Bedingungen für den Handel gut erfüllt. Gleichzeitig boten die ringsherum 
liegenden großen Moor- und Sumpfflächen einen natürlichen Schutz gegen Überfälle. Durch die 
Form der Geschiebemergelinsel war auch der länglich-runde Grundriß unserer Stadt gegeben. Die 
Baufläche wurde, wie in allen in dieser Zeit gebauten Städten, durch parallele Straßenzüge in 
Rechtecke und Quadrate aufgeteilt. Der Grundriß glich damit etwa einem Schachbrettmuster mit 9 
Quadraten im Osten und 3 Rechtecken von 1,25 Hektar westlich der Hohenstraße und der 
Burgstraße. In der Mitte auf der am höchsten gelegenen Stelle blieb ein Quadrat von etwa 100 
Metern Seitenlänge frei für den Markt.
Die rechteckigen bzw. quadratischen Flächen wurden so in Grundstücke aufgeteilt, dass die schmale 
Seite an der Straße lag. Darauf bauten die vom Lokator angeworbenen Handwerker, Kaufleute und 
Bauern ihre Häuser mit der Giebelseite zur Straße. Diese Häuser waren zunächst sehr einfach aus 
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Lehmfachwerk gebaut und mit Rohr oder Stroh gedeckt. Die ersten Steinhäuser werden erst um 
1400 im Anklamer Stadtbuch erwähnt. Das Ganze wurde zum Schutz mit einem Planken- und 
Palisadenzaun umgeben. Die zunächst noch nicht bebauten Flächen innerhalb der Stadt wurden als 
Gärten genutzt, doch um 1400 waren auch diese Flächen bebaut. Interessant war, dass die 
verschiedenen Handwerks- und Berufsgruppen getrennt Straßenweise angesiedelt wurden. 
Entsprechend erhielten die Straßen ihre Namen. Die Bauern, auch Bauleute genannt, bewohnten 
zum Beispiel die an der Südseite der Stadt gelegene Baustraße. Heute sind hier zwar ihre 
Bauernhöfe verschwunden, doch die Baustraße ist geblieben. Weiter gab es die Wollweberstraße, 
die Pelzerstraße (an der Post zwischen Bau- und Steinstraße) oder die Küterstraße (nördlichster Teil 
der Brüderstraße) für die Küter oder Fleischer. Am Eingang der Peenstraße zur Packhofstraße lag 
der Ochsenmarkt.
Das Rathaus wurde mitten auf dem Marktplatz aufgebaut. Dahinter lag der Scharren, eine enge 
Gasse, in der sich die Brot- und Fleischverkaufsstände befanden.
Mit dem Bau der beiden großen Wahrzeichen der Stadt, der Kirchen, wurde in den letzten Jahren 
des 13. Jahrhunderts begonnen. Die Marienkirche wird bereits 1296 erwähnt. Etwa zur gleichen 
Zeit begann man auch mit dem Bau der Nikolaikirche. Beide Kirchen waren jedoch anfangs noch 
recht klein. Rundherum lagen die Friedhöfe. Die Marienkirche wurde im Mittelalter auch oft als 
"Kirche der lieben Frau Maria" bezeichnet. Davon abgeleitet wurde sicher der Name Frauen- bzw. 
Mägdestraße. Die Priesterstraße erhielt ihren Namen, weil hier die Priester täglich zu ihren 
Wohnungen am unteren Ende der Baustraße hintergingen. 
Um 1400 war unsere Stadt dann schon von einer Steinmauer umgeben.

6. Vom Stadtrecht und Leben der Bürger

Sicher wird man nun fragen, wann geschah das alles und seit wann besitzt unsere Stadt das 
Stadtrecht?
Damit kommen wir wieder zu einer Frage, die leider nicht genau beantwortet werden kann. 
Entsprechende Urkunden über die Verleihung des Stadtrechts durch den Herzog sind vermutlich 
beim Rathausbrand im Jahre 1525 vernichtet worden. Die erste, noch in Abschrift vorhandene 
Urkunde stammt aus dem Jahre 1243. Darin vermacht Herzog Barnim I. dem Kloster Stolpe 
Ländereien in Wusseken und Stretense mit der Verpflichtung dafür in Wusseken eine Kirche zu 
bauen. Als Zeuge hat diese Urkunde auch ein "Albertus scultetus aus Tanchlim" unterzeichnet. Das 
war der damalige Dorfschulze von Anklam, das noch ein Marktflecken war. In zwei weiteren 
Urkunden aus den Jahren 1256 und 1258 wird jeweils ein "advokatus" (Voigt) in Tanchlim erwähnt. 
Als Sitz eines Vogtes, dem gewöhnlich mehrere Dörfer unterstanden, muß Anklam die umliegenden 
Dörfer bereits an Größe überholt haben. Aber auch jetzt ist noch nicht die Rede von der "Stadt" 
Anklam.
Am 8. Juni 1264 befreite Herzog Barnim I. dann die "Burgenses in civitate nostra Tanglym 
comorantes", die Bürger, die in der Stadt Anklam wohnen, von der Abgabe des Zolls und gestattete 
ihnen auf allen seinen Gewässern ungehindert Schiffahrt zu treiben. In dieser Urkunde wird Anklam 
erstmalig als Stadt erwähnt. Damit fällt die Verleihung des Stadtrechts in die Zeit zwischen 1258 
und 1264. Wir betrachten daher das urkundlich belegte Jahr 1264 als das Gründungsjahr der "Stadt 
Anklam".
Abschriften der hier erwähnten Urkunden befinden sich in lateinischer Sprache im Anhang der alten 
Stadtchronik von Karl-Friedrich Stavenhagen, die er 1773 herausgegeben hat.

11



Stadtchronik Heinz Bemowsky 1989

Wir sehen, auch unsere Stadt entwickelte sich erst langsam vom Dorf über den Marktflecken zur 
Stadt.
Wie lebten nun die Bewohner unserer Stadt?
Da damals praktisch alle Bürger Landwirtschaft betrieben, hatte man die der Stadt gehörenden 
Landflächen vom Hohen Stein bis zum Stegenbach bei Görke in Hufen aufgeteilt und sie den 
Bürgern zur Nutzung übergeben. Am Ostrande der Stadt, etwa von der Mitte der heutigen 
Wördeländer Straße bis zum Güterbahnhof, lag das "Wördeland" auch "Wurtland" genannt, das in 
kleine Gartenparzellen aufgeteilt war. Ein Teil der Feldflur blieb gemeinsamer Besitz und wurde als 
Weidefläche genutzt. Der heutige Bluthsluster Park war Gänseanger. Die Bluthsluster Straße und 
Teile des Gneveziner Damms bildeten die Viehdrift. Hier zog der Hirte mit den Rindern zur Weide, 
wo er sie im Auftrage der Besitzer hütete. Vieh aber hielt sich damals jeder Bewohner der Stadt. 
Daher hatte man hinter den Häusern überall Stallungen aufgebaut. Nicht alle Häuser hatten jedoch 
große Toreinfahrten. Wenn hier der Dung abgefahren werden sollte, mußte er erst über den Flur 
getragen und auf die Straße geworfen werden. Man kann sich sicher vorstellen, in welchem Zustand 
sich die Straßen damals besonders in der feuchten Jahreszeit befanden. Um 1400 wurde daher mit 
dem Pflastern der ersten Straßen begonnen. 
Handwerker, Kaufleute und Bauern bewohnten die Stadt. Sie sorgten für die wirtschaftliche 
Entwicklung und den weiteren Ausbau. Mit dem Handel gelangten die Kaufleute recht bald zu 
großem Wohlstand. Sie entwickelten sich damit zu Patriziern und übernahmen bis zum Beginn des 
19. Jahrhunderts die alleinige Leitung der Stadt. Nur sie stellten die Bürgermeister und 
Ratsmitglieder.

7. Anklam entwickelt sich zur angesehenen Hansestadt

Schon in den Jahren der Gründung der Stadt erhielten die Anklamer Kaufleute also ihre ersten 
Vergünstigungen für den Transport ihrer Waren auf dem Wasserwege. Sicher hat es auch nicht lange 
gedauert, bis ihre ersten Schiffe hinausfuhren auf die Ostsee. 1283 wurde Anklam praktisch zum 
ersten mal als Mitglied der Hanse erwähnt. Zusammen mit den Städten Lübeck, Rostock, Wismar, 
Stralsund, Greifswald, Stettin und Demmin war unsere Stadt am 13. Juni 1283 in Rostock einem 
Landfriedensbündnis beigetreten. Dabei war von besonderer Bedeutung, dass die am 
Landfriedensbund beteiligten Landesherrn, der Herzog Johann von Sachsen-Lauenburg, Herzog 
Bogislav IV. von Pommern, der Fürst Witzlaw II. von Rügen und die Mecklenburger Landesherren, 
den Städten das Recht zuerkannten, zu ihrer Sicherheit miteinander Bündnisverträge abzuschließen. 
Damit war dieser Bund ein Grundstock der sich bildenden Hanse.
Die führende Stadt war bekanntlich Lübeck. Das ging soweit, dass viele Hansestädte das für Lübeck 
geltende Recht, auch als lübisches Recht bezeichnet, übernahmen. Auch unser Anklam gehörte zu 
diesen Städten, doch der Rath behielt sich dabei einige Änderungen vor und übernahm auch nicht 
alle 418 Artikel des lübischen Rechts.  Das für unsere Stadt geltende Recht bekam seine Form, als 
am 2. Januar 1353 eine gemeinsame Verfassung für die Städte Stralsund, Greifswald, Demmin und 
Anklam als "statuta senatus" beschlossen und herausgegeben wurde. Das Statut legte fest, dass die 
Stadt von 3 Bürgermeistern und 24 Rathsherren zu leiten war. Von den 24 ehrenamtlichen 
Ratsherren waren jeweils 16 aktiv tätig. Sie bildeten den "Neuen Rath". 
8 Mitglieder schieden im Wechselgang für ein Jahr aus und bildeten den "Alten Rath". 
Bürgermeister und Rathsherren wurden auf Lebenszeit gewählt. Im Falle des Todes erfolgte einmal 
im Jahr eine Nachwahl. Dabei hatte der 1. Bürgermeister das Recht, die neuen Kandidaten 
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vorzuschlagen. Dann wählten die übrigen Rathsmitglieder. Vater und Sohn oder zwei Brüder 
durften nicht zugleich im Rath sitzen, dafür aber die Schwiegersöhne. Davon wurde oft Gebrauch 
gemacht, so dass sich in Anklam fast ununterbrochene Bürgermeisterreihen von Schwiegervätern 
und Schwiegersöhnen vom Ende des 14. Jahrhunderts bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts verfolgen 
lassen. Über die Auswahl hieß es: "Nur Bürger, die vom Rath ein Amt oder Lehen besitzen, können 
in den Rath berufen werden. Das sind Kaufleute und Krämer, wenn sie zugleich Kaufleute sind!" 
Handwerker und andere Bürger waren nicht zugelassen. Das führte gegen Ende des 14. 
Jahrhunderts, wie in vielen Städten, auch in Anklam zu größeren Unruhen. Nach dem Statut übte 
der Anklamer Rath die Rechtssprechung in allen bürgerlichen und peinlichen Sachen aus, erteilte 
sicheres Geleit, bildete Zünfte und Innungen und zog erblose Güter ein. Zur Ausübung seines Amtes 
hatte jedes Rathsmitglied ein Pferd zu halten.
In weiteren Artikeln des Statuts gab es noch interessante Festlegungen. So durfte niemandem 
grundlos das Bürgerrecht versagt werden. Bürger durften nur bürgerliche Grundstücke besitzen, das 
heißt, sie konnten nichts erwerben, was bisher dem Adel gehörte. Diese Festlegung wurde übrigens 
erst durch das Oktoberedikt 1807 aufgehoben.
"Die Anklamer Bürger- und Kaufmannsfrau", so heißt es in einem weiteren Artikel, "bezahlt nie die 
Schulden ihres Mannes aus ihrem Brautschatz oder mitgegebenem Vermögen, es sei denn, sie 
verpflichtet sich selbst dazu."
Die fünfundzwanzigjährige Tochter konnte die Auszahlung ihres Brautschatzes fordern, auch wenn 
sie noch nicht verheiratet war, oder "Jungfrauen haben bis zum 25. Lebensjahr ihren Vormund. Er 
fällt mit der Heirat weg und geht auf den Mann über. Die Witwe braucht keinen neuen Vormund 
und kann selber Vormund ihrer Kinder sein."
Die Frage des Erbrechts war wie folgt geregelt: "Wer ein mit der Frau verheiratetes Erbe bebaut und 
aus eigenen Mitteln ausbaut, hat die Baukosten vor dem Rat zu beschwören. Stirbt der Mann, 
nehmen seine Freunde zu ihrem Teil soviel weg, wie der Verstorbene beschworen hat."
Der Rath regierte mit aller Strenge. Er hatte dabei das Recht, Todesurteile auszusprechen und zu 
vollstrecken, denn das Statut besagte: "Wer gegen die Beschlüsse des Rathes verstößt und der Stadt 
bewußt Schaden zufügt, verliert Leib und Güter!" Die zum Tode verurteilten wurden gehängt, 
enthauptet, gerädert oder verbrannt. Ort der Hinrichtungen war gewöhnlich der Galgenberg.
Polizeivergehen wurden mit dem Pranger bestraft. Er befand sich gegenüber vom Grundstück 
Frauenstraße - Ecke Markt. In einem Käfig auf einer Steinsäule wurde der Bestrafte hier dem 
Gespött der Stadtbevölkerung preisgegeben. Dazu kamen oft Folterungen mit Daumenschrauben, 
spanischen Stiefeln oder der Torturwinde. Der hierfür eingesetzte Scharfrichter wohnte im 
östlichsten Teil der Baustraße in einem Winkel an der Stadtmauer und wurde von den übrigen 
Bewohnern gemieden. Der wohl bekannteste Anklamer Scharfrichter war Hans Spiegel. Als 
Gefängnisse dienten der Fangenturm (später Pulverturm) und das Steintor.
Als Stadt im Herzogtum Pommern erkannten die Anklamer ihren Herzog als ihren Landesherrn an. 
Sie erwiesen ihm die gebührende Ehre und unterstützten ihn im Kampf gegen äußere Feinde. Doch 
in ihre inneren Angelegenheiten ließen sie sich nicht viel hineinreden. In dieser Hinsicht fühlte sich 
die Hansestadt Anklam praktisch als freie Stadt. Der Herzog gewährte Vergünstigungen, weil er sich 
die weitere Unterstützung der Städte für die Durchsetzung seiner Ziele sichern wollte.
So bestätigte Herzog Barnim I. der Stadt Anklam auch im Jahre 1275 den Kauf des östlich der Stadt 
gelegenen Dorfes Tuchow von seinen Lehnsleute den Gebrüdern Zagenz mit den dazugehörigen 
Ländereien. Die Einwohner des Dorfes wurden in die Stadt umgesiedelt und die Ortschaft dann 
abgebrochen. Die Ländereien erhielten den Namen "zum Nigen Felde" im Gegensatz zum "Alten 
Felde" das westlich der Stadt lag.
Als 1278 Herzog Bogislv IV die Regierungsgeschäfte übernahm, war Hinterpommern gerade zum 
Streitobjekt der Polen, Brandenburger und der Kreuzritter geworden. Markgraf Albrecht von 
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Brandenburg hatte Stargard an der Ihna erobert. Darauf rief der Herzog seine Untertanen und Städte 
zum Kampf gegen sie auf. Dabei gaben besonders die Anklamer eine vorbildliche Unterstützung, 
denn sie eroberten das Stargarder Schloß im Sturme zurück und erwarben sich damit erneut die 
Gunst und Dankbarkeit des Herzogs.
Schon 1282 bestätigte er ihnen daher den Kauf des Dorfes Rosenhagen. Dazu heißt es wörtlich in 
der Urkunde: "... wegen der Gunst und Zuneigung welche wir unserer Stadt Tanchlim und den 
Bürgern derselben, unseren besonderen Freunden hegen und längst gehegt haben, besagter Stadt 
gegeben und als ein Geschenk zum Eigentum übergeben haben das Dorf Rosenhagen in den von der 
Gründung derselben dazugehörigen Grenzen mit aller Nutzung und jeglicher Freiheit, mit Wiesen, 
Weiden, Bächen, Gewässern, Wasserabfällen, Wäldern, Hainen, Salzsiedereien, Eisengruben, 
Mühlenanlagen mit jeglichem Nießbrauch und Einkünften, welche besagtem Dorfe sind oder für 
immer kommen oder erworben werden können."
Als Zeugen waren vertreten: Pater B., Abt zu Stolpe, Johann von Ertensborg, Werner von Schwerin, 
Nicolaus Draco, Rudolf von Nienkerken, sein Sohn Konrad, Tammo von Zagenz und der Ritter 
Conrad von Vemeren.
1285 erhielt Anklam die Dörfer Pelsin, Gellendin, Woserow und Bargischow zugesprochen. Auch 
hierüber liegt uns der Text der Beurkundung vor. Er besagt: "Damit nicht das Andenken an Taten im 
Verlaufe der Zeit verschwinde und untergehe, pflegte die Weisheit kluger Männer dieselben durch 
Schriften zu verewigen. Deshalb soll es zur Kunde aller getreuen Christen kommen, dass wir aus 
gutem Willen und nach eingeholtem Rath unserer Vasallen aus Gunst und Zuneigung zu unseren 
geliebten Bürgern unserer Stadt Tanglim, welche uns in dringendster Not mit Gut und Blut treulich 
beigestanden, zum Ersatz für Verluste, welche sie für uns vielfach erlitten, das Eigentum von 
Dörfern, nämlich Pelsin, Gellendin, Woserow und Barvetsekow (Bargischow) für ewige Zeiten 
zuerteilet haben."
Diesmal werden als Zeugen aufgeführt: Rudolf von Nienkerken, Albert von Rubetzow, Richard von 
Göreke, Wizlav von Uzmann, Ritter Thiderich (Dietrich) von Müller, Johann und Diderich von 
Stettin, Herbord und Heinrich genannt Lückow und Gebrüder Ludolpf und Nieland unsere Diener.
Ebenfalls im Jahre 1285 übertrug Herzog Bogislv IV. den Anklamer Bürgern Johann Schweders 
Sohn und Hermann von Gützekow die "Olde Vir" (Anklamer Fähre), befreite sie von allen Abgaben 
und erklärte die Stadt Anklam zum Grundeigentümer. Bis dahin hatte ein Ritter Johann von Berlin 
die Insel als Lehen bewirtschaftet und Zoll erhoben. Die beiden neuen Nutznießer waren Mitglieder 
des Anklamer Rathes und zählten als Patrizier zum Stadtadel. Der Herzog bezeichnete sie als seine 
treuen Vasallen. Vermutlich haben sich jedoch beide Familien später von der Stadt abfinden lassen. 
Hermann von Gützekow wird übrigens 1284 als Bürgermeister von Anklam erwähnt. 1302 übertrug 
Herzog Bogislav IV. die Nutzung der Insel unter gleichen Bedingungen an die Anklamer Bürger 
Willeken Cröpelin und Heinrich Willers Sohn. Diesmal setzte er allerdings auch die Zollhöhe fest 
und verbot jegliche Veränderung. 
Ein weiteres Zollrecht übertrug Herzog Otto I., dem die Gebiete südlich der Peene ohne Anklam 
unterstanden, unserer Stadt im Jahre 1301. Damals führte eine wichtige Handelsstraße nach 
Mecklenburg über Japenzin. Anklam erhielt das Recht, hier für alle aus Mecklenburg eingeführten 
Waren einen bestimmten Zoll zu erheben.
1331 erwarb die Stadt dann noch die Orte Bugewitz mit Grünberg (später Leopoldshagen) und 
Heidemühl. 1357 kamen Gnevezin, Kosenow und Camp dazu.
Man könnte noch eine ganze Reihe von Urkunden aufzählen, in denen die verschiedensten 
pommerschen Herzöge unserer Stadt bestimmte Rechte zuerkannten. Allein in der alten 
Stadtchronik von Karl-Friedrich Stavenhagen gibt es im Anhang 118 Abschriften von solchen alten 
in lateinischer oder altdeutscher Sprache verfaßten Urkunden. Doch niemand braucht zu glauben, es 
wären der Stadt auch so viele besondere Recht zugesprochen worden. Obwohl es schon in der 
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Urkunde Herzog Barnims I. hieß, die Anklamer sollten auf "ewig" von jeder Abgabe des Zolls 
befreit sein, fühlten sich die Nachfolger kaum daran gebunden, sondern bestätigten die Rechte für 
entsprechende Gegenleistungen oftmals wieder neu und nahmen dabei auch manche Änderung vor.
So ist zum Beispiel bekannt, dass Herzog Wartislav IV. der Stadt Anklam im Jahre 1312 für 100 
Mark reinen Silbers folgende Freiheiten verkaufte:
1. dass ihre Schiffe und Waren durch die Peene und Swine ohne Zollabgabe aus- und eingehen 
    konnten, dass sie
2. im Fähr'schen Haff und in allen fürstlichen Gewässern im Winter und Sommer mit kleinen und
    großen Netzen fischen durften und dass
3. der Rat alle, sowohl vornehmen als minder vornehmen Ritter und Adlige, wenn sie den Bürgern  
    das ihnen Schuldige nach geschehener Erinnerung innerhalb von 5 Tagen in Zahlung nicht
    leisteten anzupfänden, einziehen, ja gar zur Stadt holen und so lange einkerkern lassen durften,
    bis die Zahlung wirklich geleistet wurde.

1320 sprach der gleiche Herzog die Anklamer dann nochmals besonders vom Zoll und allen 
Abgaben für alle Waren im Swine- und Peenehafen frei, und schließlich befreite er die Stadt erneut 
1323 vom Zoll im ganzen herzoglichen Gebiet, besonders bei Wolgast und zur Swine. So sah es 
also kaum 60 Jahre später mit der Zollbefreiung Herzog Barnims I. auf ewige Zeiten aus.
1326 sprach Herzog Otto I. die Bürger von Stralsund, Greifswald, Anklam, Demmin und Treptow 
frei vom Zoll, Geleitgeldern und allen Abgaben in seinen "Groswin'schen Landen". Wir sehen 
daraus, dass die früheren Besitzungen der alten Burg oder Ortschaft Groswin, die bereits 1185 vom 
Dänenkönig Knut zerstört wurden, noch etwa 150 Jahre später ihren alten Namen "Groswin'sche 
Lande" trugen.
Die Anklamer Kaufleute nutzten die Vergünstigungen und waren natürlich bemüht, auch ihren 
Handel auf dem Landwege weiter auszubauen. Dazu gehörte das Befestigen der wichtigsten 
Straßen. Zur Verbesserung der Verbindung nach Greifswald und Stralsund wurde der durch das 
Peenetal führende "Peendamm" bereits 1311 mit Steinen gepflastert. Stavenhagen berichtet darüber 
in seiner Stadtchronik: "Man arbeitete an einem Steinpflaster, eine Viertelmeile lang über die Wiese 
nach dem Dorfe Ziethen hin, wo selbst bis dahin nur ein Knüppeldamm gelegen hatte. Die 
Ausführung dieses Werkes war der ganzen umherliegenden Gegend gemeinnützig, und aus diesem 
Grunde kam die ganze Landschaft durch eine ausgeschriebene Geldsteuer der Stadt zu Hilfe, und 
im Jahre 1311 sah man diesen Steinweg fertig, den Anklam nunmehr unterhalten muß."
Etwa 100 Jahre später (1423) wurde auch die Straße nach Greifswald erweitert und verbessert. 
Dabei ging es besonders um einen Abschnitt in der Nähe des Dorfes Schlatkow. Hier kaufte die 
Stadt Anklam von einem Grundbesitzer Everd Menzelin einen 3 Ruten breiten Streifen Land und 
baute darauf in Verbindung mit der Stadt Greifswald die neue Straße, die wiederum dem Handel 
neue Möglichkeiten eröffnete.
Der umfassende Erwerb neuer Güter vorwiegend durch Leistung von Kriegsdiensten und der sich 
entwickelnde Handel hatten die Stadt schnell reich gemacht. Daher war sie in der Lage, solche 
Arbeiten ausführen zu lassen. Doch ihr wurde nichts geschenkt, wenn auch in den meisten 
herzoglichen Urkunden von einer Schenkung der Dörfer die Rede ist, so hatten die Anklamer doch 
dafür stets ihren Gegendienst geleistet und damit bezahlt.
Man kann also feststellen, fleißige Handwerker und tüchtige Kaufleute hatten unter der Leitung des 
Anklamer Rates dafür gesorgt, dass die junge Hansestadt an der Peene bald zu den mächtigsten 
Grundbesitzern im ganzen Herzogtum gehörte. Um 1500 stand Anklam unter 57 pommerschen 
Städten an 5. Stelle und nahm damit in dieser Zeit im Landtag den Platz einer vorsitzenden Stadt 
ein. Schon im 14. Jahrhundert wurde Anklam unter der Regierung Kaiser Ludwigs von Bayern zum 
Reichstag nach Frankfurt am Main berufen, wozu sonst nur die freien Reichsstädte geladen wurden. 
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Die aufblühende Hansestadt Anklam wurde ihnen also schon fast gleich gestellt.

8. Die Vitte bei Falsterbo brachte Reichtum für die Kaufleute

Die wirtschaftlichen Erfolge in der Hansezeit ließen unsere Stadt also schnell aufblühen. Im Jahre 
1338 erwarb Anklam, wie vorher eine Reihe anderer Städte, auf der Halbinsel Schonen, in der Nähe 
von Falsterbo ein Stückchen Land. Der Dänenkönig Waldemar stellte darüber die Besitzurkunde aus 
und gestattete der Stadt Anklam, dort einen eigenen Voigt einzusetzen. Was zog nun die Anklamer 
Kaufleute damals nach Schonen?
Es waren die reichen Heringsfänge jener Jahre. Von allen Fischen hatte der Hering damals den 
größten Handelswert. Alljährlich zur Laichzeit erschien er in großen Schwärmen vor der Küste von 
Schonen und in den flachen Gründen des Sundes. Der Hering kam immer so um Jakobi (25. Juli), 
um dann etwa 2 Monate später um Michaelis (29. September) wieder ganz zu verschwinden. Es 
kam also darauf an, diese Zeit zu nutzen. Den Fang selbst besorgten gewöhnlich die dänischen 
Fischer, während die Kaufleute aus den verschiedensten Hansestädten mit ihren Schiffen 
erschienen, um den Fang aufzukaufen. Zu ihnen gehörten auch die Anklamer Kaufleute. Dazu 
hatten sie auf Schonen ihre Vitte, wie der Handelsplatz genannt wurde, aufgebaut.
Wie sah es nun dort aus und wie wurde die Vitte genutzt?
Am Strand hatte man Landungsstege zum Entladen der Fischerboote gebaut. Nicht weit davon 
entfernt befanden sich die Verarbeitungs- und Lagerschuppen. Dort lagerten Salz und leere Fässer. 
Das Salz lieferte Lübeck. Es kam aus den Lübecker Salinen und wurde über die Trawe, als 
"Trawensalz" bekannt, verschickt. Die Fässer dagegen kamen per Schiff aus Hinterpommern. 
Geübte Packer besorgten das Einsalzen und Einlegen der Heringe. Die zugenagelten Fässer wurden 
dann verladen und mit Schiffen nach Anklam gebracht. Von dort erfolgte der weitere Verkauf auf 
dem Landwege bis nach Mecklenburg und Brandenburg.
Vielleicht taucht jetzt die Frage auf: "Reichten denn die Heringe für alle?"
Auch darüber gibt die Chronik Auskunft. Ein Lübecker Voigt zählte Anfang des 16. Jahrhunderts, 
als sich der Hering bereits mehr und mehr in die Nähe der Insel Bornholm zurückgezogen hatte, in 
einem Sommer 750 Boote, die vor der Küste der Halbinsel Schonen fischten. Und alle hatten stets 
einen guten Fang. Auf diese Weise gelangten jährlich bis zu 300.000 Fässer mit Salzheringen von 
Schonen zum Versand. Damit hat der Hering die Anklamer Kaufleute reich gemacht, zumal die 
Fischerei im katholischen Mittelalter besonders lebensnotwendig war. Was sollte man an den vielen 
Fastentagen des Jahres essen, wenn nicht Fische in ausreichender Menge zur Verfügung standen. 
Schon aus diesem Grunde sahen sich alle Länder und Städte veranlaßt, sich so ihren Anteil an 
Hochseefischen zu sichern und bereitzustellen.
Nach Schonen kamen damals also Kaufleute aus Ost und West. Da war es ganz natürlich, dass ihre 
Schiffe auch einheimische Erzeugnisse zum Verkauf und Tausch mitbrachten. So entwickelte sich 
hier auf Schonen zeitweilig ein Warenaustausch, wie auf einer Messe. Die Anklamer Kaufleute 
brachten besonders Leinenstoffe, Bier und Getreide mit. Feine Tuche dagegen kamen aus den 
Niederlanden und Pelze aus den Städten des Ostens, wie Nowgorod und Danzig. England lieferte 
Eisenwaren, während die Dänen mit Pferden, Salzfleisch und Tierhäuten handelten.
Damit wurden die Vitten neben dem Heringsgeschäft zu Treffpunkten für einen vielseitigen, 
einträglichen Handel. Aus diesem Grunde baute man neben die Lagerschuppen recht bald besondere 
Gebäude für die Geschäftsabschlüsse auf. Es waren die sogenannten "Börsen" (auch Bürse oder 
Burse genannt), in denen sich zugleich Gaststätten befanden. Da die Anklamer Kaufleute mit 
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Vorliebe ihre erwachsenen ledigen Söhne in die Vitte schickten, ging es in der Börsengaststätte oft 
recht stimmungsvoll zu. Im Junggesellenleben fröhlich vereint, wurde mancher Becher gelehrt und 
mancher Spaß und Streich vollbracht. Doch der Rat hatte auch für Zucht und Ordnung auf der Vitte 
zu sorgen. Darum war ein Voigt eingesetzt, der die Polizeigewalt ausübte, Recht sprach und Streit 
schlichtete. Das Anklamer Kloster hatte ebenfalls einen Mönch in die Vitte geschickt. Er hatte jeden 
Morgen die Messe zu lesen und für das Seelenheil der Bewohner zu sorgen.
In der Anklamer Vitte wurde mit Anklamer Münze bezahlt. 
Ende September kehrten die Schiffe mit den jungen Kaufleuten wieder nach Anklam zurück. 
Zuhause schlossen sie sich zu einer Kompagnie (Verein) der Schonenfahrer zusammen und hatten 
auch bald ihr eigenes Vereinshaus, die "Börse". Die Mitglieder wurden als Börsenbrüder bezeichnet 
und daher nannte man ihre Vereinigung auch "Börsenbrüderschaft". Als sich später die 
Heringslaichplätze in den Raum um die Insel Bornholm verlagerten, folgten die Anklamer 
Kaufleute auch hierher. Aus der bisherigen Börsenbruderschaft wurde dann die "Bornholmsche 
Börse", die noch im 18. Jahrhundert bestand und ihr Vereinshaus in der Wollweberstraße 35 hatte.
Um die Mitte des 16. Jahrhunderts ging dann das große Heringsgeschäft ganz zu Ende. Der Hering 
hatte sich bis ins Grenzgebiet des Kattegat und Skagerrak zurückgezogen und erschien nach 
weiteren 50 bis 60Jahren nur noch in der Nordsee. Hier übernahmen die Niederländer, Schotten und 
Norweger den Fang und auch den Handel. Trotzdem hatte sich die Schonenfahrerei gelohnt. Sie 
hatte die reichen Anklamer Kaufleute noch reicher gemacht.

9. Die Zeit der Zünfte, Ämter und Gewerke

Neben den Kaufleuten zählten die Handwerker zu den wichtigsten Bürgern der Stadt. Das 
Handwerk ist in Anklam so alt, wie die Stadt selbst, denn Handwerker und Kaufleute gehörten 
zusammen mit den Bauern zu den Begründern der Stadt. Sie siedelten sich getrennt nach ihren 
Berufen in den ihnen zugeteilten Straßen an. Oft wurden die Straßen daher auch nach ihnen 
benannt. So gab es eine Wollweberstraße, eine Gerber-, Pelzer-, Küter- und Grapengießerstraße. In 
der Küterstraße (Nordende der Brüderstraße zur Peene) wohnten die Fleischer, die man auch Küter 
nannte. Diese Straßen wurden schon 1404 im Stadtbuch erwähnt.
Jeder Handwerker hatte sein eigenes Haus, in dem er wohnte und auch die Werkstatt eingerichtet 
war. Die Handwerksmeister arbeiteten alleine oder mit ein bis zwei Gesellen und einem Lehrling, 
die dann zur Familie gehörten.
Schon im 13. Jahrhundert schlossen sich einzelne Berufsgruppen zu Zünften zusammen. Dazu 
brauchten die Handwerker jedoch die Genehmigung des städtischen Rates. Vollberechtigte 
Mitglieder der Zünfte waren nur die Handwerksmeister. Für sie bestand bald ein Zunftzwang. Die 
Zünfte kümmerten sich um die Rohstoffbeschaffung und regelten den Produktionsumfang. 
Gleichzeitig prüften sie die Qualität der Produkte und legten die Preise fest. Damit waren die 
Handwerksmeister an die Weisungen ihrer Berufsorganisation, der Zunft, gebunden. Sie durften 
nicht frei wirtschaften und konnten damit auch nicht Unternehmer werden. Andererseits gab es aber 
auch kein Absinken zum Lohnarbeiter, denn in Notfällen erhielten sie von der Zunft entsprechende 
Unterstützung. Die Zunft vertrat die Mitglieder natürlich auch bei der Durchsetzung ihrer Belange 
gegenüber staatlichen Stellen.
Die reichsten Zünfte besaßen ihre eigenen Zunfthäuser, die für berufliche und gesellige 
Zusammenkünfte genutzt wurden. Das Zunfthaus der Anklamer Gewandschneider war zum 
Beispiel der "Gummen", das Haus Nr. 24 an der Südseite des Marktes. Es stand rechts neben dem 
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"Hotel zur goldenen Traube", wurde später baufällig abgerissen und durch das bekannte 
"Kommandantenhaus" ersetzt. 
Auch unter den Handwerkern kam es bald zu einer Rangeinstufung, für die jedoch nicht ihre 
Zunfthäuser ausschlaggebend waren, sondern die Handwerks- und Berufsgruppen wurden nach 
amtlicher Werteinschätzung durch den "hohen Rat" in Ämter und Gewerke eingeteilt. Nach einer 
alten Pergamentrolle von 1399 gab es in Anklam folgende Rangordnung: "Wollweber, 
Knochenhauer, Fischer, Bäcker, Bauleute (Bauern), Schuhmacher, Schmiede, Höker (kleine 
Lebensmittelhändler), Krämer (Gemischtwarenhändler), Schröder (Schneider), Kürschner und 
Leineweber."
Sicher wundern wir uns über die so hohe Rangstellung der Knochenhauer, Fischer und Bauern. Sie 
sorgten jedoch für die Grundnahrungsmittel und gehörten damals eben darum zu den wichtigsten 
Berufsgruppen.
Selbstverständlich gab es in dieser Zeit auch schon eine Reihe weiterer Berufe, die jedoch als 
zweitrangig angesehen und daher nicht unter den Ämtern geführt wurden.
Ab 1500 erfolgte dann eine Einteilung in Ämter und Gewerke, das heißt, die damals nicht so 
bedeutungsvollen Berufsgruppen wurden nun unter den Gewerken erfaßt. Damit war auch unter den 
Handwerkern eine Stand- und Rangfolge eingeführt, die strengstens beachtet wurde. Zu dieser Zeit 
waren der Stand der Kaufleute und der Brauer bereits über die anderen Zünfte hinausgewachsen. 
Sie bildeten das städtische Patriziat.
Zu den Anklamer Ämtern zählten jetzt, wieder in Rangfolge aufgeführt, die folgenden 14 
Berufsgruppen: die Wollweber, Bäcker, Schuster, Schmiede, Krämer, Schneider, Knochenhauer, 
Kürschner, Höker, Fischer, Reifschläger (Seiler), Leineweber, Böttcher und Gerber.
Die Rangfolge hatte sich in rund 100 Jahren schon bedeutend geändert. Das galt besonders für die 
Knochenhauer und Fischer. Die restlichen nicht in Ämtern erfaßten Berufsgruppen gehörten dann 
zu den Gewerken, die, wie es hieß, von "allgemeinen Alterleuten" commandiert wurden. Nach 
Angaben des Anklamer Stadtbuches gehörten um 1500 dazu die Glaser, Nadler, Sattler, Drechsler, 
Barbiere, Blau- und Schwarzfärber, Maler, Töpfer, Müller, Bütchenbinder, Leuchtenmacher, 
Rotgießer, Siebmacher, Goldschmiede, Tüffler (Pantoffelmacher), Zimmerleute, Maurer, 
Radmacher, Hüter (Hutmacher), Riemenschneider, Tischler, Kannengießer, Beutler und 
Schwertfeger (schärfte Klingen für Schwerter).
Wir erkennen sicher, das Zunfthandwerk hatte sich bereits spürbar spezialisiert. So gab es zum 
Beispiel im Schmiedehandwerk die Hufschmiede, Wagenschmiede, Pflugschmiede, Nagelschmiede, 
Scherenschmiede, Waffenschmiede, Klingenschmiede und die Spengler, die Fassreifen herstellten 
und aufzogen.
Sicher war nicht in allen Handwerksberufen eine solche Spezialisierung möglich, aber auch die 
Anklamer Bäcker waren in 2 Ämter aufgeteilt. Zum 1. Amt gehörten die "Fastbäcker" (Brotbäcker), 
während die "Losbäcker" (Kuchenbäcker) das 2. Amt bildeten. 
Die fleißige Arbeit der vielen Handwerkergruppen bildete die Grundlage für die Versorgung der 
Stadt und Umgebung. Darüber hinaus stellten sie weitere Produkte für den Außenhandel der 
Kaufleute zur Verfügung.
Drohte der Stadt Gefahr oder brauchte der Herzog Hilfe, so kämpften die Handwerker mit der 
Waffe in der Hand und bildeten stets den Hauptteil der Anklamer Streitmacht. Wenn es jedoch ums 
Mitregieren ging, dann hatten die Handwerker lange Zeit nichts zu sagen. Das konnte auf die Dauer 
nicht gut gehen.
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10. 1387 - Der Anklamer Rat wird ermordet

Wie alte Chroniken berichten, wurde der Anklamer Rat am 25. März, also in der Fastenzeit des 
Jahres 1387, ermordet. Die geschichtlichen Angaben über die Tat sind jedoch sehr widersprüchlich. 
Das gilt sowohl für die Täter, als auch für die Gründe, die zur Tat führten. Doch in einem Punkt 
waren sich die Chronisten einig. Alle sagten aus, dass Anklamer Bürger unter Führung der 
Handwerker wutentbrannt das Rathaus stürmten und alle dort versammelten Ratsmitglieder 
umbrachten.
Das aber heißt, die Gründe für den Aufstand sind in den gesellschaftlichen Verhältnissen des 
Mittelalters und besonders der Hansezeit zu suchen. Aus der Geschichte ist bekannt, dass es zu 
dieser Zeit in vielen deutschen Städten, wie zum Beispiel Bremen, Braunschweig, Hamburg, 
Lübeck, Köln und Stralsund zu schweren Kämpfen kam. Die blutigen Auseinandersetzungen 
zwischen den Anklamer Handwerkern und dem Rath waren ein Teil dieser großen sozialen Kämpfe 
des aufstrebenden Bürgertums in den Städten des Mittelalters gegen die Aristokratie, einer 
rücksichtslos an ihren Privilegien festhaltenden Schicht der alten Ratsgeschlechter.
Die Bevölkerung unserer Stadt war im 14. Jahrhundert in 3 Stände gespalten. Zum ersten Stand 
gehörten die Großkaufleute, Brauer und Prediger. Das war die relativ kleinste Gruppe der Patrizier, 
die auf Lebzeiten die Ratsämter besetzten und auch die Richter stellten. Der zweite Stand umfasste 
dann die Mittelschichten, zu denen die mittlere Kaufmannschaft, Krämer, Händler, Schiffer und die 
Zunfthandwerker gehörten. Alle waren beruflich selbständig und verfügten über eigene 
Produktionsmittel.
Den größten Teil, etwa 50 Prozent der Bevölkerung, machten dann die Plebejer, die Tagelöhner, 
Knechte und Dienstmägde aus. 
Der wirtschaftliche Aufstieg der Hanse in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts, besonders nach 
dem Sieg über den Dänenkönig Waldemar, war nicht allen Bevölkerungsschichten zugute 
gekommen, sondern hatte zu einer sehr unterschiedlichen Entwicklung der einzelnen Stände 
geführt. Jedoch waren nicht nur Macht und Reichtum der Patrizier gewachsen, sondern auch die 
ökonomische Kraft und das politische Selbstbewußtsein der Mittelschichten unserer Stadt hatten 
spürbar zugenommen. Trotzdem blieben die Mittelschichten, obwohl sie oft mit der Waffe in der 
Hand Siege der Hanse und der Stadt entscheidend mit erkämpft hatten, bisher von jeder Mitwirkung 
bei der Entscheidung über innen- und außenpolitische Angelegenheiten der Stadt ausgeschlossen. 
Daher begann ihr Kampf um Mitbestimmung, der sich bis zum Ende des 14. Jahrhunderts so stark 
zuspitzte. Auch der Anklamer Chronist Karl-Friedrich Stavenhagen sagt zur Ermordung des Rates 
in seinen Ausführung: "Es ist wahrscheinlich, dass wohl mehrere Bürger, als alleine die Fischer, 
Hand ans Werk gelegt haben, und das letztere jedoch die Anführer und Urheber gewesen."
Er betrachtet also die Anklamer Fischer als die Anführer beim Aufstand und schildert alles recht 
glaubwürdig, wie folgt: "Der Rath auf Ordnung beim Verkauf der Fische achtend, hatte einige zu 
klein befundene Fischgefäße, worin die Zumessung beim Verkauf geschah, neben dem Pranger in 
Stücke schlagen lassen. Die Fischer, hierüber in Wut geraten, nahmen unter sich die Verabredung, in 
der Fastenzeit nicht zu fischen, wenigstens die Fische nur spärlich zum Verkauf anzubieten, um den 
Rath bei der Bürgerschaft anschwärzen zu können, als sei derselbe an dem Fischmangel durch die 
gemachte Verfügung Schuld und verlange von ihnen, den Fischern, unbillige und unleidliche Dinge. 
Der Rath, hiervon in Kenntnis gesetzt, sandte eine Botschaft an den Herzog Bogislav nach Wolgast 
und bat, Maßregeln gegen einen zu befürchtenden Aufruhr zu treffen. Am Tage "Maria 
Verkündigung" (25. März), als die nach Wolgast gesandte Botschaft noch nicht zurück war, kamen 
gar keine Fische auf den Markt. Da man nach damaligen katholischen Kirchengesetzen in den 
Fasten kein Fleisch, Eier oder Butter essen durfte, war der Mangel an Fischen allgemein sehr 
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bedrückend und das Murren gegen den Rath nahm überhand, zumal die Fischer nichts unterließen, 
in öffentlichen Gaststätten von der Ungerechtigkeit und dem unbilligen Verfahren des Rates zu 
sprechen und die Gemüter durch den Genuß geistiger Getränke noch mehr erregt wurden. Der in der 
Kirche versammelte Rat bekam Nachricht von der im Volke entstandenen Gährung, verließ die 
Messe und verfügte sich sofort nach dem Rathause, berief dahin die Bürgerschaft, redete freundlich 
und gütig auf sie ein, bat eine kurze Zeit hindurch Geduld zu haben, versprach, den Mangel an 
Fischen abzuhelfen und zeigte, dass die Fischer einzig und allein der schuldige Teil seien. Das Volk 
wandte sich nun voller Ingrimm gegen die Fischer, die aber das drohende Ungewitter fürchtend, 
schrien, der Rath lüge, er wolle auch die gute Stadt verraten, denn dazu hätte man eine Botschaft an 
den Herzog gesandt. Sie wollten ihm alle Stadtprivilegien und Freiheiten der Bürger übergeben und 
viele fromme Bürger umbringen lassen. Die Fischer verschworen sich, Leib und Leben daran zu 
wagen und Rache zu üben. In ihrer Wut drangen sie mit Gewalt in die Rathsstube ein und schrien, 
man solle die Verräter alle umbringen. Die Bürger, wissend, dass der Rat wirklich eine Botschaft an 
den Herzog gesandt hatte, glaubten in ihrer Aufregung den Worten der Fischer, legten Hand an den 
Rat und erschlugen ihn. Die Leichname schleppten sie danach zum Steintore hinaus und 
verscharrten sie auf dem Jakobi-Kirchhof."
Soweit die Schilderung der Tat in der Stavenhagen'schen Chronik. Die Ahndung des Mordes wird 
dann jedoch von den Chronisten so unterschiedlich und widersprüchlich geschildert, dass wir besser 
auf in Inhalt verzichten. Fest steht auf jeden Fall, dass die Handwerker keine Änderung ihrer 
gesellschaftlichen Verhältnisse erreichten. Einen Rat der Handwerker hat es wahrscheinlich in 
Anklam nie gegeben. 1392, also 5 Jahre später, schlossen die Anklamer mit dem Grafen von 
Schwerin aus Spantekow einen Friedensvertrag ab, der unterzeichnet ist von den Bürgermeistern 
Peter Rosebard und Hinrich Wyse und den Ratsmitgliedern Hans Kalbuck, Hans Preutz, Hermann 
Zagentz und Jannecke Leppin. Damit werden uns einige Ratsmitglieder wenige Jahre nach dem 
Mord vorgestellt. Von ihnen gehörte Janecke Leppin bereits seit 1378 zum Rat. Er war am Tage der 
Ermordung des Rates nicht anwesend und blieb daher verschont. Von der Familie des 
Bürgermeisters Peter Rosebard war bereits ein Peter Rosebard 1330 Ratsmitglied gewesen, während 
aus der Familie des Ratsmitgliedes Hans Preutz von 1600 bis 1639 ein Niclas Preutz Ratsmitglied 
und Bürgermeister war. An der Zusammensetzung des Rates hatte sich damit vermutlich nichts 
geändert. Auch die Nachbarstädte, die sich nach Angaben des im 16. Jahrhundert lebenden 
Stralsunder Chronisten Johann Berckmann von Anklam abgewandt haben sollten, schlossen 
bereits1391 mit Anklam einen Freundschafts- und Beistandspakt ab. Der Wortlauf dieses Vertrages, 
der zwischen Stralsund, Greifswald Demmin und Anklam abgeschlossen wurde, ist in altdeutscher 
Sprache in der Beilage der Anklamer Stadtchronik (1773) nachzulesen. Mit einem revolutionären 
Rat wäre es keineswegs zu einem solchen Vertrag gekommen. 
Wir kommen damit zu der Erkenntnis, Anklamer Bürger und Handwerker erschlugen zwar 1387 
ihren Rat, doch es führte zu keinen sozialen und politischen Veränderungen. Die Herrschaft der 
Patrizier blieb noch bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts erhalten.

11.Aus der Amtsrolle der Anklamer Schuhmacher

Zu den ältesten Anklamer Handwerkervereinigungen gehört auf jeden Fall das Amt der 
Schuhmacher. Sie waren zu allen Zeiten am zahlreichsten vertreten. Erfreulicherweise sind uns eine 
Reihe alter Nachrichten über ihr Leben und Wirken überliefert. Die älteste Amtsrolle der Anklamer 
Schuhmacher stammt aus dem Jahre 1356. Außerdem führte man im Amte Bücher, die Auskunft 
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über die Arbeit der Schuhmacher, ihre Rechte und Pflichten gaben. 
Wer ins Schuhmacheramt aufgenommen werden wollte, durfte nicht von unehelicher Geburt sein 
und nicht von einem Schäfer, Hirten, Gerber, Pieper (Musikant) oder Altbäter (Flickschuster) 
abstammen. Diese Berufe galten damals als unehrlich. Auch durfte der Bewerber kein "Wende" 
sein, von denen ebenfalls noch Reste in den Anklamer Vorstädten wohnten.
Vor der Aufnahme ins Amt war das Meisterstück anzufertigen. Schuhmachersöhne waren davon 
befreit. Wer eine Schuhmacherwitwe oder Tochter heiratete, wurde bevorzugt ins Amt 
aufgenommen.
Das Meisterstück bestand damals aus der Anfertigung von

1 Paar Fischerstiefeln
1 Paar Knopfschuhen für Frauen und
1 Paar Männerschuhen nach Maß.

Dabei kam es darauf an, jedes Paar aus einer Haut zu schneidern. Bei seiner Aufnahme ins Amt 
hatte der Jungmeister seine "Amtsköste" zu geben, bei der reichlich das Bier floss und auch die 
Frauen mit "Krüde und Krudebier" (Konfitüren und gewürztem Bier) bewirtet wurden. Außerdem 
hatte der neue Meister das "Harnischgeld" und den Beitrag für die "Baldiklade" zu zahlen. In der 
Baldiklade wurden kostbare schwarze Gewänder aufbewahrt, die bei großen Feierlichkeiten und der 
Beerdigung von Mitgliedern getragen wurden.
Das weitere Leben der Meister wurde dann durch eine Vielzahl von Bestimmungen geregelt. So 
durfte zum Beispiel kein Meister mehr als 2 Gesellen und 1 Lehrling beschäftigen. Und niemand 
durfte des Gewerkes Heimlichkeiten weder seinem Weib, noch den Kindern verraten. Auch war es 
keinem Meister gestattet, außerhalb der Stadt Schuhe anzufertigen. Auf den Dörfern wurden keine 
Schuhmacher geduldet. Über das Ziel der Zünfte hieß es in der Rolle: "Der Zweck des 
Zusammenlebens in der Zunft soll sein, dass jeder sein Stück Brot habe, keine Fuscharbeit in 
Umlauf gelange und man sich bei Krankheit, Tod und Feuer gegenseitig unterstütze."
In der Ordnung der Schuhknechte (Gesellen) von 1381 war festgelegt, dass kein Schuhknecht 
nachts außerhalb des Hauses seines Meisters schlafen durfte, es sei denn, er konnte nachweisen, bei 
einem biederen Manne übernachtet zu haben.
Kein Knecht durfte höher "döbbeln" (würfeln) als auf 6 Pfennige. Tat er es darüber, sollte man ihn 
auf ein Pfund Wachs pfänden. Auch durfte niemand seinen Rock oder Mantel verspielen. 
Schließlich war es dem Schuhknecht nicht gestattet, die Straße mit Schoßfell und Nähhandschuhen 
zu betreten oder gar "barschinkelt" (barfuß) über die Straße zu gehen. 
So wurde auch das Leben der Gesellen durch viele Vorschriften stark eingeengt. Dazu heißt es 
wörtlich in der Ordnung: "dad he sick an Dogenden gewöhne, denn wo noem Dwang is, dor is ok 
noem Ehr!" (Damit er sich an Tugenden gewöhne, denn wo kein Zwang ist, da ist auch keine Ehre)
Die Lehrlingsausbildung dauerte bei freier Kost 3 1/2 Jahre. Lieferte der Meister auch die Kleidung, 
verlängerte sich die Lehrzeit auf 4 Jahre. 
Durch Begrenzung der Zahl der Meisterstellen versuchte das Amt, jedem zugelassenen Meister sein 
Auskommen zu sichern und durch entsprechende Kontrollen die Qualität der Produkte zu erhöhen. 
Wie arbeiteten die Schuhmacher und wie war ihr Absatz organisiert? 
Die Schuhmacher arbeiteten früher gewöhnlich für die Jahrmärkte. Sie erhielten ihr Leder vom 
Händler auf Kredit. Jeder Schuhmacher besaß eine Marktkiste, in der die Fertigwaren aufbewahrt 
wurden. Im Herbst ging der Meister dann mit seiner Ware auf die Reise und besuchte einen 
Jahrmarkt nach dem andern, bis alle Ware verkauft war. Die Jahrmärkte fanden nicht zu gleicher 
Zeit statt, sondern waren für Nachbarstädte zeitlich aufeinander abgestimmt. Die Schuhmacher 
hatten auf jedem Markt ihre festen Plätze. In Anklam waren es die Südseite des Marktes und die 
Steinstraße. Dort bauten sie dicht am Rinnstein ihre Gestelle auf, an denen die Schuhe und Stiefel 
an Stangen hingen. 
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Auf den Jahrmärkten wurden damals die Haupteinkäufe getätigt. Die Landarbeiter erhielten zum 
Beispiel nach der Ernte ihr Deputat. Es war die einzige Zeit des Jahres, wo sie über etwas Geld 
verfügten. Daher kamen sie in die Städte, um für das ganze Jahr einzukaufen. Dabei waren ein Paar 
Stiefel das wichtigste, so dass die Schuhmacher eigentlich immer ihren Absatz hatten.

12. Amtsmeister werden war oft schwer

Die Festlegungen in den einzelnen Amtsrollen der Handwerker brachten manchen Streit und 
entsprechende Unannehmlichkeiten. Dafür finden wir einige Beispiele in den alten Akten der 
Tischler. Sie hatten 1561 ihre Rolle erhalten und gehörten zur zweiten Handwerkergruppe. Am 16. 
Mai 1643 hatte sich der Tischler Salomon Reimer mit einer Tischlerwitwe verlobt und bat um 
Aufnahme ins Amt. Die Witwe war jedoch nicht Mitglied des Amtes. Ihr verstorbener Mann konnte 
sie nicht ins Amt aufnehmen lassen, denn sie war die Tochter eines Schäfers. Der Beruf des 
Schäfers galt damals als unehrlich. Ihre Familienmitglieder durften nicht ins Amt aufgenommen 
werden. In diesem Falle durfte die Witwe auch den Betrieb des Mannes nicht nach seinem Tode 
weiterführen, wie es sonst üblich war. Der Antrag des Tischlers Salomon Reimer wurde damit auch 
abgelehnt, nur, weil seine Braut, die Tischlerwitwe, Tochter eines Schäfers war.
10 Jahre später, am 3. Juni 1654, bewarb sich der Tischler Johann Müller aus Bremen in Anklam 
um Zulassung als Meister. Auch sein Antrag wurde zunächst abgelehnt, es sei denn, so schrieb er 
selbst darüber, "dass ich eines Meisters Witwe oder Tochter freite. Ich habe mich um die Witwe 
beworben, aber den kurzen Bescheid bekommen, dass sie nicht heiraten wolle, ebenso wenig ihre 
Tochter. Andere mannbare Töchter aber gibt es im Anklamer Amte nicht."
Wir sehen, die Heirat gehörte damals zum Geschäft, dabei spielte es keine Rolle, ob man die Mutter 
oder die Tochter heiratete. Wichtig war nur, dass man sich die Existenz sicherte. 
In diesem Falle forderte der Rat die Anklamer Tischlermeister auf, Johannes Müller trotzdem in ihre 
Amt aufzunehmen, weil es zu dieser Zeit in Anklam nur 2 Tischlermeister gab, obwohl die Rolle 7 
Tischlermeister zuließ.
Einen ähnlichen Fall hatte es bereits 1621 bei den Nadlern gegeben. Der Nadlergeselle David 
Stegemann hatte sich beim Rat um eine Stelle als Amtsmeister beworben. Das Amt lehnte mit der 
Begründung ab, Anklam habe bereits 6 Werkstätten und 2 davon würden von Witwen geleitet. 
David Stegemann möge eine der Witwen heiraten. Stegemann war jedoch mit der Tochter des 
Anklamer Bürgers Christoph Pentzeltin verlobt und wollte sie heiraten. Er hatte 3 1/2 Jahre beim 
Nadlermeister Steffen Kramer gearbeitet und damit die wichtigste Bedingung für die Zulassung als 
Meister erfolgt. Es half ihm nichts, da er nicht bereit war, eine der beiden Nadlerwitwen zu heiraten, 
blieb sein Antrag abgelehnt. 
So musste anscheinend so mancher junge Handwerksmeister auf eine Liebesheirat verzichten, wenn 
er leben wollte.

13. Das wehrhafte Anklam in alter Zeit

Unsere Stadt Anklam war praktisch von der Gründung an mit einer Befestigungsanlage umgeben. 
Die erste, noch recht einfach Wehranlage bestand vermutlich aus einem Erdwall und einem 
hölzernen Palisadenzaun. Doch mit dem wirtschaftlichen Erstarken der Hansestadt entstanden 
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bessere und sichere Befestigungsanlagen. Man baute eine ringförmige 5 Meter, später sogar 8 Meter 
hohe Mauer, die von einem breiten Wassergraben umgeben war. Außerdem besaß die Stadtmauer an 
der Innenseite einen für die Verteidigung sehr wertvollen Wehrgang. Das Stadtinnere war über 6 
Stadttore zu erreichen, davon lagen 4 Tore an der durch die Peene und das Peenetal von der Natur 
her geschützten Seite. Anders war es beim Stolper Tor und dem Steintor. Beide Tore mußten daher 
besonders gesichert werden. Wollte man die Stadt durch das Steintor betreten, hatte man zunächst 
den Wassergraben zu überqueren. Das geschah über eine hölzerne Zugbrücke. Das Tor selbst war 
durch ein eisernes Fallgitter und eine dahinter liegende schwere eichene Bohlentür zu versperren. 
Um den oberen Teil des Tores führte ein Wehrgang, von dem man den angreifenden Feind mit 
allerlei Wurf- und Schleuderwaffen wirksam bekämpfen konnte. Im Jahre 1570 erhielt das Steintor 
noch ein besonderes Vortor, das etwa in der Mitte des heutigen Rudolf-Breitscheid-Platzes 
gestanden haben muss. 
Unsere Stadt besaß also im Mittelalter ein Befestigungswerk, das laufend erneuert und ausgebaut 
wurde, so dass die Festung damals so gut wie uneinnehmbar war. Trotzdem hätte alles wenig 
genützt, wenn sich die Bewohner der Stadt nicht gleichzeitig im Waffenhandwerk geübt und 
ausgebildet hätten. So entstand die Anklamer Bürgerwehr, die bereit war, die Stadt gegen alle 
Angriffe der Feudalherren und Raubritter erfolgreich zu verteidigen. Zur Bürgerwehr zählten 
damals alle waffenfähigen Männer, doch ihren Kern bildeten die Handwerker. Jede Zunft war für 
die militärische Ausrüstung ihrer Mitglieder voll verantwortlich. So wird zum Beispiel in der aus 
dem 14. Jahrhundert stammenden Schuhmacherrolle von jedem Meister verlangt, dass er bei Eintritt 
in das Gewerk seine Wehre vorzuzeigen habe, nämlich einen Schild, einen "Isern Hoet" (Hut), einen 
Rüting (Dolch) und eine fertige Armbrust, "Alldewile, dat he tho enem Schütten docht". Taugte er 
nicht zu einem Schützen, so hatte er statt der Armbrust gute "Spete" (kurze Spieße) oder "Glenyge" 
und ein Paar "Wapen-Hantzken" (Waffenhandschuhe) vorzuzeigen.
Hauptwaffen waren also in dieser Zeit die Armbrust mit Pfeilen und kurze Spieße. Da das Schießen 
mit der Armbrust viel Übung erforderte, schlossen sich die Schützen schon recht bald zu 
"Schützengilden" zusammen. Man schoß nach dem Vogel auf der Stange, dem Papageienbaum und 
später auch nach der Scheibe. Das war der Anfang der Anklamer Schützengilde. Als dann im 15. 
Jahrhundert die Feuerwaffen aufkamen, änderte sich natürlich auch die Ausrüstung der Anklamer 
Bürgerwehr. So war zum Beispiel in der Anklamer Goldschmiederolle von 1568 von jedem Meister 
verlangt worden, "dass eine gute fertige Rüstung sein eigen sei".  Dazu gehörten jetzt ein Harnisch, 
lange Spieße, ein "Knecht'scher Degen" (Ritterdegen) und ein "Kurtz-Rohr" am Riemen" 
(Muskete).
Aus alten Akten der Gewandschneider geht hervor, dass in dieser Zeit, nämlich 1560 in Anklam 
schon eine Schützengilde bestand. Anklam war, wie alle Städte in Pommern, verpflichtet, dem 
Herzog im Falle eines Krieges Truppen zu stellen. die Soldaten der Städte, es war durchweg 
Fußvolk, bildeten die sogenannte "Landesfolge". Nach einem herzoglichen Register aus dem Jahre 
1523 hatte Anklam damals 100 Mann zu stellen. Von ihnen waren 70 mit kurzen Spießen, 15 mit 
Hellebarden und die restlichen 15 mit Büchsen auszurüsten. Außerdem hatte die Stadt noch 30 
Pferde zu stellen.
Von Zeit zu Zeit überzeugte sich der Herzog selbst oder durch seine Räte vom Stande der Rüstung 
seines Landes. Das Buch der "Kaufmanns-Kompagnie" enthält einen Bericht von einer solchen 
"Musterung oder Herrschau", die Herzog Philipp im Jahre 1546 abhalten ließ durch den Erbauer der 
Burg Spantekow, Ulrich von Schwerin und Rainer vom Wolde, Amtshauptmann von Klempenow 
und Treptow.
Die Anklamer waren zu dieser Musterung mit 95 Schützen erschienen, die mit Hakenbüchsen und 
anderen Rohren ausgerüstet waren. Dazu kamen 399 Mann, die lange Spieße und Hellebarden 
trugen. Die Kommission stellte allerlei Mängel fest und teilte dem Rat der Stadt daher mit:
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1. Da die Spieße nicht ein Zierrat sein sollen, sondern als Waffe gebraucht werden, hat der Rat
    100neue  lange Spieße zu beschaffen.
2. Obwohl bereits viele Krieger mit Harnischen ausgerüstet sind, sind noch weitere 30 Kirische
    Harnische zu beschaffen.
3. Die Schützen sollten mit langen "Nürnberger Rohren" ausgerüstet werden, da sie besser als lange 
    Hakenbüchsen sind.
4.Die Zahl der gestellten Pferde war unzureichend. Zur nächsten Musterung sind aber auch gute
    und starke Pferde vorzustellen.
5. Das verdorbene Pulver ist umzuarbeiten. Dazu sind 7 Zentner Pulver neu zu erwerben. Das
    Gleiche gilt für Kugeln, die auch fehlen.
6. Zum Transport haben je 40 Bauern immer einen hohen Leiterwagen mit 4 Pferden zu stellen.

Der Herzog bzw. seine Beauftragten betrachteten die Ausrüstungen stets für den offenen Kampf bei 
ihren Eroberungskriegen, während die Stadt ihre Krieger zur Verteidigung gewöhnlich auf der 
geschützten Mauer zu stehen hatte, wo sicher die vorgeführten Ausrüstungen noch ausgereicht 
hätten.
Die gesamt wehrfähige Bürgerschaft war zunächst in 2 Kompanien eingeteilt. Nach 1600 wurde 
entsprechend den stärker ausgeprägten Standesunterschieden, eine 3. Fahne gebildet. Diese 
Einteilung blieb bis zum 18. Jahrhundert erhalten, obwohl die Bürgerwehr in dieser Zeit schon 
längst ihre Bedeutung verloren hatte.

14. Von Raubrittern und Fehden

Das Mittelalter war eine Zeit voller Unruhe und innerer Kämpfe, die auch das Herzogtum Pommern 
stark in Mitleidenschaft zogen. Die adligen Feudalherren waren nicht mit ihren Besitzungen 
zufrieden, sondern strebten nach größerer Macht und größerem Reichtum. Dabei kam ihnen die 
überwiegend schwache Position der Pommern-Herzöge zu Gute. Sie konnten sich jedoch nur auf 
Kosten der Kirchlichen Besitzungen und der Städte bereichern. Das Eigentum der Kirche 
anzutasten wagte niemand. Das wäre einem Selbstmord gleichgekommen. Anders sah es mit den 
Städten aus. Hier hatte das aufstrebende Bürgertum durch Fleiß und Tüchtigkeit bedeutende 
Machtpositionen erworben, die den Neid des Adels erweckten und zu Kämpfen führten. Davon 
blieb auch unsere Stadt nicht verschont.
Zu Beginn des 14. Jahrhunderts hatten die Anklamer Kaufleute besonders unter Überfällen und 
Plünderungen des Raubritters Bernhard von Nienkerken aus Bugewitz zu leiden.
Stavenhagen schreibt darüber in seiner Anklamer Stadtchronik: "Rauben und Plündern war schon 
zum Handwerk und Bugewitz eine wahre Residenz der Räuber geworden. Die öffentlichen 
Landstraßen waren eine Schaubühne, wo die Räuber ihre Tragödien spielten. Stehlen, rauben und 
brennen war ein Geschäft der Edlen."
Als daher der Herzog, der für Ordnung und Sicherheit im Lande verantwortlich war, 1322 endlich 
zum Kampfe gegen die Raubritter aufrief, waren neben Truppen aus Greifswald, Demmin und 
Treptow auch Anklamer Soldaten zur Stelle. Die Burg wurde gestürmt und dem Erdboden 
gleichgemacht
Um Angriffen des Adels in Zukunft besser begegnen zu können, schlossen die Städte Stralsund, 
Greifswald, Demmin und Anklam 1339 ein Schutzbündnis ab, in dem sie sich zur gegenseitigen 
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militärischen Hilfe verpflichteten, wenn sie überfallen würden.
Dadurch wurde der Adel ein wenig vorsichtiger und stellte sich mehr und mehr auf Fehden um. 
Solche Fehden, die 3 bis 4 Tage vorher angesagt werden mussten, waren im Mittelalter zur Klärung 
von Beleidigungen und von Rechtsstreitigkeiten durchaus üblich, wenn man auf dem 
Verhandlungswege nicht zum Ziele kam. Dabei war es nicht notwendig, dass sich Bündnispartner in 
solchen Kleinkrieg einmischten. Unsere Stadt war besonders oft mit den Schwerinen in Fehden 
verwickelt. Dieses alte Adelsgeschlecht, dem bis 1945 große Teile des Kreisgebietes gehörten, 
besaß in der Stammburg in Spantekow eine nahezu uneinnehmbare Festung. Die ersten urkundlich 
überlieferten Fehden der Stadt mit einem Schwerin von Spantekow wurden 1364 bis 1370 geführt. 
Der Grund für diesen blutig geführten Kampf waren Schmähreden und gegenseitige Forderungen. 
Diese ersten Fehdejahre wurden durch Vermittlung des Herzogs beendet. Die Schwerine hatte 3.000 
Mark Schadenersatz zu zahlen.
Der Friede war jedoch nur von kurzer Dauer. Bereits 1386 folgte eine Fehde mit dem Schwerin von 
Altwigshagen und 1392 waren die Spantekower erneut zur Stelle. Diesmal warfen sie den 
Anklamern sogar Straßenraub vor. Als schließlich 1397 ein Cuneke von Schwerin einem Anklamer 
Bürger ein Ohr abgeschnitten hatte, kam es wieder zum Kampf. 1417 hatten die Anklamer Heinrich 
von Schwerin gefangengenommen und ihn ins Verlies des Pulverturms geworfen. Damit war die 
nächste Fehde fällig. Um sich vor weiteren Angriffen zu sichern, ließen die Anklamer ihren 
Gefangenen vor seiner Entlassung "Urfehde" schwören. Das hieß, er schwor, sich nicht zu rächen 
und keine neue Fehde mehr zu beginnen.
Dafür tauchte 1438 ein Ritter Wedige Ribe aus Mecklenburg-Stargard in der Anklamer Feldmark 
auf und richtete arge Zerstörungen und Verwüstungen an. Doch die Kette der Fehden riß nicht ab, 
denn 1457 waren erneut die Schwerine von Spantekow an der Reihe. Diesmal war es Henning von 
Schwerin, der die Stadt bekämpfte und bis 1461 mehrere Fehden veranlaßte. Auch diesmal waren 
die Ursachen für die Kämpfe eigentlich recht geringfügig. Einmal hatte ein aus Spantekow 
geflohener Bauer in der Stadt Schutz gefunden. Auf die Forderung der Schwerine, ihn auszuliefern, 
hatte der Anklamer Bürgermeister Hans Bohler nur eine spöttische Antwort. Aufs Tiefste beleidigt, 
schlossen sich die Schwerine darauf zusammen und rüsteten sich zum Kampf gegen die Stadt. 
Unterstützt durch die Ritter Jaspar Gans, dem Herrn zu Putlitz, Caspar Rohr, Jasper und Eggert 
Hahn und die Gebrüder Vohs zu Lindenberg zogen sie den Anklamern entgegen. In der Nähe des 
Dorfes Drewelow kam es zu einer blutigen Auseinandersetzung. Obwohl die Anklamer tapfer 
kämpften, verloren sie die Schlacht und erlitten empfindliche Verluste.
Durch diesen Sieg übermütig geworden, überfielen die Schwerine im folgenden Jahre erneut mit 24 
Reitern und einer Anzahl von Bauern die Anklamer Stadtgüter und richteten hier arge Verwüstungen 
an. Diesmal zogen ihnen die Anklamer mit 100 Reitern entgegen. Am 26. Juni 1461 wurden die 
Ritter vernichtend geschlagen. Zu den dabei Erschlagenen gehörten die Ritter Henning Vohs und 
Wedig Köppern. Gefangen wurden vom Adel Arend Schwerin, Andreas Schwerin, Hans Lepel und 
Tamme Kaseke. Jetzt rächten sich die Anklamer. Sie überfielen die Schwerinschen Güter Crien, 
Dennin und Iven, plünderten viele Häuser der Adligen und zerstörten auch das Schwerinsche 
Schloß in Crien. Als sie feststellten, dass die Gegner viele wertvolle Sachen und Schätze in 
verschiedenen Kirchen versteckt hatten, brachen sie die Kirchen in Teterin, Neuenkirchen und 
Völschow auf und nahmen alles mit, was die Schwerine hier versteckt hatten. Doch die Schwerine 
gaben sich nicht so leicht geschlagen, sondern überfielen erneut die Anklamer Stadtgüter. Jetzt 
gerieten die Anklamer in höchsten Zorn und waren entschlossen, das Spantekower Schloß zu 
zerstören. Zu diesem Zweck verbündeten sie sich mit dem Herzog Magnus von Mecklenburg. Sie 
sollen ihm für seine Hilfe 6.000 Taler gezahlt haben. Als Herzog Magnus vor dem Spantekower 
Schlosse sein Lager aufschlagen ließ, bekamen die Schwerine doch Angst und baten den Herzog 
von Pommern um Vermittlung.
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Die Friedensverhandlungen wurden darauf in Görke, das damals noch zum Kloster Stolpe gehörte, 
geführt. 
Herzog Erich II. wurde von beiden Teilen als freundschaftlicher Schiedsrichter gewählt. Die 
Friedensbedingungen wurden festgesetzt und, wie es hieß, "die schriftliche Vollziehung in der Stadt 
am Sonntage nach dem Martins-Tage 1461 bewirkt!"
Der Vertrag besagte:
1. Wer den Frieden bricht, soll 6.000 Rheinische Gulden Strafe zahlen.
2. Keiner soll der Fehde gegen den anderen gedenken, sondern ein Teil soll den anderen ehren und
    ihm mit Treue beförderlich sein.
3. Entsteht künftig Zwietracht, so soll ein Teil dem anderen nach Görke mit 2 Freunden bescheiden,
    können sie sich nicht vergleichen, so soll der Herzog die Entscheidung treffen.
4. Was die Getöteten und die nach dem Frieden beizutreibende Schätzung anbetrifft, so soll noch
    unentschieden bleiben, ob auch die Schwerine und andere junge Leute, die unschuldig an dieser
    Fehde sind, die Entschädigung zu leisten haben.
5. Der Gefangenen Lösegeld soll nach ihrem abzuschätzenden Vermögen gezahlt werden.
6. Sämtliche gegenseitige Schulden sollen gezahlt werden.
7. Die Bauern sollen der schuldigen Pachtsumme erlassen sein, die abgebrannten sollen 3, die
    beraubten 2 Freijahre haben.
8. Ein Teil soll dem andern künftig seine entlaufenen Bauern ausliefern.
9. In diesen Frieden sollen mit eingeschlossen sein, die zu Müggenburg und Lindenberg, die
    Köppern, Lüskow,Tamme Kaseke und andere, welche den Schwerinen beigestanden sowie auch
    von der anderen Seite die Greifswalder, Demminer und andere, welche den Anklamern geholfen
    haben.

Dieser Vertrag wurde am 14. November 1461 in Görke unterzeichnet. Er ist in altdeutscher Sprache 
im Anhang unserer Stadtchronik von 1773 nachzulesen. Es heißt darin sinngemäß: Herzog Erich II. 
schließt zwischen sämtlichen von Schwerin zu Spantekow und der Stadt Anklam einen ewigen 
Frieden. Die von Schwerin haben als Bürgen die von Müggenburg, Lindenberg, Köppern, Lüskow 
und Tamme Kaseke und Anklam die Städte Greifswald und Demmin herangezogen.
Sie mußten also Urfehde schwören und tatsächlich herrschte seit dieser Zeit Frieden. Lediglich mit 
den Schwerinschen Vettern aus Altswigshagen kam es in den Jahren 1482 und 1486 nochmals zu 
einer letzten Fehde.
Doch für unsere Stadt gab es trotzdem keinen Frieden. Als zum Beispiel der Raubritter Zacharias 
Hase aus Neu-Torgelow laufend die Bürger von Ückermünde überfiel und ausplünderte, rief Herzog 
Wartislav X. die Städte Stralsund, Greifswald, Anklam, Demmin, Pasewalk und Stargard zum 
Kampf gegen ihn auf. Den vereinten Kräften gelang es, die Burg zu erobern, Hase entkam jedoch. 
Als er später versuchte, seine zerstörte Burg neu aufzubauen, wurde sie von den Anklamern völlig 
zerstört.
1491 forderte Herzog Bogislav X. die Städte Stralsund, Greifswald, Anklam und Demmin zur 
Unterstützung im Kampf gegen Bernhard Molzahn vom Wolde auf, weil er sich mehrfach gegen 
den Herzog aufgelehnt hatte. Man zog gegen sein Schloß Wolde, um es zu zerstören. Trotz eines 
machtvollen Angriffs konnten sie das Schloß nicht zerstören. Die Nacht brach herein und noch 
immer wurden die Sturmangriffe erfolgreich abgeschlagen. Da kam den Truppen des Herzogs die 
Unvorsichtigkeit des Gegners zu Gute. Beim Laden ihrer Büchsen zur Nachtzeit ging man mit dem 
Pulver zu unvorsichtig um, so dass das halbe Schloß in die Luft flog. Molzahn selbst floh. Das 
Schloß aber wurde dem Erdboden gleich gemacht.
Damit war dann auch endlich für Anklam die Zeit der Raubritter und der Fehden mit den adligen 
Großgrundbesitzern zu Ende.
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Was hatten die Fehden eingebracht? Praktisch nichts, denn niemand hatte seine Macht vergrößert. 
Dafür hatte man zeitweilig unter der Bevölkerung auf den umliegenden Dörfern für großes Elend 
und schwere Not gesorgt.
Oft waren es auch die unterschiedlichen Rechtsverhältnisse, die Anlass zu den Fehden gaben, denn 
Städte und Adel hatten ihre eigene Rechtsprechung. So bestand zum Beispiel das Recht, dass ein 
Wagen, der auf der Landstraße zusammenbrach, so dass die Achsen den Boden berührten, mit den 
Gütern dem Besitzer des Grund und Bodens zufiel. Ein entlaufener Bauer musste nach dem Recht 
des Adels seinem Herrn zurückgegeben werden. Das Stadtrecht dagegen besagte: "Stadtluft macht 
nach Jahr und Tag frei!"
Die oberste Gerichtsbarkeit lag zwar beim Herzog, doch der mischte sich gewöhnlich nicht sofort 
ein, weil Zerwürfnisse zwischen Städten und dem Adel sich oft vorteilhaft für ihn auswirkten. 
Daher kam es zunächst immer zur Ausübung des Fehderechts, das Personen zustand, die das 
Waffenrecht besaßen. Wurde dabei einer der Partner stärker geschwächt als es dem Herzog lieb war, 
so griff er als Vermittler ein. Hier galt also voll und ganz das alte Sprichwort: "Wenn zwei sich 
streiten, freut sich der Dritte."

15. Reformation und wirtschaftliche Lage um 1573

Anklam hatte sich im 14. und 15. Jahrhundert zu einer angesehenen Hansestadt mit etwa 4.000 
Einwohnern entwickelt. Davon zeugten viele wertvolle Bauten, wie Kirchen, das Rathaus auf dem 
Markt und nicht zuletzt die Befestigungsanlagen mit der Stadtmauer, den sechs Stadttoren und dem 
Pulvertrum. Die Stadt gehörte auch zu den reichsten Grundbesitzern der Umgegend, denn Pelsin, 
Gellendin, Gnevezin, Woserow, Bargischow, Kosenow, Bugewitz, Rosenhagen, Kamp, Heidemühl 
und Grüneberg (Leopoldshagen) waren Eigentum der Stadt. Dazu kam 1302 die "Olde Vir", die 
Anklam Fähre mit dem Recht der Zollentnahme von allen die Peene passierenden Schiffen.
Alles das hatten die Anklamer im 14. und 15. Jahrhundert in vielen Fehden erfolgreich gegen die 
Ritter, besonders die Schwerine verteidigt. 
Darüber hinaus mussten die Anklamer, wie wir bereits hörten, auch mehrmals für ihren Herzog in 
den Krieg ziehen. Dafür hatte die Stadt nach der Musterungsrolle von 1523 jeweils 30 Reiter und 
100 Mann an Fußtruppen zu stellen.
Seit 1304 gab es in Anklam ein Augustinerkloster. Die Augustiner waren bekanntlich Bettelmönche 
und damit auf die Mildtätigkeit der Bürger angewiesen. Als Luthers Lehre gegen 1525 auch in 
Anklam die ersten Anhänger fand, gingen die Spenden für die Mönche spürbar zurück. Obwohl sich 
der Rat und natürlich besonders die Geistlichen der Stadt energisch gegen die neue Lehre zur Wehr 
setzten, konnten sie die weitere Durchsetzung nicht verhindern. Selbst vor den Toren des 
Augustinerklosters machte der "neue Geist" nicht halt. Viele junge Mönche schlossen sich der 
Lehre Luthers an und verließen das Kloster. Schließlich blieben im großen Gebäude nur noch der 
Prior Karsten Albrecht und der Prokurator Mathias Glaßke übrig. Sie übergaben darauf am 24. Juli 
1530 ihr Kloster mit allem Eigentum dem Rat der Stadt. Dafür baten sie um Kost, Kleidung und 
Unterkunft. Der Rat brachte in der Empfangsurkunde die Hoffnung zum Ausdruck, dass der 
Zustand nur ein vorübergehender sein möge, und das die Obrigkeit die lutherischen Sekten wieder 
zu der guten Verfassung zurückführen würde. Bis dahin wollte der Rat natürlich für die bedrängten 
Brüder sorgen.
Doch es kam anders, die religiöse Entwicklung ließ sich nicht mehr aufhalten. Daher wurde am 13. 
Dezember 1534 auf dem Landtage zu Treptow an der Rega die Einführung der Reformation für 
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ganz Pommern beschlossen. Da musste sich auch der Anklamer Rat fügen. Am 26. Juni 1535 kam 
Johannes Bugenhagen im Auftrage des Herzogs zu entsprechenden Verhandlungen nach Anklam. 
An jeder Kirche wurden zwei Pfarrstellen eingerichtet und aus den bisherigen zwei Pfarrschulen 
wurde eine Ratsschule gebildet, in der fünf Lehrer unterrichteten. Die Rats- oder Lateinschule, wie 
sie genannt wurde, hatte man zunächst im Gebäude der Pfarrschule der Nikolai-Kirche 
untergebracht. Die Kosten für die Schule hatte nunmehr die Stadt zu tragen, doch bildungsmäßig 
unterstand sie weiter der Kirche. 
In der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts kam es in West- und Süddeutschland zu großen 
Bauernunruhen. Unsere Gegend blieb davon verschont, aber auch bei uns gab es in dieser Zeit 
oftmals Streitigkeiten auf den verschiedensten Ebenen, sicher auch als Folge des Niedergangs der 
Hanse. Der Heringsfang, der vielen Hansestädten einmal großen Reichtum gebracht hatte, war zu 
Ende. Der Dänenkönig Christian IV. bestätigte der Hanse damit auch keine weiteren Vorrechte 
mehr. Auch der Handel mit Rußland hörte langsam auf. England und die Niederlande hatten sich 
nach der Entdeckung Amerikas schon längst von der Hanse abgewandt. Damit ging die Seefahrt in 
allen Hansestädten spürbar zurück.
Dafür stritt man jetzt um besondere Rechte bei der Nutzung der Binnengewässer. Einen solchen 
Streit gab es zum Beispiel seit 1579 zwischen den Städten Loitz und Anklam. Man führte lange 
Prozesse wegen der Schiffahrt auf der Peene. Auch Pasewalk baute in Ückermünde ein Kaufhaus 
und wollte sich so den Zugang zum Haff sichern. Dagegen protestierten die Städte Stralsund, 
Greifswald, Demmin und Anklam.
Aber auch mit dem Herzog Ernst - Ludwig, der sehr verschwenderisch lebte, kam es zum Streit. 
Der Herzog hatte König Sigismund von Polen in leichtfertiger Weise Geld geliehen, das er sich 
selbst von den Städten geborgt hatte. Als der Nachfolger von König Sigismund eine Zins- und 
Rückzahlung der Gelder ablehnte, kam der Herzog in arge Bedrängnis. Seine Gläubiger, die Städte 
Stralsund, Stettin, Greifswald, Stargard und Anklam, das 1569 insgesamt 3.000 Taler geliehen hatte, 
wurden unruhig und forderten auf den Landtagen ihr Geld zurück. 1578 musste dann Polen den 
Lehnsbrief für Bütow und Lauenburg erneut unterschreiben.
Auch wegen des Zollrechts hatten die Anklamer argen Streit mit dem Herzog. Doch auf Grund einer 
entsprechenden Unterstützung durch andere Städte musste der Herzog schließlich nachgeben. 
Wie war es nun um das Zusammenleben in der Stadt bestellt?
Nach wie vor regierten die reichen Patrizier. Die Handwerker, die im Kriegsfalle den Hauptteil der 
Truppen stellten, hatten kaum eine Möglichkeit zur Mitbestimmung. Noch immer galt die alte 
Stadtordnung von 1353, wenn auch mit einigen Änderung, die im Laufe der Zeit beschlossen 
wurde. So gab es auch 1548 einige Änderungen und Erweiterungen des Statuts. Danach mussten die 
Ratsmitglieder wenigstens 30 Jahre und Bürgermeister sogar 43 Jahre alt sein. Es gab jedoch weiter 
3 Bürgermeister und 24 Ratsmitglieder, von denen jeweils 16 im Amt waren, während die restlichen 
8 für ein Jahr im Wechsel aussetzten. Da die Arbeit immer umfangreicher wurde, waren zeitweilig 
selbst die reichen Kaufleute nicht mehr an der Übernahme eines Amtes interessiert. Daher beschloss 
der Rat 1538 die Steuerfreiheit für seine Mitglieder, die 1572 auch auf die Witwen der 
Bürgermeister und Ratsherrn sowie der Stadt- und Gerichtsschreiber ausgedehnt wurde.
Die Ratsmitglieder sollten nach dem Statut "eines ehrbaren Lebens und verschwegen syn, nicht 
ehrgierig (Postenjäger), keine Spottvögele, keine Süpers und Lasterers, Puchers offte Harderers 
(Prahlhänse oder Zänker) item (ebenfalls) keine Wokerers (Wucherer) noch mit Geldgierigkeit 
edder Untucht beruchtiget, sondern de ehrem Huse und andern ehrliken Händeln hebben 
unvorwitlich (ohne Vorwurf) vorgestan. Darumme werden Rathsherrn genomet, det se ein fram 
väterlich Herte (Herz) jegen de Gemeinde dragen, dat Beste allwege don und dat Böse afwenden 
scholen."
Ein Ratsherr durfte nicht "unehelich" geboren sein oder einen verdächtigen Namen tragen (keinen 
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schlechten Ruf besitzen). Er sollte stets den gemeinsamen Nutzen bei allen Handlungen im Auge 
haben und nicht den persönlichen Vorteil sehen.
Leider nahmen auch in diesen Kreisen Sorglosigkeit und verschwenderisches Leben auf Kosten der 
Bürger immer mehr zu, so dass die Bürger energisch protestierten und Änderungen forderten. 
Solche Änderungen wurden dann in sogenannten Bürgerverträgen festgehalten, die man mit der 
heutigen Stadtordnung vergleichen kann. Sie waren, wie gesagt, immer das Ergebnis heftiger 
Auseinandersetzungen zwischen dem Rat und der Bürgerschaft, die von den Alterleuten der 
Gewerke vertreten wurden. Bei solchen Streitigkeiten ging es fast immer um das liebe Geld und die 
Meinung, dass mit den Einnahmen der Stadt nicht sparsam genug umgegangen, dass keine 
ordentliche Rechnung gelegt wurde oder dass die Regierenden für sich und ihre Freunde mehr als 
billig sorgten. So kam es zu Misstrauen zwischen Rat und Gemeinde. Sicher wird nun interessieren, 
wie die finanziellen Verhältnisse in dieser Zeit aussahen. Aus dem Jahre 1573 ist uns eine solche 
Übersicht erhalten geblieben. Danach gehörten der Stadt zu dieser Zeit, wie schon erwähnt, die 
Eigentumsdörfer Gnevezin, Bargischow, Woserow, Kosenow, Rosenhagen, Bugewitz, Pelsin, 
Gellendin und Cronskamp (Kamp) mit Grund und Boden, Gericht, Diensten, Rauchhühnern, 
Pachten, Jagden, Fischereien, kurz mit allen Rechten.
Das brachte im einzelnen folgende Einnahmen:
Gnevezin brachte 54 Markt Pacht und 24 Rauchhühner bei 10 verpachteten Hufen, so dass die 
einzelne Hufe 5 Mark brachte, während noch 1538 nur 3 Mark gezahlt worden waren.
Bargischow das 25 Hufen Acker hatte, brachte 124 Mark und 10 Schillinge, die Krugpacht mit 
eingeschlossen, 28 Rauchhühner und 20 Mark Wiesenpacht.
Woserow hatte 19 Hufen und brachte 64 Mark 15 Schillinge Pacht, 9 Rauchhühner und 4 Mark 
Wiesenpacht.
Kosenow trug bei 28 Hufen 228 Mark 12 1/2 Schillinge Pacht, das "Wischgeld" (Wiesengeld) mit 
eingeschlossen und 19 Rauchhühner bei. An die Kämmerei wurden außerdem noch 3 Mark und 44 
Hühner als "Katenpacht" abgeführt. Die Kätner hatten also ihre Pacht vorwiegend in Form von 
Hühnern zu zahlen. Dabei hatte der einzelne zu Martini und Weihnachten 16 Hühner abzuliefern. 
Rosenhagen hatte 19 Hugen, wofür 59 Mark und 11 Schillinge Pacht gezahlt wurden. Dazu kamen 
wieder 14 Rauchhühner.
Bugewitz zahlte für 25 Hufen 128Markt und 5 Schillinge an Pacht und lieferte 17 Rauchhühner.
Gellendin umfaßte 26 Hufen und brachte neben 19 Rauchhühnern 80 Mark und 10 Schillinge Pacht.
Cronskamp brachte 15 Mark und 1 Schilling Pacht und Wiesengeld ein. 
Von Auerose, das der Stadt nicht gehörte, erhielt die Stadt auf Grund einer Verpfändung weitere 27 
Mark.
Sicher werden diese Angaben dem Leser nicht allzu viel sagen. Rauchhühner hatten Besitzer eines 
"Rauches" oder Herdes zu liefern. Sie waren also nicht geräuchert. Was die Hufen anbetrifft, so 
wird es sich hier um die sogenannte "Hakenhufe" gehandelt haben. 1 Hakenhufe entsprach 1 1/2 
Hektar. Nach der Berechnung mit Hakenhufen betrug die Ackerfläche damals in
Gnevezin 10        Hufen =   75       Hektar
Bargischow 25        Hufen = 187,5   Hektar
Woserow 19        Hufen = 142,5   Hektar
Kosenow 28        Hufen = 210      Hektar
Rosenhagen 19        Hufen = 142,5   Hektar
Bugewitz 25        Hufen = 187,5   Hektar
Pelsin 21 1/2  Hufen = 161,25 Hektar
Gellendin 26        Hufen = 195       Hektar

Sicher waren die übrigen Flächen noch nicht gerodet oder wurden als Wiesen genutzt.
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Der Stadt gehörten weiter der "Kuhle Ort" mit seinen Wiesen, "Schwalken Heide", die Anklamer 
Fähre, "dat luttke Werder" und Schadefähr. Die Einkünfte hieraus und aus den städtischen 
Schäfereien in Bugewitz und Woserow wurden vom Stadtkämmerer erhoben. Er verwaltete auch 
das Holz, während sonst die "Holzherrn" als Mitglieder des Rates die Gerichtsbarkeit im Eigentum 
ausübten und auch die Abgaben einzogen, zum Beispiel die Strafgelder, das Holz-, Strauch- und 
Mastgeld, die Erträge von den Bienen, die die Stadt in der Heide hielt, das Wegegeld von der 
Stangenburg (bei Görke) und den sogenannten "Weidehafer".
An weiterem Grund und Boden besaß die Stadt eine Hufe im "Neuen Felde", 7 Hufen im "Alten 
Felde" und 2 Hufen Wördeländer (Flächen vor den Toren der Stadt. Diese Flächen hatten jedoch 
gewöhnlich die Bürgermeister und Ratsherren in Nutzung, oft ohne Pacht zu zahlten. Vom "Alten 
Felde" gehörten 4 Hufen zum Ackerhof des St. Jürgen, den die Stadt bewirtschaftete. Dafür mußte 
die Stadt den "Armen im heiligen Geist" (Stift zum heiligen Geist) jährlich 10 Gulden zahlen und 
den Predigern 10 Drömt Roggen (120 Scheffel) liefern.
Im Winter, wenn das Eis trug, wurde vom Rat das "Spackholt", Strauch- oder Schillingsholz zur 
Selbstwerbung freigegeben. Der Transport des Holzes über das Eis mit Pferd und Schlitten erfolgte 
dabei auf eigene Gefahr. Die Interessenten zahlten pro Pferd, das dabei eingesetzt wurde, 1 
Schilling und durften dann das nötige Brennholz mit dem Schlitten holen. 
Zu Pfingsten erhielten die Ratsverwandten ein Fuder "Mai" (Birken) oder eine Fuhre anderes 
Brennholz vor die Türe gefahren. Außerdem mussten die Stadtbauern jährlich für die Bürgermeister, 
die Kämmerer, Holzherrn und für den Stadtkeller 10 Fuhren Holz schlagen und anfahren. Auch 
Holzkohlen ließen die Holzherrn jährlich für die Bürgermeister und jeden Ratsherrn unendgeldlich 
anfahren. 
Für den Stadtkeller (Gaststätte) zahlte der Pächter Jürgen Wessel jährlich 800 Mark Pacht. 400 
Mark brachten die Schäfereien in Bugewitz und Woserow und 60 Mark die Holländerei in 
Schadefähr jährlich ein. 
Der Pächter der Holländerei hatte außerdem 12 Käse zu liefern und 2 Ochsen für den Rat mit auf 
die Weide zu nehmen.
Der Stadtzoll wurde jährlich zu Lichtmeß berechnet. Den Zoll, die Krug- und Ackerpacht auf der 
Fähre und dem "lüttken Werder" erhob der Kämmerer immer zu Ostern und Michaelis. (Frühjahr 
und Herbst)
Dann reisten sie, die Bürgermeister, Holzherrn und sonstigen Ratsherrn zur Fähre und ließen sich 
"Utrichtinge" tun (reich bewirten)und zwar zu Ostern bei dem Schulzen und im Herbst bei dem 
Zöllner. 
Für die Jahrmärkte und die Fleisch-, Brot- und sonstigen Scharren auf dem Markt hatten die 
Handwerker nach ihrer Wohlhabenheit abgestuft ihre Abgaben zu zahlen.
Aus diesen Einkünften erhielt der Stadtschreiber 3 Mark, der reitende Stadtdiener 3 Mark, der 
Hartlöper (Waldaufseher) 8 Schillinge und die beiden Schlupwächter (Nachtwächter) 1 Mark. 
Darüber hinaus erhielten alle Stadtdiener 1 Mark für Bier.
Jeder, der das Bürgerrecht erwarb, hatte 1/2 Gulden an die Stadt und je 1 Schilling an den 
Stadtschreiber und den obersten Stadtdiener zu zahlen.
Von den Erbgütern in Anklam verstorbener Leute mußten die Erben, soweit sie nicht Bürger der 
Stadt waren, den "Zehnten" an die Stadt abführen.
Weitere Einnahmen gab es dann noch für die Stadt durch Strafgelder, die Mühlenabgaben und die 
Brückengelder.
Zu Martini, Weihnachten, Lichtmeß und Osterabend schickten die Kämmerer den Bürgermeistern, 
Rathsherrn und Stadtdienern Wein und Bier. Die beiden in der Holländerei gefütterten Ochsen 
wurden zu Ostern geschlachtet und unter die Rathsherrn verteilt. Von den 12 Käsen fielen 2 an 
jeden Bürgermeister, Kämmerer usw. 
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Ja, jeder Bürgermeister und Kämmerer erhielt sogar jährlich auf Stadtkosten 1 Pfund Ingwer, 1 
Pfund Pfeffer, 4 Lot Safran (Gewürz zum Backen) und 4 Lot Neigelken, der Stadtschreiber 1 Pfund 
Ingwer und 1 Pfund Pfeffer.
Nicht unbedeutend waren die städtischen Einnahmen aus der Stadtwaage, dem Hopfenscheffel, dem 
Bierkeller, der Apothekengerechtigkeit, dem Ziegelhof, der Wassermühle bei Görke und anderen 
Dingen.
Der Rat bestand 1573 aus 24 Personen, den 3 Bürgermeistern, 2 Kämmerern, 2 Holzherrn, 1 
Richter, den Wette-, Wein- und Bier-, den Brot- und Kornherrn sowie den Fisch-, Fleisch- und 
Dammherrn.
Zu den besoldeten höheren Beamten der Stadt zählten der Syndikus (Bearbeiter von 
Rechtsangelegenheiten), der Sekretarius, der Gerichtsschreiber und der Stadtwäger.
"Niedere Beamte" waren dann der oberste Stadtdiener, 2 Holzknechte, 2 Reitknechte, 2 
Schlupwächter, 1 Stadtbote, der Chor- und Stadtpfeifer und die Torwächter.
Die größeren Handwerkszünfte bilden die 14 Ämter. Es waren zu dieser Zeit die Wollweber, 
Bäcker, Schuster, Schmiede, Krämer, Schneider, Knochenhauer, Kürschner, Höker, Fischer, 
Repschläger, Leineweber, Böttcher und Gerber. Davon nahmen die ersten 4 als die "Viergewerke" 
eine bevorzugte Stellung ein. Jedes Amt hatte seinen eigenen Altermann. Die restlichen 
Handwerkergruppen gehörten dann zur "Gemeinde", die auch ihren Altermann hatten.

16. Der Bürgervertrag von 1608

Gegen Ende des 16. Jahrhunderts hatten sich die Alterleute der Kaufleute, der Brauer, der 
Viergewerke und der Gemeinde als Vertreter der ehrliebenden Bürgerschaft zusammengetan und 
dem Rat im Namen der Bürger eine Reihe von Beschwerden überreicht, mit dem Ersuchen, die 
aufgezeigten Mängel abzustellen.
Nach leidenschaftlichen Erörterungen und erregten Verhandlungen wurden 8 Männer aus der 
Bürgerschaft ausgewählt, die auf Grund eines feierlichen Eides die Beschwerdepunkte gemeinsam 
mit den Mitgliedern des Rates untersuchen und darauf einen Bürgervertrag zustande bringen 
sollten. Im Vertrag wurde festgelegt:
Das Korngeld soll gewissenhaft eingehoben, genau in Rechnung gestellt und den Kornherrn zur 
Verwaltung übergeben werden.
Auch über die Einkünfte aus dem Eigentum und den Landgütern soll in Zukunft genaue Rechnung 
geführt werden. Dazu soll der worthaltende Bürgermeister (1. Bürgermeister) am 4. Tage, nach 
Erhalt der Rechnungslegung sie mit 2 Männern aus dem Rate und aus der Bürgerschaft genau 
durchgehen und sie dann dem Rate zur schriftlichen Entlastung vorlegen.
Bisher wurden die Ackerwerke der Stadt von den Holzherrn verwaltet. Damit in Zukunft kein 
Mißtrauen entsteht, soll die Verwaltung und Gerichtsgewalt der Holzherrn in Zukunft nur noch für 
das sogenannte "Eigentum" und die Heide gelten. Auch wird ihr Amt in Zukunft nicht mehr nach 
Belieben des Rates verteilt werden, sondern wechselt jährlich der Reihe nach. Es darf jedoch den 
Kämmerern und Richtvoigten nicht übertragen werden. Die Ackerwerke will die Bürgerschaft selbst 
in eigene Verwaltung nehmen. Dazu wird im umständlichen Wahlverfahren das neue Amt der 
Administratoren geschaffen. Der erwähnte Ausschuss soll nämlich zunächst 4 wohlhabende Bürger, 
"so das gemeine Beste lieb haben, dem Geiz und Eigennutz feind sind" benennen, aus denen der Rat 
dann wieder die beiden eigentlichen Verwalter (Administratoren) aussuchen soll. Weitere 4 
"wohlgesessene Bürger" sollen dann deren Arbeit überwachen. 
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Im Beisein der Administratoren sollen die Holzherrn zu Martini im Eigentum die Pacht einziehen.
Alles Deputatkorn für die Ratsherrn wird abgeschafft. Dafür erhalten sie den Martinimarktpreis 
ausgezahlt.
Die Administratoren haben über die Erträge aus der Viehhaltung Rechnung zu führen. Das Gleiche 
gilt für die pflanzlichen Produkte. 
Dazu gehören natürlich auch ständige Kontrollen, besonders der Arbeit der Voigte, Vorknechte und 
Drescher. Der Administrator entscheidet mit über die Einstellung und Entlassung des Gesindes.
Die Abrechnung legen sie dem 1. Bürgermeister jährlich am Montag nach Trinitatis vor. Sie wird 
von den vier zur Überwachung eingesetzten Beisitzern überprüft und dem Rate am 15. Juni 
übergeben, der die Entlastung erteilt. Die quittierten Abrechnungen sind aufzubewahren und später 
für Vergleiche zu nutzen.
Die Aufwendungen für Bier und Essen in der Erntezeit sind zu hoch, daher sind in Verbindung mit 
den Schulzen entsprechende Geldsummen festzulegen.
In "gemeinen Stadtsachen" müssen wie bisher die "Gewornen und Ältesten vom Rate zur Beratung 
hinzugezogen werden".
Alles Deputatholz wird abgeschafft und durch Geld beglichen.
Die Stadt hat einen "Physikus" (Stadtarzt) einzustellen. 
Zum Schluss heißt es dann wörtlich im Bürgervertrag von 1608: "So wird hoffentlich der Streit 
geschlichtet und abgetan sein. Rat und Bürgerschaft wollen sich streng an die Bestimmungen des 
"fürstlichen Recesses" von 1536 (Kaufmannsvertrag) halten und insbesondere sollen nicht die 
Gemeinde oder die Ältesten gegen den Rath zusammenberufen, Weiterungen eingeführet, dem 
Rathe schimpflich nachgeredet oder er bei anderen ausgetragen werden". 
Wer so "verwegen" sei, wird für einen Störer und Verletzter der öffentlichen Ruhe gehalten und auf 
Grund des Recesses und der "Bursprake" (Bauernordnung) gebührlich bestraft werden. 
Was war nun der unmittelbare Anlaß zu den Beschwerden der Bürger und zum Bürgervertrag von 
1608?
Der 1596 als Stadtkämmerer eingesetzte Ratsherr Michael Wynkop lebte über seine Verhältnisse 
und hatte daher tief in die Kasse der Stadt gegriffen. Die Bürgerschaft wurde misstrauisch und 
forderte eine Überprüfung. Doch der Rat deckte den Kämmerer zunächst laufend und machte ihn 
1601 sogar noch zum Bürgermeister. Wynkop bereicherte sich auch als Bürgermeister weiter an 
Geldern der Stadt. So wäre es sicher zum Aufstand der Bürger gekommen, wenn sich der Rat nicht 
endlich zum Vergleich bereit erklärt hätte. Aber auch jetzt wurden die Verhandlungen noch stark 
verschleppt, so dass sie sich bis 1608 hinzogen. Was bei der Überprüfung herauskam, haben wir 
bereits gehört, nicht aber, wie der Vertrag eingehalten wurde. Wynkop dachte nicht daran, seine 
Lebensgewohnheiten zu ändern und wurde noch in seiner Haltung bestärkt, als ihn der Herzog 1614 
zum Landrat berief. Zusammen mit den Bürgermeistern von Stralsund und Greifswald gehörte er 
nun mit der Ritterschaft zum Ausschuss der Landstände, dem höchsten Gremium, das der Herzog 
befragte, wenn es über wichtige Landesfragen zu entscheiden galt.
Aber die Anklamer Bürger beruhigten sich nicht. 1625 blieb dann Wynkop nichts anderes übrig, als 
zu Begleichung seiner Schulden nunmehr seinen Hof mit Garten, Vieh und allen Geräten an die 
Stadt abzutreten. 1626 ist er dann verstorben.

17. Verträge und Ordnungen bestimmten das Leben der Bürger

In den Schlussbemerkungen des Bürgervertrages von 1608 wird auf die Einhaltung des "fürstlichen 
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Recesses" von 1536 und der "Bursprake" verwiesen. Darum auch hierzu einige Bemerkungen, die 
zugleich einen weiteren Einblick in das unterschiedliche Leben der Bürger der Stadt um diese Zeit 
geben.
Worum ging es beim "fürstlichen Recesses von 1536"?
Es hatte Streitigkeiten zwischen den Kaufleuten und den Handwerkern über die Ausdehnung ihrer 
Rechte, besonders über das Bierbrauen, das Ein- und Verkaufen von Getreide und anderen 
Kaufmannswaren gegeben. Da man sich nicht einigen konnte, schickten der Rat und die streitenden 
Parteien Gesandte zum herzoglichen Hof nach Wolgast. Dort sollte über den Streit endgültig 
entschieden werden. Am Sonntag - Cantate 1536 verabschiedete Herzog Philipp darauf den 
"Vordrach tuschen dem Rade, Kopmanne und den Ampten to Anklam" (Vertrag zwischen dem Rat, 
den Kaufleuten und den Ämtern von Anklam - bekannt als Kaufmannsvertrag von 1536).
An der Beratung und Vorbereitung hatten namhafte Männer des Hofes teilgenommen, wie zum 
Beispiel Jost von Dewitz, Hauptmann zu Wolgast, der Kanzler Niclas Brun, der Hofmarschall Otto 
von Wedell und der Sekretarius Thomas Kantzow.
Es wurde festgelegt:
1. Die Handwerker dürfen nur soviel Bier brauen, wie sie für sich, ihr Gesinde und Gäste in ihrem
    Hause benötigen. Gebraut werden durfte nur einmal im Jahr im Monat März, wenn nach Ansicht
    des Rates eine Feuersgefahr in den entsprechenden Häusern ausgeschlossen war. Die Handwerker
    durften kein Bier verkaufen.
2. Kaufmanns-Ware durften die Handwerker auch nur zum Eigenverbrauch einkaufen und sie nicht
    unverarbeitet weiterverkaufen.
3. Die zünftigen Handwerker durften jeder 2 Last Mehl oder 1 1/2 Last Roggen per Schiff
    ausführen, um dafür Waren für den Haus- und Handwerksgebrauch wieder einzuführen.
4. Hatte der Kaufmann vom Bauern ein Fuder Korn gekauft, so musste er einem Handwerker, der
    ihn darum bat, 4 bis 6 Scheffel davon zum Einkaufspreis überlassen. Weigerte sich der
    Kaufmann, konnte er beim Rat verklagt und mit einer Strafe belegt werden.
5. Der Kaufmann durfte nur mit eigenem Gelde oder geliehenem gegen Zinszahlung Geschäfte
    machen.
6. Der Rat hatte sorgfältig darauf zu achten, dass jeder Kaufmann so viele "Drömt" (1 Drömt =
    12 Scheffel) Roggen als er je 100 Mark versteuerte am Tage der Geburt des Johannes auf dem
    Boden liegen hatte, wie sie für die Versorgung der Stadt gebraucht wurden.
7. Auch den Handwerkern wurde erlaubt, wie es den Kaufleuten gestattet war, im Winter, wenn das
    Eis hielt, aufs Haff zu gehen und Fische für den eigenen Bedarf zu kaufen.
8. Die geschworenen Handwerker haben nicht das Recht, die ganze Gemeinde zusammenzurufen,
    und sie gegen den Rat zu führen, um gewaltsam gegen den Rat vorzugehen. Wer sich untersteht
    "der Gemeinheit to Hope to bringen, soll tom Högesten, das is tom Live" gestraft werden. (zum
    Tode verurteilt werden).

Das hieß also, auf gewaltsames Vorgehen gegen den Rat stand die Todesstrafe. Sicher bezogen sich 
die Ratsherrn im Bürgervertrag von 1608 als sie auf die Einhaltung des "fürstlichen Recesses" von 
1536 verwiesen auf diesen Punkt.
Unruhen gab es in dieser Zeit auch bei uns, wie wir hören, genug, daher sah man sich zur 
Vermeidung von Gewalttaten zu solchen Maßnahmen, wie im Punkt 8 des Vertrages veranlasst.
Hier ging es praktisch um die Niederhaltung der Handwerker. Noch schlimmer ging man gegen die 
Bauern vor.
Nach Beratungen im Landtag vom 17. bis 19. Mai 1569 in Wollin erließen die Pommernherzöge am 
Dienstag, dem 24. Mai 1569, die "Ordenunge auf dem Lande in den Herzog- und Fürstentumben 
Stettin - Pommern".
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Darin heißt es in der Einleitung:
Die Erfahrung lehre, dass durch die eingerissenen Missbräuche die armen Untertanen insonderlich 
das Bauernvolk auf dem Lande "zu unnotdurftiger Geldspildunge (unnötigen Geldspielen), 
Unkosten, Versäumnis, Armut und Schaden gebracht und ihres Geldes und Vermögens erschöpftet 
werde".
Darum sollen die Prälaten, Grafen, Haupt und Amtleute, Bürgermeister, Rahtmannen, Rentmeister, 
Landreiter, Schulzen und sonst alle "befehlichen" Leute streng auf die Durchführung der 
aufgestellten "Artikel, Ordnung und Satzungen" halten.
Was besagt nun diese Ordnung?
Zunächst geht es um das zulässige Ausmaß von Feiern bei Verlobungen, Hochzeiten und 
Kindelbieren.
Bei Hochzeiten durften nicht mehr als 30 Personen geladen werden. Als "Brauthahn" oder 
Geschenk sind nur Obst, Äpfel und Birnen erlaubt. Es dürfen 2 Mahlzeiten mit "schlichtem, 
gemeinem Essen" verabreicht werden und höchstens 6 Tonnen Bier ausgetrunken werden. 
Schmiede, Kossäten und Hirten dürfen nur 15 Personen einladen und nur 2 Tonnen Bier austrinken.
Das Biertrinken scheint auch hier eine besondere Rolle gespielt zu haben. Braurecht hatten noch 
dieser Verordnung nur die Städte. Selbst die Gastwirte auf dem Lande durften vor oder während des 
Gottesdienstes kein und sonst nur bis 9 Uhr abends Bier ausschenken.
Noch interessanter war jedoch die Bestimmung über die Bekleidung der Bauern und Leute auf dem 
Lande. Es heißt dazu: "Gewöhnliche Bauern, Tagelöhner, Arbeitsleute und dergleichen sowie ihre 
Frauen, Kinder und Gesinde sollen nur schottisch-hornisch (eine niederländische Stoffart) und 
inländisches Tuch tragen, auch die allervermögensten nicht mehr als "gemein englisch". 
Die Röcke der Männer sollen nicht länger als bis auf die Knie reichen, mit  Falten, engen Ärmeln, 
nicht zerschnitten und nicht verbrämt sein.
Die Wämser zum besten Kleide dürfen nur von Parchen unzerteilt, unterbrämt und ohne weite 
Ärmel getragen werden.
Bauern und Bauernknechte sollen keine Straußenfedern, Plumen (Federbüsche), seidene 
Hosenbänder und Barette tragen, "sondern sich mit einem Hode upp dem Koppe genögen laten".
Männer und Frauen dürfen sich mit keinerlei Gold, Silber, Perlen oder Seide schmücken oder mit 
"kleinem Zwirn" ausgestickte Hemden anhaben.
Desgleichen sollen auch die Weiber und Mägde keine Hauben, Mützen, Hoiken (Mäntel) oder 
Röcke mit goldenen Borten oder Leisten, keine silbernen oder seidenen Gürtel, Korallenschnüre, 
vergoldetes Silber oder Kupfer, Samet oder Seide zum Verbrämen, keine Pantoffeln mit 
Goldschaum oder Pelz zum Schmuck und zur Kleidung anhaben.
Zuwiderhandlungen wurden zunächst mit 1 Gulden bestraft. Wurde die zu unrecht getragene 
Kleidung oder der Schmuck nicht sofort abgelegt, war der Preis der Sachen an die fürstliche Kasse 
abzuführen.
Die Ordnung enthält darüber hinaus auch Bestimmungen über die Entlohnung des Gesindes und 
ihre Beschäftigung.
Ein Knecht erhielt jährlich 12 Gulden Lohn, Stiefeln, Schuhe, 5 Ellen "sundisch" Tuch zu einem 
Rocke, Hosen, Kappe und Handschuhe, 4 Ellen Parchen und die nötige Leinwand zum Füttern, aber 
keinerlei "Durchzug zu den Hosen". Aus gutem Willen konnte der Herr dem Knecht auch ein 
"Winterkleid" schenken. Jede andere Übertretung büßte er jedoch mit 50 Gulden.
Weiter heißt es in der Ordnung:
Jeder Knecht muß mit "guten Rohren und einem guten Schwerte gefasset sein", sich jedoch gegen 
seinen Junker und "männiglich" (jedermann) recht halten, fleißig und getreulich aufwarten auf 
Landtagen und sonst in den Herbergen keine Zechen anrichten und Gäste darum bitten".
Der Dienstbote, der sich "aus dem Dienste" überreden ließ, ging nicht nur seines Lohnes verlustig, 
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sondern sollte auch an demselben Orte von niemandem mehr in Dienst genommen werden.
Zur Sicherung der Standesunterschiede beschlossen der Anklamer Rat und die "beschworenen 
Amtlüde" (vereidigten Handwerksleute) 1549 die "Ordenunge van Gelofften und Brudtlachten to 
Anklam" (Ordnung über Verlobungen, Brautgelagen und Hochzeiten - als Hochzeitsordnung von 
1549 bekannt).
Zu den Bestimmungen über Verlobungen
Eine Verlobung setzt voraus, dass die beiderseitigen Eltern, die nächsten Freunde oder Vormünder 
die beiden Verlobten "to hope geseggt und gelavet" haben.
Solche "lavent" (Bekanntmachung) mußte vor Freunden und guten Leuten verkündet werden und 
damit es "desto stadtliker und kräftiger togae" sollte es an einem besonderen Orte, zum Beispiel in 
der Kirche oder vor der Kirche vollzogen werden.
Es durfte jedoch keine "Kost und Zehrung" vorher oder nachher gegeben werden. Wollte das 
Brautpaar jedoch für die Angehörigen "ein Collatien effte Gastbrot" geben, so durften dazu nicht 
mehr als 12 Personen geladen werden. Bei Verstoß war für jede weitere Person 2 Mark Strafe zu 
zahlen.
Die Verlobung wurde auch stets "van dem Predigtstole abgekündigt" (von der Kanzel 
bekanntgegeben). 
Auch für die dann folgenden Hochzeiten gab es genaue Bestimmungen. Nach dem jeweiligen 
Bürgerstand durfte "freie Kost", die "mittlere Kost" oder "schlichte Kost" verabreicht werden. 
Die "freie Kost" stand nur den Bürgermeistern, Ratsherrn, Kaufleuten und Leuten "vermögen 
Gewarves" zu. Sie hatten ihren Kindern wenigstens 500 bis 600 Mark als Brautschatz mitzugeben 
(dafür hatten sie an die Stadt 10 Mark "sundisch" zu zahlen).
Bürgermeister und Ratsherrn wurden jedoch bald wieder von dieser Lustbarkeitssteuer befreit.
Eine weitere wichtige Bestimmung forderte, dass beide Brautleute vom gleichen Stande und 
Herkommen sein mußten. Die Braut sollte sich nicht von mehr als 12 Paar Jungfrauen (mindestens 
10 Jahre) und 12 Paar Frauen zur Kirche begleiten lassen.
Die "mittlere Kost" war dann den zu einer Innung gehörenden Handwerkern ("den Amptluden") und 
solchen "Kauf- und Gewerbeleuten" vorbehalten, die kein größeres Vermögen besaßen, aber doch 
wenigstens 200 Mark versteuerten.
Hier dürften die Braut nicht mehr als 8 Paar Jungfrauen und 8 Paar Frauen zur Kirche begleiten.
Auch durften bei Androhung von 10 Gulden Strafe nicht mehr als "50 Paar Volkes" zur Hochzeit 
geladen werden.
"Schlichte Kost" galt für alle, die weniger als 200 Mark versteuerten. Hier dürfte der Bräutigam der 
Braut nur ein Paar Schuhe und 1 Paar Pantoffeln und die Braut ihrem Künftigen Gatten nur ein 
Hemd schenken.
Der Braut waren als Begleitung zur Kirche nur 6 Jungfrauen und 6 Paar Frauen gestattet. Sie 
durften auch nicht mehr als "30 Paar Volkes" einladen.
Wie lief nun so eine Hochzeit ab?
Braut und Bräutigam baten je einen ihrer Freunde, am Sonnabend vor der Hochzeit die Einladungen 
zu übermitteln ("de se tor kosten hebben wyllen, to bidden").
Am Sonntag, nachmittags 4 Uhr und am Montag früh um 9 Uhr hatte sich das Brautpaar zur 
Trauung und um Gottes Wort zu hören, in der Kirche einzufinden. Wer nicht pünktlich erschien, 
hatte pro Person 4 Mark Strafe zu zahlen.
Die 3 Bürgermeister und die Ratsherrn sollten, wenn sie gebeten wurden und nicht verhindert 
waren, "dem hilligen eheliken Stande tom ehren" dem Bräutigam bei der Trauung Beistand leisten. 
Nach der Trauung gingen alle, die dabei gewesen mit dem jungen Paare nach Hause, halfen "se to 
Bedde" bringen und überreichten ihnen dann in dieser uns gewiß sonderbar anmutenden Lage den 
"bruthanen" oder andere im Wert nicht beschränkte Geschenke.
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Fand die Trauung am Sonntag nachmittags 4 Uhr statt, sollte die Kost um 6 Uhr bereit sein und 
gegessen werden. Nach der Mahlzeit wurden die Frauen und Jungfrauen "to dantze gebracht" und 
geboten, ohne irgendwelchen "kuoseleut" (wirbelnd im Kreise drehen) "ummewerpendt offte 
verdreyent" ehrlich, züchtig und mäßig zu tanzen.
Wer zuwider handelte, wurde mit 4 Mark Geldstrafe belegt. Das eben Gesagte galt jedoch nicht nur 
für Männer. In einer Änderung von 1574 wurde festgelegt: Sollten sich auch Frauen und Jungfrauen 
"Hierin motwillig vorgriepen", so sollten sie in dieselbe Strafe wie "Mans und Ksellen" verfallen.
Ungeladene Gäste durften nicht mit tanzen (1 Gulden Strafe). 
Bis 10 Uhr durfte nur getanzt werden. Das Gleiche galt für das Bierausschenken. Dann hatten alle 
Gäste sofort nach Hause zu gehen.
Am Montag, Punkt 9 Uhr war wieder Kirchgang angesetzt und danach gab es um 10 Uhr nochmals 
ein Essen. Um 2 oder 3 Uhr brachte man die Braut dann nach Hause. Dabei war den "Jungens dat 
unchristlike Ropent und Schryent" (Rufen und Schreien) bei Strafe des Büttels streng untersagt.
Auch an diesem Tage durfte die Feier nicht länger als bis um 10 Uhr abends dauern. Am Dienstag 
waren alle weiteren Feierlichkeiten verboten.
Am Mittwoch hatten dann der Bräutigam und der nächste Verwandte der Braut vor dem 
"Weddeherrn" eidlich zu versichern, dass alles entsprechend der gesetzlichen Vorschriften 
verlaufen, war oder sie mussten die verwirkten Strafgelder zahlen. 
Zum Schluss der Hochzeitsordnung ist noch einiges über die Spielleute, Köche, Küchenmeister und 
Schüsselwäscherinnen gesagt.
Spielleute erhielten bei einer "freien Kost" (Hochzeit der 1. Gesellschaft) 3 Mark, bei "mittlerer 
Kost" 2 Mark und bei "schlichter Kost" 3/4 Mark, ohne indessen das sonst übliche Trinkgeld 
fordern zu dürfen.
Köche bekamen beim 1. Stand 4 1/2 Mark, beim zweiten 3 Mark und beim 3. Stand 1 1/2 Mark und 
das nötige "Drinkgeld".
Dem Küchenmeister gab man nach Belieben. Da man dafür gerne gute Freunde auswählte, forderte 
er gewöhnlich nichts. 
Nach Änderungen im Jahre 1574 gab es mit Beschluss vom 27. Januar 1603 weitere Änderungen 
und eine Erweiterung mit Bestimmungen über Kindstaufen.
Wir sehen, die Bürger hatten sich nicht nur im täglichen Leben der Patrizierherrschaft zu beugen, 
sondern sogar nach Gesetzen und Verordnungen zu feiern und bei Übertretungen Strafe zu zahlen.

18. Gerichtsbarkeit im 16. Jahrhundert

Für die Gerichtsbarkeit hielt die Stadt einen "Syndikus", der zu den besoldeten höheren Beamten 
zählte. Für die stadteigenen Dörfer lag die Gerichtsbarkeit in den Händen der Holzherrn. Sie 
urteilten nach dem Lübischen Recht und dem seit 1353 geltenden "statuta senatus" (Stadtrecht). 
Darüber hinaus bekam die Stadt noch bestimmte Rechte von den Herzögen zugesprochen. So hatte 
Herzog Wartislav IV. 1m 16. Januar 1312 für 100 Mark Silber der Stadt neben dem Recht der freien 
Fahrt auf der Peene und Swine und der Fischerei auf dem Haff auch das Recht zuerkannt, im 
Notfalle herzögliche Vasallen zu pfänden und gefangen zu halten.
Am 12. Juni 1326 gestattete ihnen Herzog Otto I. "widerspenstige und im Landfrieden aufsässige 
Vasallen zu züchtigen". Dagegen verpflichtete sich der Herzog im Kriegsfalle festgehaltene 
Kaufleute auf Forderung der Stadt sofort freizulassen.
Am 16. Januar 1492 bestätigte schließlich Herzog Bogislav X. den Anklamern das Recht, dass ihre 
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Bürger nicht außerhalb der Stadt vor Gericht gestellt werden durften. 
Wie sah nun die Anklamer Rechtssprechung in der Praxis aus?
Als Gefängnis benutzte man bekanntlich den Pulverturm und das Steintor.
Wegen Körperverletzung wurde 1584 laut Holzherrenbuch zum Beispiel der Knecht Hans Waßke 
aus Bugewitz vor Gericht gestellt. Es hieß dazu: "Hans Waßke aus Treptow, dero Zeit bei dem 
Kuhhirten zu Bugewitz dienende, ist, dahero (weil), daß er des Schafhirten Frau daselbst mit einem 
großen Staken geschlagen und 2 Rippen entzweigebrochen und solches aus anderer Leute allein 
leichtfertigem Afterreden (Nachrede) und Angabe getan, allhier auf das Steintor gefänglich 
eingesetzt und enthalten."
Er hatte außerdem an den Holzherrn Jochim Trillen einen halben Taler Bußgeld zu zahlen.
Hier wird übrigens das Steintor zum ersten mal als Gefängnis erwähnt. Die Gefängniszellen des 
Steintores lagen auf der Innenseite, der Stadt zu. In jedem der 3 Stockwerke befanden sich 2 Zellen. 
Ihre Inneneinrichtung bestand aus einer einfachen Holzpritsche und einem kleinen Backsteinofen. 
In jedem Stockwerk gab es außerdem noch je eine Einzelzelle für sogenannte "schwere Jungs". In 
der 1. Etage war sie so eng, dass der Häftling gerade noch drin sitzen konnte. Im 2. Stock konnte 
der Gefangene sogar nur noch drin stehen, während er in der 3. Etage nur in der Zelle hocken 
konnte.
Um den Schutz der Frauen hat man sich in dieser Zeit anscheinend besonders gekümmert. So wurde 
1578 der Ehemann Karsten Barteldes aus Rosenhagen für einige Tage ins Gefängnis gesperrt, weil 
er sich, wie es hieß, "nicht, wie es einem getreuen, frommen Ehemann zukommt, benommen, 
sondern als ein Unchrist und wütender Tyrann sich gegen seine Hausfrau verhalten, sie geschlagen, 
"geharntaget" (an den Haaren gezogen) und mit ehrenrührigen Worten ihre Ehre angegriffen habe."
Allerdings schienen die Holzherrn hier doch nicht ganz von der Alleinschuld des Mannes überzeugt 
gewesen zu sein. Darum musste auch die Frau nach der Entlassung des Mannes versprechen, "dem 
Ehemanne keine Ursache zu Zank, Hader und Unwillen zu geben, sondern in schuldiger Pflicht und 
in Gehorsam sich ihm gegenüber zu verhalten, nicht zu knurren und zu murren, sondern gutwillig 
zu tun, was einer frommen tugendsamen Frau gebühret!"
Aber auch mit Taugenichtsen und Trunkenbolden hatten sich die Holzherrn auseinanderzusetzen. So 
wurden Beleidigungen, die meistens im Zustande der Trunkenheit ausgesprochen wurden, mit 
hohen Geldstrafen gesühnt. Mit Gefängnis wurde 1592 der Trunkenbold Möncheberg aus Kosenow 
bestraft, weil er alles auf Pfand vertrunken hatte. Darauf war er von seinem Hofe entlaufen. Im 
Holzherrnbuch steht dazu: "Auf 2 Sense sind 2 Schillinge, auf einen Kessel von einer halben Tonne 
2 Mark vertrunken, 1 Axt ist im Kruge zu Busow als Pfand geblieben usw."
Aus einem Bericht von 1569 geht andererseits hervor, dass eine Körperverletzung mit tödlichem 
Ausgang sogar mit Geld gesühnt wurde. Auf einer Kindtaufe in Kosenow hatten 2 Knechte einem 
dritten Teilnehmer "entleibet (getötet). "Des Toten Vater wollte dieselben Täter beschreien lassen" 
(Sie dem Gericht zur Aburteilung übergeben). Auf bitten der Täter nahm er dann jedoch Abstand 
davon. Die Holzherrn verurteilten die beiden Knechte daher, "alle die Unkosten, 25 Gulden Sühne, 
wovon des Toten Vater haben sollte 15 Gulden auf Fastelabend unverzögert zu zahlen."
Die Holzherrn hatten jedoch nicht nur zu strafen, sondern auch andere Rechtsfragen zu behandeln. 
Auch dafür ein Beispiel. Die stadtuntertänige Bevölkerung hatte nicht das Recht, einen Hof "von 
sich" aus zu übernehmen. Wenn auf einem Hof der Bauer verstarb oder sich auf sein Altenteil 
zurückziehen wollte, hatten die Holzherrn die Aufgabe, den Nachfolger zu bestimmen und ihm den 
Hof nach erfolgter "Hofwehre" (Inventur) zu übergeben. So eine Inventuraufnahme aus dem Jahre 
1584 ist uns erhalten geblieben. Sie zeigt uns recht deutlich, wie anspruchslos und arm die 
Landbewohner damals lebten. Hier handelt es sich um den Hof von Hans Möller aus Rosenhagen. 
An Vieh waren vorhanden: 5 Pferde, 5 Kühe, 1 Kalb, 5 kleine Schweine und 4 Gänse. An 
Ackergeräten wurden aufgeführt: 1 Paar Eisenpflüge, 1 Axt, 1 Beil, 3 Sensen, 2 fertige Wagen, 2 
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unbeschlagene Schlitten, 1 Holzpflug (Hakenpflug), 2 Mistforken, 1 Schneidemesser mit einer 
Schneidelade (Häckselmaschine). 
Als Ausstattung des Bauernhauses werden aufgezählt: 1 Tisch, 1 Spind, 3 Bänke, 2 große Kisten 
(sicher Truhen zum Aufbewahren von Leinen), 6 Betten, 4 Pfühle, 1 Bettlaken, 1 Tischlaken, 2 
Kessel und 1 Grapen (Kupferkessel), 2 zinnerne Kannen, 1 Kesselhaken und ein Rost. 
Stühle und weitere Möbel traf man damals selten an. 
In der Vorratskammer des Bauern fand man 1 Seite Speck, 6 Bund Garn, 2 Bund Flachs und etwa 3 
Scheffel Korn. 
Also, auch hier war alles mehr als dürftig. 
Schließlich werden in der Bestandsaufnahme noch "acht ungetragene Kinderken" (unmündige 
Kinder) erwähnt. Ob sie der neue Besitzer des Hofes auch mit übernehmen musste oder wo sie 
verblieben, wird allerdings nicht gesagt.
Aus der Chronik geht hervor, dass die Anklamer Tuchmacher als einziges Gewerk das Recht der 
eigenen Gerichtsbarkeit besaßen. Sicher fragt man sich, worauf dieses Sonderrecht zurückzuführen 
ist?
Das Tuchmachergewerbe gehörte damals zu den wichtigsten der Stadt. Nach ihnen waren übrigens 
die Breite- und die Enge Wollweberstraße benannt (Enge Wollwerberstraße später in 
Heiligengeiststraße umbenannt). 
An der Peene, wo sich früher die Burwitz´sche Badeanstalt befand, also außerhalb der Stadtmauer, 
lag die Tuchmacherwiese. Dort standen die Bleichrahmen lange Holzgestelle, an denen die Grob-, 
Breit- oder Raschmacher ihre Gewandstücke zum Trocknen aufhängten. Jedes Laken hatte eine 
Länge von 25 Metern. Damit stellte das, was hier ausgebreitet wurde, praktisch ein Vermögen dar 
und lockte daher leicht sogenannte "Lakendiebe" an. Um die Diebe zu schrecken, stand jenseits der 
Peene auf der Marienkoppel, dort etwa, wo später die Schiffswerften waren, der 
"Leinewebergalgen". Wer sich also der Gewanddieberei schuldig machte, wurde vom Gericht der 
Tuchmacher abgeurteilt, gewöhnlich zum Tode durch Erhängen. Nur durch eine solche harte Strafe 
konnten Lakendiebstähle weitgehend vermieden werden.
Im Jahre 1572 war der Galgen der Tuchmacher, weil er nicht mehr oft gebraucht wurde, 
altersschwach zusammengebrochen. Mit dem Wiederaufbau hatte man es daher auch nicht so eilig. 
Vielleicht ermunterte das die Diebe, denn im Dezember 1574, am Montagabend vor der Nacht zum 
Heiligen Christtage waren dem Breitmacher Klaus Grützmacher 2 rotgefärbte Laken und Gories 
Kadow ein grobes Laken bei offenem Wasser und hoher Flut aus dem Rahmen gestohlen worden. 
Daher besann man sich jetzt wieder schnell auf das alte Privileg der eigenen Gerichtsbarkeit und 
baute mit Unterstützung der Stadt einen neuen Galgen auf. Bürgermeister Antonius Martens und der 
Kämmerer Jürgen Möller kamen selber auf den Zimmerhof und führten mit der Axt den ersten 
"Karfspon" (Kerbspan) aus. Am 24. Januar 1575 wurde das Material dann von Stadtdienern mit 
Stadtpferden über das Eis der Peene zum alten Galgenplatz gebracht und dort aufgestellt. Die 
Arbeiten mussten natürlich bezahlt werden und haben dem Amte einiges gekostet. Aber man hatte 
auch keine Kosten gescheut, um dem Dieb nachzuspüren. Unter den Amtsbrüdern wurde daher eine 
Sammlung durchgeführt. Jeder Meister hatte 1 Mark (sundisch) zu geben. 
Hören wir, was die Akte über die Ergreifung und Verurteilung eines Ladendiebes aussagt. Er heißt 
dazu: "Anno Christi 1581, Sündags vör Anthonie, dat was de 15. Januarie, ward Goris Kadowen 
unterdessen de Klocke um negen slagen, vor Mittag, von einem Deve (Diebe) Michel Mundt 
genannt, 7 Ellen schart Kleingewand ut dem Huse gestahlen. Disse Def gehörte to Pasewalk to 
Huse und hedde noch einen Def, wecker sien Mantschop (Kumpane) was, bei sik, de sallte Hans 
Susewindt heiten, und se wiren de vorige Nacht in Sankt Jürgen (Herberge bei der St. Jürgenkapelle 
vor dem Stolper Tore - heutiges Theatergelände) in dem kleinen Gewelhüseken (Giebelhäuschen) 
tor Herberge gewesen, und würden dorsülwest vom gedachten Goris Kadowen angespraken, ewer 
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se bestreden den Detstahl. Dorna güngen se darvon ihrer Wege und hedden jeder ein Wief (Frau) bi 
sick. Do ging eme Goris Kadow nach und treffede se in des Edlen und Ehrenfesten Jochim von 
Schwerin, Erwseten (Erbgesessen) to Putzar sienen Krog (Krug) to Stretense an und dwang (zwang) 
se dortan, dat se sik uttreken (ausziehen) müßten, und fand also sien Gewand bi Michel Mundt, und 
hedde it um dat Lief gewunden und die Büchsen (Hosen) dorräwer getagen und forderte, dat de Def 
dorsülwest (dort) gefangen und von Stunde an gebunden ward.
Andern Dags schickten die Olderlüde (Alterleute) twe Amtsbrüder nach Putzar an Jochim von 
Schwerin mit eines Ehrbaren Rades Vorschrift (des Rates Schreiben) und leten den Def fordern 
(forderten die Auslieferung des Diebes) emm nach Anklam zu halen, aber Jochim von Schwerin 
wollte emm datmal nich folgen laten, sondern let emm dörch sine Vögte na Putzar halen und 
dorsülwest in den Fangenturm setten und spannen (Nach Putzar überführen, in den Turm werfen 
und foltern). 
Den nächstfolgenden Dingesdag nahmittag wurden Jochim Kremer und Jochim Harder neben Goris 
Kadowen vom Amte mit Pferdewagen, ok mit eines Ehrbaren Rades schriftliche Kaution na Putzar 
afgefertigt, und wurde densülwigen vom Ehrbaren Rade ein Burwagen von Pölsin (Pelsin) mit 4 
Pferden und 2 Knechten und uk ein riedender Stadtdiener mit Namen Jochim Pulow 
nachgeschicket, den Def to halen, und gaff emm uk Jochim von Schwerin gutwillig los, und ward 
also den Mittweken (Mittwoch) vormiddag in Anklam gebracht und in de Bordelji gesetted 
(Gefängnis gesperrt).
Wenn uk disse Def sede (sagte) he hedde sien Lewedage und to vor anders nichts gestahlen, sondern 
dit wäre sien erste Defstahl, so bekannte he doch dana ungepiniget so vele Dewerie, wat he hen und 
her, und sonderlich, dat he lange Johre siene Wanddewerie ut den Rahmen vor Anklam gebruket, 
worvon Kopia in der Amtslade ut dem Gerichtsboke to ersehen, und ward sien Lewedage nicht 
pienlich verhöret edder gefraget.
De anner Def, Hans Susewindt, dewile bi emm nichts gefunden, ging, wie diesse to Stretense 
gefangen würde, mit den beiden Wiewern darvon. Öwer et was dem Amte led genug, dat he 
wegkehm. Den Diengesdag dorna, was de 24. Januarie, an Pauli-Bekehrung-Awend, ward de Def 
Michel Mundt up de Marienkoppel in der Wulwewer Gerichte de Klocke na Twölwen up den 
Middag upgehongen. Und it was to de Tid ein so hartes Is (Eis), dat alles Volk öwer de Peen gahn 
kunde. Mit dem Def öwer und die Stadtpferde güngen se öwer die Borgbrück (über die 
Burgbrücke). Gott gewe, dat et allen Wand-Dewen so gah! Amen!
Das also war der wörtliche Bericht aus dem Amtsbuche der Tuchmacherinnung von 1581.

19. Hexenprozesse auch in Anklam

Obwohl die Zeit der Herrschaft der katholischen Kirche mit ihrer Inquisition vorbei war, galt gerade 
das 16. und 17. Jahrhundert in ganz Deutschland als die schlimmste Zeit der Hexenverfolgungen 
und -verbrennungen. Auch unsere Gegend blieb nicht davon verschont.
In Anklam lebte in der 2. Hälfte des 16. Jahrhunderts ein Fischer namens Schlichtekrull mit seiner 
jungen Frau Isabella. Sie zählten zu den wohlhabenden Bürgern der Stadt, denn der Bruder der Frau 
war sogar Ratsherr. Das Unglück dieser jungen Frau begann, als 1580 in dem 6 Kilometer hinter 
Friedland gelegenen Dorf Gentzkow eine, die man die Wedel'sche nannte, als Hexe auf dem 
Scheiterhaufen verbrannt worden war. Sie hatte sich selbst gerühmt, eine Wahrsagerin zu sein und 
wurde von den Mitbürgern als Zauberin und Teufelsbannerin angesehen. Diese Frau hatte zum 
Bekanntenkreis der Frau Isabella Schlichtekrull gehört. 
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Als dann ein Fischerknecht angab, er habe bei einer Zusammenkunft der beiden Frauen einen 
großen schwarzen Hund in ihrer Mitte gesehen, der immer größer und häßlicher wurde, genügte das 
bereits, um auch Isabella Schlichtekrull der Zauberei zu verdächtigen. Andere beschuldigten sie 
darauf, mit dem Teufel im Bunde zu stehen, denn sie hätte von einer unbekannten Frau, die man für 
ein Teufelsgespenst hielt, eine größere Geldsumme bekommen.
Diese unsinnigen Verdächtigungen wären sicher trotzdem für übertrieben gehalten worden, wenn 
Frau Schlichtekrull sich nicht gleichzeitig den Unwillen der Kirche zugezogen hätte. Sie fühlte sich 
wenig mit der Kirche verbunden und machte auch kein Hehl daraus. Darauf wurde sie von der 
Kanzel andeutungsweise der Zauberei bezichtigt.
Das Maß war dann voll, als 1587 in Anklam ein Hexenprozeß gegen eine andere Anklamer Frau, 
die die Luchtische genannt wurde, erfolgte. Diese Frau war von einer offenbar geisteskranken 
Dienstmagd beschuldigt worden, sie habe einen Teufel im Glase, mit dem sie allerlei Böses 
anrichte. Von ähnlichen Wahnvorstellungen getrieben, flüchtete die Magd nackt aus dem Hause und 
wurde schließlich in einer Grube außerhalb der Stadt tot aufgefunden. Das genügte, um die 
Luchtische als Hexe zu verhaften, um sie einer "peinlichen Befragung" (Folterung) zu unterziehen. 
Sie endete auf dem Scheiterhaufen, denn sie konnte die Qualen der Folter nicht überstehen und gab 
dann an, Isabella Schlichtekrull wäre im Besitze von zwei Dämonen (Teufeln), die Hildebrandt und 
Lutz hießen. Diese durch die Tortur heraus gepreßte Beschuldigung gab dann den Ausschlag dafür, 
dass man nun auch Isabella Schlichtekrull den Prozeß machte. Sie wurde am 12. Mai 1589 
verhaftet. Da sie alle Beschuldigungen als erfunden zurückwies, folgte auch für sie die Tortur. 
Der Henker und seine Knechte marterten sie mit furchtbaren Folterinstrumenten und warfen 
brennende Schwefelkränze auf ihren entblößen und gefesselten Körper. Diese unmenschlichen 
Grausamkeiten erfolgte, obwohl Frau Schlichtekrull schwanger war. 
Trotzdem überstand die tapfere Frau alle Qualen, ohne sich durch das geforderte Schuldbekenntnis 
dem sicheren Feuertode preiszugeben. Danach wurden ihr weitere "Verbrechen" zur Last gelegt. 
Selbst ihr eigenes Dienstpersonal beschuldigte sie der Zauberei. Sie habe angeblich immer gewusst, 
was Zuhause geschah, auch wenn sie abwesend war. 
Selbst der Anklamer Pastor Michael Eggert reichte Klage gegen sie ein. Sie sollte ihm gewünscht 
haben, ihm möge die Zunge erlahmen. Die Folge war die zweite Tortur. Doch so sehr sich Richter 
und Henker erneut durch grauenhafteste Folgerungen bemühten, die standhafte Frau zum Sprechen 
zu bringen, alle ihre Bemühungen waren vergebens. Isabella Schlichtekrull sagte nur aus, was der 
Wahrheit entsprach und überstand damit auch die 2. Tortur. Die Henkersknechte waren machtlos. 
Obwohl die junge Frau nach den damaligen Rechtsvorschriften damit bereits zweimal den Beweis 
ihrer Unschuld erbracht hatte, ließ man sie immer noch nicht frei, sondern übergab sie einem 
höheren Gericht von studierten Rechtsgelehrten. Das Urteil dieses Gerichts lautete, die Angeklagte 
sei mit Rutenschlägen und Landesverweis zu bestrafen. 
Die Stadt erließ der schwangeren Frau die harte körperliche Züchtigung. Auf Anweisung des 
Herzogs von Pommern-Wolgast hatte sie jedoch sein Herrschaftsgebiet zu verlassen. Vorher mußte 
Frau Schlichtekrull jedoch noch Uhrfehde schwören, das heißt feierlich geloben, sich wegen der 
erlittenen halbjährigen Haft und aller Folgerungen weder an der Kirche, noch der Stadt, den 
Richtern oder Folterknechten rächen zu wollen. 
Zwei Jahre lebte Isabella Schlichtekrull dann in Wollin, wohin ihr auch ihr Mann mit den Kindern 
folgte. 
Als sie dann im Jahre 1591 eine Reise nach Treptow an der Tollense (Altentreptow) unternahm, 
wurde sie hier auf Befehl des Herzogs von Wolgast erneut verhaftet. Man brachte sie nach Wolgast, 
wo sie 7 Tage lang schrecklich gefoltert wurde. In alten urkundlichen Überlieferungen heißt es 
dazu: "Als man sie in Treptow hinweg gerissen, wurde sie so hart gefesselt und auf einen 
Leiterwagen gebunden, dass ihr das Blut aus den Nägeln quoll. Während der zweitägigen Fahrt 
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nach Wolgast erhielt sie weder zu Essen noch zu Trinken. In Wolgast wurde sie völlig entkleidet 
und aller Haare am Körper beraubt (sie wurden geschoren oder abgebrannt). Danach zog man ihr 
ein grobes Narrengewand an und übergab sie als "Biest" (Hexe) dem Henker und seinen 
Folterknechten. Die Herzogin rief aus, man wisse sehr wohl, wie die Gefangene das "Ave-Maria" 
gebetet und damit die Zauberei betrieben habe. Dafür wurde sie gefoltert, auf die Leiter gezogen 
(der Körper wurde auf der Leiter durch Gewichte oder Winden so gespannt, dass die Glieder aus 
den Gelenken sprangen), dann an einem Kloben aufgezogen, gestoßen, geschlagen und übler als 
übel misshandelt. Man hat ihr auch gewaltsam den Mund geöffnet und einen bösen Trunk 
eingegossen, so dass sie anschwoll und stumm wie ein Lamm, wie tot dalag. Es war zum Erbarmen 
und schlimmer, als man es in Worten erzählen kann". 
Der "böse Trunk" kann nur die sogenannte Hexensuppe gewesen sein, die aus Bier, Salz, 
Hechtgalle, Kümmel, geriebenem Brot und feingestoßenen Knochen verbrannter Hexen bestand. 
Zeitlebens waren Spüren der Folterungen an ihren zerwürgten Achseln, an Nägeln und 
Schienenbeinen und anderen Stellen des Körpers sichtbar.
Da man wiederum kein Schuldbekenntnis herauspressen konnte, wurde der Landesverweis erneut 
bestätigt.
Damit gab sich die tapfere Frau aber diesmal nicht zufrieden. Dreimal hatte sie die Folterungen 
überstanden und damit dreifach ihre Unschuld bewiesen. Daher verlangte sie jetzt die völlige 
Freisprechung und die Herausgabe ihrer von der Stadt beschlagnahmten umfangreichen 
Besitztümer. 
Dazu reiste sie nach Prag an den Hof des deutschen Kaisers und verklagte den Herzog und die Stadt 
Anklam. Da jedoch keine Krähe der anderen die Augen aushackt, entschieden die Beamten Kaiser 
Rudolfs II., dass sie zwar überall in Pommern mit Ausnahme in Anklam wohnen dürfe, aber auf die 
Rückgabe ihres Besitzes verzichten sollte. Darauf wandte sich Isabella Schlichtekrull, immer noch 
auf Gerechtigkeit hoffend, an das Reichskammergericht in Speier. 
Es folgte ein umständlicher Prozeß, der ganze 25 Jahre dauerte. 
Durch infame Intrigen versuchten Herzog und die Stadt immer wieder jede Schuld von sich zu 
wälzen, indem sie die bewundernswerte Frau und ihre Familie in Berichten unmöglich machten. 
Aus den Akten geht leider nicht hervor, wie der Prozeß zum Schluss ausging. Die letzten Berichte 
lassen erkennen, dass sie von der Beschuldigung der Hexerei freigesprochen worden ist. Ob sie 
auch ihren Besitz zurückerhielt, wissen wir nicht. 
Das war die traurige Geschichte einer tapferen Anklamer Frau, die als Opfer der gesellschaftlichen 
Verhältnisse ihrer Zeit, zwar die Folterungen überstand, aber im späteren Kampf um ihr Recht 
wahrscheinlich nicht mehr erreichte, als die Bestätigung, unschuldig gefoltert zu sein. 

20. Wie lebten und wohnten die Bürger der Stadt?

Wir haben bereits manches über den Aufbau und die Entwicklung unserer Stadt gehört, doch in ihre 
eigenen Häuser und Unterkünfte haben wir bisher noch nicht hineingeschaut. Wie schon an anderer 
Stelle berichtet, standen ihre Häuser mit der Giebelseite zur Straße. Dabei waren die Grundstücke 
der Kaufleute schon von Weitem an den vorgebauten Aufzügen zu erkennen. Die Bodenräume des 
Hauses wurden fast immer als Lagerräume benutzt. Außerdem hatte jedes Geschäftshaus 
gewöhnlich auch eine große Toreinfahrt, denn weitere Lagerräume befanden sich auf dem Hofe. 
Betreten wir also ein solches Haus des 14. oder 15. Jahrhunderts. 
Im Erdgeschoss lag neben der Toreinfahrt oft nur ein einziger Raum, der vielfach als Geschäfts- 
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oder Lagerraum diente. Im ersten Stockwerk befanden sich die Wohn- und Schlafzimmer, die 
Küche und Kammern. Das 2. Stockwerk war dann gewöhnlich ausschließlich Lagerraum. 
Die Zimmer waren niedrig und oft nur dürftig ausgestattet. Der ganze Hausrat bestand aus Truhen, 
Bänken, Tischen, Stühlen, Kleiderhaltern und Betten. Den aus Lehm oder Steinplatten hergestellten 
Fußboden bedeckten einfache Binsenmatten, selten Teppiche. 
Die Fensteröffnungen waren mit feiner Leinwand, geöltem Papier oder Tierblasen verklebt. 
Sämtliche Räume hatten also nur Dämmerlicht. 
Im 16. Jahrhundert trat dann jedoch in manchen Häusern ein spürbarer Wandel ein. In den Häusern 
der reichen Bürger der Stadt begann man die Fußböden zu dielen und belegte sie dann mit 
Teppichen. Die Fensteröffnungen wurden jetzt mit Butzenscheiben aus Glas geschlossen. Die 
Küchengeräte waren aus Messing, Kupfer oder Zinn hergestellt. Die Mägde hatten sie laufend zu 
putzen. Zu den Truhen gesellten sich jetzt auch größere Schränke mit reichen Schnitzereien. Nach 
dem Bau entsprechender Schornsteine wurden jetzt auch alle Räume mit Öfen oder Kaminen 
ausgestattet. 
Die Beleuchtungsmittel blieben dagegen lange Zeit noch recht einfach. Neben dem Kienspan 
fanden mit Tran oder Talg gefüllte Lichtnäpfe und die ersten Talgkerzen Verwendung, die man auf 
hölzerne oder metallne Hänge-, Stand- oder Wandleuchter stellte.
Über die Schaffung der ersten Straßenlaterne in Anklam wird aus dem Jahre 1463 berichtet. Sie 
hing am Kreuzgang des Klosters (Brüderstraße 17/18), der das Kloster mit der Klosterkirche 
verband, und zwar so, dass sie dem verspäteten Wanderer den Weg zeigte, der von der Peenstraße 
her den Gang nach der Brüderstraße durch die damals noch enge Klosterstraße wagte. Über die Art 
dieser Beleuchtung heißt es im Stadtbuch:
"Die Schuhmacher und ihre Nachkommen sollen - to ewigen Tiden - eine brennende Lampe halten, 
"mit ihrem eigenen Tran, der Tran soll von dem Besten sein, den es gibt!"
Inzwischen hatte man auch mit dem Pflastern der Straßen der Stadt begonnen.
Von einer großen Besonderheit wird dann im Jahre 1580 berichtet. Zu dieser Zeit ließen sich die 
reichen Anklamer bereits die erste Wasserleitung bauen. Darüber berichtet Stavenhagen in der 
Stadtchronik: "Man legte eine Wasserkunst an, ein kostbares Werk. Man leitete das Wasser aus 
einem Sprinborn (Brunnen) des Gutes Jargelin in doppelt gelegten Röhren (aus Holz) durch die 
Wiesen und unter der Peene durch in Richtung auf den Ziegelhof bei der Lehmkuhle, von da aus auf 
die Stadtmauer nordwärts vom Stolper Tor zu, durch die Keilstraße zur Südseite des Marktes zum 
Platz des Rahtsverwandten (Ratsherrn) Jochim Stavenhagen, allwo das Wasser in einem Behälter 
aufgefangen und in andere Gegenden und Häuser geleitet wurde. Der Baumeister war allerdings ein 
Ausländer, ein Wismarscher Bürger."
Sicher wird der Bau der Wasserleitung mit hohen Kosten verbunden gewesen sein. Wenn man sie 
trotzdem nicht scheute, lag es sicher daran, dass die Reichen glaubten, sich so besser gegen oftmals 
herrschende Seuchen schützen zu können. 

21. Feuer, Pest und Judenverbrennung

Da die Stadtmauer praktisch bis in das 18. Jahrhundert hinein die Bebauungsgrenze unserer Stadt 
darstellte, waren die Bewohner gezwungen, auf engem Raum zusammen zu leben. Häuser, Buden, 
Stallungen, Schuppen und Scheunen standen dicht nebeneinander. Es handelte sich dabei 
überwiegend um rohrgedeckte Fachwerk- oder Holzbauten. Da die Straßen meist nicht gepflastert 
waren und Abwasserleitungen erst recht fehlten, verseuchten Jauchegruben, Dunghaufen und tief 
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ausgehobene Kloaken das Trinkwasser der Stadt. Beides brachte Gefahren für die Bewohner. Brach 
zum Beispiel ein Brand aus, konnte er sich schnell auf die umliegenden leicht brennbaren Gebäude 
zur großen Feuersbrunst ausdehnen. Die Bewohner mit ihren primitiven Löschgeräten waren dann 
gewöhnlich machtlos. Andererseits führten die unhygienischen Verhältnisse oft zum Ausbruch von 
Seuchen, denen die Bewohner erst recht hilflos ausgeliefert waren. Feuer und Pest forderten oft 
mehr Opfer als Fehden und Kriege.
Die Pest, wahrscheinlich aus Asien eingeschleppt, brach um die Mitte des 14. Jahrhunderts in 
großen Teilen Europas aus. Anklam blieb anscheinend zunächst noch davon verschont. Erst 1565 
wird uns von einer schrecklichen Pestseuche berichtet, der etwa 1/3 der Anklamer Bürger zum 
Opfer fielen. Das Begräbnisregister der Nikolaikirche enthält rund 1.600 Sterbefälle, die sich auf 
einen kurzen Zeitraum von 4 1/2 Monate verteilen. Das große Sterben begann damals Ende Mai und 
erreichte im August mit 752 Opfern seinen Höchststand.
Wie zeigte sich nun der "schwarze Tod"? Die Krankheit verlief im Allgemeinen mit großer 
Schnelligkeit. Der Erkrankte begann wie ein Betrunkener zu taumeln und zu lallen, seine 
Lymphdrüsen an den Leisten, unter den Achseln und hinter den Ohren schwollen zu großen Beulen 
an. Am dritten, spätestens am fünften Tage setzte eine Lähmung des Zentralnervensystems ein. Sie 
führte zur Bewußtlosigkeit und zum Tode.
Die Ärzte waren lange Zeit völlig machtlos, da sie die Ursachen der Krankheit nicht kannten. Die 
einzige Maßnahme, die sie verordnen konnten, war die Isolierung der Kranken. Die eigentliche 
Ursache der Pest wurde erst um 1900 festgestellt. Sie ging von der Hausratte aus. In ihrem Blut 
entwickelten sich die Pestbazillen. Sie wurden von einer besonderen Flohart (Xenopsylla cheopis) 
auf den Menschen übertragen. Wenn die Seuche trotzdem schon lange vor dieser Feststellung 
zurückgegangen war, lag das daran, dass im 17. Jahrhundert die Hausratte mehr und mehr von der 
Wanderratte verdrängt wurde. Die Wanderratte kam dem Menschen nicht mehr so nahe und 
beherbergte auch andere Parasiten als die Hausratte. 
Nach der bereits erwähnten Pest von 1565 forderte ein neuer Ausbruch im Jahre 1605 wiederum 
rund 1.400 Opfer. Im Dreißigjährigen Krieg, als 1637 die kaiserlichen Truppen Anklam angriffen 
und alle umliegenden Ortschaften, besonders aber die Früchte des Feldes vorher von den Schweden 
vernichtet wurden, brach mit der Hungersnot 1638 auch wieder die Post aus und forderte erneut 
viele Tote. Der letzte bekannte Ausbruch erfolgte dann nochmals 1710 bis 1711.
Lange Zeit hatte man die Juden für die Pest verantwortlich gemacht. Sie sollten die Brunnen 
vergiftet haben. Das warf man ihnen im 14. Jahrhundert zunächst in Süddeutschland vor. Wie kam 
man dazu?
Schon seit der Zeit der Kreuzzüge wurden die Juden verfolgt. Dafür hatte man angeblich 
verschiedene Gründe, wie Rasseninstinkt, religiösen Eifer, abergläubische Vorstellungen, 
wirtschaftliche Gründe und soziale Gegensätze. Alles wurde dann noch besondere verstärkt, als die 
Kirche auf dem Laterankonzil im Jahre 1215 die Ehe mit Juden verbot und sie zwang, besondere 
Kennzeichen bei der Kleidung anzulegen (spitzer Judenhut, langer Rock, keine Waffen). 
Auch in den neu gegründeten Städten hier im Ostseeraum waren die Juden dann ebenso 
unerwünscht, wie die Dänen oder die Slawen. In Greifswald war ihnen zum Beispiel 1264 der 
Aufenthalt verboten. 
Als dann die bereits erwähnten Judenverfolgungen beim Ausbruch der Pest im Jahre 1348 in 
Süddeutschland einsetzten, griffen sie auch auf unseren Raum über, obwohl unsere Gegend noch 
von der Pest verschont blieb. Im Jahre 1350 trieben die Anklamer Bürger alle in der Stadt 
wohnenden Juden zusammen und führten sie auf die kleine Anhöhe hinter der früheren Sandkuhle 
in der Eckstraße. Dort wurden alle bei lebendigem Leibe verbrannt.
Den Nachweis für diese grauenvolle Tat gibt uns eine Eintragung im Stadtbuch des Jahres 1412 
(Abschrift liegt noch vor). Darin heißt es im Zusammenhang mit der Lagebeschreibung eines 
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Ackerstückes, das verkauft werden sollte: "To Polsin wart (nach Pelsin raus) baven de Sandkuhlen, 
dor man de Joden brande." Da die Eintragung nur 60 Jahre später erfolgte, muß die 
Judenverbrennung noch in guter Erinnerung gewesen sein und damit den Tatsachen entsprochen 
haben.
Lange Zeit gab es dann in Anklam keine Juden mehr, ihnen war der Aufenthalt in der Stadt 
verboten.
Für die oftmaligen Großbrände, unter denen die Anklamer mehrfach sehr zu leiden hatten, konnte 
man die Juden nun nicht mehr verantwortlich machen. Über eine Brandkatastrophe des Jahres 1377 
berichtet Stavenhagen in der Stadtchronik: "Ein heftiges Feuer, welches in der Badstüber Straße 
aufging, zündete die ganze Stadt, Rathaus und Kloster an. Alle Bürgerhäuser lagen in Schutt und 
Asche, nur einige wenige neben der Marienkirche blieben verschont. Die ältesten rathäuslichen 
Nachrichten gingen durch die Flammen verloren, die Pergamente aber, worauf die Stadt 
Gerechtsame berichten, wurden gerettet."
25 Jahre später war die gesamte Stadt wieder aufgebaut. Doch schon im Jahre 1424 wurden alle neu 
geschaffenen Werte wieder ein Raub der Flammen. Erneut brannte fast die ganze Stadt ab, und man 
musste wieder neu aufbauen. Durch Unachtsamkeit der Stadtknechte brannte dann 1525 das 
Rathaus mit den Häusern rund um den Markt sowie in der Bau- und Burgstraße nieder. Wie die 
Wohnhäuser, so war auch das Rathaus 1549 wieder aufgebaut.
Zu weiteren Brandkatastrophen kam es dann noch in den Jahren 1659 und 1696.
Und dennoch kann man feststellen, trotz aller Katastrophen und häufiger Kriegszerstörungen 
bewahrte sich Anklam fast bis in die Gegenwart noch eine ganze Anzahl herrlicher alter 
Bürgerhäuser. Sie fielen erst den Bomben des letzten Krieges zu Opfer. 

22. Schule und Bildung nach der Reformation

Das Schul- und Bildungswesen unserer Stadt nahm seinen Anfang in der Klosterschule des 
Anklamer Augustinerklosters, das 1304 gegründet wurde. Hier wurden zunächst nur junge 
Burschen für das Klosterleben ausgebildet. Da dafür jedoch nicht genügend Schüler 
zusammenkamen, nahm man auch Bürgersöhne auf, die sich für eine scholastische Bildung (der 
Kirche untergeordnete Philosophie des Mittelalters) interessierten. 
Man lernte neben der Theologie, Lesen und Schreiben der lateinischen Sprache und Philosophie. 
Wichtig für die römisch-katholische Kirche war jedoch auch die Astronomie, mit deren Hilfe die 
Kalenderberechnungen vorgenommen wurden. Nur so konnte man die kirchlichen Jahresfeste, vor 
allem das Osterfest bestimmen. Dazu genügte allerdings die Beobachtung des Himmels alleine auch 
nicht, sondern man brauchte für die notwendigen Berechnungen auch Kenntnisse in der 
Mathematik. Damit gehörten auch diese Fächer zum Lehrplan der Klosterschule.
Lesen und Schreiben der lateinischen Sprache brauchten jedoch auch die Anklamer Bürgermeister 
und Ratsherrn, denn alle Urkunden, Erlasse und Anweisungen des Herzogs wurden in lateinischer 
Sprache übermittelt. Den gleichen Bildungsstand benötigten ebenfalls die Kaufleute der Hansezeit. 
Sie machten bei ihren Reisen in andere Länder die lateinische Sprache durch ihren weltlich-
geschäftlichen Gebrauch bald zu einer lebendigen Sprache.
Man kann sich denken, dass unter solchen Bedingungen die Klosterschule als alleinige 
Ausbildungsstätte nicht mehr ausreichte. Daher gründete man um 1400 an beiden Anklamer 
Kirchen eine sogenannte Pfarrschule. An der "Marien-Schole", die sich an der Ostseite des 
Marienkirchplatzes im Haus Nr. 18 befand, unterrichtete als erster bekannter Schulmeister der 
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Theologiestudent Arnold Rambow. Als Lehrer an der Nikolai-Pfarrschule wird 1404 ein Hinrik 
Schünemann genannt. Alle Schüler hatten Schulgeld zu zahlen, so dass der Besuch der Pfarrschule 
nur den Söhnen des reichen Bürgertums der Stadt möglich war. Unterrichtet wurde auch Latein, mit 
Lesen und Schreiben, Rechnen, christliche Glaubenslehre und Singen von Kirchenliedern. 
Schulbücher gab es noch nicht. Der Lehrer sprach die Texte so lange vor, bis seine Schüler ihn 
beherrschten.
Als sich gegen Ende des 14. Jahrhunderts auch die deutsche Sprache mehr und mehr als Schrift- 
und Geschäftssprache durchzusetzen begann, brauchte man Schulen, in denen die deutsche Sprache 
unterrichtet wurde. Damit entstanden auch in unserer Stadt die ersten "deutschen Schreibschulen". 
Hier unterrichteten schreibkundige Stadt- und Gerichtsschreiber, aber auch gebildete Handwerker 
und Studenten, die ihr Studium nicht beendet hatten. Der Unterricht fand im Hause der Lehrer statt. 
Bei Genehmigung durch die Stadt hatten sie dafür freien Wohnraum. Die Entlohnung erfolgte 
jedoch nur aus erhobenen Schulgeldern. In diesen Schulen galten neben der Religion, Lesen und 
Schreiben der deutschen Sprache und das Rechnen als die Hauptfächer. Daran aber waren besonders 
die Handwerker interessiert, so dass in erster Linie sie ihre Kinder in die Schreibschulen schickten. 
Neben diesen staatlich genehmigten Schreibschulen gab es bald ähnliche Schulen, die ohne 
besondere Genehmigung abgehalten wurden. Man nannte sie daher "Winkelschulen". Hier war der 
Lehrer gänzlich auf die Einnahmen aus dem Schulgeld der Kinder angewiesen. Da es jedoch 
gewöhnlich nicht ausreichte, betrieben die Lehrer nebenbei Landwirtschaft oder sie waren selbst als 
Handwerker tätig.
Mit der Einführung der Reformation in Pommern am 13. Dezember 1534 gab es auch in Anklam 
einige Neuerungen im Schulwesen. Dazu kam Johannes Bugenhagen am 26. Juni 1535 im Auftrage 
des Herzogs nach Anklam und führte entsprechende Verhandlungen mit dem Rat der Stadt.
Die beiden Pfarrschulen wurden aufgelöst. Dafür wurde eine Ratsschule gebildet, die von der Stadt 
zu unterhalten war, aber bildungsmäßig weiter der Kirche unterstand. Als Unterrichtsräume wurden 
die bisherigen Räume der Nikolai-Schule, die hinter der Kirche in der Brüderstraße lagen, genutzt. 
Die neue Schule bestand aus 5 Klassen mit insgesamt 150 Schülern. Jede Klasse wurde zunächst in 
allen Fächern von einem Lehrer unterrichtet. Die 3 oberen Klassen besuchten die Schüler jeweils 2 
Jahre. Das Ziel der Schule, auch "gelehrte Ratsschule" genannt, bestand in der Vorbereitung der 
Schüler auf ein Universitätsstudium. Daher wurden als Sprachen Latein, Griechisch und Hebräisch 
unterrichtet. Deutsch gehörte kaum zum Lehrplanstoff der Ratsschule.
Über den Einsatz von Lehrern heißt es im Verhandlungsprotokoll: "Tho uprichtinge unde erholding 
einer goden Scholen, scholen so holden unde besolden einen Scholemeister und demsülwen jährlich 
gewen vertich (40) Guldenen, einen Lokaten (Schulgesellen) drutlich (30) Guldenen, noch einen 
Lokaten viff und twintlich (25) Guldenen."
Dazu kam dann noch ein 4. Akademiker und ein Schreib- und Rechenmeister. Den Musikunterricht 
hatte der Küster der Nikolai-Kirche zu übernehmen. 
Die Lehrer erhielten also schon ein kleines Gehalt, das der Rat von den Einkünften der Kirche 
zahlte. Trotzdem hatten die Schüler weiter Schulgeld zu zahlen, das den Lehrkräften zusätzlich zu 
gleichen Teilen zustand. Den Schulgesellen war es noch bis ins 17. Jahrhundert verboten zu 
heiraten. Sie hatten im Schulgebäude zu wohnen und wurden dort auch verpflegt. 
Obwohl manche Vertreter dieser neuen Schule behaupteten, die "gelehrten Rathsschulen" wurden 
von den Schreib- und Winkelschulen verdorben, sie müssten daher abgeschafft werden, blieben die 
deutschen Schreibschulen auch in Anklam weiter bestehen. Sie wurden schließlich von Kindern des 
mittleren Bürgertums, besonders der Handwerker besucht. 
Im Interesse der schnellen Durchsetzung der neuen evangelischen Kirche wagte man nicht, sie 
aufzulösen. Ja, in der Kirchenordnung von 1563 wird der Rat der Stadt sogar aufgefordert, 
deutschen Stuhlschreibern (Stadt- und Gerichtsschreiber) den Auftrag zur Einrichtung und 
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Übernahme weiterer Stadtschulen zu geben. Wörtlich heißt es dazu: "Düdesche Stoelschriwer 
öwerst schölen vom Rade bestellet warden, unde versorget mit Wanning (Wohnung) van der Kasten 
(Kasse). So se fram (fromm) sint, unde dem Pastori nich wedderwillig, mach man em ut de Kast 
(Kasse) ein Geschenk gewen. Besoldinge (Entlohnung) öwerst nehmen se van eren Schölern."
Die Hörigkeit gegenüber der Kirche versprach also zusätzliche Einnahmen, die ein 
Schreibschulenlehrer sicher mehr als dringend gebrauchte.
Die Einführung der Reformation ging in Anklam vermutlich ohne besondere Schwierigkeiten im 
Rahmen von Verhandlungen vor sich. Das 1535 vorhandene Vermögen der beiden Kirchen wurde 
zusammengelegt und durch eine gemeinsame "Kasten" (Kirchenkasse) verwaltet.
Die ehemaligen katholischen Pastoren, die nicht zur neuen Kirche übergegangen waren, erhielten 
sofern sie in Anklam geblieben waren, aus der "Kaste" sogar noch jährlich 8 Gulden und blieben im 
Besitze aller Lehen, die sie in den verschiedenen Kirchen und Kapellen inne hatten.
Die Schule lag weiter in Händen der Kirche. Sie stellte in Anklam die Räume für die neue 
Ratsschule, lieferte die schulische Ausstattung und hatte auch die Lehrer aus Mitteln der Kirche zu 
entlohnen. Die Lehrer zählten damit weiterhin zu den Kirchenpersonen. Wie aus dem Anklamer 
Synodalbuch der Jahre 1564, 1568, 1585 und 1586 hervorgeht, wurden die Lehrer damals auch zur 
Synode hinzugezogen. Die unmittelbare Aufsicht über die Rats- oder Lateinschule wurde zunächst 
dem Pastor der Nikolai-Kirche, später dem jeweiligen Präpositus übertragen.
Die Kirchenkasse war anfangs noch sehr geschwächt, so dass sie den Lehrern die ihnen 
zustehenden Löhne nicht zahlen konnten. Die Lehrer versuchten daher, durch privaten Unterricht, 
durch Singen in der Kirche auf Hochzeiten und bei Begräbnissen zusätzliche Einkünfte zu erlangen.
Lehrer und Pfarrer wurden zunächst mit dem Hinweis vertröstet, die finanzielle Lage der Kirche 
würde sich mit dem Aussterben der alten Priester (katholischen Pastoren) recht bald bessern. Dann 
wollte man auch die Löhne erhöhen. Doch Jahre vergingen, ohne dass sich etwas änderte. Daher 
wandte sei 1556 die Greifswalder Synode an die fürstlichen Räte mit der Feststellung: "In Pommern 
sind so geringe Stipendia in Kirchen und Schulen, als sonst in keinem anderen Lande. Und die 
Teuerung steigt von Jahr zu Jahr." Es war kein Wunder, wenn die Lehrer daher oftmals wechselten 
und dorthin gingen, wo sie mehr verdienten.

23. 1601 - Teure Erbhuldigung für den Herzog

Jeder neue Herzog stellte sich nach Übernahme der Regierungsgeschäfte seinen Untertanen vor und 
ließ sich huldigen, das heißt, alle Bürger mussten ihm Treue schwören. So ließ auch der 17-jährige 
Herzog Philipp-Julius von Pommern-Wolgast 1601 die Entgegennahme der Erbhuldigung 
verkünden. Diese Mitteilung rief den Widerstand des Bürgertums in vielen Städten hervor. Unter 
Hinweis auf die Unmündigkeit des Herzogs versuchten die Städte die Huldigungsfeiern, die stets 
mit ungeheuren Kosten verbunden waren, zu verhindern. Dabei erwiesen sich besonders die Städte 
Stralsund, Demmin und Anklam als die härtesten Widersacher des Herzogs. Trotzdem blieb auch 
ihnen zum Schluss nichts anderes übrig, als den herzoglichen Hofstaat zu empfangen. Vorher waren 
jedoch noch umfangreiche Vorbereitungen notwendig, denn die fürstliche Gesellschaft der 
Nichtstuer war zu erstaunlichen Leistungen fähig, wenn es um die Befriedigung ihrer Kehlen und 
Bäuche ging.
Und dann kam der Tag, über den die Chronik berichtet: "Umgeben von seinem ganzen Hofstaat, 
von vielen Gästen, von zahlreichen Dienern und Beamten, verstärkt durch den aus dem Umgebung 
zur Aufwartung befohlenen Adel, wälzte sich der ungeheure Zug langsam, fast möchte man sagen, 
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verheerend durch die Lande!"
Über 700 Pferde stark, musste der Besuch sicher zu einer großen wirtschaftlichen Belastung der 
Stadt werden. Die ganze Staatsaktion sollte 3 bis 4 Tage dauern. 
Wie bei allen Staatsbesuchen, erwarteten die festlich gekleideten Bürger der Stadt den Herzog 
bereits am "Rugen Busch" und begleiteten ihn bis vor die Tore der Stadt. Hier wurde der Herzog 
vom hohen Rat empfangen und unter Glockengeläut zur Huldigungsfeier in die Stadt geleitet. Die 
Feier bestand aus einem Festgottesdienst und einer Ansprache des Kanzlers an die Bürgerschaft 
über die Bedeutung des Huldigungseides. Dazu gehörte auch die Übergabe der Stadtschlüssel an 
den Herzog, als Zeichen seiner Hoheit über die Stadt. Die Anklamer Stadtväter wollten jedoch 
ihrem neuen Herzog, trotz aller Huldigungen und Lobreden auch die Grenzen seiner Macht 
andeuten. Aus diesem Grunde übergaben sie ihre Stadtschlüssel nicht.
Dem offiziellen Staatsakt folgten einige kulturelle Darbietungen. So wurden lateinische 
Begrüßungsgedichte und biblische Schauspiele vorgetragen, denen Künste des fahrenden Volkes 
und ein Feuerwerk folgten. Doch die Gäste legten viel größeren Wert auf ein zünftiges Festmahl mit 
anschließendem Trinkgelage. Was dort so verzehrt wurde, kann man sich kaum vorstellen. Die 
gesamten Kosten aber hatte die Stadt zu tragen. Das bereitete den Stadtvätern natürlich große 
Sorgen.
Zunächst mussten die Bürger eine Sondersteuer zahlen. Dann lieh sich die Stadt noch 5.000 Gulden 
von Stralsund und 600 Gulden vom Grafen von Schwerin. Und trotzdem schien alles noch nicht zu 
reichen. Schafe, Schweine, Ochsen, Eier, Butter und 544 Scheffel Hafer lieferten die Stadtdörfer. 
Der Schlosshauptmann von Ückermünde musste mit Wild aushelfen, denn die in der eigenen Forst 
erlegten Bestände reichten nicht annähernd aus. Ungeheuer groß war auch der Fischbedarf. So 
wurden verzehrt: 775 Neunaugen, 200 Hechte, 304 Bleie, zuberweise Kaulbarsche und andere 
Speisefische, je eine Tonne Stockfisch, Stör und Hering und etwa 50 Schock Krebse. 
Der in Anklam vorhandene Mehlvorrat reichte auch nicht aus. Daher musste Treptow an der 
Tollense (Altentreptow) mit weiteren Mengen aushelfen.
An verbrauchten Gewürzen werden genannt: Peper, Engwer, Negelken, Muschkatenblomen, 
Zafferan, Kannel, Zucker, brune Streizucker, Honig, Schwerzken, ungarische Plumen, Datteln, 
Oliven, Kapern, Pomeranzen, Wein- oder Bieressig, Kümmel, Senk, Zwiebeln, Rüben, Meerrettich, 
Salwei, Petersilie, allerlei eingemachte Spezerei, Obst und Konfekt.
Ebenso tüchtig wurde natürlich getrunken. Alleine die Bierrechnung belief sich am Ende auf 396 
Gulden. 159 Tonnen Bier mussten aus Pasewalk, Stettin und Eldena herbeigeschafft werden. Dazu 
kamen 5.000 Liter "Rhinschen Win", 300 Liter billiger "Franzwein" und 150 Liter "Kanarienwein" 
(Sekt des Mittelalters) sowie 75 Liter "Kirsch- und Wermutschnaps". Die Kosten für die zuletzt 
genannten Getränke beliefen sich auf 1.100 Gulden.
Sicher wird man sich nun fragen: Und wie wurde das alles serviert?
Der Herzog hatte in seinem Silberwagen das Geschirr für die fürstliche Tafel mitgebracht. Becher, 
Gläser und Kannen sowie Tischtücher für die übrigen Teilnehmer hatten die Bürger dem Rat 
ausgeliehen. Weitere Mengen wurden in den umliegenden Städten aufgekauft. So lebte man 3 bis 4 
Tage wie im Schlaraffenland und dann ging es weiter in die nächste Stadt. 
Zurück blieb praktisch die ausgeplünderte Stadt mit der Gewissheit, dem neuen Herzog gehuldigt 
zu haben. Es war kein Wunder, wenn da die Untertanen ihren Herzögen immer wieder ein recht, 
recht langes Leben wünschten.
Wie regierte nun der junge Herzog von Pommern-Wolgast?
Er konnte es anscheinend nicht vergessen, dass sich einige seiner Stadt zunächst geweigert hatten, 
wie Stralsund, Demmin und Anklam, ihn zur Erbhuldigung zu empfangen. Die Huldigungen waren 
durchgesetzt. Jetzt versuchte Herzog Philipp-Julius sich die Städte stärker als bisher Untertan zu 
machen. Dabei führte er einen besonders harten Kampf gegen Stralsund, wo er mehrmals bewaffnet 

47



Stadtchronik Heinz Bemowsky 1989

in die Stadt einzog, um den Streit zwischen Patriziern und Bürgerschaft für seine Interessen 
auszunutzen. 
Andererseits war der Herzog stark verschuldet und damit wiederum auf die Hilfe der Städte 
angewiesen. Da die Städte sich weigerten, besondere Steuern zu erheben, musste der Herzog 
mehrmals um Geld betteln. Um sich in diesem Falle die Gunst der Städte zu sichern, setzte er im 
"Landtagsabschiede von 1614 fest, dass die Landräte aus den 3 Ständen, den Prälaten (Geistlichen), 
der Ritterschaft und der Städte bestellt werden sollten. Aus 24 vom Landtage vorgeschlagenen 
Personen sollte der Landrat 12, nämlich einen Prälaten, 8 Vasallen und 3 Bürgermeister aus 
Stralsund, Greifswald und Anklam für den Ausschuss ernennen.
Die Leitung sollten die Landmarschälle aus den Geschlechtern Moltzahn und Bugenhagen 
abwechselnd haben.
Damit erreichte der Herzog, dass der Landtag nur noch selten zusammentrat. Da er bei der 
Ernennung der Landräte eine bestimmte Wahl hatte, konnte er seine Forderungen nun besser 
durchsetzen. 
Herzog Philipp-Julius war auch ein starker Gegner der Hanse. Lübeck hatte 1613 mit den 
Niederlanden ein Bündnis geschlossen, dem 1616 auch Stralsund und Greifswald beitraten. Der 
Herzog versuchte beide Städte ohne Erfolg zum Austritt zu bewegen. Aber der Untergang der Hanse 
war nicht mehr aufzuhalten. Außer Stralsund, Greifswald und Stettin hatten andere Städte, wie 
Anklam, Kolberg, Rügenwalde, Gollnow und Stargard nur noch ganz lockere Verbindungen zur 
Hanse. 1644 hielten die pommerschen Hansestädte dann einen Konvent in Anklam ab, auf dem sie 
festlegten, mit Dänemark und Schweden wegen Handelsfreiheiten zu verhandeln. Gleichzeitig 
beschlossen sie, die von Lübeck geforderten Beiträge zur Hanse nicht mehr zu zahlen, da sie seit 
langer Zeit nicht mehr zu den Hansetagen geladen wurden. Zahlen sollten:

Stralsund 50 Reichstaler
Stettin 40 Reichstaler
Greifswald 30 Reichstaler
Stargard 30 Reichstaler
Kolberg 25 Reichstaler
Anklam 20 Reichstaler
Rügenwalde 15 Reichstaler  und
Gollnow   8 Reichstaler.

Mit dem Niedergang der Hanse, den der Herzog einesteils so wünschte, um die Städte mehr für 
seine Interessen einspannen zu können, nahm andererseits die Verschuldung des Fürstenhauses zu, 
denn die Steuern und Abgaben aus dem Handel brachten nicht mehr viel ein. Daher begann der 
Herzog in seinen Ämtern mit dem Bauernlegen. Den Bauern wurden die Äcker abgenommen. Sie 
mussten im Auftrage des Herzogs von den Nachbarn für ihn mit bestellt werden. Die Gewinne 
gingen in seine Taschen. So mancher Grundherr folgte bald seinem Beispiel und trug so ebenfalls 
zur weiteren Verarmung und Unterdrückung der Bauern bei. 
1615 gab es zwischen Anklam und dem Besitzer von Ziethen und Klein Büntzow, dem fürstlich-
pommerschen Landrat Christoph von Owsten einen Streit wegen des Eigentums am Peendamm und 
seiner Unterhaltung.  
Auf Veranlassung des Herzogs Philipp-Julius von Wolgast kam es am 24. November 1615 zu einem 
Vergleich, der vom Hofgerichts-Verwalter Doktor Reimarus Seltrecht und dem fürstlichen Hofrat 
Arnold Bohlen geleitet wurde. Nach Überprüfungen an Ort und Stelle wurde entschieden: Die Stadt 
behält den Damm mit allen Flächen zwischen den beiden Gräben, dem Relzow'schen auf der 
rechten und dem Ziethen`schen Graben auf der linken Seite. Wenn der Peendamm schlecht wird 
und wieder hergestellt werden muss, kann der Rat verlangen, dass der benötigte Sand dazu auf dem 
Ziethen'schen Felde gegraben wird und die dortigen Bauern ihn anfahren. Die Stelle, wo gegraben 
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wird, bestimmt Christoph von Owsten.
Die Räumung des Ziethen'schen Grabens erfolgt auf gemeinschaftliche Kosten. Dafür darf 
Christoph von Owsten in der Stadt ein Haus kaufen oder neu bauen. Er darf dazu 2 Last Korn in die 
Stadt bringen und an der Anklamer Brücke für seine Haushaltung Salz, Hering, Dorsch und anderes 
einkaufen. 
Der Ziethener Müller darf mit dem Fuhrwerk in die Stadt kommen und Mehl bringen, aber auch, 
um Korn zu kaufen. 
Das also waren die wirtschaftlichen Sorgen und Probleme kurz vor dem Ausbruch des 30-jährigen 
Krieges.

24. Völlige Verarmung im 30-jährigen Krieg

1618 hatte der dreißigjährige Krieg mit dem Prager Fenstersturz begonnen. Als Wallenstein die 
dänischen Truppen mehrmals besiegte und in den Ostseeraum verfolgte, griff die Kriegsgefahr auch 
auf unseren Raum über. 1628 wurde Anklam erstmals von kaiserlichen Truppen besetzt und 
geplündert. Die Einwohner mussten Befestigungsanlagen, Schanzen usw. erweitern und zum Teil 
neu anlegen. 
Am 16. Juli 1630 hatten die Kaiserlichen bei Stolpe ihr Lager bezogen und rückten erneut gegen 
Anklam vor, das sie wiederum besetzten. Am 21. Juli 1630 trafen schwedische Truppen unter 
Oberst Lars Kagge ein und vertrieben die kaiserlichen Truppen. Die Schweden blieben dann in 
Anklam. 1635 belagerten erneut die Kaiserlichen die Stadt. Sie wurden jedoch vom schwedischen 
General Wrangel in die Flucht geschlagen. 
Dann kam das Jahr 1637. Die Schweden wurden von den Kaiserlichen zurück gedrängt und 
mussten sich bis an die Peene zurückziehen. Hier gingen sie jedoch zum Gegenangriff über und 
warfen die Kaiserlichen wieder zurück. Der Kampf wogte hin und her. Auch die Kaiserlichen gaben 
sich nicht so schnell geschlagen, sondern zogen unter ihrem General Gallas über Demmin, Wolgast 
und Usedom erneut gegen Anklam. Darüber liegt ein historischer Bericht vor, der 1673 vom 
Greifswalder Buchdrucker Matthäus Doischern veröffentlicht wurde. Er schildert zunächst die 
Situation in der Stadt und schreibt dann dazu: "Am 16. Januar 1637 um 7 Uhr abends brach in 
Anklam in der Brüderstraße ein Feuer aus, wodurch 2 Häuser niederbrannten. Das Feuer war bis um 
10 Uhr gelöscht. Am 18. Juni 1637 gab es um 11 Uhr abends ein starkes Gewitter. Der Blitz schlug 
in den Turm der Marienkirche. Der Turm brannte. Unterstützt von einem starken Regen konnte das 
Feuer am nächsten Morgen bis 3 Uhr wieder gelöscht werden. Doch die Turmspitze war 
ausgebrannt. Spitze mit Stange, Knopf und Hahn war heruntergefallen und hatte das Dach der 
Kirche beschädigt. 
Einen Monat später, am 13. Juli 1637 kamen dann die schwedischen Truppen unter General 
Wrangel von Stettin und schlugen vor dem Steintor ihr Lager auf. Sie verwüsteten bestellte Äcker 
und Gärten, aber auch die nahegelegenen Stadtdörfer, damit den nachfolgenden Kaiserlichen nichts 
verbleiben sollte. Auch das Vieh wurde abgetrieben. Die Getreidefelder wurden von den Pferden 
und anderem Vieh niedergetreten und abgefressen. 
Die vertriebenen Bewohner der Dörfer hatten in der Stadt Schutz gesucht. Dazu kamen die 
schwedischen Truppen, die ebenfalls von der Stadt mit versorgt werden mussten. 
Die kaiserlichen Truppen unter General Gallas rückten mit etwa 60 Regimentern von Pasewalk, 
Ückermünde und Friedland gegen Anklam vor und standen am 20. August 1637 am Hohen Stein. In 
der Nähe von Kagendorf kam es zum Kampf mit den Schweden, die sich darauf in die Stadt 
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zurückzogen. In der Nacht zum 21.8. schlugen die Kaiserlichen dann 2 Lager vor der Stadt auf. Ein 
Lager befand sich vor dem Steintor mitten in der Viehdrift und das zweite an der Lehmkuhle vor 
dem Stolper Tore. Auf dem Ochsen-Werder an der Peene begannen sie eine Schanze aufzuschütten 
um den Peenestrom damit zu schließen.
Am 21. August wurde der neu gebaute Stadt-Ackerhof beim St. Jürgen mit anderen Gebäuden und 
Scheunen niedergebrannt.
Darüber hinaus wurden weitere Gebäude, die der Befestigung zu nahe standen, wie die kleine 
Kirche vor dem Steintor, einfach niedergerissen. 
Viele Anklamer flohen vor den anrückenden kaiserlichen Truppen. Dabei gerieten sie oftmals in die 
Hände der Soldaten und wurden misshandelt und ausgeraubt. 
Die kaiserlichen Truppen begannen dann mit der Beschießung der Stadt. Dabei wurde die Apostel-
Glocke im Turm der Marienkirche getroffen und zerstört. General Gallas ließ darauf eine 
Abordnung zum General Wrangel reiten und forderte ihn zur Übergabe der Stadt auf. Wrangel 
lehnte jedoch ab. Er wollte die Stadt bis auf en letzten Mann verteidigen. 
Am 26. August kam dann Feldmarschall Johannes Baunier mit mehreren Tausend schwedischen 
Soldaten zu Hilfe. Auch sie musste die Stadt aufnehmen und versorgen. Da in den Häusern jedoch 
kein Platz mehr war, schlugen die Soldaten ihr Lager auf freien Plätzen und sogar auf den 
Friedhöfen auf. Die Schweden versuchten nun mehrmals auszubrechen und die Kaiserlichen 
zurückzuschlagen. 
Am 27. August 1637 gelang es einer größeren schwedischen Einheit über den Peendamm bis 
Quilow vorzudringen. Sie verschanzten sich im kleinen Eichholz gegenüber von Stolpe. Die 
kaiserlichen Truppen hatten im Kloster Stolpe Quartier bezogen. Darauf wurde das Kloster mit 
glühenden Kugeln in Brand geschossen, so dass sich die Kaiserlichen zurückziehen mussten. Am 
28. August in den frühen Morgenstunden setzten die Schweden ihnen aus der Stadt nach. Sie zogen 
über die Görker Burg und fügten den kaiserlichen Truppen starke Verluste zu, die sich darauf nach 
Friedland, Clempenow und Treptow  zurückzogen. 
Seitdem feierten die Anklamer jährlich am 28. August ein Dankfest. 
Als die Kaiserlichen am 18. Oktober 1637 nochmals über den Triebsee'schen Paß nach Loitz und 
Wolgast vorrückten, wo sie grausam hausten, ließ der Anklamer Stadtkommandant am 23. und 24. 
Oktober alle Kornspeicher und Gebäude am Peenestrom räumen und zerstören. Die Bewohner des 
Peendammes flohen in die Stadt. 
Am 6. November trafen die Kaiserlichen dann auch von Ziethen kommend vor der Stadt ein. 
Pasewalk, Friedland und Loitz hatten sie bereits erobert. 
Darauf wurden am 14. November die 6 Windmühlen vor dem Stein- und Stolper Tore und 3 
Roßmühlen und am 27. November vier weitere Wind- und Roßmühlen vor dem Peentor mit allem 
eingelagerten Korn in Brand gesteckt. Es blieb also kaum eine Mühle übrig. Daher mussten die 
Anklamer später Leichen- und Wagensteine, die vor den Häusern lagen, als Mahlstein nutzen. Die 
Versorgung der Soldaten war fast nicht mehr möglich. Daherkam es oft zu Zusammenstößen mit 
den Bewohnern. Aus diesem Grunde ließ der Kommandant alle Getreidespeicher und Lager 
besetzen und das noch vorhandene Korn verteilen. Die umliegenden Gehöfte außerhalb der Stadt 
hatte man ebenfalls niedergebrannt, damit der Feind im kalten Winter keine Unterkunft vorfinden 
sollte. Da man die Burg-Brücke nicht genügend absichern konnte, wurde auch sie niedergebrannt. 
Dazu kamen die Holländereien und das Zollhaus an der Fähre. Am 25. Dezember 1637 hoben die 
Kaiserlichen die Blockade auf, blieben aber in Wolgast, Loitz, Ückermünde und Friedland. 
Im Juli 1638 waren alle Getreidevorräte der Stadt aufgebraucht. General Wrangel ließ daher aus 
Greifswald und Stralsund Lebensmittel nach Anklam schaffen. Da das jedoch auch nicht reichte, 
und der Hunger immer größer wurde, zogen die Schweden vom 2. bis 4. Juli 1638 ab. Zurück 
blieben die hungernden Bürger der Stadt, die ein ganzes Jahr lang bis aufs Letzte ausgeplündert 
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worden waren. Dazu brach, wie bereits erwähnt, erneut die Pest aus, der etwa 1/3 der 
Stadtbevölkerung zum Opfer fiel." Soweit der Bericht des Greifswalder Buchdruckers von 1673.
1648 kam dann, laut Artikel X und XI des Friedensvertrages von Münster und Osnabrück 
(Westfälischer Friede) ganz Vorpommern und damit auch Anklam zu Schweden. Der letzte Herzog 
von Pommern-Wolgast, Bogislaw XIV. war während des Krieges ohne Thronfolger verstorben. Die 
im Friedensvertrag festgelegten Maßnahmen waren auch bis 1653 durchgesetzt. Die schwedische 
Regierung hatte ihren Sitz in Stettin. Sie bestand aus einem Stadthalter, einem 
Hofgerichtspräsidenten, einem Kanzler, dem Schlosshauptmann und 2 weiteren Regierungsräten. In 
wichtigen Fällen hatte die Regierung die Landräte, die weiter bestanden, hinzuzuziehen. Die Zahl 
der Landräte betrug jetzt 10. Der Adel stellte 6 und die vorsitzenden Städte Stralsund, Greifswald, 
Stettin und Anklam je einen Vertreter. Anklam wurde das Recht jedoch 1674 wieder abgesprochen.
Wie sah es nun am Ende des Krieges in der Stadt und den umliegenden Dörfern aus?
Man kann sich denken, dass unsere Stadt nach diesen langen Kriegsjahren mit oftmaligem Wechsel 
der Besatzungen restlos ausgeplündert und verarmt war. 
Über die Lage der Stadt und ihre Besitzungen gibt es einen Bericht aus dem Jahre 1678, also 30 
Jahre nach Beendigung des Krieges aufgeschrieben. 
Danach gab es zu dieser Zeit in der Stadt 134 sogenannte "ganze Häuser", 122 Buden, die bei der 
Besteuerung nur zur Hälfte gerechnet wurden und 51 Kellerwohnungen. Insgesamt waren das also 
307 Wohnungen.
 Der Ackerhof St. Jürgen war bis auf die Grundmauern zerstört. 6 Bürger aus Pelsin, das während 
der Belagerung 1637/38 gänzlich abgerissen wurde, versuchten den Ackerhof St. Jürgen wieder 
aufzubauen. Gellendin war ebenfalls zerstört. In einer noch unfertigen Kate hielt sich ein Bauer auf. 
Der gesamte Acker lag noch brach. Auch Bargischow war während der Belagerungen zerstört 
worden. Dort wohnten jetzt 3 Bauern und 1 Kossäte, die sich zunächst um den Wiederaufbau ihrer 
Gehöfte bemühten. Der Acker lag noch völlig unbebaut und verwüstet. In Kosenow wohnten 8 
Familien, die jedoch wegen fehlender Anspannung nur wenig Korn angebaut hatten.In Bugewitz 
lebten 1 Kossäte und 4 Familien, die ebenfalls wegen fehlender Anspannung nur wenig Korn 
anbauen konnten.
Woserow war bei der letzten Belagerung restlos zerstört worden. 3 Familien hatten inzwischen mit 
dem Wiederaufbau ihrer Höfe begonnen. Der Acker lag noch brach. Ähnlich war die Situation in 
dem ebenfalls völlig zerstörten Gnevezin. Hier hatten 2 Familien mit dem Wiederaufbau begonnen, 
doch die Felder waren auch hier noch unbestellt. In Rosenhagen wohnten 6 Untertanen und 1 
Kossäte. Ihre Häuser waren noch einigermaßen bewohnbar, doch wegen fehlender Anspannung 
konnten die Äcker auch hier nur unzureichend bestellt werden.
So sah es fast überall in der Umgebung aus. Auch im Bereich des Amtes Stolpe konnte man in 
dieser Zeit weder Steuern noch Pacht einziehen. Auch hier waren die Dörfer überwiegend zerstört 
und 30 Jahre nach Beendigung des Krieges kaum aufgebaut und bewohnt. So lebten zum Beispiel in 
Görke 3 Familien, Neuhof war ganz zerstört, in Tramstow waren es 5 Einwohner, in Postlow sogar 
nur 3, in Medow gab es außer 4 Bauern noch 17 Einwohner, in Nerdin wohnten 4 Kossäten. In 
Krien gab es einen Gutspächter und 13 Bauern, die kaum Vieh besaßen. So könnte man noch so 
manches Dorf nennen. Überall das gleiche Bild, große Zerstörungen, verwüstete Felder und kaum 
noch Vieh. Dazwischen vereinzelt völlig verarmte oft noch hungernde Menschen, die sich um ein 
neues Heim bemühten.
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25. Erbansprüche der Brandenburger führten zu neuen Kriegen

Auch nach Beendigung des 30-jährigen Krieges waren die Anklamer nicht zur Ruhe gekommen.
Schon im schwedisch-polnischen Krieg fielen 1657 etwa 4.000 polnische Soldaten unter ihrem 
General Szarnetzky in Pommern ein und drangen auch bis Anklam vor, wo sie die Anklamer Güter 
erneut plünderten und vielfach zerstörten. 
Ende 1674 fielen schwedische Truppen unter ihrem General Wrangel in Brandenburg ein, während 
sich Kurfürst Friedrich-Wilhelm mit seinen Truppen in Cleve am Main befand. Sofort eilte er mit 
seinen Truppen zurück ins eigene Land und besiegte die Schweden am 18. Juni 1675 in der 
Schlacht bei Fehrbellin. Dieser Angriff der Schweden sollte ihnen bald ganz Vorpommern kosten. 
Die Brandenburger waren so wie so nicht mit der Entscheidung im Westfälischen Frieden, wonach 
Vorpommern zu Schweden kam, einverstanden. Da Herzog Bogislaw während des Krieges ohne 
Erben verstorben war, beriefen sich die Brandenburger auf alte Erbfolgerechte. Sie durchzusetzen, 
bot sich nunmehr an. Daher wurde Vorpommern von Mecklenburg und Hinterpommern aus 
angegriffen. Die Inseln Usedom und Wollin wurden besetzt und Wolgast erobert. 
Das Jahr 1676 begann mit dem Versuch des schwedischen Grafen Königsmark, Wolgast wieder 
zurückzuerobern. Aber der brandenburgische Oberst Henry de Hallart verteidigte sie so tapfer, dass 
die Schweden sich genötigt sahen, nach Stralsund zurückzuweichen. 
Um ihre Verbindung mit Stettin, dessen Eroberung das Hauptziel des Feldzuges war, zu verhindern, 
musste der Große Kurfürst, wie er gewöhnlich genannt wurde, die Peenelinie in seine Gewalt 
bringen. So wurde Demmin belagert und die Gützkower Fährschanze und Schloß Clempenow 
genommen. Auch die Schanze bei Stolpe musste die schwedische Besatzung bald aufgeben. 
Am 7. Juli 1676 erschienen die Brandenburger dann vor den Toren von Anklam. Vom "Alten Lager" 
oder Teufelskirchhof bei Menzlin aus wurde ein Knüppeldamm mit Brücke durch die sumpfige 
Wiese zur Görkeburg gebaut, denn von dieser Seite aus sollte der Hauptangriff auf die Stadt 
erfolgen. Durch eine Steinschüttung wurde die Peene beim Schanzenberg gesperrt. 
Von Norden her gingen die Brandenburg, deren Lager sich in Ziethen befand, längs des 
Peendammes vor. Es gelang in der Nähe der Holländerei eine Schanze aufzuwerfen und sie mit 
Geschützen zu besetzen. Der Kurfürst selbst wandte sich mit einem Teil seiner Truppen gegen die 
Befestigungen am Stolper Tor. Viele öffentliche Gebäude, besonders die Marienkirche litten stark 
unter der darauf einsetzenden Beschießung. Am 26. August versuchte man das Hornwerk zu 
stürmen, doch der Angriff wurde abgeschlagen. Für einen weiteren Sturmangriff reichte die Kraft 
der Verteidiger jedoch nicht mehr aus. Auch das stark beschädigte Hornwerk konnte nicht so schnell 
wieder instandgesetzt werden. Daher drangen die Belagerer nun von allen Seiten bis unmittelbar vor 
die Stadttore vor. In der Stadt fehlte es an Kugeln zur Verteidigung, vor allem aber an 
Nahrungsmitteln. Daher ließ der schwedische Kommandant Berndt Sahnitz am 27. August, als sich 
die Belagerer zum neuen Sturmangriff rüsteten, Chamade schlagen und übergab die Stadt. Noch am 
gleichen Tage rückte die schwedische Garnison ab und die Brandenburger zogen dafür ein. 
Der Kurfürst mit seiner Gemahlin Dorothea, dem Kurprinzen und weiterem Gefolge hielten dann 
am Dienstag, dem 30. August 1676, offiziell ihren Einzug. Dazu war alles festlich vorbereitet. Die 
Zeremonie begann um 9 Uhr morgens bei schönstem Wetter. Der Kurfürst saß zu Pferde. Der 
Magistrat ging ihm bis vor die Stadt entgegen und begrüßte ihn ehrfurchtsvoll. In der Marienkirche 
fand zunächst ein Festgottesdienst im Beisein der kurfürstlichen Familie statt. Die Predigt hielt der 
Anklamer Präpositus von St. Marien Heinrich Loof. Er hatte sie ganz auf die gegenwärtige 
Situation abgestimmt. Darauf fuhr der Kurfürst zum Rathaus und ließ sich dort zunächst vom Rat 
und danach auch von der gesamten Einwohnerschaft huldigen. Der Huldigungseid lautete:
"Wir, Bürgermeister und Rath dieser Stadt Anklam, geloben und schwören zu Gott und seinem 
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heiligen Wort, dass wir dem durchlauchtigen Churfüsten und Herrn, Herrn, Friedrich Wilhelm, 
Markgrafen zu Brandenburg, des heiligen römischen Reiches, Erzkämmerern und Churfürsten von 
Magdeburg in Preußen und Pommern p. Herzog p. unserem nunmehro gnädigsten Kurfürsten und 
Herrn und dero hochlöblichen Erben und Nachkommen an der Regierung treu, hold und gewärtig 
sein, dero Bestes und Vorteil nach äußerstem Vermögen befördern, Schaden und Nachteil aber 
warnen und abwenden wollen, so viel an uns ist. 
Auch mit seiner Churfürstlichen Durchlaucht Feinden nicht die geringste Gemeinschaft pflegen, 
sondern höchstermelt Sr. Churfürstlichen Durchlaucht allemal unsern schuldigen Gehorsam 
erweisen, und den zeitlichen Kommendanten und der Garnison, welche Sr. Churfürstlichen Durchl. 
anhero verordnen werden, allen guten Willen und Beförderung erzeigen, bei derselben für Sr. Churf. 
Durchl. und dero hohes Churhaus mit Darsetzung von Leib und Leben, Gott und Blutes stehen und 
uns allemal, wie es treuen Untertanen gebüret, verhalten sollen und wollen, so wahr uns Gott helfe 
und sein heiliges Wort!"
Der Rat der Stadt wandte sich jedoch auch sofort mit einigen Bitten an den Kurfürsten und neuen 
Herrn.
  1.  Die Stadt durfte seit Jahren den sogenannten "Fürstenzoll" für Waren die landeinwärts kamen,
       erheben. Man bat ihn, der Stadt den Zoll weiter zu belassen.
       Davon wurden der Stadt auf 6 Jahre jährlich 100 Reichstaler zugesprochen. Die  
       Gesamteinnahme lag bei 150 Reichstalern.
  2.  Die Anklamer Fähre blieb weiter Eigentum der Stadt.
  3.  Weiter bat die Stadt um Zahlungsaufschub von 8 Jahren für Schulden der letzten Zeit. Der
       Aufschub wurde zunächst für 3 Jahre genehmigt und sollte dann neu überprüft und entschieden 
       werden. 
  4.  Auch um Befreiung von der Trank- und Scheffelsteuer wurde gebeten. Sie wurde auf 3 Jahre
       um 1/3 erlassen.
  5.  Die Zwei-Meilenzone für Bier- und Branntweinbrauen konnten nicht zugebilligt werden. Hier
       sollte zunächst eine Untersuchung erfolgen, damit die kurfürstlichen Ämter (Domänen) dabei 
       nicht benachteiligt wurden. 
  6.  Steuerfreiheit für neu gebaute Häuser in der Stadt wurde für 10 Jahre genehmigt.
  7.  Das Lager der Truppen des Kurfürsten konnte die Stadt nach deren Abzug übernehmen. 
  8.  Bürgermeister und Ratsherrn wurden von Einquartierungen befreit.
  9.  Für die in der Stadt verbleibenden Truppen wurde ein eigenes Versorgungsmagazin geschaffen.
       Damit sollte auch die übrige Bevölkerung weit möglichst von Einquartierungen verschont 
       bleiben.
10.  Das Holz für den Neubau der Peenbrücke durfte aus den Neuhöfischen und Stolper Forsten
       genommen werden (Stolper Forst = kgl. Jädkemühler Forst).
11.  Der Auftrag auf  Erlass des "Beede- und Hundekorns" an das Amt Stolpe wurde zurückgestellt.

Diese kurfürstlichen Entscheidungen auf Bitten des Rates wurden übrigens am 2. September 1676 
getroffen und schriftliche aus dem Feldlager vor Löcknitz übermittelt.
Einen solchen Schriftverkehr mit dem Kurfürsten gab es dann in den Jahren der Besetzung bis 1679 
mehrmals.
So wandte sich der Kurfürst am 9. September 1676 mit einem Schreiben an den 
Stadtkommandanten Oberst von Hallard bezüglich der Aufbringung der Mittel für die Verpflegung 
der Garnison und verfügte: "Damit die Stadt sich ein wenig erholen soll, sind im 1. Jahr nur die 
Quartalssteuer, Jahressatz 1.200 Rp. und 2.000 Scheffel Roggen zu liefern. Da das nicht für die 
Versorgung der Garnison reicht, sind weitere Mittel aus anderen Orten zu beschaffen. (Dieser Brief 
kam aus dem Hauptquartier in Kreckow bei Stettin)
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Im Schreiben vom 14. September 1676 (aus Kreckow) an den Rat der Stadt verspricht der Kurfürst 
die Stadt weitgehend von Lasen zu verschonen und schreibt:
"Unseren gnädigen Gruß zuvor, Ehrbare und Ehrsame liebe Getreue. Wir haben euer Schreiben vom 
8. September wohl empfangen und desselben Inhalt uns gebührend referieren lassen, nun ist uns 
zwar der schlechte Zustand und das Unvermögen der Stadtbewohner und dass dieselbigen eine Zeit 
her ein vieles ausgestanden guter Maßen bekannt, wir sind auch gnädigst geneigt, ihnen in solchem 
regard (Hinsicht) alle möglichen Erleichterung, und dass sich dieselben in etwas erholen können, 
widerfahren zu lassen. Weil es aber auch andem, dass unsere daselbst hinterlassene Garnison 
verpfleget werden muß, als zweifeln wir nicht und versehen uns zu euch, ihr werdet als getreue 
Untertanen darunter nichts aus Händen geben, sondern uns äußerster Möglichkeit nach unter die 
Arme greifen. Wir wollen die Stadt gerne, soweit möglich, verschonen, haben auch zu dem Ende an 
unsern Christen und Gouverneur daselbst de Hallard geschrieben, es sowohl des Magazinkorns als 
auch der Servicen halber dabei zu richten, dass die Stadt darunter über ihr Vermögen nicht 
beschweret, sondern so viel es der jetzige Zustand und Kriegsgeläufe ichtens erdulden wollen, 
verschonet werden möge, insonderheit aber werdet ihr euch desjenigen Kontingents, so ihr zu dem 
Distrikte zu tragen schuldig, nicht füglich entlegen können, wonach ihr euch gehorsamst zu achten, 
und wir sind euch schließlich mit Gnaden gewogen. 
Gegeben im Hauptquartier zu Creckow vor Stettin, den 14. September 1676."
Im Januar 1677 wandte sich der Rat der Stadt erneut mit einem Gesuch an den Kurfürsten, der seine 
Entscheidungen wie folgt traf:
  1.  Bestätigung der Privilegien
       Die Privilegien, welche 1626 wegen des allgemeinen Stadtwesens und 1633 vom Herzog   
       Bogislav erlassen wurden, gelten weiter und werden erneut bestätigt.
  2.  Freie Schiffahrt nach Greifswald und Stralsund kann nicht gestattet werden, da Greifswald und
       Stralsund noch zu Schweden gehören. 
  3.  Erlass des Wolgaster Zolls
       Die Anklamer brauchen ihn 2 Jahre lang nur zur Hälfte zahlen. 
  4.  Erlass des sogenannten "Hundekorns"
       wird für die zurückliegenden 2 Jahre und das laufende Jahr erlassen.
  5.  Wiederherstellung des Peendammes durch eine am Peentor erhobene Abgabe. In den folgenden
       3 Jahren ist am Peentor von allen einkommenden Wagen "1 Grosche" zur Repassierung des 
       Steindammes zu erheben. 
  6.  Verordnung an den Zoolverwalter
       Dem Zollverwalter Peter Seger wird vom Kurfürsten mitgeteilt, dass 100 Rp. des Fürstenzolls 
       der Stadt erlassen sind.
  7.  Erleichterung der Lasten der Fischer
       Sie brauchen in den folgenden 3 Jahren nur die Hälfte der Abgaben zu entrichten. 
  8.  Wiederherstellung der Kirchen
       Der Kurfürst schenkt der Stadt 100 Taler zur Instandsetzung der Kirchen. 
  9.  Die Trank- und Scheffelsteuer
       Kann zur Zeit nicht geändert werden. Nach Beendigung des Krieges neu zu beantragen. 
10.  Erlass der Urbörde
       auf 3 Jahre erlassen.
11.  Ansiedlung von Juden
       Die Stadt bittet darum, dass den Juden kein Zuzug und keine Genehmigung zum Handel in der 
       Stadt erteilt werden möge. Die Juden werden keine Geleitbriefe des Kurfürsten zum wohnen in 
       der Stadt erhalten. Der bisher übliche Handel mit ihnen bleibt jedoch bestehen. 
12.  Befreiung der Ratsmitglieder von Einquartierungen
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       Der Antrag wird erneut genehmigt. Entsprechende Order geht an den Couverneur.
(Weiterer Schriftverkehr kann dem Buch "Aus Anklams vergangenen Tagen" von Beintker 
entnommen werden.)
Der Kurfürst half also, wo er konnte und unterstützte die Interessen der Stadt, doch er nutzte auch 
ihre Hilfe. Als er im August 1678 die Belagerung von Stralsund vorbereitete, erhielt der 
Stadtkommandant am 14. August den Auftrag, alle Wasserfahrzeuge der Stadt mit Besatzungen 
nach Wolgast zu beordern. Dazu sollte er sich mit dem Magistrat in Verbindung setzen. 
Es hieß dazu:
"Alle in Anklam und der Peene vorhandenen Boote sind mit 2 Fischern und 4 Riemen zu besetzen, 
ebenso alle Zesenkähne und Quetschen mit dazugehörigen Besatzungen nach Wolgast in Marsch zu 
setzten. Bis Wolgast haben sich alle selbst mit Lebensmitteln zu versorgen, von dort ab werden sie 
verpflegt. Im Weigerungsfalle sind die entsprechenden Personen durch militärische Exekution dazu 
zu zwingen."
Wie der Kurfürst die angeforderten Boote und Kähne dann eingesetzt hat, konnte nicht ermittelt 
werden. Auf jeden Fall landete er zunächst in der Nähe von Putbus auf Rügen, um die schwedischen 
Truppen, die sich unter ihrem Kommandanten Königsmark hierher zurückgezogen hatten, zu 
vertreiben. Dann wollte er gegen Stralsund ziehen. Am 5. Oktober 1678 ließ der Kurfürst der Stadt 
durch einen Bauern ein Schreiben übergeben, in dem er zu Verhandlungen aufforderte. Der Rath 
hätte gerne eine Beschießung der Stadt vermieden, doch der schwedische Kommandant 
Königsmark lehnte ab. Daher begann am 10. Oktober 1678 die planmäßige Beschießung von 
Stralsund, nachdem am gleichen Tage ein mit Pulver beladenes Schiff aus Stettin eingetroffen war. 
Nach mehrfacher Beschießung, wodurch es zu starken Zerstörungen kam, kapitulierte die Stadt 
gegen Abend. Am 20. Oktober hielt dann der Kurfürst, wie seinerzeit in Anklam, auch hier in 
Stralsund seinen Einzug. Nach der Huldigung gab es hier ein großes Siegesfest. 
Die Brandenburger Herrschaft endete dann jedoch mit dem Frieden von St. Germain. Erneut wurde 
Vorpommern den Schweden zugesprochen und die Brandenburger mussten abziehen. Das geschah 
am 13. November 1679. Am 17. Dezember 1679 feierte die Stadt dann ein schwedisches 
Friedensdankfest. 

26. Wieder unter schwedischer Herrscha  ft  

Man hatte zwar beim Abzug der Brandenburger ein schwedisches Friedensdankfest gefeiert, doch 
auch unter der schwedischen Herrschaft war es weiterhin schlecht um den Frieden bestellt.
Zunächst waren für die Stadt alle Entscheidungen und Vergünstigungen des Kurfürsten wieder 
ungültig und mussten erst wieder neu erkämpft werden. Bürgermeister Georg Götsche und der 
Kaufmann Burchhardt Schröder fuhren nach Schweden, um dem König persönlich über die Lage 
der Stadt zu berichten. Ihre Forderungen waren etwa die Gleichen wie vorher beim Kurfürsten. 
Zunächst erreichten sie jedoch nicht viel. Selbst das vom König gespendete Kupfer zum Decken der 
Kirchturmspitze der Nikolaikirche konnte erst nach 2 Jahren realisiert werden. 1680/81 ließ der 
schwedische König durch eine Kommission die Lage in Anklam an Ort und Stelle überprüfen. 
Darauf gewährte er Beihilfen zum Wiederaufbau, die Steuern wurden zur Hälfte erlassen. Völlig 
zerstörte Gehöfte wurden sogar ganz befreit. Im Übrigen war sich die Stadt ihrem Schicksal selbst 
überlassen, denn Schweden musste sich erst selbst von den Folgen der Kriege erholen. 
Nur auf einem Gebiet haben sich die Schweden damals bleibende Verdienst erworben. Um zu einer 
gerechten Hufenbesteuerung zu kommen, führten schwedische Beamte damals eine erstaunlich 
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genaue Landvermessung durch, die in sogenannten Matrikelkarten überliefert geblieben sind. So 
finden wir zum Beispiel auf der Anklamer Karte unter vielen dokumentarischen Verzeichnissen 
auch den Hinweis auf die Walkmühle der Anklamer Tuchmacher. Sie lag etwa in Höhe der "Grünen 
Wiese". Mit Hilfe der Wasserkraft wurde in ihr ein hölzernes Hammerwerk in Bewegung gesetzt, 
das die durchnäßten Weberzeugnisse solange bearbeitete, bis das Wollgewebe zu Tuch verfilzte. 
Das teilweise erhalten gebliebene Bett des ehemaligen Mühlgrabens erinnert noch an das einstmals 
bedeutende Tuchmachergewerbe in Anklam 
Den Anklamern blieben für den Wiederaufbau der Stadt und der Dörfer nur wenige Friedensjahre, 
denn schon 1700 begann der Nordische Krieg. Zunächst schien es zwar, als bliebe unsere Gegend 
diesmal selbst von den Kriegshandlungen verschont, denn der junge Schwedenkönig Karl XII. 
besiegte die Armeen Dänemarks, Rußlands, Polens und Sachsens in einem unwahrscheinlichen 
Siegeszug und zog dann nach Rußland. Doch er hatte das große Land unterschätzt. Im Jahre 1709 
wurden die Schweden in der Nähe der ukrainischen Stadt Poltawa empfindlich geschlagen. Die 
Schweden flohen nach Pommern, gefolgt von den Armeen Dänemarks, Rußlands, Polens und 
Sachsens. Damit machten sie unser Gebiet erneut zum Kriegsschauplatz. 
In Anklam war die Pest, die vom November 1710 bis Februar 1711 wütete, gerade verklungen, als 
die verbündeten russischen und sächsischen Truppen unsere Stadt besetzten. Vorher hatten die 
Schweden bei ihrem Rückzug 2.800 Rinder und 900 Schafe aus der Stadt und den umliegenden 
Dörfern abgetrieben. Doch das war nur ein Bruchteil von dem, was jetzt die sächsischen und 
russischen Regimenter an Kriegslieferungen verlangten. Die Stadt wurde also erneut bis aufs Letzte 
ausgeplündert. Man holte sich, was man brauchte. Doch es sollte noch schlimmer kommen. Als die 
Schweden im Kampf gegen die Dänen die Stadt Altona niederbrannten, befahl der russische Zar als 
Vergeltungsmaßnahme die Plünderung und Einäscherung der Städte Garz, Wolgast und Anklam. 
Garz und Wolgast wurden am 10. bzw. 27. März 1713 niedergebrannt. Als nächste Stadt sollte nun 
Anklam an der Reihe sein. Am 1. April gab der russische Oberst Stratikow dem Rat und der 
versammelten Einwohnerschaft den vernichtenden Befehl bekannt. Jeder Bürger durfte nur 2 
Hemden anziehen und Verpflegung für 4 Tage mitnehmen. Alles andere sollte den Soldaten als 
Beute verbleiben. Die Bürger wurden aus der Stadt getrieben und sollten von dort das 
Niederbrennen mit ansehen. 
Sofort nach der Verkündung des Zarenbefehls wurde mit der Plünderung und Vorbereitung des 
Niederbrennen begonnen. Man brachte Stroh und Teer in die Häuser und wartete auf den Befehl 
zum Entzünden. Das sollte am 3. Tage geschehen. Doch da traf plötzlich aus Greifswald der Befehl 
des Oberbefehlshabers der russischen Armee, Fürst Menschikow ein, wodurch das Niederbrennen 
aufgehoben wurde. Die verzweifelten Anklamer Bürger konnten es zunächst kaum fassen. Auf 
Drängen des Dänenkönigs hatte Fürst Menschikow hier eigenmächtig gehandelt und dem Befehl 
seines Herrschers widersprochen. Er, der zunächst ein Günstling des Zaren war, endete später in der 
sibirischen Verbannung. 
Später erfuhren die Anklamer, dass der eigentliche Retter der Stadt der dänische Admiral Carlson 
gewesen war. Er hatte in Greifswald den russischen Generalmajor Baron von Staff, der das 
Niederbrennen leiten sollte, gebeten, mit der Ausführung des Befehls zu werten. Als Staff das 
ablehnte, kam es zum Streit, in dem Carlson das Vorhaben als Mordbrennerei bezeichnete. Es kam 
zum Duell, bei dem Carlson erstochen wurde. Darauf ließ der sächsische Kommandant von 
Greifswald Baron von Staff verhaften. So wurde Staff an der rechtzeitigen Vollstreckung gehindert. 
Wenige Stunden später aber wurde der Befehl aufgehoben. Die Stadt betrachtete damit den 
dänischen Marineoffizier Carlson als den eigentlichen Retter der Stadt und benannte später eine 
Straße in der Siedlung nach ihm.
Obwohl sich die Brandenburger nach wie vor auf ihre Gebietsansprüche im schwedischen Teil 
Pommerns beriefen, beteiligten sie sich zunächst nicht an dem Nordischen Krieg. Kurfürst Friedrich 
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hatte andere Interessen. Er wollte König von Brandenburg werden. Doch der Kaiser in Wien verlieh 
ihm nur für das seit 1618 zu Brandenburg gehörende Herzogtum Preußen den Königstitel. Es 
gehörte nicht zum Deutschen Reich, erlangte jedoch 1660 im Frieden von Oliva die Souveränität. 
Friedrich reiste darauf nach Königsberg und setzte sich dort selber die Königskrone auf. Er durfte 
sich nun "König von Preußen" nennen. Der Name "Preußen" wurde dann auch bald auf die 
brandenburgischen Gebiete übertragen.
Die Zustimmung ließ sich der Kaiser übrigens hoch honorieren. Weil Friedrich, der sich nun stolz 
König Friedrich I. nannte, nicht genügend Geld besaß, zahlte er mit 8.000 Soldaten, die der Kaiser 
in seinem spanischen Erbfolgekrieg dringend benötigte. Damit begann das "Gottesgnadentum" der 
preußischen Könige praktisch mit Menschenhandel.
Als Friedrich I. am 25. Februar 1713 verstarb, übernahm sein Sohn als König Friedrich Wilhelm I. 
die Regierung. Außer der Königskrone hinterließ ihm der prunksüchtige Vater nichts weiter als eine 
zerrüttete Wirtschaft und einen Berg voller Schulden. Doch Friedrich Wilhelm räumte gründlich auf 
und jagte die seidenen und halbseidenen Höflinge seines Vaters zum Teufel, ließ die Lustschlösser 
ausräumen und verkaufte alle Kostbarkeiten. Dafür rüstete er ein großes Heer aus, wobei er die 
"langen Kerls" besonders bevorzugte. Sein Wahlspruch lautete: "Soldaten und Geld regieren die 
Welt!"
Als im Nordischen Krieg 1713 auch die schwedische Festung Stettin gefallen war, schloss der 
Preußenkönig mit dem russischen Oberbefehlshaber einen Vertrag, wonach der westliche Teil 
Vorpommerns bis an die Peene gegen Zahlung von 400.000 Talern an Preußen fallen sollte. 
Nachdem Schwedenkönig Karl XII. den Vertrag empört zurückgewiesen hatte, ließ der preußische 
König seine Truppen marschieren. Als dann Weihnachten 1715 mit Stralsund auch die letzte 
schwedische Festung in Pommern gefallen war, war auch der Ausgang des Krieges entschieden. 
Preußens Gebietsansprüche wurden 1720 im Frieden von Stockholm bestätigt. Schweden musste 
den westlichen Teil von Vorpommern mit den Inseln Usedom und Wollin an Preußen abtreten. 
Dabei bildete die Peene die Grenze, das heißt, unsere Stadt kam zu Preußen, doch der Peendamm 
blieb weiter schwedisch (bis 1815). 

27. Durchgreifende Verwaltungsreformen und preußischer Absolutismus

Preußen hatte 1720 in Anklam ein trauriges Erbe angetreten. Obwohl die Wunden des 
Dreißigjährigen Krieges noch nicht verheilt waren, war unsere Stadt von den Kriegen der 
Schwedenzeit erneut stark gezeichnet. Ein Teil der Häuser war gänzlich zerstört, andere stark 
beschädigt. 1722 zählte Anklam nur noch 1.853 Einwohner.
Preußenkönig Friedrich Wilhelm I. ließ die Stadt überprüfen. 1724 besuchte er selbst die Städte 
Pasewalk, Demmin und Anklam. Er beanstandete den schlechten Bauzustand der Häuser und befahl 
den sofortigen Neubau einer Reihe solcher Häuser. Mit staatlicher Unterstützung entstanden in 
kurzer Zeit mehr als 100 ansehnliche neue Bürgerhäuser. 
Friedrich Wilhelm I. hatte richtig erkannt, dass die Stärkung seiner Macht vom wirtschaftlichen 
Aufstieg seines Landes abhing. Seine Bestrebungen waren daher auf das Wachsen der Wirtschaft 
gerichtet. Dabei beging er jedoch einen grundlegenden Fehler, anstatt mit Mitteln der Überzeugung 
zu arbeiten, versuchte er alle Ziele auf dem Befehlswege zu erreichen. Man kann sich denken, dass 
diese Regierungsform des Königs auf den Widerstand des herrschenden Bürgertums stieß. 
Bürgermeister und Ratsherrn fühlten sich aller Privilegien beraubt und zu Befehlsempfängern 
degradiert. Alles war zu tun und zu lassen war, wurde ihnen jetzt von zentralen Behörden 
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vorgeschrieben. Selbst für geringfügige Ausgaben von stadteigenen Geldern musste die 
Genehmigung der königlichen Beamten eingeholt werden. 
So beleidigend diese Situation für die damaligen Ratsherrn auch gewesen sein mag, die 
Zentralisation der Verwaltung wirkte sich zum Vorteil für die Stadt aus. Durch Zusammenfassung 
der vorhandenen Kräfte und Mittel wurde es möglich, größere Aufgaben zu verwirklichen. So 
erhielt zum Beispiel in dieser Zeit der Anklamer Hafen erstmalig ein regelmäßiges Bollwerk. In der 
Nähe von Rosenhagen entstand ein stadteigenes Ziegelwerk. Auch die Stadtgüter wurden beim 
Wiederaufbau großzügig unterstützt. Das für die angeordnete umfangreiche Bautätigkeit in der 
Stadt benötigte Baumaterial wurde auf Weisung des Königs zum größten Teil kostenlos geliefert. 
Auch die 1659 zerstörte Heiligen-Geist-Kirche wurde 1738/40 wieder aufgebaut. Auf Befehl des 
Königs sollte sie als Garnisonkirche dienen, denn Anklam war 1726 Garnisonsstadt geworden. Um 
das nach außen auch deutlich sichtbar zu machen, wurde über dem Hauptportal ein in Stein 
gehauener preußischer Adler mit der Inschrift "Garnison-Kirche" angebracht. Die Anklamer 
Bürgerschaft, die sich dem Befehl des Königs nur unter Zwang beugte, behauptete den eigenen 
Willen, indem sie den 2. Eingang mit dem Zeichen der Dreieinigkeit und den Worten "Heilige-
Geist-Kirche" schmückte.
Der Getreidehandel blieb nicht mehr alleiniges Privileg der Anklamer Kaufleute. Als sich Anklam 
und Demmin über die durch die Grenze entstandenen erschwerten Handels- und 
Verkehrsbedingungen beklagten, und man sich durch den selbständigen Kornhandel des Adels und 
der Pächter benachteiligt fühlte, entschied der Preußenkönig 1721 und nochmals 1737 "freier 
Kornhandel für Adel und Domänen im Inland". Andererseits hatte er 1722 ein Einfuhrverbot für 
polnisches Getreide erlassen. Auch versuchte er, den Städten durch Verhandlungen mit Rußland 
neue Handelsbeziehungen und Absatzgebiete zu verschaffen. Die meisten Städte, darunter auch 
Anklam, waren jedoch nicht daran interessiert, weil ihnen ein solcher Handel zu unsicher erschien.
Die Lage im Lande hatte sich durch die vielen Kriege natürlich besonders in der Landwirtschaft 
verschlechtert. Nach jeder Kriegswelle nahm die Zahl der verwaisten Hofstellen zu. Sie wurden als 
willkommene Beute entweder dem vorhandenen Großgrundbesitz zugeschlagen oder zu neuen 
Gütern vereinigt. Allein in 14 Dörfern des Kreises verschwanden zwischen 1580 und 1720 
insgesamt 92 von 146 Bauernhofstellen. An ihre Stelle traten 12 neue Güter.
Obwohl die bürgerliche Geschichtsschreibung oft davon berichtete, dass Friedrich Wilhelm I. sich 
in rührseliger Weise bemühte, das Bauernlegen zu verbieten, sprechen die Tatsachen dagegen. Er 
hätte das Bauernlegen und die Leibeigenschaft verbieten können, doch er tat es nicht. 
Erleichterungen für seine Untertanen interessierten ihn nur, wenn sie auch ihm zum Vorteil 
gereichten.
Von der Tatsache ausgehend, dass seine Macht mit der Zahl der Untertanen wachsen würde, 
gewährte er den um ihres Glaubens willen vertriebenen Salzburgern und Polen Asylrecht. Sie und 
andere Einwanderer lockte er durch großzügige Landschenkungen und Vergünstigungen in sein 
Land. In der Gegend von Ferdinandshof, das bis 1818 zum Anklamer Kreis gehörte, entstand seit 
1734 durch die Ansiedlung von Ausländern das Amt Königsholland mit mehreren neuen Dörfern. 
Den bereits vorhandenen Untertanen blieben die Vorteile der Siedlungspolitik versagt. Sie, die dem 
Staate bereits dienten, belastete er mit ständig wachsenden Abgaben. So wurde zum Beispiel den 
Bauern in Kagendorf eine um 50 Prozent höhere Steuer auferlegt. 
Am schlimmsten erging es jedoch der Landbevölkerung in den Staatsdomänen. Für alle Domänen 
hatte der König anstelle der bisherigen Erbpacht, eine auf wenige Jahre befristete Zeitpacht 
eingeführt, wobei die Pachtsumme von Mal zu Mal stieg. Da neben den Fürsten auch die Pächter an 
einem möglichst großen Gewinn interessiert waren, nahm die Ausbeutung in den Domänen ein 
erschreckendes Ausmaß an. 
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28. Neues Kriegselend durch Preußenkönig Friedrich II.

Als Friedrich II. 1740 den Thron bestieg, hatte er von seinem Vater zweieinviertel Millionen 
Untertanen geerbt, davon dreiundachtzigtausend Soldaten. Wider Erwarten verstand er damit 
umzugehen. In seinen 46 Regierungsjahren wuchs das Heer auf 200.000 Mann an. Er nutzte es 
schon recht bald zur weiteren Ausdehnung seiner Macht. 
Im Siebenjährigen Krieg von 1756 bis 1763 wurde auch Anklam wieder Schauplatz des Krieges. 
Friedrich II. war seinen Gegnern Österreich, Sachsen, Rußland und Schweden zuvorgekommen und 
hatte Sachsen überfallen. Er dachte an keine Verhandlungen, sondern betrachtete sein Heer als die 
stärkste Waffe. Nach anfänglichen Siegen musste Preußens Bevölkerung, darunter auch Anklam, 
hohen Zins für die verhängnisvolle Kriegspolitik seines Königs zahlen. Von allen Seiten drangen 
die Verbündeten in preußische Gebiete ein, und bürdeten der ohnehin schon überforderten 
Bevölkerung neue Kriegslasten auf. 
Anklam wechselte in den 7 Kriegsjahren fünfmal den Besitzer. Friedrich II. hatte gleich zu Beginn 
des Krieges seine in Pommern stationierten Regimenter zu den im Süden gelegenen 
Hauptkriegsschauplätzen beordert. Zur Verteidigung der nördlichen Provinzen waren nur wenige 
Truppenteile zurückgeblieben. Für die Schweden war es daher leicht, die Peene zu überqueren und 
Anklam zu besetzen. Sie verstärkten und erweiterten das Befestigungswerk und zogen die Bürger 
zu umfangreichen Schanzarbeiten heran. Trotzdem gelang es den preußischen Truppen immer 
wieder, die Schweden zu vertreiben und die Stadt erneut zu besetzen. 1759 schreckte der preußische 
Heerführer dabei selbst nicht vor der Beschießung der eigenen Stadt zurück. Die empörte 
Bevölkerung erreichte, dass der König Anklam noch im selben Jahre zur offenen Stadt erklärte. Die 
Schanzen und das ausgedehnte Wall- und Grabensystem vor der Stadtmauer wurden eingeebnet. 
Trotzdem hörten die Kämpfe um Anklam nicht auf. Mal war die Stadt im schwedischen und mal 
wieder im preußischen Besitz. Mit jedem Besitzwechsel wurden der Bevölkerung größere 
Kriegslasten auferlegt. Hunger und Not waren die natürlichen Folgen. Ein Teil der Getreidevorräte 
war mit der Vernichtung der Vorstädte den Flammen zum Opfer gefallen. Im Brennpunkt der 
Kämpfe standen die Peenebrücke und die Redoute. Die Schweden fanden in Ziethen einen 
strategisch wichtigen Ausgangspunkt für ihre Angriffe auf Anklam, während die Preußen ihr 
Hauptquartier zeitweilig in Krien aufgeschlagen hatten. Sie stießen mehrmals von Stolpe aus über 
die Peene in schwedisches Gebiet vor. Gegen Ende des Krieges musste auf Befehl der Schweden 
die an der Peene gelegene Stadtmauer abgerissen werden, dabei fielen auch das Peen-, Burg- und 
Neutor sowie das Packhaus der Kaufleute, das an der Stelle des früheren Kütertores die 
Brüderstraße nach Norden hin abschloss. Die Schweden glaubten so, den nachfolgenden Feind bei 
ihrem Rückzug über die Peene besser in Schach halten zu können. 
1762 beendeten dann jedoch Schweden und Rußland den wechselvollen Krieg. 1763 war der 3. 
Schlesische Krieg dann auch endgültig beendet. Die Anklamer Bevölkerung feierte den 
Friedensschluss ehrlichen Herzens, denn sie hatte erneut schwerste Opfer bringen müssen. Die 
Sterblichkeitsziffer war in den Kriegsjahren auf das Dreifache gestiegen. Dazu kam die Trauer um 
die gefallenen Väter und Söhne. Das Anklamer Regimet hatte entsetzliche Verluste erlitten. Schon 
1757 in der Schlacht bei Prag verlor es 800 Mann. Bei der Niederlage von Hochkirch (1758) waren 
sogar 1.200 Mann an Toten und Verwundeten zu beklagen. Wieder musste man vielfach völlig neu 
mit dem Wiederaufbau beginnen.
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29. Kolonisation und Ausbeutung in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts

Im "Anklamischen Kreis", der im 18. Jahrhundert wesentlich größer als heute war, waren ab 1734 
in der Gegend von Ferdinandshof, mehrere Kolonistendörfer neu entstanden. Sie bildeten das Amt 
Königsholland zu dem 1779 insgesamt 43 Bauern, 64 Halbbauern, 62 Kossäten und 112 Büdner 
gehörten. Es gab insgesamt etwa 300 Familien, darunter 7 Schulmeister. Außerdem bestanden im 
Amt 2 Glashütten, 4 Vorwerke, 5 Schmieden und 3 Krüge. Während sich die Ansiedlung von 
Ausländern hier noch auf ein abgeschlossenes Gebiet beschränkte, erfaßte sie unter Friedrich II. fast 
alle Teile des Kreises. Stavenhagen schreibt dazu in der Stadtchronik: "S. Königliche Majestät 
wolle die wüsten Feldmarken lieber von Menschen, als von wilden Tieren bewohnt wissen!" 
Aber auch Friedrich II. verfolgte in Wirklichkeit die gleichen egoistischen Ziele, wie sein Vater. 
Zwischen seinen menschlich-philosophischen Einsichten und kalt berechneten staatlichen 
Verordnungen bestand immer ein großer Widerspruch. Er war jedoch klug genug, seine wahren 
Absichten durch schöne Worte zu verschleiern und sich so den Nimbus eines treusorgenden 
Landesvaters zu sichern. In 182 Ortschaften Pommerns siedelte er insgesamt 5.312 Familien, etwa 
25.000 Personen an.
Auch auf dem Grundbesitz der Stadt Anklam wurden 3 neue Kolonistendörfer gegründet. Es war im 
Jahre 1748 das Dorf Leopoldshagen, das nach dem Feldmarschall Prinz Leopold von Anhalt, einem 
Sohn des "alten Dessauer" benannt wurde. Hier wurden auf Befehl des Königs 30 Bauern und 30 
Büdner (Kleinstbauern) angesiedelt. Es folgten 1749 Kalkstein (benannt nach dem Feldmarschall 
von Kalkstein) und 1752 Neu-Kosenow. Beide Orte wurden jedoch nur mit jeweils 12 Kossäten 
besetzt. Weiter wurden auf städtischem Grundbesitz in Rosenhagen und Bargischow durch 
Aufteilung von Vorwerken neue Bauernstellen geschaffen. Im Kreisgebiet kamen dazu an 
Neugründungen die Orte Brenkenhof (durch Rodung) und Sanitz, das auf einer wüsten Feldmark 
angelegt wurde. 
Weitere Ausländer erhielten verödete Hofstellen in bereits vorhandenen Dörfern oder Land durch 
Auflösung von Domänen. Damit wurden im heutigen Kreise Anklam einschließlich Leopoldshagen, 
das inzwischen zum Kreis Ückermünde gehört, unter der Herrschaft Friedrichs II. 191 Familien in 
19 Orten angesiedelt. Davon wurden jedoch nur 12 Familien in Adelsdörfern aufgenommen. Das 
heißt, die preußischen Könige achteten auch weiterhin streng darauf, dass der Besitz und die 
Klasseninteressen des Adels gewahrt blieben.
Das Anwachsen der Bevölkerung und der verstärkte Export führten um die Mitte des 18. 
Jahrhunderts zu einem erhöhten Bedarf an landwirtschaftlichen Erzeugnissen. In Preußen wurden 
vor allem nach dem Siebenjährigen Krieg (1756 bis 1763) zahlreiche Verordnungen zur 
Ertragssteigerung der Landwirtschaft erlassen. Sie forderten eine intensive Bodenbearbeitung und 
die Verbesserung der Dreifelderwirtschaft. Das bisher ungenutzte Brachland wurde mit Kartoffeln 
und Futterpflanzen bestellt. Bei den Futterpflanzen wurde besonders der Anbau von Lupinen, 
Luzerne und Rotklee gefordert. Das brachte der Viehwirtschaft einen spürbaren Aufschwung. 
Leider kam das den Bauern gewöhnlich kaum Zugute, denn was sie durch erhöhte Erträge 
gewannen, ging ihnen durch ständig steigende Abgaben wieder verloren. Der größte Teil der Bauern 
unterstand den adligen Grundherrn oder Domänenverwaltern. Noch gegen Ende des 18. 
Jahrhunderts waren die Frondienste so hart, dass die Landbevölkerung wiederholt dagegen 
aufbegehrte. 1794 richteten die Bauern des damaligen Amtes Klempenow, wozu auch die Dörfer 
Krien, Grüttow, Tramstow, Nerdin, Medow und Liepen gehörten, mehrere Bittgesuchen an den 
König. Darin hieß es unter anderem: 
"Zu lange schon tragen wir das lästige Joch der beschwerlichen, uns, unsere Leute und Kinder und 
unser Vieh gänzlich an den Rand des Verderbens bringenden Hof- und Extradienste. Wir müssen 
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mit unserem matten Vieh den Acker der Beamten und Pächter in schwerem Hofdienste bestellen, 
müssen den auf ihren mit unserem Schweiße beackerten Feldern erworbenen reichen Segen in ihre 
Scheunen bringen und das ausgedroschene Getreide, sobald sie es uns anbefehlen, an die oft vielen 
Tagesreisen weiten Orte schaffen, wohin sie es verhandelt haben. Weg und Wetter mögen sein, wie 
es wolle, unsere Pferde mögen darüber zugrunde gehen oder abgeschunden werden und zum 
Einsatz dieser Sklaverei wird uns so viel Acker zugeteilt, dass wir bei der sorgfältigsten Bestellung 
und bei der eingeschränktesten Ökonomie doch nicht so viel haben, dass wir uns, unsere Leute und 
unser Vieh sättigen, dass wir nur einen Tag froh sein und uns unseres Lebens freuen können. 
Und doch ist dies noch nicht die ganze Last, worunter wir seufzen. Härter noch drücken uns die 
beständigen Extradienst. Bei allen vorkommenden Bauten müssen wir oft zum größten Nachteil der 
Ackerbestellung alle nötigen Materialien heranschleppen. Dadurch erhalten unsere Pferde den 
letzten Stoß und unser Acker wird nicht zur rechten Zeit bestellt. Ja, selbst die von EKM (Eurer 
Königlichen Majestät) gegebenen Baugelder erhalten wir nicht, sondern auch diese nimmt der 
Pächter, der müßig unserer Not und Anstrengung, bei der Arbeit zusieht ….....
EKM wollen geruhen, dass wir von den beschwerlichen und uns gänzlich zugrunde richtenden Hof- 
und Extradiensten befreit und auf Geldpacht gesetzt werden."
Obwohl der Kriegs- und Domänenrat von Hill bei einer Überprüfung feststellte, dass die Bauern 
nach der Befreiung von Naturaldiensten weitaus höhere Erträge aus dem Acker herausholen 
könnten und ihr Wohlstand damit gefördert werden, wiesen die preußischen Regierungsstellen das 
Gesuch ab. 
Nach einem erneuten Bittgesuch verfügte der König, dass die Bauern maßhalten und unweigerlich 
ihren Dienst verrichten wollten, wozu sie gegebenenfalls mit Gewalt zu bringen seien. 
Die verzweifelten Bauern baten ein letztes Mal um Gerechtigkeit. Diesmal wurden ihnen "harte 
Leibesstrafen oder Auswerfung aus dem Hofe angedroht, wenn sie sich nochmals beschwerten und 
um Befreiung von den Naturaldiensten bitten würden". 
Wie sah diese Fronarbeit damals aus?
Über Frondienste im 18. Jahrhundert berichtet der Heimatforscher Hermann Scheel wie folgt:
"Um 1720 mußte beispielsweise im Amt Stolpe ein Vollbauer in der Ackerzeit, das ist die Zeit vom 
25. März bis 24. Juni und vom 29. September bis 11. November an 4 Tagen der Woche mit 
doppeltem Gespann (2 Ochsen zum Pflügen und 3 Pferde zum Eggen und Mistfahren) und am 
fünften Tage mit 2 Personen zu Hofe kommen. In der Erntezeit hatte er an jedem Tag zu erscheinen. 
Im Winter war der Dienst günstiger. Dazu kamen noch allerlei Fuhren und Sonderarbeiten."
Man fragt sich unwillkürlich, wann blieb den Bauern da noch Zeit für die eigene Arbeit? Schließlich 
hatte er von seinen Erträgen doch auch noch die Grundsteuern an den König, Abgaben an die 
Kirche und Naturallieferungen oder Geldpacht an die Herrschaft zu entrichten. Da die 
Unzufriedenheit immer mehr wuchs, sah sich Friedrich II. 1748 zu einer Verordnung genötigt, in 
der er wünschte, "daß, anstatt der Bauer jetzt die ganze Woche dienen muß, derselbe die Woche 
über nicht mehr als 3 bis 4 Tage am Hofe dienen durfte."
Die Aufhebung der Leibeigenschaft hat Friedrich II. nie ernsthaft in Erwägung gezogen. Er erklärte 
zwar 1753, es "sollen absolut und ohne das geringste Raisonieren alle Leibeigenschaften sowohl in 
königlichen, adligen oder Stadteigentumsdörfern von Stunde an gänzlich abgeschafft werden." Als 
drauf die pommerschen Stände die der Wahrheit widerschreiende Meinung vertraten, "die 
Leibeigenschaft ist eine Wohltat... Bei der Freiheit würden die meisten übermütig werden!", gab der 
sonst so unbeugsame König nach. Er wagte nicht die Feudalordnung, das heißt, die 
Klasseninteressen des Adels anzutasten.
Wie sah es nun mit der wirtschaftlichen Entwicklung der Stadt und ihrer Dörfer in dieser Zeit aus?
Um 1740 betrug die Einwohnerzahl der Stadt nur 2.961 Personen. Unter der Herrschaft Friedrichs 
II. mit seinen Kriegen nahm die Einwohnerzahl im nächsten halben Jahrhundert kaum zu. Am Ende 
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seiner 46-jährigen Regierungszeit im Jahre 1786 war Anklam nach wie vor eine Kleinstadt mit 
3.171 Einwohnern. Im Jahre 1798 zählte man dann 4.186 Personen. Dazu kamen 748 Soldaten und 
Offiziere der Garnison. 
Die Einwohnerzahl setzte sich wie folgt zusammen: 802 Männer, 1.062 Frauen, 723 Söhne, 874 
Töchter, 129 Gesellen, 61 Knechte und Diener, 155 Dienstjungen und 380 Dienstmägde. Das heißt, 
es gab insgesamt 1.870 männliche und 2.316 weibliche Bewohner der Stadt, die Soldaten nicht 
mitgerechnet. Die Stadt besaß in dieser Zeit in den beiden Ackerwerken vor dem Steintor und dem 
Stolper Tor an Viehbeständen 370 Pferde, 141 Ochsen, 456 Kühe, 212 Stücke Jungvieh, 293 Kälber, 
233 Hammel, 936 Schafe, 481 Lämmer und 1.119 Schweine. Beim Getreideanbau standen Roggen 
und Gerste an erster Stelle. Aber auch Weizen und Hafer wurden angebaut. Die Ernteerträge 
erbrachten etwa das 5- bis 6-fache der Aussaat. Der Anbau von Kartoffeln war zunächst noch recht 
minimal. Schließlich hatte Friedrich II. den Kartoffelanbau erst eingeführt. Dagegen wurde sehr viel 
Leinsamen ausgesät. 39 Morgen (9,75 Hektar) wurden mit Tabak bepflanzt. Der Tabak brachte 
einen Ertrag von 83 Dezitonnen.
Der Stadt gehörten nach wie vor 12 Eigentumsdörfer. In diesen Dörfern lebten insgesamt 2.025 
Personen. Der Viehbestand umfaßte hier 841 Pferde, 347 Ochsen, 807 Kühe, 570 Jungvieh, 370 
Kälber, 630 Hammel, 1.914 Schafe, 1.187 Lämmer und 1.770 Schweine. Eine Wassermühle in 
Bugewitz und je eine Windmühle in Bugewitz, Kosenow, Pelsin und Woserow sorgten für das 
Mahlen des Getreides. Der überwiegende Teil des Korns wurde jedoch in Anklam verarbeitet. Nach 
Angaben von Stavenhagen in der Stadtchronik gab es in dieser Zeit in unmittelbarer Nähe der Stadt 
insgesamt 9 Windmühlen. Die meisten davon lagen auf dem heutigen Schülerberg und im 
Südwesten der Stadt. Trotz der Plünderungen im 7-jährigen Krieg hatte sich die Landwirtschaft bis 
zum Ende des 18. Jahrhunderts also doch schon wieder ein wenig erholt. 

30. Revolution in Frankreich hatte ihre Auswirkungen

Unter dem Einfluss der französischen Revolution spitzten sich gegen Ende des 18. Jahrhunderts die 
in den deutschen Gesellschaftsverhältnissen begründeten sozialökonomischen und politischen 
Widersprüche immer mehr zu. Es entstand eine revolutionäre Volksbewegung, die den 
Zusammenbruch der Feudalherrschaft einleitete. Dabei kam es zunächst zu Aufständen der Bauern 
im linksrheinischen Gebiet (1789), in Kursachsen (1790), in Schlesien (1792) und zu Erhebungen 
von Handwerksgesellen und Lohnarbeitern in vielen deutschen Städten. Zu solchen Unruhen kam 
es 1797 auch in Anklam. Hier hatten die Schiffszimmerleute die Arbeit niedergelegt und forderten 
höhere Löhne. Es war der erste Anklamer Lohnstreik über den uns etwas bekannt geworden ist. 
Wie kam es dazu und welche Forderungen stellten die Streikenden?
Gegen Ende des 18. Jahrhunderts war die Nachfrage nach Schiffen sehr groß. Daher entstanden 
immer neue Werften. Allein in Anklam gab es 1797 fünf Schiffswerften, wo unter der Leitung der 
Schiffszimmermeister Johann Christian Brust, Peter Friedrich Gaede (sen.), Peter Samuel Friedrich 
Gaede (jun.), Christoph Seefeldt und Friedrich Lösewitz fleißig gebaut wurde. Alle 5 Schiffswerften 
lagen auf dem Peendamm zu beiden Seiten der Peenbrücke, also auf schwedischer Seite. Als die 
ausgebildeten Schiffszimmerleute nicht mehr ausreichten, gingen einige Werftbesitzer dazu über, 
auch Hauszimmerleute einzustellen. Das passte den fachlich ausgebildeten oder, wie es hieß, den 
"zünftigen Schiffszimmerleuten" gar nicht. So kam es recht bald zu Streitereien, die so weit gingen, 
dass die Schiffszimmerleute unter Führung ihres Altermanns Johann Christian Brust am 9. März 
1797 in die Werft des Senators Stavenhagen, wo Meister Lösewitz mit Hauszimmerleuten arbeitete, 
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eindrangen und den nicht zünftigen Zimmergesellen das Handwerkzeug wegnahmen. Es wurde in 
der Wohnung des Zunftmeisters Brust hinterlegt. Gleichzeitig legten die Schiffszimmerleute ihre 
Arbeit nieder, hielten sich mehrere Tage in der Herberge auf und forderten trotzdem für diese Zeit 
ihren vollen Lohn.
Aber auch mit der Höhe des gezahlten Lohnes waren die Streikenden nicht mehr zufrieden. Die 
Gesellen erhielten bisher für den kurzen Tag (vom 30. September bis 24. März) 10 Groschen und 6 
Pfennige. Im laufenden Jahr hatten die Gesellen bereits ab 14. Februar den Lohn für den langen Tag 
erhalten. Er sollte ihnen auch bis zum 14. Oktober gezahlt werden. Doch den Gesellen genügte das 
nicht. Sie forderten 14 Groschen und 6 Pfennige, wie sie in Stettin gezahlt wurden. Darauf wurden 
die 12 zünftigen Schiffszimmergesellen zu Verhandlungen ins Rathaus bestellt. Es erschienen 
jedoch nur 4. Die übrigen durften sich im preußischen Teil nicht sehen lassen. Sie waren zum 
Peendamm übergesiedelt, um sich der Militärdienstpflicht zu entziehen. Ob die Verhandlungen 
unter diesen Bedingungen für die Schiffszimmergesellen erfolgreich waren, konnte nicht ermittelt 
werden. 1805 gestattete die Kriegs- und Domänenkammer für Anklam und Demmin die 
Beschäftigung von nicht zünftigen Gesellen sogar offiziell, für den Fall, dass sie ihre Arbeit 
verstanden.
Einen völlig anderen Grund hatten die Anklamer Tischlergesellen, als sie am 22. Oktober 1802 
geschlossen in den Streik traten. Sie übten Solidarität mit dem nach ihrer Meinung ungerecht 
behandelten Tischlergesellen Seehagen. Tischlermeister Käppel hatte Streit mit seinem Gesellen 
Seehagen. Da das Amt keine Einigung erreichte, wurde die Angelegenheit dem Gericht übergeben. 
Darauf legten die Anklamer Tischlergesellen aus Protest ihre Arbeit nieder. Am 27. Oktober 1802 
entschied das Anklamer Gericht, der Streit gehe die übrigen Gesellen nichts an. Bei weiterer 
Arbeitsverweigerung sähe sich der Magistrat gezwungen, Gefängnisstrafen auszusprechen. Die 
Gesellen hatten es trotzdem nicht eilig, denn sie nahmen ihre Arbeit erst am 7. November 1802 nach 
17 Streiktagen wieder auf. 
Doch nicht nur Streiks gab es in dieser Zeit, sondern auch die kulturelle Regsamkeit des 
Bürgertums führte hier und da zu Verboten. So war 1785 eine Wanderbühne unter der Leitung eines 
Herrn Fischer in Anklam eingetroffen. Da die preußischen staatlichen Stellen die Aufführungen 
verboten hatten, wurde die Bühne auf dem Peendamm, also auf schwedischer Seite aufgebaut. Der 
Grund für das Verbot auf preußischer Seite war wahrscheinlich die beabsichtigte Aufführung von 
Lessings "Minna von Barnhelm". Dieses erste deutsche Lustspiel von Rang prangerte den 
preußischen Absolutismus an. Es führte damit den Klassenkampf mit Mitteln der Kunst. Durch 
Aufführungsverbote versuchte die Feudalmacht die Wirksamkeit solcher Bühnenstücke zu 
unterbinden. In Anklam gelang das, dank des nahe gelegenen schwedischen Territoriums, nicht. Im 
Gegenteil, dieses Schauspiel hatte die Besucher anscheinend wie ein Magnet angezogen. Die 
Wanderbühne gastierte bei 4 Spieltagen in der Woche etwa 2 Monate auf dem Peendamm und das 
bei einer Einwohnerzahl von 3.159 Personen.

31. "Franzosentid" - 1806 bis 1812

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts brachten neue Kriege neues Elend, neue Not und Verarmung für 
unsere Stadt. Napoleon wollte Europa erobern und eilte auch in Deutschland von einem Sieg zum 
andern. Über diese Zeit schrieb der Anklamer Kaufmann Sellin im Jahre 1813. Im Juni 1806 
landeten die Russen und Schweden im schwedischen Teil von Pommern, um den Franzosen in 
Hannover entgegen zu treten. 
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Zur gleichen Zeit wurde in Pommern eine preußische Armee von etwa 30.000 Mann mit dem 
Hauptquartier in Pasewalk zusammen gezogen. Das brachte auch für Anklam die ersten 
Einquartierungen. Sie dauerten jedoch nur 4 Wochen und waren noch recht erträglich. Dann rückten 
die preußischen Truppen nach Sachsen aus, um die an der Saale stehende französische Armee 
zurück zu schlagen. Dort kam es am 14. Oktober 1806 zur Schlacht bei Jena und Auerstedt. Die 
preußischen Truppen wurden empfindlich geschlagen und flohen in wilder Panik. 
Schon 6 Tage später, also am 20. Oktober 1806, tauchten die ersten versprengten Truppenteile unter 
General von Bila in Anklam auf. Es gab keine besonderen Einweisungen, sondern jeder quartierte 
sich ein, wo er wollte. Es waren bald so viele Soldaten, dass die Bäcker nicht mehr genug Brot 
backen konnten. Ein Teil der Truppen zog zum Glück bald ab über die Inseln Usedom und Wollin 
durch Hinterpommern nach Ostpreußen, wo sich der König befand. Doch dafür kamen laufend neue 
Einheiten in Anklam an und wollten versorgt werden. 
Ihnen folgten französische Truppen unter dem Kommando des bayrischen Generals Becker. Daher 
gingen die letzten preußischen Truppen nach einem kurzen Gefecht über die Peene und zogen die 
Brücke hoch. In den Nachmittagsstunden ergaben sie sich jedoch und kamen am folgenden Tage als 
Gefangene zurück in die Stadt, nachdem sie Waffen, Gewehre und Pferde vor dem Tore abgegeben 
hatte. Sie wurden in die Kirchen gesperrt und waren von den Einwohnern mit Essen und Trinken zu 
versorgen. Aber auch die Französischen Truppen mussten verpflegt werden. Sie forderten Wein, 
Bier, Branntwein, Weißbrot und gekochtes oder gebratenes Fleisch, das die Einwohner unter 
Bewachung zu den überwiegend vor den Toren liegenden Truppen bringen mussten. 
Die preußischen Gefangenen wurden dann über Friedland abtransportiert. Die erbeuteten Sachen 
brachte man weitgehend nach Stettin. Dann zogen auch die französischen Truppen wieder weiter, 
doch sie hatten so viele Pferde, Munition und Packwagen erbeutet, dass sie bei Weitem nicht alles 
mitnehmen konnten. An der Redoute wurden daher beim Abmarsch viele Pferde getötet, um 
wenigstens das Leder zu retten. Der Anklamer Paradeplatz war trotzdem noch voller Pferde. Wer 
Lust hatte, holte sich davon. In diesen Tagen hatten selbst die Anklamer Jungen ihr Pferd. 
Am 10. November 1806 zog ein französisches Exekutionskommando in die Stadt ein und drohte 
mit dem Niederbrennen. Der Grund? Einzelne versprengte Preußen hatten Franzosen überfallen und 
beraubt. Die Stadtväter mussten schnell handeln. Sie übergaben dem französischen Obristen 
Greffinger 1.000 Friedrichs d'ors und erreichten dadurch, dass die Stadt nicht zerstört wurde. 
Am 11. Dezember 1806 rückte der französische Marschall Mortier von Jarmen kommend mit etwa 
7.000 Soldaten in Anklam ein.  Kaufmann Sellin hatte alleine 23 Soldaten unter zu bringen und zu 
versorgen. Sie blieben bis zum 28. Januar 1807 und zogen dann weiter über die Peene ins 
schwedische Gebiet. Zurück blieben das Lazarett, die Bäckerei und das Magazin. Damit waren 
immer wieder neue durchziehende Truppen aufzunehmen. 
Am 4. April 1807 rückten nach dem Rückzug der Franzosen zur Abwechslung schwedische 
Truppen in die Stadt ein und wollten versorgt werden. Die Schweden folgten den Franzosen bis 
Belling vor den Toren von Pasewalk. Hier wurden sie am 16. April 1807 nicht nur aufgehalten, 
sondern wieder zurück geschlagen. 
Die Schweden flohen über die Peene. Damit waren erneut die Franzosen da und wollten verpflegt 
werden. Dabei hatten die Anklamer, wie man sich denken kann, kaum selbst noch etwas zu essen. 
Allein in der Zeit vom 31. Oktober 1806 bis 1. Februar 1807 entstand der Stadt ein Schaden von 
265.445 Reichstaler, das waren nach heutigem Geld mehr als 2 Millionen Mark.
Doch auch in den nächsten Jahren änderte sich nicht viel. Laufend waren durchziehende Truppen zu 
versorgen. Besonders bei ihrem Abzug ließen sie sich stets reichlich versorgen. 
Man gab ihnen in der Hoffnung, danach zur Ruhe zu kommen. Das nutzten sogar einmal 
holländische Truppen aus. Sie ließen zum Abmarsch blasen und sich damit reichlich mit 
Marschverpflegung versorgen. Doch am nächsten Tage rückten sie dann wieder in Anklam ein. 
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So blieb es mit den Einquartierungen bis zum Jahr 1812, als Napoleon in Rußland so geschlagen 
wurde, dass von den über 600.000 Mann nur noch etwa 30.000 Soldaten übrig blieben.
Sellin schrieb damals: "Nun, nachdem die französische Armee einen großen Verlust in Rußland 
erlitten, so hoffet und schmeichelt man sich mit einem Frieden!" Doch das ging noch nicht so 
schnell. Es war zwar selbstverständlich, dass der Hass der Bevölkerung gegen die französischen 
Unterdrücker von Tag zu Tag wuchs und zur nationalen Befreiungsbewegung führte. Das 
Schill'sche Freikorps unterstützte schon im April 1807 die Schweden im Kampf gegen die 
Franzosen. Sie standen zeitweilig auf der anderen Seite der Peene bei Quilow und an den Straßen 
nach Wolgast und Greifswald. Im Murchiner Seeholz hatten sie sich einen Schießplatz eingerichtet. 
Ferdinand von Schill fiel dann in den Straßen von Stralsund. Der jüngste der elf in Wesel 
erschossenen Schill'schen Offiziere, war der 18-jährige Leutnant Karl von Keffenbrink aus Krien. 
Der Anklamer Bürger Johann Georg Friedrich Hellfritz gehörte zu den Lützower Jägern und war ein 
persönlicher Freund des Dichters Theodor Körner. In seinen Armen ist der Dichter, bei Gadebusch 
tödlich verwundet, auch verstorben. Helfritz war später königlicher Amtmann in Iven.
Als Napoleon 1812 gegen Rußland zog, gab es für Anklam erneut viel Einquartierungen von 
durchziehenden Truppen. Sie plünderten nicht nur die Lebensmittelgeschäfte, sondern forderten 
auch von jedem Einwohner ihren Vorrat an Zucker und Kaffee. Die Durchmärsche erfolgten in 
kurzen Abständen bis zum Herbst. So kamen vom 17. April bis zum Dezember 1812 durch Anklam: 
11 Generäle, 25 Obristen, 3 Kriegskommissare, 43 Oberstleutnants, 581 weitere Offiziere, 30.426 
Gemeine und 3.088 Pferde. Doch nach dem verunglückten Zuge Napoleons in Rußland erwachte 
auch bei den Deutschen allgemein der Mut, das französische Joch abzuschütteln. 
Preußens Aufruf: "Das Vaterland steht in Gefahr!" wirkte, wie ein elektrischer Funke. Innerhalb von 
3 Monaten standen, außer den regulären preußischen Truppen, Landwehrregimenter von Infanterie 
und Kavallerie zum Kampf bereit. 
Auch Anklam zeigte sich von der patriotischen Seite. Die Stadt stellte nicht nur Soldaten, sondern 
brachte auch eine Summe von 24.595 Talern zur Unterstützung des Freiheitskampfes auf, die 
überwiegend zur Ausrüstung von Freiwilligen genutzt wurden.  
Neben der Landwehr wurde auch der Landsturm organisiert, von dem niemand auf Grund seines 
Alters ausgeschlossen wurde. Für die Landwehr stellte der Kreis Anklam 850 Mann Infanterie und 
110 Mann Kavallerie, die bis zum 20. April 1813 ausgerüstet waren. 
Am 14. Mai erhielt die Anklamer Landwehr Order nach Oranienburg auszurücken, obwohl die 
Bekleidung und Ausrüstung noch unvollständig waren. 
Am 22. Juni rückte auch die Kavallerie nach Gransee aus. Sie hatten inzwischen Sättel und Pistolen 
erhalten. Von Berlin aus wurden sie mit weiteren Waffen ausgerüstet. 
Das Anklamer Bataillon wurde dem Befehl des Generalleutnants von Bülow unterstellt und damit 
dem 3. Armeekorps zugeteilt. Anklam hatte auch ein Lazarett einzurichten. Am 26. November 1813 
kamen 267 Kranke, zum Teil Typhus, nach Anklam. Inzwischen rückten Napoleons Truppen immer 
näher. Preußen hatte sich mit Rußland verbündet. Erneut war Sachsen wieder Schauplatz des 
Krieges. Vom 16. bis 18. Oktober 1813 kam es dort zur großen Völkerschlacht bei Leipzig, die 
praktisch die Freiheit brachte. 
Die Nachricht vom Sieg bei Leipzig erreichte Anklam in einer Nacht und brachte natürlich große 
Freude und Begeisterung. Am nächsten Tage wurden mittags von 1 bis 2 Uhr alle Glocken geläutet. 
Danach erfolgte die offizielle Bekanntmachung vor dem Rathaus, die mit einem Danklied 
abgeschlossen wurde. 
Im Turmkopf der Marienkirche fand man später ein Aktenstück, in dem Johann Carl Kretschmer, 
ein ehemaliger Offizier, über den Freiheitskampf berichtete. Er schrieb darin: 
"Groß war die Bereitschaft, als es hieß, sich gegen die Franzosen zum Freiheitskampf zu rüsten. Die 
Franzosen waren in Rußland schwer geschlagen. General York hatte sich darauf mit den russischen 
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Gruppen gegen Napoleon verbündet. 
Der Markt war in jenen Tagen einem Waffenlager gleich, alles übte sich in den Waffen. Krieg gegen 
die Franzosen war die allgemeine Losung, Freiheit die allgemeine Sehnsucht, Rache das allgemeine 
Gefühl. So schwer die Opfer waren, die gebracht werden mußten, so willig wurden sie gebracht. 
Doch die ersten Anstrengungen waren noch unglücklich, denn die Schlachten bei Großräschen und 
Bautzen gingen verloren. Damit stand unser Heer schnell tief in Schlesien. Inzwischen war Berlin 
bedroht. Darauf zog unsere Anklamer Landwehr, aus Mangel an Gewehren mit Piken ausgerüstet, 
zur Rettung der Hauptstadt aus. Zum Glück folgte ein sechswöchiger Waffenstillstand, der jedoch 
mit dem 17. August 1813 wieder ablief. In dieser Zeit wurde das preußische Heer neu organisiert 
und die Landwehr konnte tüchtig üben. Als der Krieg dann weiter ging, folge plötzlich ein Sieg dem 
anderen. Unsere Landwehr kämpfte siegreich unter dem General von Bülow bei Blankenfelde, 
Großbeeren und Dennewitz, sie belagerten Wittenburg und kämpften mit in der Völkerschlacht bei 
Leipzig. Schließlich belagerte unsere Landwehr auch Wesel, erstürmte Herzogenbusch in Holland 
und drang bis Soisson vor, wo der Friede von Paris dem Kampf ein Ende machte. 
Im Juli 1814 kehrten unsere Freiwilligen und die Landwehr in die Heimat zurück. Jubel und Freude 
kannten keine Grenzen. Zum Glück waren auch nur wenige Gefallene zu beklagen." 
Doch nicht nur Anklamer Männer, Väter und Söhne hatten die Freiheit mit erkämpft. Unter den 
Anklamer Freiwilligen, die für die Befreiung der Heimat kämpften, befand sich auch eine als Mann 
verkleidete Frau. Es war Friederike Krüger, die Tochter eines Ackerbürgers aus Friedland, die in 
Anklam das Schneiderhandwerk erlernte. Im Frühjahr 1813 verließ sie heimlich unsere Stadt und 
meldete sich als Mann verkleidet unter dem Namen Lübeck zum Kriegsdienst. Bei Großbeeren und 
Dennewitz zeichnete sie sich durch große Tapferkeit aus.  Nach einer schweren Verwundung wurde 
sie als Frau erkannt und unter ihrem richtigen Namen zum Unteroffizier befördert. Später kämpfte 
sie erneut in ihrem Regiment, wo sie 1814 mit dem Eisernen Kreuz und dem russischen Sankt-
Georgs-Orden ausgezeichnet wurde. Die Anklamer Mädchenschule erhielt 1938 ihren Namen. 
Leider wurde die Schule dann 1943 von amerikanischen Bomben völlig zerstört. 
Ein Jahr nach der großen Völkerschlacht bei Leipzig, am 14. Oktober 1814, fand in Anklam eine 
große Siegesfeier statt. Mittags von 1 bis 2 Uhr läuteten alle Glocken und nach einem 
Festgottesdienst wurden längs einer neuen Straße 6 Pappeln gepflanzt. Die Straße erhielt zu Ehren 
des großen Sieges bei Leipzig den Namen "Leipziger Allee". Die weitere Bepflanzung erfolgte dann 
bis zum Jahresende. Über den Grund der Namensverleihung gab es folgende Zeilen:

Wird einst der spätere Enkel fragen 
nach der Benennung Leipziger (Allee) Straße,
dann wird man ihm zur Antwort sagen,
dass der Despot, der ohne Unterlaß
sich alles zu unterjochen strebte,
bei Leipzig seinen Fall erlebte!"

Die Fahne des Anklamer Landwehrbataillons wurde in der Nikolai-Kirche aufgehängt. Das weiße 
Kreuz auf schwarzem Grund trug die Inschrift (auf beiden Seiten): "Mit Gott für König und 
Vaterland!"

32. Die Stein'schen Reformen

Der Feldzug Napoleons hatte viel Elend gebracht, doch er war zugleich der große Wegbereiter für 
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die Durchsetzung wichtiger Reformen. Unter dem Einfluss der französischen Revolution von 1789 
häuften sich auch in Preußen die Proteste gegen die feudale Fron. Die Aushebung der 
Leibeigenschaft gehörte zu den dringendsten Forderungen. Daher sah sich die Regierung 1799 
gezwungen, die Erbuntertänigkeit der Domänenbauern aufzuheben. Sie wurde 1800 auch auf die 
der Stadt gehörenden Dörfer ausgedehnt. Damit erhielten die Bauern ihre „Höfe mit allem lebenden 
und totem Inventar "zum wahren Eigentum und Erbe überlassen und verschrieben". So hieß es 
wörtlich im Erbnachtrag.
Das große Geschäft jedoch machte die Stadt als Grundbesitzer, denn die Bauern mussten die 
Gebäude, den Viehbestand, die Ackergeräte, die Saat, ja selbst die Möbel und Haushaltsgegenstände 
erst käuflich erwerben. Außerdem hatten sie für die Befreiung von den Frondiensten jährlich eine 
Geldpacht zu entrichten. 
Dazu kamen die Grundsteuern und zahlreiche Abgaben, die die Bauern so stark belasteten, dass 
viele von ihnen bald vor dem Ruin standen und besitzlose Landarbeiter wurden. Auch so 
mancherlei Zwang wurde dem Bauern zusätzlich auferlegt. So durften weder er noch seine Kinder 
"ohne Genehmigung des Magistrats den Landbau verlassen, ein Handwerk erlernen oder städtisches 
Gewerbe betreiben, noch weniger waren sie befugt, sich selbst oder die Kinder zur Untertänigkeit 
einer fremden Gutsherrschaft zu verpflichten". 
Trotzdem war die Aufhebung der Leibeigenschaft auf den Staatsdomänen und den 
Stadteigentumsdörfern ein großer Fortschritt. 
In den Adelsdörfern dagegen blieben die Bauern und ihre Angehörigen weiter in der 
Leibeigenschaft. 
Die katastrophale Lage Preußens nach dem Frieden von Tilsit im Juli 1807 schaffte dann die 
Voraussetzungen zur gänzlichen Aufhebung der Leibeigenschaft. Die Bevölkerung litt in den 
besetzten Gebieten unter ungeheuren Kriegslasten, das galt nicht nur für das Bauern- und 
Bürgertum, sondern auch für den Adel. Der gemeinsame Wunsch, dieses Joch abzuschütteln, führte 
zur nationalen Befreiungsbewegung, die alle Schichten des Volkes erfasste. Erstmalig erkannte 
dabei die preußische Regierung, dass die aus freien Menschen bestehende französische 
Nationalarmee nicht mit einem Heer aus Leibeigenen zu schlagen war. Daher war sie endlich zu 
weiteren Reformen bereit, wie sie besonders der Freiherr vom und zum Stein als preußischer 
Minister unterbreitete. Er nutzte die durch die Niederlage Preußens hervorgerufene Ohnmacht des 
Adels aus, um gegen den Willen der Reaktion zwei wichtige Reformen vom König bestätigen zu 
lassen. 
Die wichtigste Neuerung war dabei die Aufhebung der gesamten Leibeigenschaft durch das Edikt 
vom 9. Oktober 1807. Damit begann eine neue Epoche in der Landwirtschaft, die den freien 
Lohnarbeiter und die kapitalistischen Produktionsverhältnisse hervorbrachten und förderten. Das 
Edikt sollte bis 1810 durchgesetzt sein, das heißt, auch der letzte Bauer sollte bis dahin frei sein. 
Doch wie sah die Praxis aus?
Zunächst waren alle nicht spannfähigen Kleinbauern und Kossäten vom Gesetz ausgeschlossen. Sie 
wurden den Junkern damit rechtlos als Landarbeiter ausgeliefert. Die spannfähigen Bauern mussten 
ihre Höfe erst durch Geld oder Abtretung eines Teils der bisher genutzten Äcker käuflich erwerben. 
Das bedeutete in der Regel, die Bauern mussten etwa 1/3, manche sogar die Hälfte der bisher 
genutzten Fläche an den Gutsherrn abtreten. Das bedeutete auch im Kreise Anklam eine enorme 
Stärkung und Erweiterung des Großgrundbesitzes, während andererseits bäuerliche 
Zwergwirtschaften entstanden, die oftmals die Familie nicht mehr ernähren konnten. Die Söhne und 
Töchter wurden daher bald Landarbeiter oder wanderten als freie Lohnarbeiter ab in die Stadt. 
Als Beispiel dafür möge die Entwicklung in dem kleinen Dorf Neuendorf A gelten, das damals noch 
zum Kreise Anklam gehörte und sich zusammen mit Altwigshagen, Demnitz, Lübs, Heinrichshof, 
Annenhof, Luisenhof und Finkenbrück im Besitz der Familie von Borcke befand. Nach 
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Durchsetzung des Oktoberedikts gab es im Jahre 1820 in Neuendorf A noch 4 Vollbauern und 9 
Kossäten. 1914, also knappe 100 Jahre später, befanden sich alle Höfe bis auf einen Kossäten im 
Besitz des Großgrundbesitzers von Borcke. 
Das geschah, obwohl in dem 1834 erlassenen Regulierungsgesetz nochmals festgelegt worden war, 
dass "alle Vollbauern und Kossäten die Hälfte ihrer bisher in Nutzung gehabten Äcker, Wiesen und 
Hütungen (Weiden) zu einem wahren und vollen Eigentum auf ewige Zeiten" erhalten sollten. 
In vielen Gemeinden unseres Kreises sah es nicht anders aus. Die Situation auf dem Lande hatte 
sich also kaum verbessert. Die ehemals leibeigenen Bauern und ihre Angehörigen waren jetzt zwar 
persönlich frei und brauchten nicht mehr unbedingt auf den Höfen zu bleiben, doch sie hatten kaum 
eine Lebenschance und gingen daher als Landarbeiter zum Gutsherrn oder versuchten ihr Glück als 
freie Lohnarbeiter in der Stadt.
Die zweite durchgesetzte Reform war die Städteordnung vom November 1808. Damit war endlich 
auch für Anklam die mittelalterliche Stadtverfassung von 1353 aufgehoben. Das heißt, die 
Herrschaft der miteinander verschwägerten Ratsfamilien, die die Nachfolge unter sich ausmachten, 
war damit zu Ende. Der Magistrat mit einem Bürgermeister an der Spitze musste nun von der 
Stadtverordnetenversammlung gewählt werden. Die Stadtverordneten wiederum gingen aus 
geheimen und gleichen Wahlen der Bürgerschaft hervor. 
In Anklam wurde die neue Städteordnung 1809 eingeführt, nachdem sie zwischen dem Rat und 
Vertretern der Bürgerschaft, dem sogenannten Fünfziger-Kollegium, beraten worden war. Unter 
ihnen befand sich übrigens auch der Anklamer Kaufmann Bluth, der später den Bluthsluster Park 
anlegte. 
Die Stadtverordnetenwahlen erfolgten am 27. März 1809. Es waren noch keine Volkswahlen im 
heutigen Sinne, denn unter den 4.571 Einwohnern der Stadt gab es nur 464 stimmfähige Bürger. Die 
42 gewählten Stadtverordneten wählten ihrerseits wieder den Stadtverordnetenvorsteher, den 
Protokollführer und mehrere Stellvertreter. Dann wählten sie am 4. April auch den Magistrat. 
Anstelle der 3 Bürgermeister, die seit Gründung der Stadt jeweils auf Lebzeiten an der Spitze des 
Rates standen, wurde nun nur noch 1 hauptamtlicher Bürgermeister gewählt. Dabei ging zum 
Erstaunen der Bürger ein völlig Fremder als Bürgermeister hervor. Er besaß keine näheren 
Beziehungen zur Stadt und lehnte daher die Übernahme des Amtes von sich aus ab. Diese Tatsache 
zeigt recht eindeutig, wie sehr der Neid und das gegenseitige Misstrauen die Handlungsweise der 
Stadtverordneten bei der Wahl bestimmten. Wenn Anklam dann doch noch einen Bürgermeister 
erhielt, der über ausreichend örtliche Kenntnisse verfügte, war es einzig und allein der Haltung des 
ursprünglich gewählten Ortsfremden zu verdanken. 
So wurde Ernst Kirstein, der bereits Mitglied des alten Rates war, Bürgermeister der Stadt. Außer 
ihm gehörten der Syndikus, der Kämmerer und der Kontrolleur der Kämmereikasse zu den 
hauptamtlich besoldeten Ratsherrn. Die übrigen Magistratsmitglieder blieben unbesoldet. Unter den 
42 Stadtverordneten befanden sich auch bereits einige Handwerke, als Angehörige des 2. Standes. 
Damit konnten die Anklamer Handwerker ihren Kampf nun auch mit parlamentarischen Mitteln 
führen. Ihrem Einfluss war es auch wohl mit zuzuschreiben, dass Anklam 1830 einem auf dem 
Marsch befindlichen preußischen Bataillon die Einquartierung verweigerte, worüber der König sehr 
erbost war. 1839 erzwangen die Anklamer Stadtverordneten auch den Rücktritt ihres Bürgermeisters 
Ernst Kirstein, nachdem selbst Vertreter der Regierung die heftigen Zerwürfnisse und 
Auseinandersetzungen mit ihm nicht schlichten konnten. 
Damit brachte die neue Städteordnung doch spürbare Fortschritte und legte den Schwerpunkt der 
Entscheidungen über das Schicksal der Stadt in die Versammlung der Stadtverordneten. 

68



Stadtchronik Heinz Bemowsky 1989

33. Weitere Entwicklung in der ersten Hälfte das 19. Jahrhunderts

Ein nennenswertes Ergebnis der Befreiungskriege für unsere Stadt war die Aufhebung der Peene als 
Staatsgrenze. 1815 wurde auch der nördlich der Peene gelegene Teil Vorpommerns Preußen 
angegliedert.
Damit war auch hier die etwa 170-jährige Schwedenzeit beendet. Doch was sich im Großen 
verhältnismäßig einfach vollzog, bereitete im Kleinen anscheinend doch erhebliche 
Schwierigkeiten. 
Der Peendamm, der bis zum 30. Oktober 1815 zu Schweden gehörte, wurde nämlich nicht der Stadt 
zurückgegeben, sondern gehörte weiter zum Kreise Greifswald. Bürgermeister Ernst Kirstein und 
Polizeidirektor Pustar erreichten den langwierigen Verhandlungen im Jahre 1818 wenigstens die 
polizeiliche Aufsicht über die kleine Vorstadt, die damals 436 Einwohner zählte. In diesem kleinen 
Vorort gab es jedoch fünf Gast- und 4 Krugwirte und der "Anklamerdamm", wie er genannt wurde, 
hatte noch über Jahrzehnte einen eigenen Ortsvorstand. Die endgültige Verschmelzung mit der Stadt 
erfolgte erst 1874.
Wie sah es in dieser Zeit um die wirtschaftliche Entwicklung aus?
Die Antwort gibt uns Polizeidirektor Pustar in einem Jahresbericht über die Entwicklung im Jahre 
1820, der nicht vorenthalten werden soll:
"Bericht über die Gewerksamkeit pro 1820

A. Handel
Anklams Lage an der schiffbaren Peene, östlich durch das Haff nach Swinemünde und Stettin, die 
aber nordöstlich auf schiffbaren Gewässern zur Ostsee führet, ließe der Stadt, die überdies noch mit 
Mecklenburg und Neupommern (Vorpommern nördlich der Peene) verbunden ist, den schönsten 
und erträglichsten Handel erwarten, wenn solcher nicht jetzt überall in den großen Handelsplätzen 
ruhte und auch noch überdies durch Lokalumstände, besonders durch das angrenzende 
Neupommern und Mecklenburg vermindert würde. 
Beide, Provinzen und Länder, genießen noch alte Freiheiten. Der sonst in der vorigen Zeit bloß auf 
Anklam beschränkte Seehandel hat sich nun dargestellt verteilt, dass solcher kaum noch 
nennenswert ist, da selbst unsere größten Kaufleute und Fabrikanten ihre Waren von Stettin, Berlin 
oder aus Neupommern kommen lassen, von wo sie solche nach ihrer Versicherung ebenso wohlfeil 
erhalten. 
Die Zahl der hiesigen Kaufleute war im vorigen Jahr 51 einschließlich der jüdischen. In diesem 
Jahre sind solche zur Gewerbesteuer-Klassifikation nur 35 mit kaufmännischen Rechten 
angenommen. 

B. Die Schiffahrt
Auch sie hat im vorigen Jahre keine Vorteile gebracht. Die Zahl der Seeschiffe ist 21. Diese wurden 
auch im Frühjahr vorigen Jahres repariert, aufgetakelt und zu Seereisen bemannt und 
verproviantiert. Einige wenige wurden auch von hier mit Korn, Tabak und Glas, die mehrsten aber 
mit Ballast beladen. Sie gingen nach allen Gegenden in See, nur wenige machten ein auch wohl 
zwei Frachten. 
Sie kamen aber im August schon wieder zurück, wurden abgetakelt und liegen noch bis diesen 
Augenblick in der Peene. Die Leichterschiffe haben gleichfalls nur schlechten Verdienst gehabt, 
denn die Frachten mit Feldsteinen zum Swinermünder Hafenbau waren gleichfalls nur sparsam, 
weil noch Vorräte vorhanden waren, die erst verarbeitet werden mußten. In diesem Jahre wird diese 
Fracht wahrscheinlich bedeutender werden. 
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Dagegen ist die Fahrt mit Booten und Kähnen ziemlich zahlreich gewesen mit 678 eingegangenen 
und 362 ausgegangenen. Diese Boote fahren Kaufmannswaren, Kalk, Salz, Heringe, Mauersteine, 
Holzkohlen, Holz, Heu und Torf hierher zur Stadt und gehen viele nach Demmin, Stettin und andere 
kleinere Orte. Auch sind mit Getreide nach der Insel Usedom, Wollin, Warp, Ückermünde und 
umliegender Gegend 306 Boote gegangen. Diese Boote mit Getreide sind dem Handel nachteilig, 
weil ehemals der Kaufmann diesen Kornhandel an den Binnenseeküsten betrieb, der jetzt ganz 
aufgehört hat, weil auch selbst die Gutsbesitzer ihre Vorräte in kleinen Fahrzeugen absenden und 
das Korn nach ihrer Convenienz verkaufen. 
Bei der Seefahrt ist auch noch die alte Beschwerde, dass die Flächen in der Peene bei Elb und Bock 
nicht ausgebaggert sind, die zuweilen kaum 6 Fuß Wasser haben, mithin schwerbeladene Schiffe, 
die über 9 Fuß tief gehen, oft durch doppelte Leichterschiffe über diese Flächen gebracht werden 
müssen, welches mit Aufenthalt, Schaden und Kosten für den Absender verknüpft ist. 

C. Die Bevölkerung
a)  vom bürgerlichen Stande 5.604 Seelen
b)  vom Militär 1.235 Seelen

Summa 6.839 Seelen

geboren 1820 = 190 gestorben = 188 Seelen
getraut:     38 Paare.

D. Bauten
Es wurden 1820 gebaut:
a)  2 neue Häuser massiv
b)  4 neue Ställe aus Holz
c)  4 Häuser wurden stark repariert und von vorn massiv aufgeführet. 
Daneben wurden viele Reparaturen ausgeführt.
Der Wille ist gut, allein es fehlt an Vermögen und die Notwendigkeit der Bauten ist bei dem Verfall 
der Häuser zwar einleuchtend, aber besonders beim armen Mann nicht ausführbar. 

E. Die Gewerke
Die Zahl ist gegenüber 1819 unverändert geblieben. Es sind insgesamt 668 Gewerbetreibende. 
Besonders stark vertreten waren:

Schuhmacher 75 Schneider 30
Kaufleute 51 Schmiede 29
Branntweinbrenner 42 Fuhrleute 27
Gast- und Schankwirte 33 Höker und Viktualienhändler 31
Schiffs- und Bootfahrer 42 Holzarbeiter 25

Die Gewerbesteuer brachte 2.495 Reichstaler und 22 Groschen ein. 
Im Allgemeinen haben die Gewerbetreibenden, besonders die Handwerker, wohl ihr notdürftiges 
Auskommen. Auch haben sich einige Holz- und Metallarbeiter durch schöne und gute Waren 
ausgezeichnet.
Dagegen haben die Schmiede, Reifer, Blockdreher, Zimmerleute und Tagelöhner, die sonst im 
Schiffbau arbeiteten, sehr schlechten Verdienst.

F. Fabriken und Manufakturen
Schon in früheren Berichten habe ich ausgeführt, dass diese in Anklam nicht fortkommen, weil das 
Material zu den Fabriken hier zu teuer ist. Auch fehlt es an Walkmühlen, wegen mangelnder, 
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fallender Gewässer. Mithin können Tuchmacher, Lederarbeiter und diejenigen, deren Waren 
gewalkt werden müssen, wegen dieses Mangels, auch weil größere Färbereien fehlen, nicht 
fortkommen. (Es gibt praktisch nur kleine Manufakturen, die ich als Fabriken bezeichne.)
2  Ölmühlen: Kaufmann Edzardy 2  Arbeiter 

Kaufmann Blümcke 2  Arbeiter
3  Tabakfabriken: J. H. Stavenhagen 3  Arbeiter, 2  Kinder 

Beustrin 4  Arbeiter, 6  Kinder 
Kaufmann Dibbelt 3  Arbeiter

1 Seifen- und Lichtfabrik: Knauert 4 bis 5  Arbeiter
1 Puder- und Stärkefabrik:  Kaufmann Müller 3  Arbeiter
1 Leinenfabrik: Kaufmann Lindner 2  Arbeiter

Zur Puder- und Stärkefabrik ist vermerkt:
Da der Inhaber zu wenig Absatz hat, so ist noch kein Einkauf gemacht worden und hat noch fast 
alle, seit einem halben Jahr fabrizierten Waren liegen, auch ist die Verbrauchssteuer von den 
ausländischen Waren zu niedrig, gegenüber der Steuer, welche vom Weizen erlegt werden muß 
(Müller arbeitet zur Zeit nicht).
Die Ölfabriken haben geringen Absatz.
Tabakfabriken: Die Zahl der Arbeiter ist zurückgegangen, Absatzschwierigkeiten, Tabakanbau ist 
auch zurückgegangen.
Seifen- und Lichtfabrik: hält sich einigermaßen. Konkurrenz ist Swinemünde und Wolgast drückt 
allerdings die Preise und damit den Absatz.
Leinenfabriken: Fällt von Jahr zu Jahr, da die baumwollenen Waren sehr im Preise fallen, daher 
kann die Leinenfabrik nicht bestehen.

G. Landwirtschaftliche Produktion
Pferdezucht: verbessert sich laufend durch den Anfall wertvoller Fohlen, werden durch königliche 
Hengste belegt. Verkauf von Remoentepferden nimmt zu. 
Rinder- und Schafzucht: wird nur für den wirtschaftlichen Bedarf betrieben. Schafzucht hat sich auf 
dem platten Lande verbessert.
Gänsezucht: spielt ebenfalls eine bedeutende Rolle

1 Gans 16 - 20 Pfund kostet 14 bis 18 Groschen
1 fetter Puthahn jedoch 2 Taler
1 Ente kostet  6 bis 8 Groschen
1 Huhn kostet  4 od. 5 Groschen

Getreide und Kartoffeln
Es wurden gute Ernten erzielt, aber es fehlt jetzt an Absatz.
Auch Kartoffeln sind gut geraten.
Preise: Weizen 1 Scheffel 1 Taler, 12 Groschen

Rossen 1 Scheffel 22 Groschen
Gerste 1 Scheffel 14 Groschen
Hafer 1 Scheffel 12 Großen
Erbsen 1 Scheffel 1 Taler,   8 Groschen
Kartoffeln 1 Scheffel   9 Groschen
Heu 1 Zentner 14 Groschen
Stroh 1 Schock 4 Taler, 12 Groschen

Am dem Mineralbereiche
Es wird viel Torf gestochen, die städtische Torfstecherei hat sich so verbessert, dass die 
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Torfpachtung statt jährlich 300 Taler jetzt 1.500 Taler einbrachte.
Der Pächter kann den Torf auch außerhalb verkaufen. Die Qualität des Torfes ist jedoch nicht 
besonders hoch.
Es besteht auch eine Stadtziegelei in der bisher mit Holz gebrannt wird. Man will versuchen, sie 
zum Torfbrennen einzurichten. Das würde eine bedeutende Verbilligung bedeuten. 
1.000 Klumpen Torf kosten bis zum Bollwerk durch Wassertransport 12 Groschen.
Gesundheitszustand
ist gegenwärtig gut, es herrschen keine epidemischen Krankheiten.
Im Herbst kam unter den Kindern das Scharlachfieber auf, woran auch viele gestorben sind. Seit 
vorigen Monat hat diese Krankheit wieder aufgehört. 
Die Luft ist für Eingeborene gesund und zuträglich, wenn gleich der Seenebel öfter schnell die 
Atmosphäre überzieht und Veränderungen in der Witterung zur Folge hat, daher man sich bei der 
Bekleidung vor Erkältungen hüten muß.
Das Wasser ist gesund, hell, klar und auch schmackhaft.
Getränke 
Bier hat den Nachteil, dass es nicht gekocht wird, sonst ist es klar, stark und schmackhaft, auch der 
Gesundheit zuträglich.
Brandwein: wird von 53 Brauern und Brennern angefertigt, ist schmackhaft und im Ganzen gut und 
stark zu nennen.
Brot und Semmel sind gut, stark ausgebacken und gegen die Preis nicht zu sagen.
Fleisch ist im ganzen zu loben. Das Rindfleisch könnte manchmal besser sein, doch die fettesten 
Ochsen werden meist von fremden Händlern aufgekauft und nach Berlin gebracht. Hammelfleisch 
dagegen ist sehr zu loben.
Fische waren zwar teuer, sind aber immer lebendig und zu jeder Zeit zu haben.
Transportwege
Hemmnisse in der Peene bei Elb und Bock wurden bereits geschildert.
Die Landstraßen und Landwege sind wegen des tiefen und lehmigen Bodens bei nasser Witterung 
schwer in gutem Stande zu halten. Manches könnte noch durch bessere Gräben, durch Ausfüllen der 
Löcher mit Steinen, Sand und dergleichen geschehen.
Doch die an den Landstraßen liegenden Einwohner finden es hart, für das reisende Publikum, die 
Straßen und Wege auf ihre Kosten in Ordnung zu halten. Es fehlt sowohl an Mitteln als auch am 
guten Willen, so dass das Notwendigste oft durch Strenge und Strafen durchgesetzt werden muß.
Heringsfang: war 1820 nur sehr schwach. 5 Einwohner, die sich mit dem Heringspacken 
beschäftigen, haben 865 Tonnen gepackt (Fässer), diese jedoch noch nicht einmal abgesetzt, da sie 
für die Tonne nur 5 bis 6 Taler erhalten. Dafür werden im Handel vielfach die besseren und 
größeren, aus dem Auslande eingeführten Heringe verkauft. 
Schiffbau ruht ganz, es wird auch nicht ein Boot gebaut, nur zuweilen ein altes Schiff ausgebessert.

Anklam, den 6. Januar 1821
gez. Pustar"

Wir erkennen aus dem Bericht des Anklamer Polizeidirektors, dass es in dieser Zeit für die 
freigewordenen Söhne und Töchter vom Lande in der Stadt nur wenig Arbeitsmöglichkeiten gab. 
Sie waren damit weiterhin der Willkür der Gutsbesitzer ausgeliefert. So manche Familie versuchte 
daher ihr Glück durch Auswanderung nach Amerika und in andere Länder. Die Zahl der 
Auswanderungen erreichte besonders um die Mitte des 19. Jahrhunderts bei uns ihren Höhepunkt. 
Allein in der Zeit von 1858 bis Ende 1861 wurden im Anklamer Landratsamt 51 Reisepässe nach 
Amerika und 112 nach Rußland ausgestellt. Bei den Reisenden nach Rußland handelte es sich 
allerdings um Saisonarbeiter, von denen auch nur ein Teil wieder nach Anklam zurückkehrte. 
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Wir können also zusammenfassend feststellen, bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts haben wir es in 
Anklam vielfach mit einem Landproletariat zu tun, das Schwierigkeiten hat, sich zu erhalten und 
daher nach Auswegen sucht. In der Stadt selbst gibt es noch wenige Lohnarbeiter, weil 
entsprechende Fabriken fehlen. Hier bilden die wenigen Lohnarbeiter zusammen mit den 
Handwerksgesellen die Anfänge der Anklamer Arbeiterklasse. Bedingt durch die allgemein übliche 
Wanderschaft waren es in dieser Zeit besonders die Handwerksgesellen, die in der Fremde neue 
Erkenntnisse für einen erfolgreichen Kampf des Proletariats sammelten.

34. Zum Schulwesen im 19. Jahrhundert

Preußenkönig Friedrich II. hatte 1763 die Schulpflicht für ganz Preußen eingeführt. Doch es musste 
nach wie vor Schulgeld gezahlt werden und die privaten Elementarschulen blieben weiter bestehen. 
Da es den Eltern überlassen war, zu wem sie ihre Kinder in die Schule schickten, gab es kaum eine 
Kontrollmöglichkeit. Die Kinder armer Eltern, die kein Schulgeld zahlen konnten, blieben damit 
auch weiterhin dem Unterricht fern. Der preußische Staat hatte zwar die gesetzliche Schulpflicht 
eingeführt, jedoch keine Voraussetzungen für die praktische Durchführung geschaffen. Erst am 19. 
Dezember 1793, also 30 Jahre später beschloss die Regierung die Einführung des unentgeltlichen 
Unterrichts für arme Kinder. Sie wurden in privaten Schreibschulen unterrichtet. Zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts gab es dafür in Anklam 120 Plätze. Zwei Privatlehrer hatten jeweils 60 arme Kinder zu 
unterrichten und erhielten dafür von der Stadt eine entsprechende Entschädigung. Im Sommer 
hatten die oberen Klassen wöchentlich gewöhnlich nur 14 Stunden Unterricht, weil die meisten 
armen Kinder im Arbeitsprozess erfasst und vorwiegend in der Landwirtschaft tätig waren. Im 
Winter wurden 24 Stunden in der Woche unterrichtet. 
Aber auch für die Kinder der Reichen sah es zu Beginn des 19. Jahrhunderts nicht besonders 
günstig aus. Die 1535 geschaffene "gelehrte Raths- oder Lateinschule" hatte zwar 1767 ein neues 
eigenes Schulgebäude bekommen, doch rund 40 Jahre später, zu Ostern 1811 entließ die Schule die 
letzten 3 Abiturienten zum Studium. Die Schule wurde darauf nicht mehr als Gymnasium anerkannt 
und im Auftrage der königlich-preußischen Regierung in eine "Höhere Bürgerschule" (Mittelschule) 
umgewandelt. Damit war diese Schule jetzt nur noch Vorbereitungsanstalt für den Besuch eines 
Gymnasiums. Der Lehrplan sah vor: Deutsch, Französisch, Latein, etwas Griechisch und Hebräisch, 
Rechnen, Geometrie, Geschichte, Geographie und Singen.  Man kann sich sicher denken, dass sich 
die städtische Oberschicht nicht damit abfand. Sie schickten ihre Kinder auf andere 
Bildungseinrichtungen der Umgebung. Schon nach 4 Jahren (1815) hatte die Anklamer Höhere 
Bürgerschule nur noch 3 Klassen. Rektor Tornow ging darauf Ostern 1824 als Pfarrer nach 
Torgelow. Ihm folgte als neuer Rektor Herr Purgold, der aus Pyritz kam. Mit ihm begann ein neuer 
Aufschwung im Anklamer Schulwesen. Er kümmerte sich nicht nur um die eigene Schule, sondern 
setzte sich auch mit Nachdruck für die Schaffung einer allgemeinen Stadtschule (Volksschule) ein. 
Mit der Gründung der Höheren Bürgerschule wurde an der Schule auch eine Schulkasse 
eingerichtet, in die alle Einnahmen der Schule (Schulgeld, Holzgeld, Feder- und Tintengeld) 
flossen. Daraus erhielten die Lehrer jetzt ihr Gehalt. Dazu hatten sie freien Wohnraum und erhielten 
Brennholz und Torf. Bei fehlenden Einnahmen verringerte sich das Gehalt der Lehrer. 1816 kam als 
Schreib-, Rechen- und Zeichenlehrer Herr Ehrke an die Schule. Er verwaltete 28 Jahre lang die 
Schulkasse und schrieb auch über viele Jahre die Schulchronik. 
Die schlechte Entlohnung der Lehrer trug vielfach dazu bei, dass sie nebenbei im eigenen Hause 
noch private Elementarschulen (früher Schreib- und Rechenschule) unterhielten. 1820 gab es in 
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Anklam noch 7 solcher Schulen. Inhaber waren:
Schul- und Rechenmeister Ehrke   29 Schüler
Lehrer Glaesel 118 Schüler
Lehrer Wolff   75 Schüler
Lehrer Berg   90 Schüler
Lehrer Zielke 124 Schüler

Dazu kamen 2 Frei- und Armenschulen mit den Lehrern Hahn und Katter. Sie erhielten jährlich 120 
Taler vom Magistrat und hatten dafür jeder 60 Kinder unentgeltlich zu unterrichten. Darüber hinaus 
hatten jedoch auch sie das Recht, Schüler gegen Zahlung von Schulgeld zu unterrichten. Nach wie 
vor fehlte damit die Kontrollmöglichkeit über einen regelmäßigen Schulbesuch aller Kinder. Das 
konnte nur durch die Bildung einer "allgemeinen Stadtschule" erreicht werden, wie sie Rektor 
Purgold forderte. Da solche Schulen in vielen anderen Städten schon längst bestanden, konnte sich 
der Anklamer Magistrat auch nicht mehr länger dagegen sträuben. In Gegenwart des 
Oberpräsidenten von Pommern Dr. Sack fand am 25. Juni 1825 die feierliche Grundsteinlegung für 
das neue Schulgebäude statt. Man hatte dazu an der östlichen Stadtmauer gegenüber der 
Krähenstraße mehrere Gartengrundstücke aufgekauft. Die Stadtmauer wurde an dieser Stelle 
abgebrochen und die Vorderfront des neuen Schulhauses dann in dieser Linie gebaut. 
Um 10 Uhr vormittags versammelten sich, wie die Schulchronik berichtet, sämtliche Behörden der 
Stadt, die Schuljugend, geführt von ihren Lehrern und ein zahlreiches Publikum am Bauplatz. Er 
war auch einen hohen Bretterzaun von der Straße getrennt. Dahinter hatte man eine kleine Tribüne 
aufgebaut. Am südlichen Ende des Fundaments war ein Stück für die Grundsteinlegung offen 
gelassen. Nachdem die Ehrengäste auf der Tribüne Platz genommen hatten, begann die Feier mit 
Posaunen und Paukenschall und dem Lied: "Oh heilger Geist kehr bei uns ein!" Dann sprach Rektor 
Purgold. Nach dem erneuten Gesang der Kinder wurde die Grundsteinlegung vollzogen. Dabei 
wurde auch eine mit Dokumenten gefüllte Kapsel mit eingemauert. Es folgten traditionsgemäß die 3 
Hammerschläge der Ehrengäste. Mit Gesang, Musik und Böllerschüssen fand die Feier dann ihren 
Abschluß. 
Damit war der Anfang gemacht. Doch es sollte noch volle 2 Jahre dauern, bis der Bau fertiggestellt 
war. Am 5. November 1827 war es endlich so weit, dass die feierliche Übergabe erfolgen konnte. 
Diesmal versammelten sich die Kinder um 9 Uhr im Auditorium der "Höheren Bürgerschule" und 
wurden von hier in den Konferenzsaal der neuen Schule geführt. Um 9.30 Uhr trafen sich die 
Mitglieder des Magistrats, der Geistlichkeit, der Schuldeputation und das gesamte Lehrerpersonal 
im Rathaus (es stand damals noch auf dem Marktplatz). Hier ordnete sich die Versammlung zu einer 
Prozession, so dass je ein Lehrer von 2 Magistratspersonen und Geistlichen in die Mitte genommen 
und unter Glockengeläute ins neue Schulhaus geleitet wurde. Vor der Tür überreichte Baumeister 
Happel dem Bürgermeister Ernst Kirstein den Schlüssel auf einem Kissen. Dann folgte die 
Einweihungsfeier im Saale des neuen Hauses. Superintendent Peters führte den neuen 
Schulinspektor Purgold ein, der anschließend die Einweihungsrede hielt. Zum Schluss wurden alle 
Lehrer vereidigt. 
Am Nachmittag gab Syndikus Holm für die Stadtlehrer im Saale des Landwirtschaftshauses in der 
Keilstraße ein Fest, an dem auch die Mitglieder des Magistrats und Stadtverordnete teilnahmen. 
Man feierte bis Mitternacht. Wäre nicht Lehrer Wolff ein wenig früher in seine Wohnung im neuen 
Schulgebäude zurückgekehrt, hätte es eventuell noch zu einem Brand kommen können. In der 
Abfallgrube des neuen Schulhauses waren Holzspäne durch glühende Asche in Brand geraten. So 
konnte das sich ausbreitende Feuer noch rechtzeitig gelöscht werden. 
Am 6. November 1827 kamen dann die Kinder zum 1. Schultag in ihr neues Haus, das die 
Schulchronik wie folgt beschreibt: 
Das Gebäude ist 150 Fuß lang und 50 Fuß breit, hat 2 Stockwerke und ein doppeltes Ziegeldach. Im 
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unteren Stock befinden sich an der Vorderseite 16 Fenster und 2 Türen, welche jeweils in der Mitte 
zwischen 8 Fenstern liegen. Damit besteht das Haus praktisch aus 2 Hauptteilen, einem für die 
Knaben und einem für die Mädchen. Ebenso ist der Schulhof durch einen Bretterzaun geteilt. Jeder 
Teil des Hauses hatte auch seine eigene Pumpe. In der Mitte der Vorderseite des Hauses war die 
Inschrift: "Psalm 32,8 "Ich will dich unterweisen und dir den Weg zeigen, den du wandeln sollst!" 
An den äußeren Enden des Erdgeschosses wurden Lehrerwohnungen eingerichtet (2 Zimmer, 
Küche und Speisekammer). In der oberen Etage entstanden auf jedem Ende 1 Zimmer und 2 
Kammern. Das heißt, im neuen Schulgebäude gab es insgesamt 4 Lehrerwohnungen. Später kaufte 
die Stadt am südlichen Rande des Schulgrundstückes noch einen Garten dazu und baute darauf ein 
zweistöckiges Wohnhaus mit 2 Wohnungen (heute Schulhort). Sonst gab es im Schulhause 12 große 
Räume, davon wurden 10 als Klassenräume, einer für den Handarbeitsunterricht der Mädchen und 
der 12. als Konferenzraum genutzt. Der Konferenzraum war nur durch eine Bretterwand von einem 
Klassenraum getrennt. Sie ließ sich leicht herausnehmen, so dass dann ein Saal entstand. 
In diesem Hause wurden untergebracht: 
1. die allgemeine Stadtschule mit einer Grundschule von 3 abgestuften Klassen für beide
    Geschlechter gemeinsam.
2. eine Mittelschule mit 2 Klassen für Knaben und 2 Klassen für Mädchen (gemeint ist die
    Mittelstufe)
3. eine Freischule (auch Neben- oder Armenschule genannt) mit einer Grundklasse für beide
    Geschlechter sowie einer Knaben- und 1 Mädchenklasse.
Insgesamt waren 11 Lehrer neben dem Rektor Purgold tätig. Purgold wurde neben seiner Funktion 
als Stadtschulinspektor und Rektor der Höheren Stadtschule (so nannte man die höhere 
Bürgerschule jetzt) auch zum Rektor der allgemeinen Stadtschule berufen. 
Er teilte den Eltern am Tage der Eröffnung der neuen "allgemeinen Stadtschule" mit, dass damit alle 
bisherigen Elementarschulen, auch die hier und da noch bestehenden Winkelschulen (nicht staatlich 
genehmigte Privatschule)aufgelöst seien und alle Kinder nur noch die Stadtschule zu besuchen 
hätten. Auch die Lehrer durften ab sofort keinen Privatunterricht mehr erteilen. 
Die Kinder der Neben- oder Armenschule waren weiter von der Zahlung des Schulgeldes befreit 
und erhielten auch ihre Schulbücher kostenlos. Alle anderen Schüler hatten weiterhin Schulgeld zu 
zahlen. 
In den Mittelstufenklassen waren es 2,5 Silbergroschen in der Woche. Dazu kamen 10 
Silbergroschen Holzgeld und 10 Silbergroschen Versetzungsgeld im Jahr. 
Da jetzt viele Kinder auftauchten, die vorher keine Schule besucht hatten, war die Schülerzahl 
größer als erwartet. Die Grundklasse der Armenschule zählte bereits im 1. Halbjahr über 200 
Kinder, so dass von 8 bis 12 und von 1 bis 5 Uhr unterrichtet werden musste. Dort hatte der Lehrer 
wöchentlich 40 Stunden zu unterrichten.
Trotz aller Bemühungen gab es auch jetzt noch Probleme mit dem regelmäßigen Schulbesuch der 
Kinder. Daher wurde die Stadt Anfang des Jahres 1830 in Bezirke aufgeteilt. Für jeden Bezirk oder 
Distrikt, wie man auch sagte, wurde ein dort wohnender Distrikt- oder Schulaufseher für die Dauer 
von 3 Jahren gewählt. Er war verpflichtet, sich von allen Kindern des Distrikts im Alter von 6 bis 14 
Jahren eine Liste anzulegen (Alter, Stand der Eltern, Wohnung). An Hand dieser Liste und der 
Versäumnisliste in der Schule überwachte er den regelmäßigen Schulbesuch der Kinder und mahnte 
gegebenenfalls die Eltern. In Härtefällen hatte er beim Magistrat Anzeige zu erstatten. Er hatte 
jedoch im Krankheitsfalle der Kinder, wenn kein Arzt in Anspruch genommen wurde, die 
Krankschreibung für die Schule vorzunehmen. 
Das war also der Anfang einer wirklichen Durchsetzung der allgemeinen Schulpflicht in unserer 
Stadt. 
Sicher wird nun interessieren, wie es mit dem Unterricht aussah.
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Für jede Klasse gab es bestimmte Lehrmittel, die zu nutzen waren und zu einem festgelegten Ziel 
zu führen hatten. Jeder Lehrer erhielt vom Rektor Purgold dazu eine schriftliche Anweisung, aus der 
hervorging, wie er im Unterricht zu verfahren hatte (erste Form eines Lehrplanes).
Zu den Lehrmitteln gehörten: 1 kleiner Katechismus mit Sprüchen und Liedern, eine kleinere und 
eine größere Erdbeschreibung sowie eine tabellarische Übersicht über die wichtigsten Ereignisse 
der Weltgeschichte. An Lehrbüchern nutzte man Graßmanns Fibel, dessen Welt- und 
Menschenkunde, Ferbitz Rechenbuch, Rechenhefte von Scheidemann, Hand- und Wandkarten für 
den Geographieunterricht, statt wirklicher Globen jedoch nur Planig-Globen. 
In den unteren Klassen standen Tafeln mit dem kleinen und großen Alphabet. Auch Tafeln mit 
Notenlinien gab es bereits. 
Jeder Klassenlehrer hatte ein Versäumnis- und ein Tagebuch zu führen. Im Tagebuch waren die 
Leistungen der Schüler festzuhalten. 
Sonst arbeitete man nach einer 1830 vom Magistrat und der Schuldeputation für Anklam 
herausgegebenen Schulordnung, die auch Bestimmungen über Schulstrafen enthielt. Dazu hieß es: 
"Strafen sind zur Aufrechterhaltung der Schuldisziplin notwendig." Es wird der Einsicht des 
Lehrers überlassen, wie und wo er zu strafen glaubt. Körperliche Strafen dürfen nur 
ausnahmsweise, wo andere Strafen fruchtlos blieben, angewandt werden. Die Gesetze und der 
eigene Verstand gebieten dem Lehrer bei Anwendung körperlicher Strafen, die größte Ruhe und 
Vorsicht, damit es nicht der Gesundheit der Kinder schade und sich der Lehrer strafbar mache. Bei 
schweren Körperstrafen soll darum der Lehrer zu vor den Schulinspektor informieren und in dessen 
Gegenwart die Strafe vollziehen. Wie das in der Praxis aussah, erfahren wir jedoch nicht. 
Nach dem Einsatz von Bürgermeister Carl Kirstein wurde am 15. Oktober 1847 in Anklam auch 
wieder ein Gymnasium eingerichtet, das 1851 ein neues Schulgebäude in der Wollweberstraße - 
Ecke Mägdestraße erhielt (heute Rosa-Luxemburg-Schule). Das alte Schulgebäude bezog darauf die 
bereits1840 gegründete "Höhere Töchterschule" (b 1864 eigenes Schulhaus - heute 
Postzeitungsvertrieb und seit dem 10. April 1905 im Gebäude der heutigen Käthe-Kollwitz-Schule).
Da mit der ständig wachsenden Einwohnerzahl auch die Zahl der Kinder laufend zunahm, sah man 
sich gezwungen, 1881 mit dem Bau einer allgemeinen Stadtschule für Mädchen zu beginnen. Sie 
wurde in der Krähenstraße gebaut und konnte am 9. Oktober 1882 bezogen werden (am 9. Oktober 
1943 beim Bombenangriff völlig zerstört).
Am 20. April 1881 wurde auch die erste städtische Turnhalle (heute VEB Waagenbau) in der 
Leipziger Allee eröffnet. Das Turnen der Jungen, besonders für die Gymnasiasten, hatte man bereits 
1848 nach dem Ausbau des Turnplatzes (hinter dem Theater) eingeführt. Für die Mädchen der 
allgemeinen Stadtschule wurde die Einführung des Turnunterrichts jedoch noch 1884 vom 
Schulinspektor abgelehnt. 

35. Kulturelle und soziale Einrichtungen nach der Städtereform

Die Befreiungskriege hatten in unserem Kreis viele Kräfte mobilisiert und auch zu bürgerlich-
fortschrittlichen Einrichtungen geführt, die sich selbst der Adel teilweise zu eigen machte. Eine 
davon war die Einführung des Turnens. 1811 hatte Turnvater Jahn in der Berliner Hasenheide den 
ersten deutschen Turnplatz angelegt. 
Drei Jahre später entstanden mit Hilfe des Lehrers Wulkow in Putzar und Wusseken die ersten 
Turnplätze in unserem Kreis. Ihnen folgten 1815 weitere Plätze in Schwerinsburg und Boldekow. 
Ihr Auftraggeber war Graf Heinrich von Schwerin-Putzar, der von 1818 bis 1833 als Landrat des 
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Kreises Anklam tätig war. Ihm zu Ehren wurde 1833 auch der Grafenstuhl bei Cavelpaß geschaffen. 
In Anklam hatte man anscheinend zunächst noch nichts für das Turnen übrig. Erst als 1818 eine 
entsprechende Weisung der Regierung aus Stettin eintraf, bemühten sich die Stadtväter um die 
Anlage eines Turnplatzes. Doch dann wurden die Vorbereitungen plötzlich durch einen Befehl des 
König unterbrochen, der die Eröffnung weiterer Turnplätze untersagte. 1820 wurde das Turnen in 
Preußen dann sogar grundsätzlich verboten.
Der Grund für dieses unverständliche Verbot entsprang dem volksfeindlichen Wesen der 
herrschenden Klasse. Die Fürsten waren nach den Befreiungskriegen emsig bemüht, ihre alte 
reaktionäre Macht wieder zu errichten. Da sie einen neuen Ausbruch der demokratischen Kräfte 
befürchteten, versuchten sie, sich gegenseitig zu stützen. 
Die Herrscher Rußlands, Preußens und Österreichs verbanden sich zu der "heiligen Allianz" um 
vereint jede Freiheitsbewegung zu unterdrücken. In Preußen wütete die Reaktion, die in der 
Leibesertüchtigung des Volkes und im patriotischen Geist der Turnerschaft staatsgefährdende 
Elemente sah. Doch das Rad der Geschichte ließ sich nicht zurück drehen, denn trotz 
Fürstenherrschaft und Unterdrückung hat das Bürgertum doch dem 19. Jahrhundert seinen Stempel 
aufgedrückt. 
Nach Aufhebung des Turnverbots entstand 1844 in Anklam der Turnplatz an der Leipziger Allee, 
dem 1861 auf Initiative des Kalkulators Ulrich, des Rektors der höheren Töchterschule Hülsen und 
des Turnlehrers Wittenhagen die Gründung des Anklamer Männerturnvereins folgte. 
Zu den kulturellen Einrichtungen jener Zeit muß auch der Bluthsluster Park gezählt werden. Seinen 
Grundstock bildeten 3 noch heute rechts neben dem Eingang stehende Eichen, die am 5. August 
1821 während eines großen Volksfestes auf dem sogenannten Gänseanger gepflanzt wurden. Die 
1823 durchgeführte Separation sah 12 Morgen (3 Hektar) Land für die Grünanlage vor. Die 
Initiatoren des Parks waren der Kaufmann Friedrich Bluth und sein Freund, der Apotheker Wilhelm 
Kummer. Bluth ließ Bäume und Sträucher pflanzen, stellte Sitzgelegenheiten auf und faßte den Park 
durch eine Hecke ein. "Gösselsruh" oder "Bluths Irrgorn" nannten spöttelnde Bewohner der Stadt 
anfangs die Grünanlagen, in denen Bluth kleine Feste für die Jugend veranstaltete. Eine 
Vergrößerung des Gartens lehnte der Magistrat zunächst ab, weil angeblich dafür kein Bedürfnis 
vorlag. Erst die nachfolgende Generation erkannte den großen Wert einer solchen Anlage. Unter der 
Leitung des Kunst- und Landschaftsgärtners Franz, der bereits den Karlsburger Park angelegt hatte, 
erhielt der Bluthluster Park, wie er seit dem hieß, 1848/49 seine endgültige Form. 
Neben solchen kulturellen Einrichtungen brachte die Städtereform auch der Anklamer Armen- und 
Krankenpflege einen sichtbaren Auftrieb. Man kann sagen, unsere Stadt fand Mittel und Wege, um 
die kümmerlichen Verhältnisse, unter denen viele Arme und Kranke ihr Dasein fristeten, im Sinne 
des Fortschritts zu verändern. Dabei hielten sie jedoch an Einrichtungen fest, die zum Teil schon 
seit Jahrhunderten bestanden. 
Schon im Mittelalter gab es in unserer Stadt Armenhäuser, in denen gebrechliche und mittellose, 
alte Leute notdürftig versorgt wurden. Es waren durchweg Stiftungen, die den Unterhalt für die 
Häuser aus den Zinsen von gespendetem Kapital, aus den Einnahmen eigener Ländereien und aus 
Spenden der Bevölkerung bestritten.  Zu diesen Einrichtungen gehörte auch das im 2. Weltkrieg 
zerstörte "Armenhaus zum Hospital" in der Wollweberstraße - Ecke Schulstraße. Wann es gegründet 
wurde, ist nicht bekannt, da alle alten Urkunden verloren gegangen sind. Erst aus dem Jahre 1714 
sind einige Statuten erhalten geblieben. Sie schrieben vor, dass die Stiftsinsassen evangelischen 
Glaubens und Angehörige des Anklamer Bürgerstandes sein mussten. Die Kirche hatte überhaupt 
großen Einfluss auf das Leben im Stift. So waren die festgesetzten täglichen Betstunden streng 
einzuhalten. Wer den Namen Gottes missbrauchte, wurde mit dem Stock bestraft. Half das nicht, 
erfolgte die sofortige Ausweisung. Im 18. Jahrhundert gab es hier 12 Heimplätze, deren Zahl sich 
im 19. Jahrhundert auf 17 erhöhte. 
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Eine 2. Einrichtung dieser Art war das sogenannte Schusterstift in der Baustraße. das "Armenhaus 
zum heiligen Leichnam", wie es eigentlich hieß, war 1448 vom damaligen Bürgermeister Ahrendt 
Cölplin gestiftet worden. Eine im Hausbalken des Fachwerkhauses Baustraße 13 befindliche 
Inschrift lautet: 
"Gestiftet anno 1448 von HR Arend Colplin, Weiland Bürgermeister in Anklam und seine liebe 
Ehefrau Catarina zu ewigem Gedächtnis - Anno 1704 ist dieses Haus neu wieder erbauet worden 
und ist Provisor gewesen Samuel Matzdorf, Altermann des Amts der Schuster." 
Dieses Armenhaus wurde also von den Alterleuten der Schusterinnung verwaltet und erhielt so 
seinen Namen. Doch der eigentliche Name rührt her von der Kapelle zum heiligen Leichnam, die 
bereits 1412 urkundlich genannt wurde. Dass sie in unmittelbarer Nähe des Armenhauses stand, 
bewiesen Ausschachtungsarbeiten im ehemaligen Stiftsgebäude Baustraße 12. Dort fand man 
menschliche Gebeine und Sarggriffe, die in einer Tiefe von 2 Metern lagen. Daraus geht hervor, 
dass hier der Friedhof der Kapelle lag. Das inzwischen ausgebaute und aufgestockte Stiftsgebäude 
stammt aus dem Jahre 1843 und wird als Wohnhaus genutzt.
Von größter Bedeutung unter den Armenhäusern der Stadt war jedoch das "Stift zum Heiligen 
Geist". Es war Jahrhunderte lang die bedeutendste soziale Einrichtung der Stadt. Das Stift wurde 
bereits 1272 zum erstenmal in einer Urkunde erwähnt. In dieser Zeit beurkundete Herzog Barnim I. 
unter anderem, dass die Ritter Rudolf und Friedrich Munt dem "domus St. Spiritus in Tanglym" 
(dem Haus zum Heiligen Geist in Anklam) 2 Mark geschenkt haben. Die Aufgabe des Stift's zum 
Heiligen Geist bestand in der Armen- und Krankenpflege. Damit war es ein Vorläufer unserer 
heutigen Krankenhäuser bzw. der Alters- und Pflegeheime. Betreut wurden die Stiftsinsassen von 
Priestern und Mönchen. So erwarben zum Beispiel 1338 die Greifswalder Dominikaner und 
Franziskaner in Anklam ein Grundstück für die Erweiterung des Stifts. Über das Aussehen des 
mittelalterlichen Stifts wissen wir kaum etwas, weder Gebäude noch Mauerreste sind davon übrig 
geblieben. Bekannt ist jedoch, dass zum Hospital eine Kirche und ein Friedhof gehörten. Die erste 
Heilig-Geist-Kirche brannte 1659 völlig nieder. Sie lag an der heutigen Straße des Nationalen 
Aufbaus - Ecke Burgstraße. Hier entstand bis 1740 an gleicher Stelle der neue Bau der Kirche. 
Über das Leben in diesem Stift geben Statuten aus dem Jahre 1781 einen ersten umfassenden 
Einblick. Aufnahme fanden danach auch hier nur "christliche, friedliebende, wahre Warme, alte, 
kränkliche, abgelebte und unvermögende Leute", die ihr Brot nicht mehr selbst verdienen konnten. 
Doch sie wurden auch hier im Heim noch in 2 Kategorien eingeteilt. Die Reichen erhielten Stube, 
Kammer und Küche, freies Brennmaterial und andere Zuwendungen. Die armen Mitglieder hausten 
dagegen in Kammern, die mit Brettern abgeschlagen waren. Am Tage hatten sie sich in der Betstube 
aufzuhalten. Sie lebten hauptsächlich von Almosen und dem Brot, das der sogenannte Korbträger 
im Brotkorb viermal wöchentlich in den Häusern der Stadt sammelte. 
Das Stift beherbergte im 18. Jahrhundert im Durchschnitt 34 Insassen.
Auch nach der neuen Städteordnung blieben die Unterschiede zwischen arm und reich bestehen. 
Doch für die unvermögenden Insassen traten jetzt trotzdem sichtbare Verbesserungen ein. Sie 
erhielten ebenfalls mehr Zuwendungen, außerdem freie ärztliche Behandlung und in schweren 
Krankheitsfällen kostenlos ihre Medizin. Bei der Separation im Jahre 1823 übereignete die Stadt 
dem Stift 1.484 Morgen Ackerland (371 Hektar) und etwa 350 Morgen Wiesen und Weiden (87,5 
Hektar). Damit waren ausreichende wirtschaftliche Grundlagen gegeben, um die altersschwachen 
Gebäude durch Neubauten zu ersetzen und allen Insassen eine menschenwürdige Unterkunft zu 
gewähren. Nach dem in den 30-iger Jahren des 19. Jahrhunderts erbauten neuen Stiftsgebäude 
(heute Pflegeheim) in der Ecke Burgstraße erfolgte 1854/55 der Umbau der Heilig-Geist-Kirche, in 
der 21 Stiftswohnungen geschaffen werden konnten. 
Das heutige Feierabendheim in der Leipziger Allee wurde um die Mitte des 19. Jahrhunderts 
gebaut, doch man nutzte es ab 1851 zunächst als Frauengefängnis.
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1875 baute man dann in der Ravelinstraße das erste Anklamer Krankenhaus. Wir nutzen es seit 
1949 als Poliklinik. 

36. Das Hungerjahr 1847 und die Lage der Armen

Eine bedeutende Verschlechterung der Lebenslage für die Masse des Volkes brachte das Hungerjahr 
1847. Die Ernte des Jahres 1846 war so schlecht und kümmerlich ausgefallen, dass man sich zum 
Teil gezwungen sah, ohne Rücksicht auf die Folgen, das so bitter benötigte Saatgut aufzuzehren. Im 
Frühjahr 1847 fehlten dann besonders die Saatkartoffeln. Daher ließ man die Restbestände keimen, 
zerschnitt dann die Kartoffeln und pflanzte die Stücke einzeln aus. Der Anklamer Buchhändler 
Wilhelm Dietze verkaufte sogar Kartoffelsamen. Über die Ergebnisse der Aussaat hat Herr Dietze 
jedoch nichts in seiner Zeitung berichtet. Sehr hart waren besonders die letzten Monate und Wochen 
vor der neuen Ernte. Man aß 8 bis 14 Tage altes Brot, weil frisch gebackenes für den menschlichen 
Magen nicht so vorhielt. Ja, sogar aus Queckenwurzeln sollen die Anklamer Brot gebacken haben. 
Das unter diesen Umständen die Bettelei überhand nahm, ist selbstverständlich. Die Kinder zogen, 
zeitgenössischen Berichten zufolge, in Scharen bettelnd durch die Straßen und auf dem Anklamer 
Markt schlugen sich die Menschen um die letzten Kartoffeln. Am stärksten hatten natürlich die 
armen Bevölkerungsschichten der Stadt unter der Hungersnot zu leiden. Die Stadt sah sich daher 
gezwungen, in den Räumen der allgemeinen Stadtschule in der Schulstraße eine Volksküche 
einzurichten, die von Februar bis Juni 1847 in Betrieb war und täglich 400 bis 500 Portionen Essen 
ausgab. Die Höchstzahl der öffentlich Gespeisten wird am 12. April 1847 mit 712 Personen 
angegeben. Wie aus einem Bericht der ersten Ausgabe des Pommerschen Volks- und 
Anzeigenblattes vom 2. Januar 1847 hervorgeht, beschäftigte sich auch die Anklamer 
Kreistagsversammlung vom 22. November 1846 unter der Leitung des damaligen Landrats Graf 
von Schwerin-Putzar mit der Versorgungslage im Kreisgebiet. Man bildete eine Hilfskommission 
der Angehörten: 

Landrat Graf von Schwerin als Vorsitzender,
Rittergutsbesitzer Graf von Schwerin-Janow, 
Rittergutsbesitzer Hofrath Hartsch, 
Amtmann Helfritz, 
Pächter Thilo und 
Dorfschulze Zander aus Krien. 

Wer die Zusammensetzung hört, fragt sich sicher sofort, was konnte man von diesen Herrn, die 
doch selber auch in dieser Zeit keine Not kannten, erwarten? Man empfahl den Gutsbesitzern, 
Meliorationsarbeiten durchführen zu lassen, mit dem Hinweis, hier könnte eine Menge Menschen 
auch im Winter eine lohnende Accord-Arbeit finden. Sofern die Gutsbesitzer dazu nicht über die 
nötigen Geldmittel verfügten, bot man ihnen Kredite an. So gab man den ausgehungerten Arbeitern 
eine Arbeitsmöglichkeit, die den Gutsherrn zugleich ihre Vorteile brachte. 
Die Arbeiter sollten etwas Geld verdienen, um es bei Wucherpreisen für Brot und Korn wieder an 
die Besitzenden zurück zugeben. Für die Arbeiter gab es hier keine andere Hilfe, weder in Form von 
Unterstützungen, noch durch Maßnahmen, durch die sie ihre wichtigsten Grundnahrungsmittel zu 
normalen Preisen beziehen konnten. Auf keinen Fall erhielten sie durch solche Arbeit mehr 
Nahrungsmittel für ihre Familien. Auch gab es keine Rationierungen in der Brot- und 
Mehlversorgung. Im Beschluß der Kommission heißt es zum Schluss:
"Wenn angenommen werden sollte, es liege in der Aufgabe der Kommission, die eigentliche 
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Armenpflege den Kommunen abzunehmen, dann ist das ein Irrtum. Ebenso wenig werden sich 
träge und arbeitsscheue Individuen auf eine Unterstützung, die nur der Trägheit und Indolenz 
Vorschub leisten würde, Rechnung machen können. Nur das ist die Aufgabe, denjenigen, die die 
ihnen von Gott gegebenen Kräfte gewissenhaft brauchen wollen und das Verdiente sparsam zu Rate 
halten, über den Druck der Zeit hinüber zu helfen, der in Verhältnissen seinen Grund hat, die außer 
unserer Verschuldung liegen."
Wer es wagte, sich gegen die hier festgelegten Maßnahmen aufzulehnen oder zu erkennen, dass 
zwar die Natur für die schlechte Ernte sorgte, die Wucherpreise jedoch von den herrschenden 
Gutsherrn und kapitalistischen Unternehmern gemacht wurden, der war rettungslos verloren. Daran 
konnte auch der Parlamentarismus nichts ändern, solange die herrschende Schicht die Mehrheit im 
Parlament ausmachte. Die Feudalherrn nutzten besonders in solchen Notzeiten die Kirche und den 
kirchlichen Glauben für die Erhaltung ihrer Macht aus und ließen kirchliche Anschauungen durch 
kirchliche Würdenträger für ihre Interessen auslegen. Dadurch hielten sie lange Zeit die 
unterdrückten Schichten vom Widerstandskampf ab oder beeinflußten sie in ihrem Sinne. So war 
die Kirche zum Beispiel auch der vorgeschobene Initiator, als es am 15. Dezember 1846 in Anklam 
zur Bildung eines "Vereins zur Förderung moralischer und materieller Wohlfahrt" kam. Dazu 
schrieb das Pommersche Volks- und Anzeigenblatt nach der wörtlichen Wiedergabe eines Aufrufs:
"Wie sehr diese Mildtätigkeit der sozialen Vertretung bedarf, kann dem unbefangenen Beobachter 
nicht entgehen. Wie manche schöne Hoffnung wird zu Grabe getragen, weil es an Mitteln fehlte, sie 
zu pflegen, wie Mancher, der vom Wege abirrte, geht verloren, weil ihn die Hand der christlichen 
Liebe nicht erreichte. Diesen Menschen geistige und körperliche Nahrung zu geben, sei unsere 
Aufgabe."
Der Aufruf ist unterzeichnet vom Superintendenten Müller, dem Kaufmann Wendorff und vom 
Bürgermeister Carl Kirstein. Die Gründung des Vereins ist damit gemeinsame Angelegenheit von 
Staat und Kirche. Obwohl die Kirche in dieser Zeit noch einen großen Einfluss auf die Masse des 
Volkes hatte, konnten alle Maßnahmen auf die Dauer nicht verhindern, dass sich die 
Klassengegensätze zwischen Besitzenden und Besitzlosen, als Folge der immer größer werdenden 
Ausbeutung, weiter verschärften. 
Auch das Hungerjahr 1847 trug mit dazu bei, dass die Masse der Bevölkerung unzufrieden und 
verbittert war. Damit trat neben dem Wunsch nach nationaler Einigung jetzt der Kampf um die 
Lösung der sozialen Frage immer mehr in den Vordergrund. Doch die herrschenden Kreise in 
Anklam erkannten diese Situation rechtzeitig und nutzten alle Möglichkeiten, solche Regungen im 
Keime zu ersticken. Die besannen sich in verstärktem Maße auf die 1832 erlassene preußische 
Gesindeordnung und ergänzten sie durch weitere Polizeiverordnungen. 
In der Präambel der Gesindeordnung heiß es, dass sich die Fälle mehren, in denen die Herrschaft 
über das Gesinde Klage führt, dass dieses durch Ungehorsam, durch Widersprüche, durch 
leichtsinnigen Lebenswandel, durch Putz- und Vergnügungssucht und durch andere Untugenden die 
Unzufriedenheit der Herrschaft errege. 
Dafür war für sie der Erlass dieser Gesindeordnung nach Aufhebung der Leibeigenschaft notwendig 
und ausreichend begründet. Die Gesindeordnung enthielt eine Reihe von Festlegungen, die sich 
kaum von früheren Bestimmungen während der Leibeigenschaft unterschieden. So musste bei 
Aufnahme des Dienstes jeder männliche oder weibliche Landarbeiter, jeder Knecht oder jede Magd 
nachweisen, dass sie die vorherige Herrschaft rechtmäßig verlassen hatten. Niemand durfte ohne 
Zustimmung der Herrschaft seinen Arbeitsplatz verlassen, denn dazu legte der § 51 der 
Gesindeordnung fest: "Weigert sich das Gesinde den Dienst anzutreten, so muss es dazu von der 
Obrigkeit durch Zwangsmittel angehalten werden." Bezeichnend für die rechtlose Lage des 
Gesindes waren auch die folgenden Paragraphen:
§ 76 Die Befehle der Herrschaft und ihre Verweise muß das Gesinde mit Ehrerbietung und
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Bescheidenheit annehmen 
oder

§ 77 Reizt das Gesinde die Herrschaft durch ungebührliches Betragen zum Zorne und wird im
selbigen von ihr mit Scheltworten oder geringen Tätlichkeiten behandelt, so kann es dafür 
keine gerichtliche Genugtuung fordern. 

Aber wehe es kam umgekehrt:
§ 80 Vergehen des Gesindes gegen die Herrschaft müssen durch Gefängnis oder öffentliche 

Strafarbeit nach den Grundsätzen des Kriminalrechts geahndet werden.
§ 81 Auf diese Zeit, durch welche das Gesinde wegen Erleidung solcher Strafen seine Dienste 

nicht verrichten kann, ist die Herrschaft befugt, dieselben durch andere auf dessen Kosten 
besorgen zu lassen. 

Davon machte man natürlich tüchtig Gebrauch.
Ohne Erlaubnis der Herrschaft durften Dienstmägde auch nicht ausgehen. Dazu heißt es in einer 
Polizeiverordnung von 1847: "Die teilweise Entsittlichung des weiblichen Gesindes hat nach 
allgemein gemachten Wahrnehmungen, in dem häufig ohne Erlaubnis der Herrschaft stattfindenden 
Betreten der Tanzböden seinen Grund. Deshalb sollen die Distrikt-Polizeibeamten, die auf 
öffentlichen Tanzböden betroffenen weiblichen Domestiken (Dienstboten) notieren und zur Anzeige 
bringen. Von dieser Maßregel werden alle diejenigen erfasst werden, die sich nicht durch eine 
schriftliche Erlaubnis der Herrschaft ausweisen."
Auch diese Verfügung ist bezeichnend für die damalige Lage des Gesindes. Sie alle, Gesinde, 
Tagelöhner und Handwerksgesellen, von deren Hände Arbeit das Volk lebte, wurden schonungslos 
ausgebeutet, gedemütigt und ihrer persönlichen Freiheit beraubt. 

37. Die Märzrevolution 1848

Seit 1846 lag die Leitung unserer Stadt in den Händen von Bürgermeister Carl Kirstein, der zu den 
tüchtigsten des 19. Jahrhunderts zu zählen ist. 
Obwohl unsere Stadt in den 40-er Jahren des 19. Jahrhunderts nach außen den Eindruck machte, als 
hätte sie sich ganz der Biedermeierzeit ergeben, darf diese äußere Ruhe nicht über innere 
Widersprüche hinweg täuschen, denn die Klassengegensätze waren, wie wir hörten, nach wie vor 
stark ausgeprägt. Immer noch war der Standesdünkel bestimmend für die Haltung vieler Bewohner. 
Arme und Reiche hatte es schließlich schon immer gegeben. Alle Bewohner sollten sich daher der 
von Gott geschaffenen Ordnung fügen. Das war vielfach die Meinung. Aber es gab besonders unter 
den kleinbürgerlichen Kreisen der Stadt auch schon Vertreter, die enttäuscht von den Ergebnissen 
der Freiheitskriege immer deutlicher die nationale Einheit des deutschen Volkes mit entsprechenden 
Rechten und Freiheiten für das Volk forderten. Dafür gab es sogar schon eigene Zeitungen. 1834 
brachte Buchdrucker Zink, selber ein fortschrittlicher Mann, die erste Anklamer Zeitung "Das 
gemeinnützige Anklamer Wochenblatt" heraus. 1847 war dann das von Wilhelm Dietze 
herausgegebene "Pommersche Volks- und Anzeigenblatt" dazu gekommen. Es erschien zunächst 
zweimal wöchentlich und ab 1. Oktober 1848 sogar dienstags, donnerstags und sonnabends. Schon 
am 8. Januar 1848 brachte es "Pommersche Volks- und Anzeigenblatt" auf der Hauptseite einen 
Auszug aus der Zeitschrift "Wächter an der Ostsee" über die Anklamer und ihr Zusammenleben, 
wodurch die bisherige Einschätzung deutlich unterstrichen wird. Es heißt darin: 
"Der Kastengeist, dieser an der fortschreitenden Zivilisation nagende Krebsschaden, beherrscht 
Anklams Bourgeoisie! In unserem Gesellschaften existieren mehr als 10 Abstufungen und 100 Taler 
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Einkommen mehr, erhebt immer in eine höhere Klasse der Gesellschaft. Diejenigen Klassen, die 
mit gutem Beispiel vorangehen sollten, sei es als Lehrer christlicher Menschen- und Nächstenliebe 
oder in dem sie vorzugsweise auf Bildung Anspruch erheben, zeichnen sich durch Dünkel und 
hochfahrendes Wesen aus. So werden in diesem Winter im Schulhause vor einem ausgewählten 
Zirkel Vorlesungen über Humboldts Kosmos gehalten. Dazu ergingen namentliche Einladungen. 
Wäre es nicht gut, wenn man allen Interessenten auch aus anderen Schichten der Bürgerschaft 
Gelegenheit zum Besuch solcher Veranstaltungen geben würde, würde man sich so nicht näher 
kommen? Junge Bürger- oder Handwerkersöhne würden sicher mit ebenso guter Münze ihr 
Honorar leisten. Es war einzig und allein jener exklusive Dünkel und Hochmut der sogenannten 
besseren Gesellschaft, die sich nur in Glace-Handschuhen wohl fühlt. Sie scheuten die Berührung 
mit den in hochmütiger Weise sogenannten "niederen Klassen". Man wollte keine Plebejer, wo 
Anklamer Patrizier zusammenkommen. 
Wir finden ein solches Verfahren weder mit den Lehren und dem Geist des Christentums, noch mit 
der heutigen Zivilisation und dem Geist der Zeit, der auch in Anklam trotz aller Sperrversuche 
einrücke wird, vereinbar.
Einen höchst ergötzlichen Beitrag zur Charakteristik des Zopfwesens und des in Anklam 
herrschenden Kastengeistes liefert der Streit über die Kirchenstühle. Den nicht korporierten 
(körperschaftlichen) Kaufleuten wurde der Besuch des sogenannten Kaufmannschores der hiesigen 
Kirche untersagt. Die Ausgewiesenen fühlen sich dadurch nicht nur sehr gekränkt, sondern sie 
haben zugleich nicht die Möglichkeit, am Gottesdienst teilzunehmen, da anderweitig kein 
geeignetes Gestühl vorhanden ist. Sie ziehen es ihrerseits vor, dem Gottesdienst fernzubleiben, 
bevor sie sich mit einfachen Mitbürgern, Tagelöhnern oder Handwerkern auf eine Bank setzen, 
denn dort wäre noch genügend Platz. Doch leider ist das wiederum für sie kein "geeignetes 
Gestühl". 
Wahrlich, man schämt sich in Anklam nicht!"
So weit der Bericht der Zeitung. Er zeigt uns, wie es um die Biedermeierzeit in Wirklichkeit bestellt 
war. 
Auch die Anklamer Stadtverordnetenversammlung hatte bisher immer nur unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit getagt. Am 23. Februar 1848 erschien im Pommerschen Volks- und Anzeigenblatt der 
Hinweis, dass die Öffentlichkeit der künftigen Stadtverordnetenversammlungen bereits beschlossen 
wurde. Man suchte jedoch zur Zeit noch nach einem geeigneten Saal für die weiteren Sitzungen. 
Sonst schien das Leben in der Stadt und Umgebung in dieser Zeit recht normal zu verlaufen. Fast 
jede Ausgabe der Zeitung brachte Termine für den Verkauf von Brenn-, Nutzholz und Torf, dazu 
kamen Haus- und Viehverkäufe und Angebote der Geschäftsleute. So teilt zum Beispiel in der 
Ausgabe vom 2. Februar 1848 eine Frau Berta Voigt den Lesern mit: "Einem hiesigen und 
auswärtigen hochgeehrten Publikum erlaube ich mir, die gegebene Anzeige, dass ich mich seit 
meiner Rückkehr aus Berlin mit Haarfrisieren und der Anfertigung von Damenanzügen beschäftige. 
Meine Wohnung ist am Neuen Thor Nr. 337."
Auch so etwas gab es also schon. Zum 17. März 1848 hatte, laut Zeitungsbericht, der Anklamer 
Landwehr-Verein zur Generalversammlung um 12 Uhr im Böhmer's Hotel eingeladen. Darin hieß 
es: "Zu einer Zeit, in welcher überall geistige und materielle Erschütterungen die Gemüter mächtig 
aufregen, und in jene große Vergangenheit zurückführen, die zugleich die Schmach und den Ruhm 
unseres Vaterlandes in sich schließt, ist der denkwürdige Tag zurückgekehrt, an welchem vor 36 
Jahren unser großer König sein Volk zu den Waffen rief. Die alte Zeit ist wieder ganz jung 
geworden und drohend wird die Fackel des Krieges von Neuem angezündet. Wollte Gott, dass sie 
nicht über unsere friedlichen Länder leuchte. Allein unvorbereitet wird uns der Feind nicht finden 
und alles Freunde des Vaterlandes werden sich enger zusammenschließen." Wenn die Leitung des 
königstreuen Landwehr-Vereins hier von der Fackel des Krieges spricht, die wieder angezündet 
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wurde, sind damit sicher nicht Kämpfe im Innern des Landes gemeint, sondern der Hinweis galt 
vermutlich der Februarrevolution in Frankreich. 
Auf der Hauptseite der Ausgabe des Pommerschen Volks- und Anzeigenblattes vom 22. März 1848, 
des mehr und mehr auf die konservative und damit königstreue Seite überschwenkte, wird mit 
Besorgnis auf revolutionäre Ereignisse in Nachbarländern verwiesen. Noch weiß man anscheinend 
nichts Näheres über die Ereignisse vom 18. und 19. März in Berlin. Es gab ja noch kein Telefon 
(erst 1861 von Ph. Reis erfunden). Der Postweg ging damals vermutlich mit der Eisenbahn bis 
Stettin (seit 1843 in Betrieb) und wurde von dort mit Postkurieren weiter geleitet. Die Zeitung 
vertritt in diesem Bericht die Ansicht, dass solche revolutionären Unruhen "stets unabsehbares 
Unheil über  die Völker bringen" und schreibt weiter: "Die Geschichte aller Revolutionen belehrt 
uns, dass die einmal entzündeten Leidenschaften stets über das erste Ziel weit hinausgehen, dass 
Diejenigen, die sie hervorrufen, weit entfernt, sie leiten zu können, stets von ihnen verschlungen 
werden und mehr als je ist dies in den jetzigen Zuständen bedingt, wo ein wachsendes Proletariat 
den Besitz bedroht, wo jede Revolution mehr ein soziales als ein politisches werden muss!"
Nach Schilderung der Situation in Frankreich, wo man den Revolutionären jegliche Fähigkeiten 
absprach, hieß es weiter: "Deutsche Brüder, wollt ihr dasselbe Unheil über unser Vaterland heraus 
beschwören? Wollt ihr die rohen Leidenschaften aufrufen, um von den Fürsten einige politische 
Rechte zu ertrotzen, die euch ohnedies werden müssen? Was nützen euch alle solche Rechte, wenn 
das Proletariat sie nebst eurem Eigentum mit Füßen tritt? Die Fürsten können nicht länger 
verkennen, was die wahren Bedürfnisse der Zeit sind und sie werden sie gewähren!"
So versuchte auch die Anklamer Zeitung das Volk vom revolutionären Befreiungskampf abzuhalten.
Am 25. März 1848 beginnt die Zeitung dann mit der Mitteilung der Redaktion, dass die heutige 
Nummer bereits am 22. März abends als Extrablatt erscheinen sollte, denn man wollte so ebenfalls 
die "neue Ordnung der Dinge" begrüßen. Leider gab es Hindernisse in der Druckerei, so dass man 
nicht eher über die Kämpfe in Berlin berichten konnte. Dann wird ausführlich, jedoch oftmals völlig 
entstellt, über die Ereignisse am 18. und 19. März in Berlin berichtet, in dem es zum Schluss wieder 
heißt: 
"Die verflossene Nacht hat der Leben viele gefordert. Söhne, ein und derselben Mutter, bestimmt, 
teils zur Wahrung des Hauses im Innern, teils zur Verteidigung desselben gegen äußere Feinde, 
haben aus unseligem Irrtum in heißem Bruderkampf die Hände gegeneinander erhoben. Beide 
gebieten uns auf ihrer Stelle Achtung. Für die Opfer dieser Nacht wird das Jenseits die Lösung des 
Irrtums gebracht haben. Allen Gefallenen also die letzte Ehre, eine gemeinsame Gruft."
So wird hier also die Märzrevolution sogar als ein großer Irrtum eines Teiles des Volkes hingestellt. 
Gleich darunter stand dann dieser Aufruf: 
"An die deutsche Nation!
Eine neue glorreiche Geschichte hebt mit dem heutigen Tage für euch an! Ihr seid fortan wieder 
eine große Nation, stark, frei und mächtig im Herzen Europas! Preußens Friedrich Wilhelm IV. hat 
sich, in Vertrauen auf euren heldenmütigen Beistand und eure geistige Wiedergeburt, zur Rettung 
Deutschlands an die Spitze des Gesamt-Vaterlandes gestellt. Ihr werdet ihn mit den alten 
ehrwürdigen Farben deutscher Nation noch heute zu Pferde in eurer Mitte erblicken. Heil und 
Segen dem konstitutionellen Fürsten, dem Führer des gesamten deutschen Volkes, dem neuen 
Könige der freien Wiedergeborenen Deutschen Nation!

Berlin, den 24. März 1848"
Eine besondere Unterschrift fehlt hier. Damit wollte man die Masse des Volkes von weiteren 
Kämpfen und revolutionären Handlungen abhalten. Am 28. März 1848 kommt dann der Preußen-
König selber in der Zeitung zu Wort und macht folgende Vorschläge für ein geeintes Deutschland:
1. Vor allen Dingen verlangen wir, dass Deutschland aus einem Staatenbund in einen Bundesstaat
    verwandelt wird.
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2. Wir verlangen eine allgemeine deutsche Wehrverfassung.
3. Wir verlangen eine deutsche Bundesflagge und hoffen auf die baldige Bildung einer deutschen
    Flotte.
4. Wir verlangen ein deutsches Bundesgericht zur Schlichtung aller Streitigkeiten zwischen Fürsten
    und allen Ständen und auch zwischen den verschiedenen Regierungen.
5. Wir verlangen eine allgemeines deutsches Heimatrecht und volle Freizügigkeit im gesamten
    deutschen Vaterlande.
6. Wir verlangen die Aufhebung der Zollschranken und Bildung eines allgemeinen deutschen
    Zollvereins.
7. Wir schlagen vor, Pressefreiheit mit gleichen Garantien gegen den Missbrauch für das gesamte
    deutsche Vaterland.
Dann heißt es zum Schluss:
"Das sind unsere Vorschläge, unsere Wünsche, deren Verwirklichung wir mit allen unseren Kräften 
zu erstreben suchen werden.
Zur schnellen Durchsetzung der Ziele ist der Vereinigte Landtag zum 2. April 1848 nach Berlin 
einberufen. 

gegeben, Berlin den 18. März 1848
Friedrich Wilhelm

Eine Delegation der städtischen Behörden aus Breslau und Liegnitz gegenüber erklärte dann er 
Preußenkönig:
"Nach dem ich eine konstitutionelle Verfassung auf breitester Grundlage verheißen habe, ist es mein 
Wille, ein volkstümliches Wahlgesetz zu erlassen, welches eine auf Urwahlen begründete, alle 
Interessen des Volkes, ohne Unterschied der religiösen Glaubensbekenntnisse umfassende 
Vertretung herbeizuführen, geeignet ist, und dieses Gesetz vorher dem Vereinigten Landtage zur 
Begutachtung vorzulegen, dessen schleunigste Berufung ich, nach allen mir bisher zugegangenen 
Anträgen, für den allgemeinen Wunsch des Landes halten muss."
Soweit die Situation in den Märztagen des Jahres 1848.
Wie sah es nun in diesen Tagen in Anklam aus? Wie reagierte man hier? Fortschrittliche Kreise der 
Stadt wollten sofort am 20. März eine Illumination (Feier) organisieren, doch ihr liberaler, für die 
damalige Zeit eigentlich fortschrittlicher Bürgermeister Carl Kirstein riet zunächst dringend ab. Er 
befürchtete Unruhen, da sich wegen eines Jahrmarktes zur Zeit noch viele Fremde in der Stadt 
aufhielten.
Man machte ihm deswegen schon bald arge Vorhaltungen, so dass sich Bürgermeister Kirstein zu 
einer öffentlichen Stellungnahme in der Zeitung veranlasst sah. Er begründete seine Haltung, wie 
erwähnt, und erklärte dann weiter: 
"Als heute das Verlangen dringender sich aussprach und weder ein gesetzliches noch moralisches 
Recht ihm entgegengesetzt werden konnte, hielt ich es für meine Pflicht, die Bewohner Anklams 
von dem Vorhaben zu unterrichten und ihnen zu überlassen, nach eigenem Ermessen zu handeln. 
Ein Verlangen zur Teilnahme an der Illumination habe ich weder ausgesprochen noch aussprechen 
können, jedoch angeordnet, dass die tiefe Wehmut über alle unsere gefallenen Brüder durch 
Trauergeläute von unseren Türmen verkündet werde. Neben dieser Erklärung fühle ich mich 
gedrungen, den Herrn Bezirksvorstehern und allen meinen lieben Mitbürgern sowie den anderen 
Einwohnern der Stadt aller Stände, welche in den vergangenen bewegten Tagen mir mit so 
freundlicher Bereitwilligkeit zur Seite getreten sind, aus freudig bewegtem Herzen meinen innigsten 
Dank aussprechen."
Hier sprach der große Diplomat, der sich bemühte, alle Schichten der Stadt zu beruhigen und zu 
versöhnen, um sich so auch in dieser Zeit das Vertrauen der großen Mehrheit zu sicher.
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Unter seiner Stellungnahme stand jedoch noch ein kleiner Vorwurf, der wieder von der liberalen 
Seite kam. Darin hieß es: "Wäre es nicht zweckmäßiger, wenn eine wohllöblicher Magistrat sich 
mittels Circulairs der Sammlung der milden gaben für die unglücklichen Nachgebliebenen der im 
Kampfe gefallenen Berliner unterzög Viele Bürger"
Inzwischen hatte der Anklamer Kaufmann Carl Rösler bereits die Initiative ergriffen und konnte 
mitteilen:
"Bei der gestrigen Illumination sind in den von mir ausgestellten Becken zur Sammlung für die 
Witwen und Waisen der am 18. und 19. März gebliebenen 48 Taler, 1 Sgr., 11 Pf. an milden Gaben 
eingegangen, die ich an den Herrn Stadtverordneten Becker in Berlin abgesandt habe. Den gütigen 
Gebern meinen innigsten Dank. Zur ferneren Annahme von Spenden für die Unglücklichen bin ich 
gerne bereit. Carl Rösler"
Am Abend des 22. März wurde eine öffentliche Versammlung durchgeführt, an der sich Männer 
aller Stände beteiligten. Hier sollte zunächst darüber beraten werden, ob man dem 
Landtagsabgeordneten, dem Grafen von Schwerin nahe legen sollte, sein Mandat niederzulegen. 
Die umfangreiche Debatte endete mit dem Beschluss, doch davon Abstand zu nehmen. Im weiteren 
Verlaufe der Versammlung wurde vorgeschlagen, eine Dank-Adresse an die Bürger Berlins 
abzufassen und zu übersenden. Da auch hier die Meinungen über den Wortlaut auseinander gingen, 
wurden zwei Schreiben verfasst und zur Unterzeichnung durch die Versammlungsteilnehmer 
ausgelegt. In beiden Schreiben wurden die Berliner Bürger zur Besonnenheit und ruhigen 
Überlegung vor weiteren Schritten aufgerufen. An die Adresse des Königs war ein Schreiben der 
Pommern gerichtet, das auch 2 Tage zur Unterzeichnung im Landratsamt in Anklam ausgelegen 
hatte. Es wurde hier von 3.097 Personen des Kreises Anklam unterzeichnet und war damit ein 
großes Treuebekenntnis zum preußischen König.
Wie aus einer Bekanntmachung von 27.März 1848 hervorging, hatte man auch in Anklam eine 
Sicherheitswache der Bürger eingeführt, die auch noch weiter bestehen blieb. 
Am Freitag, dem 14. April 1848, nachmittags 3 Uhr wurde dann im Saale der allgemeinen 
Stadtschule (Schulstraße) die erste öffentliche Stadtverordnetenversammlung durchgeführt. "Zutritt 
hat jeder anständige Mann ohne vorherige Meldung", hieß es dazu in der Einladung. 
Für die Sitzung war unter anderem auch ein Vortrag des Bürgermeisters Kirstein über "mehrere das 
Interesse der Stadt lebhaft berührende Sachen" angekündigt. 
Bürgermeister Kirstein sprach dann auch über die Gründe, die zur bürgerlich-demokratischen 
Revolution geführt hätten und bekannte sich offen zu den bürgerlichen Demokraten, die gegen die 
volksfeindliche Fürstenherrschaft und für die Bildung eines einheitlichen deutschen Nationalstaates 
mit constituttioneller Verfassung und Monarchie eintraten. Er bedauerte in seinen Ausführung, dass 
die Befreiungskriege nicht die deutsche Einheit gebracht hätten und meinte, damals sei es an der 
Zeit gewesen, den sieggekrönten Söhnen des Vaterlandes die verheißene Verfassung zu übergaben. 
Das sei leider nicht geschehen, und selbst beim Wechsel der Regierung seien die längst gehegten 
Hoffnungen nicht in Erfüllung gegangen. Statt dessen habe ein Regierungssystem, welches der sich 
entwickelnden Volksfreiheit hemmend entgegengetreten, sich geltend gemacht und überall im 
Lande großes Missbehagen verbreitet. 
Es sei zu erwarten, dass die Tagespresse, welche uns die Tage des 18. und 19. März doch zum Teil 
ganz anders als in der wahren und eigentlichen Färbung vorgestellt hätte, den Mut haben werde, der 
Geschichte den Vorzug zu nehmen, die Begebenheiten in ihrer wahren Gestalt darzustellen, dass die 
Männer der äußersten Linken mit denen der Reaktion sich die Hände bieten, dass die Besonnenheit 
und Überlegung die Oberhand gewissen und dass ein "juste milieu" die Verbesserung unserer 
Zustände herbeiführen werde. Es stehe zu erwarten, dass nach dem Stürmen der Revolution ein 
einiges Deutschland erstehen und in dem Herzen Europas in kräftiger Hand die Waagschale der 
Völker halten werde, das sei die Hoffnung!" So weit die Ausführungen des Bürgermeisters. 
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Am Abend des 14. April trafen sich alle fortschrittlichen Kräfte der Stadt im Hellwig'schen Saale, 
um dort einen "Constitutionellen Club" zu gründen. Gerichtsrat Reiche eröffnete die Versammlung 
mit dem Verlesen des Statutenentwurfs. Er hob dabei hervor, dass die Gesellschaft unter dem 
Schutze des constitutionellen Königstums bestrebt sein wolle, das politische Bewusstsein jedes 
Einzelnen durch wechselseitige Besprechung der wichtigsten Gesetzte und Tagesfragen zu beleben, 
dass man indes um dies Ziel zu erreichen und zwecklose Wortkämpfe zu vermeiden, über die im 
Statut ausgesprochenen Grundprinzipien einig sein müsse. 
Er wies darauf hin, dass die heldenmütige Erhebung des Volkes den Wendepunkt des politischen 
Systems bilde, und dass somit alle diejenigen, welche in dem Märzkampf nur einen 
hochverräterischen Widerstand des Volkes gegen die bewaffnete Macht erblicken, selbstredend an 
der Gesellschaft nicht teilnehmen können. Das Amt des Vorsitzenden wurde dem Assessor Gäde 
übertragen. 103 Versammlungsteilnehmer unterschrieben das Statut und wurden damit Mitglied des 
"Constitutionellen Clubs". Unter ihnen befanden sich solche bekannten Bürger wie der 
Schulinspektor und stellvertretende Direktor des Anklamer Gymnasiums Dr. Schade, Gustav 
Lilienthal, Postsekretär Ulrich, der Kaufmann Carl Rösler, der Buchdrucker Zink, Dr. Kirschstein 
und Dr. Berling sowie der Justizkommissar von Hoevel. 
Der preußische Landtag hatte am 8. April 1848 das neue Wahlgesetz beschlossen. Daher trafen sich 
die Anklamer Bürger am 22. April zu einer öffentlichen Bürgerversammlung auf der Assessor 
Wendt, der nicht zum Constitutionellen Club gehörte, über die Wahlen zur preußischen 
Ständeversammlung, zur deutschen Nationalversammlung und zum neuen Wahlgesetz sprach. 
Er lehnte zunächst die bisher üblichen indirekten Wahlen ab, sah dann jedoch selber keinen Weg zur 
Durchführung einer direkten Wahl, wobei er den Urwählern vielfach die Fähigkeiten zur richtigen 
Entscheidung für einen Abgeordneten absprach, während sie den Wahlmann aus ihrem näheren 
Bekanntenkreis zu wählen hätten. 
Die Zeitung berichtete recht ausführlich über diese Versammlung und brachte zum Abschluss 
entscheidenden Punkte des Wahlgesetzes, über die jeder Wähler informiert sein musste. Dazu hieß 
es: 
"Die Urwähler werden aus der Einwohnerzahl entnommen. Die Eigenschaft des Urwählers wird 
durch folgende Momente festgestellt:
1. männliches Geschlecht
2. Alter: 24 Jahre und älter
3. Wohn- und Aufenthaltsort in der Gemeinde seit mindestens einem halben Jahr.
4. Vollbesitz der bürgerlichen Rechte.
5. Man darf nicht aus öffentlichen Mitteln Armenunterstützung beziehen.
Aus der Einwohnerzahl von je 500 Seelen werden die Urwähler bestimmt. Dies geschieht durch 
Listen, die von der Ortsobrigkeit aufzustellen sind. Die Listen mit den Namen der Urwähler müssen 
öffentlich ausgelegt werden. Jeder Einwohner hat das Recht, innerhalb von 3 Tagen dagegen 
Einspruch zu erheben. Entsprechend sind Nachtragungen und Streichungen möglich. In Orten mit 
mehr als 1.000 Einwohnern erfolgt die Einteilung in Bezirke, von denen keiner weniger als 500, 
aber nicht mehr als 3.000 Seelen umfassen darf. Die Urwähler treten am 1. Mai in den Bezirken 
zusammen und wählen die Wahlmänner. Diese Versammlungen leiten in den Städten Beauftragte 
des Magistrats und auf dem Lande Commissirien des Landrats. Jedem Commissarius werden ein 
Protokollführer und mehrere Stimmzähler zugeteilt. 
Die Wahl erfolgt durch schriftliche Stimmzettel. Jeder Stimmzettel muß den deutlich lesbaren 
Namen des ausgewählten Wahlmannes enthalten. Des Schreibens unkundige Wähler lassen sich 
vom Stimmzähler den Namen auf den Stimmzettel schreiben und übergeben ihn dann dem 
Wahlkommissarius. Wahlzettel mit mehreren Namen oder Namen von Wahlmännern, die sich im 
Wahlbezirk wohnen, sind ungültig. Nach Abschluss der Handlung werden die Stimmzettel gezählt 
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und mit der Zahl der Urwähler in den Listen verglichen. Ergibt sich dabei eine auffallend große 
Differenz, so ist die Wahl zu wiederholen. Bei kleineren Unterschieden ist die Wahl gültig. Es 
erfolgt die Auszählung und Ermittlung des Wahlmannes, der mindestens 1 Stimme mehr als die 
Hälfte der angegebenen erhalten haben muss. Er wird dann vom Wahlkommissarius zum Wahlmann 
erklärt. 
Die Wahlmänner treten am 8. Mai zusammen und wählen die Abgeordneten."
In der Ausgabe des Pommerschen Volks- und Anzeigenblattes vom 26. April gibt es dazu auch die 
offizielle Bekanntmachung für Anklam, in der es heißt:
"Die Wahl der Urwähler zur demnächstigen Wahl der Wahlmänner

a) für die preußische Verfassung
b) für die deutsche National-Representation

erfolgt in Gemäßheit der ergangenen Circular-Verfügung überall um 1. Mai des Jahres, vormittags 
10 Uhr. 
Weshalb die stimmberechtigten Wähler sich an den ihnen bereits bekanntgewordenen Wahlorten 
einzufinden, die betreffenden Ortsbehörden aber die Namen-Verzeichnisse an die ernannten Wahl-
Commissarien vorher abzugeben haben.

Anklam, den 22. April 1848
Das Landratsamt"

Der 1. Mai war ein Montag und damit Arbeitstag. Der Sonntag durfte sicher aus kirchlichen 
Gründen nicht dazu genommen werden. 
In der gleichen Ausgabe der Zeitung gibt der Magistrat weiter bekannt:
"Am 1. Mai des Jahres sollen, nachdem die Wahlmänner für die Konstituierung der Preußischen 
Volksvertretung gewählt wurden, auch Wahlmänner zur Wahl der Abgeordneten für die deutsche 
Nationalvertretung gewählt werden. 
Der Versammlung der Urwähler treten als dann diejenigen Preußen hinzu, welche noch nicht 6 
Monate im Orte anwesend sind. Dieselben werden hiermit besondere auf den 1. Mai des Jahres, 
vormittags 11 Uhr in die verschiedenen Versammlungsorte der Distrikte eingeladen. 
Anklam, den 20. April 1848
Der Magistrat"
Die Wahl ist dann anscheinend auch ohne besondere Probleme, wie vorgesehen am 1. Mai in den 4 
Wahlbezirken der Stadt durchgeführt worden. Dabei wurden für die Stadt folgende Wahlmänner 
gewählt:

Berlin   Frankfurt/Main
Preußische Volksvertretung zentrale Vertretung

I. Wahlbezirk 
1. Zimmergeselle Ollermann 1. Apotheker Lauer
2. Baumann Regelsdorf 2. Kaufmann Wendorff
3. Baumann Dettmann 3. Bau-Inspektor Stapel
4. Kaufmann Rösler 4. Gymnasial-Direktor Gottschick
5. Färber Dyes 5. Schornsteinfeger Kühne

II. Wahlbezirk
1. Arbeitsmann Sperling 1. Bürgermeister Kirstein
2. Bürgermeister Kirstein 2. Justiz-Rat Keibel
3. Baumann Rambow 3. Rentier Kummer
4. Bäcker Koberg 4. Kaufmann Bösner
5. Schumacher Passow 5. Böttcher Stade
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III. Wahlbezirk
1. Nagelschmied Beier 1. Nagelschmied Beier
2. Kondukteur Westphal 2. Conducteur Westphal
3. Ratsherr Schmidt 3. Ratsherr Schmidt
4. Tischler Siedmann 4. Tischler Siedmann
5. Handelsmann Jager 5. Handelsmann Jager

IV. Wahlbezirk
1. Post-Sekretär Ulrich 1. Gerichts-Assessor Wendt
2. Schiffs-Kapitän Ludwig Erich 2. Oberstleutnant Hohmann
3. Stadtältester J.C. Grose 3. Post-Sekretär Ulrich

Alle Wahlmänner wurden dann ersucht, sich zur gegenseitigen Verständigung und Beratung eine 
Stunde vor dem Wahltermin am 8. bis. 10. des Monats einzufinden. Sicher wird nun interessieren, 
für wen sich die Wahlmänner entschieden. Obwohl sich die Gutsbesitzer und Vertreter der 
konservativen Seite redlich mühten, den bisherigen Landtagsabgeordneten und derzeitigen Minister 
für geistige Angelegenheiten (Volksbildung) Max Graf von Schwerin wieder in Vorschlag zu 
bringen, entschieden sich die Wahlmänner doch in der überwiegenden Mehrheit für den 
Bürgermeister Carl Kirstein. Zu seinem Stellvertreter wählten sie den Post-Sekretär Ulrich, der auch 
stellvertretender Vorsitzender des "Constitutionellen Clubs" war. Beide zählten also zu den liberalen 
und damit fortschrittlichen Kräften der Stadt und des Kreises Anklam. Der Graf von Schwerin 
wurde als Abgeordneter für die deutsche Volksvertretung in Frankfurt/Main gewählt (die 
Bezeichnung "Volksvertretung“ wurde bereits amtlich genutzt). Für Bürgermeister Carl Kirstein 
und den Post-Sekretär Ulrich begann damit im Wechsel eine umfangreiche Tätigkeit in der 
Preußischen Nationalversammlung, die zunächst fast ununterbrochen tagte. Doch der Monat Mai 
brachte auch noch ein anders wichtiges Ereignis. Am 24. Mai 1848 konnte man nämlich die 
folgende Anzeige im Pommerschen Volks- und Anzeigenblatt lesen:
"Die heute Mittag 11 1/2 Uhr erfolgte glückliche Entbindung meiner lieben Frau von einem 
gesunden Knaben zeige ich allen Verwandten und Freunden hierdurch ergebenst an. 

Anklam, den 23. Mai 1848
      Gustav Lilienthal"

Das war die Mitteilung, dass der Pionier der Luftfahrt Otto Lilienthal in Anklam das Licht der Welt 
erblickt hatte. Natürlich ahnte noch niemand, weder in Anklam, noch anderweitig auf der Erde, 
welche große Entdeckung diesem jungen Bürger unserer Heimatstadt einmal gelingen würde. Damit 
ging dann auch der Monat Mai des Jahres 1848 zu Ende. Nicht zu Ende waren die bürgerliche 
Revolution und ihre Auswirkungen. Zwei politische Hauptrichtungen, die Liberalen als Vertreter 
des Fortschritts auf der einen Seite und die Konservativen als Anhänger der absoluten Monarchie 
auf der anderen Seite, waren bemüht, die Masse des Volkes für ihre Ziele zu gewinnen. Das spürte 
man auch in Anklam recht deutlich. 
Nachdem der "Constitutionelle Club" als Vertretung der fortschrittlichen Seite gegründet worden 
war, versuchten Vertreter der Konservativen mit Dr. Gottschick und dem Assessor Wendt an der 
Spitze, zunächst Handwerker und Gewerbetreibende unter ihrer Leitung zu organisieren. So wurde 
am 10. Juni 1848 im Borgwardt'schen Saale eine Versammlung zur Gründung eines "Vereins zur 
Förderung des Wohles der Gewerbetreibenden und arbeitenden Klassen" durchgeführt. 33 
Versammlungsteilnehmer wurden Mitglied des Vereins. Dr. Gottschick, Assessor Wendt, 
Oberstleutnant Hohmann, Justiz-Rat Keibel, Kaufmann Wendorff und auch der Herausgeber des 
Pommerschen Volks- und Anzeigenblattes Wilhelm Dietze, die zum 28. Juni erneut zu einer 
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Versammlung mit dem Ziel einer Vereinsgründung in den Saal des Gastwirts Borgwardt einluden. 
Diesmal sollte es ein Verein sein, der sich die Aufgabe stellte, das konstitutionelle Königtum gegen 
jeden Angriff, von welcher Seite er auch kommen möge, zu schützen, die Entwicklung desselben 
auf dem Wege gesetzlicher Ordnung zu fördern und den preußischen Wahlspruch: "Mit Gott für 
König und Vaterland" zur vollen Geltung zu bringen. Auch dieser Verein wurde gegründet. Man 
nannte ihn im Gegensatz zum bestehenden "Constitutionellen Club" einfach "Constitutionellen 
Verein zu Anklam". 
Vorsitzender wurde der Direktor des Anklamer Gymnasiums Dr. Gottschick. Weitere 
Vorstandsmitglieder waren: Assessor Wendt, Graf von Schwerin-Putzar, Oberstleutnant Hohmann, 
Justizrat Keibel und Prorektor Adler. Schon die Zusammensetzung der Leitung ließ ahnen, welche 
Ziele hier verfolgt werden sollten. Mit Wilhelm Dietze war auch ein Mitglied des "Constitutionellen 
Clubs" in den neuen Verein übergetreten. Das hatte natürlich seine Auswirkungen auf den weiteren 
Inhalt des Pommerschen Volks- und Anzeigenblattes. Während die Zeitung bisher über alle 
Versammlungen des "Constitutionellen Clubs" ausführlich berichtet hatte, hörte das nun schlagartig 
auf. Jetzt wurde nur noch über den "Constitutionellen Verein" und seine Ziele berichtet. 
So sah man sich am 19. September 1848 veranlasst, die Leser aus ihrer Sicht über den 
Kommunismus aufzuklären und schrieb dazu; 
"Es ist in unserer Zeit sehr viel über den Kommunismus die Rede, ohne dass Vielen der Leser der 
Begriff, welcher mit diesem Worte in politischem und sozialem Sinne verbunden wird, deutlich 
geworden sein mag. Daher dürfte es am rechten Orte sein, hierüber einige Worte zu sagen. 
Bekanntlich sind in der Welt die irdischen Güter verschieden verteilt. Einige besitzen vorzugsweise 
Grundeigentum (Gutsbesitzer), andere Kapitalien (Rentiers), wieder andere Grundeigentum, 
Kapitalien und Waren (Kaufleute, Fabrikanten), viele dagegen geistige und körperliche Fertigkeiten 
und Kräfte (Gelehrte, Künstler, Handwerker, Tagelöhner). In die Klasse der Letzteren gehören 
mithin die vorzugsweise so genannten "Arbeiter", das heißt, diejenigen, welche die zu ihrem 
Lebensunterhalt erforderlichen Mittel hauptsächlich durch Handkraft verdienen. 
Grundeigentum, Kapital, Wissenschaft und Arbeit stehen indessen selten für sich allein, sondern sie 
helfen sich so zu sagen gegenseitig, denn ohne Grund und Boden keine Nahrung, ohne Nahrung 
kein Kapital, noch Handel, noch Arbeit und ohne Lohn keine Leistung. Die Anhänger des 
Kommunismus nun finden eben in jener durch die Verschiedenheit der Besitzverhältnisse bedingten 
Scheidung der menschlichen Interessen und Bestrebungen einen Verstoß gegen die Weltordnung, 
nach welcher der Mensch dem anderen gleich stehe, ohne Rücksicht auf die Zufälligkeit der Geburt, 
sie sind der Meinung, dass dieses Missverhältnis durch eine naturgemäßere, gesellschaftliche 
Ordnung, eine Art Gütergemeinschaft, ausgeglichen werden müsse und berufen sich häufig sogar 
auf die Grundsätze des Christentums, wonach jeder vor Gott gleich sei. 
Unter den Anhängern dieser Lehre gibt es Leute, welche von der Wahrheit ihrer Überzeugung auf 
das Vollständigste durchdrungen sind, mit begeisterter Beredsamkeit und Hingebung, die wir einer 
besseren Sache wünschen möchten, keine Gelegenheit versäumen, ihre Grundsätze zu verbreiten 
und geltend zu machen. 
Dagegen bekennen sich viele andere zur gedachten Lehre, welche nichts besitzen, nichts gelernt, 
auch nicht Lust haben zu arbeiten, sondern eine allgemeine Verwirrung der Rechtsbegriffe 
herbeizuführen beabsichtigen. Am gefährlichsten sind dabei die Besitzlosen Liberalen, das heißt, 
verkommene Studenten, die auf den Gymnasien und Universitäten nicht diejenige wissenschaftliche 
Bildung erworben haben, um selbständig ein nützliches Geschäft zu ergreifen. Was endlich die 
Arbeiter selbst betrifft, so sind sie von Haus aus friedlicher Natur und keineswegs geneigt, in jene 
Theorien einer vom schwachen menschlichen Geiste improvisierten besseren Weltordnung sich zu 
versteigern, allein es ist und wird ihnen von jenen Herrn davon so viel und eindringlich vor 
gesprochen und vorgedruckt, dass sie deren Worte endlich für bare Münze halten und sich gegen die 
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Besitzenden auflehnen. So zerstören sie die Maschinen der Fabrikanten und fordern höhere Löhne 
für ihre Arbeit. Sie bedenken nicht, dass sie gerade dadurch ihre eigenen Erwerbsquellen 
verstopfen, sie erwägen nicht, dass der Preis der Arbeit, wie jeder Ware, nach Nachfrage und 
Angebot sich von selbst macht. Kann man jemand zwingen, eine Ware zu kaufen, die er nicht 
braucht oder die ihm zu teuer ist? Nun, ebenso wenig kann man jemand zwingen Arbeit zu geben, 
die er nicht braucht oder ihm zu kostspielig wird. 
Die Lehre der Kommunisten ist mithin ein Phantom, ein Nebenbild, das vor der Sonne der Wahrheit 
in nichts zerfließt, aber wohl geeignet ist, schwache Geister zu verlocken, dass sie in Abgründe und 
Sümpfe geraten!"
Hier  erübrigt sich sicher jeder weitere Kommentar, doch das konnte man den Lesern damals für 
viele glaubhaft servieren. Das entsprach voll den Interessen der Konservativen. 
Am Sonntag, dem 15. Oktober 848 traf sich die Anklamer Bürgerwehr auf dem Marktplatz zur 
Feier des Geburtstages Sr. Majestät, des konstitutionellen Königs und zur Fahnenweihe. Aus 
gleichem Anlass trafen sich um 6 Uhr abends die Mitglieder des Constitutionellen Clubs im 
Hellwig'schen Saale zu einer außerordentlichen Festsitzung auf der der Vorsitzende, Land- und 
Stadtgerichtsrat Reiche die Festansprache hielt und zum Schluss ein "Hoch" auf den König 
ausbrachte. 
In seinen Dankesworten gegenüber der Abordnung der Nationalversammlung hatte der König unter 
anderem zum Ausdruck gebracht: 
"Es ist manches Gefahrvolle in unserer Lage, aber eines besitzen wir, um das uns andere Völker 
beneiden, wir haben noch, und darauf mache ich besonders aufmerksam, angestammte Obrigkeiten 
von Gottes Gnaden, die mit großer Macht ausgerüstet sind, weil sie das Vertrauen des Volkes 
besitzen."
Beim Empfang der Berliner Bürgerwehr sagte er: "Ich weiß, dass ein heldenmütiges und tapferes 
Volk auch ein treues ist. Aber vergessen sie nicht, dass sie die Waffen von mir haben, und ich es als 
eine Pflicht fordere, dass sie für die Wahrung der Ordnung, der Gesetze und der Freiheit einstehen!"
Man kann nur sagen, alle Achtung, was der Herr König seinen Gratulanten hier so alles servierte. 
Trotzdem konnte er nicht verhindern, dass die preußische Nationalversammlung auf der 73. Sitzung 
mit 217 gegen 143 Stimmen die Bezeichnung "König von Gottes Gnaden" abschaffte. Am Anfang 
der neuen Verfassung sollte nur noch stehen: "Wir, Friedrich Wilhelm, König von Preußen, 
verkünden hiermit ...!" Es war sicher zu erwarten, daß  die konservativen Anhänger der alten 
absoluten Monarchie auch in Anklam heftig dagegen protestierten. Die Zeitung vom 11. November 
1848 brachte die Protestnote in vollem Wortlauf. Darin hieß es zum Schluss: "Mögen sich daher alle 
wohlgesinnten Untertanen unseres hochgesinnten Königs vereinigen, um wenigstens gegen diesen 
ebenso ungerechten, als unnützen und unpolitischen Beschluss der vereinbarenden Versammlung 
energisch und feierlichst zu protestieren!"
Doch ändern konnte man damit nichts mehr. Seit der Konstituierung der Verfassungsgebenden 
Versammlung am 22. Mai 1848 hatte man also bis Anfang November 1848 bereits 73 Sitzungen 
durchgeführt. Das heißt, es gab im Durchschnitt jeden 2. Tag eine neue Sitzung, so dass die 
Abgeordneten ständig in Berlin anwesend sein mussten. 
Als Bürgermeister Carl Kirstein am 28. Oktober 1848 auf einer Versammlung vor den 
Wahlmännern Rechenschaft über seine Tätigkeit als Abgeordneter ablegte und mitteilte, dass er 
erneut nach Berlin reisen müsse, stieß er auf den Widerstand der Wahlmänner. Sie brachten fast 
einstimmig zum Ausdruck, dass der Bürgermeister unter den hier stattfindenden lokalen 
Verhältnissen am Orte selbst nützlicher, ja zur Zeit unentbehrlicher sein möchte und beschlossen, 
den stellvertretenden Abgeordneten Postsekretär Ulrich erneut zu delegieren. Dabei wurde 
gleichzeitig festgelegt, dass sich die Wahlmänner in Zukunft alle 14 Tage treffen und so ihren 
Einfluss auf die Arbeit der Abgeordneten geltend machen wollten. 

90



Stadtchronik Heinz Bemowsky 1989

38. Zur Gründung und Arbeit des ersten Anklamer Arbeitervereins

Am 5. November 1848 rief Bürgermeister Kirstein für 2 Uhr nachmittags zu einer Beratung über 
die Gründung eines Vereins der Arbeiter zur gegenseitigen Unterstützung in Krankheits- und 
Todesfällen auf. Dazu waren Arbeiter im Alter zwischen 24 und 60 Jahren in den Saal des Gastwirts 
Stuhr eingeladen. Da es nicht gleich zur Gründung gekommen war, wurde eine zweite 
Versammlung für Sonntag, dem 12. November 1848 nachmittags vereinbart. Auf dem 3. Treffen am 
Sonntag, dem 26 November 1848 wurde ein Statutenentwurf zur Diskussion gestellt, und am 3. 
Dezember 1848 konnte dann der Anklamer Arbeiterverein gegründet werden. Zum Vorsitzenden 
wurde der Stadtälteste Grose gewählt, Stellvertreter wurde Bürgermeister Kirstein. Weiter gehörten 
Pastor Stechmann und der Arzt Dr. Berling zum Vorstand des Vereins. Die Leitung lag also in 
bürgerlichen Händen. Diese Vertreter wurden laut § 5 des Statuts nicht gewählt, sondern auf 
unbestimmte Zeit eingesetzt. Darüber hinaus gehörten noch 8 Arbeiter als Vertrauensmänner zur 
Leitung des Vereins. Sie wurden jährlich neu gewählt. Die ersten Vertrauensleute waren die Arbeiter 
J. König, Ferdinand Teschendorf, Johann Lewenhagen, Johann Schröder, Friedrich Recke, Carl 
Pieper, Carl Lewerentz und Daniel Kunzner. 
Welche Aufgaben stellte sich der Arbeiter-Verein?
Darüber heißt es im § 1 des Statuts:
"Der Zweck des Vereins ist:
1. Unterstützung im Krankheitsfalle
2. Ermittlung und Nachweisung von Arbeit
3. Beschaffung der notwendigen Lebensbedürfnisse im Wege der Assoziation.
Die Ausdehnung des Zweckes auf Unterstützung invalider Arbeiter bleibt der Beschlussnahme 
vorbehalten." 
Nach § 2 konnten Männer und Frauen zwischen 20 und 60 Jahren Mitglied des Vereins werden, 
wenn sie ihren ständigen Wohnsitz in Anklam hatten, einen moralischen Lebenswandel führten und 
gesund waren. Die weiblichen Mitglieder waren jedoch nicht stimmberechtigt. Nach § 8 waren 
regelmäßige Beiträge zu zahlen, deren Höhe sich nach der Höhe der gezahlten 
Krankenunterstützungen richten sollte. Alle Beiträge waren am Monatsende zu zahlen. Wer länger 
als 4 Wochen im Rückstand war, verlor alle Rechte und die Mitgliedschaft. 
Bei unmoralischem Lebenswandel waren die Mitglieder laut § 12 zunächst zu verwarnen. Trat keine 
Änderung ein, erfolgte der Ausschluss durch die General-Versammlung. 
Laut § 14 war alljährlich am Sonntage nach "Johanni" eine General-Versammlung durchzuführen, 
auf der ein Rechnungsabschluss und das Revisionsergebnis vorzulegen waren. Gleichzeitig wurden 
hier die Vertrauensleute neu gewählt. Das Statut entsprach insgesamt den damaligen bürgerlich-
liberalen Anschauungen und Interessen. Daher überstand der Arbeiter-Verein auch die Anfang der 
fünfziger Jahre einsetzenden Verbotswelle nach §8 des Vereinsgesetzes vom 11. März 1850.
Wie sah nun die Arbeit in der Praxis aus?
Die Kasse führte bis 1850 der Gastwirt Dettmann. Er wurde vom Roßmüller Carl Ludwig Wegener 
abgelöst. Medizinischer Berater war zunächst Dr. Berling. An seine Stelle trat später Dr. 
Kirschstein, der Mitglied des Constitutionellen Clubs war. 
Im Kranken- und Todesfalle wurden nach ärztlicher Untersuchung Unterstützungen gezahlt. Laut 
Rechenschaftsbericht verfügte man am 29. Juni 1851 insgesamt über ein Guthaben von 115 
Reichstalern und 5 Sgr. Davon wurden bis Januar 1852 an Unterstützungen 81 Reichstaler und 15 
Silbergroschen gezahlt. An Beiträgen waren in der gleichen Zeit wieder 28 Reichstaler 20 
Silbergroschen eingezahlt. Sehr viel Wert legte man jedoch auch auf die gegenseitige 
Unterstützung. So wurden zum Beispiel gemeinsam Kartoffeln angepflanzt, man war gemeinsam 
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Brennholz und kaufte Erbsen zum Einkaufpreis, die zum gleichen Preis an die Mitglieder 
abgegeben wurden. Es ging sogar soweit, dass alle beim gleichen Bäcker ihr Brot kauften, weil sie 
es so ebenfalls billiger erhielten. 
Aber auch die Aufklärung und Bildung der Mitglieder wurde nicht vergessen. So kam man 
regelmäßig zu Vortragsabenden zusammen. Wenn auch die Leitung des Vereins in bürgerlich-
liberalen Händen lag, können wir trotzdem feststellen, der 1848 gegründete Anklamer Arbeiter-
Verein war die erste organisatorische Formierung des Anklamer Proletariats, die den Arbeitern 
zumindest zeigte, dass gemeinsames Handeln zu Erfolgen führt. 
Wie lange der Verein bestand, konnte leider nicht in Erfahrung gebracht werden. Auf jeden Fall 
bestand er in den siebziger Jahren nicht mehr, denn am 31. Oktober 1874 fand im Lokale des 
Gastwirts Krüger in der Breiten Straße eine Volksversammlung zur Gründung eines Arbeiter-
Vereins statt. Zur Bildung ist es jedoch hier nicht gekommen. Erst 1889 wurde ein neuer Anklamer 
Arbeiter-Verein gegründet. Davon ist die Vereinsfahne noch im Museum aufbewahrt. 
Ab 13. Juni 1849 gab der liberale Anklamer Buchdrucker Zink die erste politische Zeitschrift mit 
dem Titel "Der Anklamer Volksfreund" - ein volkstümliches Blatt nebst Anzeiger - heraus. Sie 
erschien mittwochs und sonnabends. Der Herausgeber sagte in der ersten Ausgabe über die Ziele 
des Blattes:
"Bei der Herausgabe des Blattes ist es mein Streben, das Interesse der volkstümlich gesinnten 
Bevölkerung hiesiger Stadt und ihres Kreises für den Fortschritt auch durch die hiesige Presse 
fördern zu helfen. Um unser Ziel zu erreichen, das in der gesetzlichen Erkämpfung der Freiheit und 
des Rechts und somit der Wohltaten eines geordneten staatlichen Zustandes des geistigen und 
körperlichen Wohles des Volkes besteht, wird sich das Blatt angelegen sein lassen, an die 
hervortretenden Zeitfragen in bezüglichen Abhandlungen anzuknüpfen in einer allgemein 
verständlichen Sprache, die auch von den in der Schriftsprache minder Bewanderten klar aufgefasst 
werden kann."
Dieses Versprechen hat Zink dann auch wahr gemacht. Gleich in der ersten Ausgabe führte er sich 
verpflichtet, seinen Lesern die Frage: "Was wollen die Demokraten?" zu antworten. Er schrieb dazu 
unter anderem:
"Die Demokraten wollen, dass alle Herrschaft vom Volke ausgehe, weil alle Kraft und alle Macht 
im Volke ruht.  Die Demokraten achten und ehren das Gesetz, weil jeder freie Mann in dem Gesetze 
sich selber ehrt und achtet. Sie wollen aber, dass das Gesetz nur durch die Freiheit bestehe, dass es 
allen Bürgern gleichen Schutz und gleiche Sicherheit gewähre ...
Die Demokraten wollen, eben weil sie Demokraten sind, den Frieden ...
Die Demokratische Partei durchschaut alle Schliche und Ränke jener volksfeindlichen Schleicher 
und wird sie zu vereiteln wissen. Drücken könnt ihr die Demokratische Partei, unterdrücken aber 
könnt ihr sie nicht mehr. Ihr könnt euch uns als Hindernis auf dem Wege zu unseren Zielen 
entgegenwerfen, aber das Ziel selbst könnt ihr uns nicht mehr rauben. Ihr könnt uns höchstens 
aufhalten, aber uns zurückhalten, wird keiner Macht auf der Erde mehr gelingen!"
Wenn Zink wenige Wochen nach der Revolution so frei und offen schreiben konnte, lag das sicher 
auch ein wenig an der liberal-demokratischen Einstellung des Anklamer Bürgermeisters Carl 
Kirstein, der nichts dagegen unternahm. 
Neben aufklärenden politischen Grundfragen brachte die Zeitschrift auch stets einen Tagesbericht 
über politische Ereignisse aus anderen Teilen Deutschlands und Europas. 
In der Nummer 33 vom 24. April 1850 setzte sich Zink dann im Hauptartikel mit dem "Wesen der 
absoluten Monarchie" auseinander und schrieb dazu: "Die absolute Monarchie macht die 
Erreichung des Zwecks, den jeder staatliche Verband haben soll, zur Unmöglichkeit. Nicht geistige 
und sittliche Erhebung der Menschen, nicht Gesetz und Recht, nicht Glück und Wohlstand kann da 
gedeihen, wo die absolute Monarchie auf den Menschen mit ihrem Bleigewicht lastet. 
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Ihr Gemeinwesen wird getragen durch 2 Gewalten, die gesetzgebende und die vollziehende Gewalt. 
Die Absolut-Monarchie legt beides in eine Hand, die Hand einer Einzelpersönlichkeit, nicht in die 
des Tüchtigsten und Besten, sondern in die Hand dessen, den der Zufall der Geburt zum Monarchen 
gemacht hat. Er verordnet als Gesetz, was er will. Er legt ein Gesetz aus, wie er will, und er hebt ein 
Gesetz auf, wann er will. Er ist niemandem verantwortlich, Gottes Gnade hat in seine Hand das 
Schwert und die Waage der Gerechtigkeit gelegt. 
Er ist Alles in Allem, das Volk aber ist nicht. Es ist kaum zu begreifen, wie ein solcher Zustand, der 
Millionen gleichberechtigter und gleichbefähigter Menschen zur willenlosen Herde eines Einzigen 
macht, sich hat so lange halten können. Einer befiehlt und fühlt sich wohl, aber Tausende darben 
und knirschen vor Unmut mit den Zähnen."
Soweit ein kleiner Einblick in die Arbeit des Buchdruckers Zink mit seinem "Anklamer 
Volksfreund", von dem uns noch einige Exemplare erhalten geblieben sind.
Wie lange diese Zeitschrift bestand, ist nicht bekannt. Am 5. Juni 1850 wurde bekanntlich ein neues 
Pressegesetz beschlossen, das allen Zeitungen jegliche politische Tätigkeit verbot. Wahrscheinlich 
ist damit auch der "Anklamer Volksfreund" verboten worden. 

39. Die Macht des Kapitals setzt sich durch

Die revolutionären Erhebungen des Volkes in den Märztagen 1848 hatten besonders den adligen 
Gutsherrn gezeigt, dass sich die alten feudalistischen Ausbeuterformen nicht länger aufrecht 
erhalten ließen. Daher begann der Adel sich der kapitalistischen Produktionsweise anzupassen, die 
sich in der 2. Hälfte des 19. Jahrhundert auch bei uns mehr und mehr durchsetzte. Das galt auch für 
die Landwirtschaft, denn einige Güter gingen bereits in bürgerlichen Besitz über. 1853 befanden 
sich in unserem Kreis unter den 40 höchstbesteuerten Bürgern bereits 13 bürgerliche gegenüber 8 
adligen Gutsbesitzern. Mehrere Adelsfamilien versuchten, ihre alte Monopolstellung auf dem Lande 
dadurch zu erhalten, dass sie ihre Güter zum "Fideikommiß" erklärten. Solche Besitzungen durften 
weder aufgeteilt noch veräußert werden, sondern mussten immer als Ganzes in der Hand eines 
Familienmitgliedes verbleiben. Sie konnten dadurch jedoch nicht verhindern, dass sie sich zum 
Erhalt ihrer Wirtschaften zum Agrarkapitalisten entwickelten. Oft entstanden in dieser Zeit auf ihren 
Besitzungen zum Beispiel Brennereien oder Ziegeleien. 
Ihre politische Macht stärkte der preußische Staat dann durch die Einführung des 
Dreiklassenwahlrechts im Jahre 1849. Die Wähler wurden nach der Höhe ihrer Steuer in 3 Klassen 
eingeteilt. Dabei stellten die wenigen Höchstbesteuerten der 1. Klasse genau so viele Abgeordnete, 
wie die Masse des besitzlosen Volkes in Klasse 3. Also nicht die Zahl der Wähler, sondern die Höhe 
des Kapitals entschied über den politischen Einfluss. 
Im industriell wenig entwickelten Kreis Anklam standen 1853 an der Spitze der Höchstbesteuerten 
15 Gutsbesitzer und ein Gutspächter. Erst an 17. Stelle folgte mit dem Anklamer Kaufmann 
Edzardi, zugleich Besitzer einer Ölmühle, der erste Vertreter der Anklamer Bourgeoisie. Damit lag 
also bei uns die wirtschaftliche und politische Macht weiterhin in den Händen der 
Großgrundbesitzer. Ihre Stimmen waren ausschlaggebend bei der Wahl der preußischen 
Abgeordneten. Auch im Kreistag und den Gemeindevertretungen gaben sie weiter den Ton an, 
verschafften sich Steuervergünstigungen und nutzten die staatlichen und kommunalen Vorhaben für 
ihre eigenen Zwecke aus. Ein typisches Beispiel dafür war der Bau der Chaussee Anklam - 
Klempenow im Jahre 1850. Diese Straße kam in erster Linie den angrenzenden Gütern zugute. Aber 
nicht sie, sondern die Stadt Anklam wurde mit der Hauptsumme der Kosten belastet. 

93



Stadtchronik Heinz Bemowsky 1989

Das weitverzweigte Geschlecht der Schwerins besaß um die Mitte des 19. Jahrhunderts im Kreise 
Anklam 16.000 Hektar Land. Es stellte Landräte, Abgeordnete, Minister und hohe Offiziere, die der 
preußischen Krone treu ergeben waren. 
Der größte Einzelbesitzer unseres Kreises war jedoch Wilhelm von Kruse in Neetzow. Er verfügte 
alleine über 3.030 Hektar Land und führte damit mit deutlichem Abstand die Liste der 
Höchstbesteuerten an. Der Aufstieg dieser Familie begann 1803 als Martin, Friedrich von Kruse die 
Güter Neetzow und Gramzow erwarb. Sein Neffe und Nachfolger gründete dann das nach ihm 
benannte Vorwerk Krusenfelde, das zunächst nur aus 1 Wohnhaus und 6 Wirtschaftsgebäuden 
bestand. In der 3. Generation kamen dann die Güter Klein Below (1847), Priemen (1849), Kagenow 
(1850) und Steinmocker (1851) dazu. Was also andere Großgrundbesitzer in der feudalistischen 
Zeit, trotz des umfangreichen Bauernlegens nicht erreichten, das schaffte diese Familie unter 
kapitalistischen Verhältnissen praktisch im Handumdrehen. 
Der Kreis Anklam war bis 1818 etwa doppelt so groß wie heute und umfasste die Städte Jarmen, 
Ueckermünde und Neuwarp. Das Territorium reichte im Westen bis Tutow, im Südwesten und 
Süden bis in die Nahe von Altentreptow und Pasewalk und im Osten bis Neuwarp, das heute zur VR 
Polen gehört. Die Nordgrenze bildete die Peene. 1818 wurde unser Kreis dann um mehr als die 
Hälfte verkleinert. Diese Grenzen blieben bis 1952, wo einige Dörfer im Südosten an den Kreis 
Ueckermünde fielen, während unser Kreis andere Dörfer nördlich der Peene dazu bekam. 
1861 zählte unserer Kreis insgesamt 31.373 Einwohner, davon entfielen 11.783 Personen auf die 
Stadt. Die größten Dörfer waren damals Krien mit 1.117 und Leopoldshagen (heute Kreis 
Ückermünde) mit1.069 Einwohnern. Ducherow lag am 3. Stelle mit nur 583 Einwohnern. 
Der weitaus größte Teil der Bevölkerung des Kreises war nach wie vor in der Landwirtschaft 
beschäftigt. An landwirtschaftlichen Betrieben gab es 47 Rittergüter, 5 Domänen und 465 
bäuerliche Wirtschaften mit eigenem Gespann. Den wenigen Besitzenden, vor allem den Gutsherrn, 
dienten 4.867 Tagelöhner, Knechte und Mägde. Dazu kamen noch 2.127 freie Lohnarbeiter, die 
zeitweilig in der Landwirtschaft tätig waren. 
Über das Einkommen der Knechte und Mägde berichtet Berghaus in seinem Pommerschen 
Landbuch: "Der gewöhnliche Dienstlohn für einen Knecht stellt sich auf 18 bis 22 Taler in bar, 4 
Taler an Leinwand und Wolle, dazu sogenanntes Sackgeld, etwa 3 Taler und freie Beköstigung. 
Damit lag der Jahresverdienst bei etwa 100 Talern. 
Die Magd kam auf 90 Taler. Zum Vergleich, der Kaufpreis für ein Pferd betrug etwa 150 Taler. 
Landwirtschaftliche Hauptfrucht war der Roggen, der in großen Mengen angebaut wurde. Für die 
Verarbeitung von Getreide und Ölfrüchten standen im Kreis zwei Dampf-, zwei Wasser- und 58 
Windmühlen zur Verfügung. Ein Großteil des Roggens wurde jedoch exportiert. 
Zu den ländlichen Industriewerken waren in dieser Zeit auch 7 Ziegeleien zu zählen, deren 
Produktion trotzdem nicht ausreichte, um den Bedarf des Kreises zu decken. Die Torfproduktion im 
Peenetal war dagegen so groß, dass ein erheblicher Teil davon auf dem Wasserwege nach Stettin 
und Stralsund ausgeführt werden konnte. Auch die Schifffahrt auf der Peene nahm in den fünfziger 
Jahren stark zu. 
1859 passierten 6.448 Schiffe die Anklamer Zugbrücke. Den Hafen liefen 3.739 Wasserfahrzeuge 
an. 1855/56 wurde daher ein zusätzliches Hafenbecken, der Stichkanal, für kleinere Schiffe gebaut 
und das hölzerne Bollwerk wurde erneuert. Auch der Schiffbau, der Anfang des neunzehnten 
Jahrhunderts fast ganz zum Erliegen gekommen war, erhielt neuen Auftrieb. Die Zahl der Anklamer 
Seeschiffe stieg von 1842 bis 1869 von 7 auf 27, die der Flussschiffe von 17 auf 27. Große 
Verdienste an der Wiederbelebung des Schiffsbaus hatte der Bürgermeister Carl Kirstein.
1863 wurde die Eisenbahnlinie Angermünde-Anklam-Stralsund fertiggestellt und damit eine 
wichtige Verkehrsverbindung zum schnellen Transport von Rohstoffen, Industrieprodukten oder 
Nahrungsmitteln auf dem Landwege geschaffen. 
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Vielleicht gab das den Brüdern Helmut und Ludwig Münter den letzten Anstoß zum Bau des ersten 
größeren Industriebetriebes in Anklam. Sie bauten 1869 östlich des Bahnhofs (später Arado-
Gelände) eine Eisengießerei und Maschinenfabrik auf, die bald 300 Beschäftigte zählte. 1883 wurde 
dann auf Initiative von 34 Großgrundbesitzern aus den Kreisen Anklam und Greifswald die 
"Pommersche Zuckerfabrik AG Anklam" gegründet. Dieser Betrieb beschäftigte in der Saison sogar 
bald 600 Arbeiter. Jahr für Jahr wurde die Zuckerrübenfläche im Anbau vergrößert, so dass laufend 
größere Rübenmengen zur Verarbeitung zur Verfügung standen. 1913 waren im Einzugsgebiet 
bereits 6.100 Hektar mit Zuckerrüben bestellt. Die ergaben rund 2 Millionen Dezitonnen 
Zuckerrüben, aus denen 307.000 Dezitonnen Rohzucker gewonnen wurden. Die Zuckerfabrik war 
damit der größte Betrieb unserer Stadt. 
Als dritter Industriebetrieb ist die Anklamer Möbelfabrik Oldenburg zu nennen. Sie entstand aus 
einem 1881 von Wilhelm Oldenburg erworbenen "Möbel-, Spiegel- und Polsterwarengeschäft" in 
der Anklamer Keilstraße. Oldenburg gehörte zu den Handwerkern, die erkannt hatten, dass die 
Maschinenproduktion das weitere Entwicklungstempo unserer Wirtschaft bestimmen würde. Darum 
wollte auch er Möbel mit Hilfe von Maschinen herstellen. Als erste Kraftquelle diente ihm noch ein 
von Pferden getriebenes Göpelwerk, das später durch einen Gasmotor ersetzt wurde. In den 
neunziger Jahren beschäftigte er bereits 20 Arbeiter. Das Grundstück in der Keilstraße wurde zu 
klein. Daher baute er um 1900 in der Demminer Straße ein dreistöckiges Fabrikgebäude auf und 
rüstete es so mit Maschinen aus, so dass er bald 80 Arbeiter beschäftigen konnte. Für den Antrieb 
wurde eine 18 PS-Lokomobile gekauft, die 1905 durch eine doppelt so starke Lokomobile ersetzt 
wurde. Später kam ein 2. Fabrikgebäude hinzu und bis 1932 erhöhte sich auch in diesem Betrieb die 
Zahl der Beschäftigten auf rund 300. 
Der Brockhaus des Jahres 1890 erwähnt als weitere Anklamer Industriebetriebe 3 Wollwebereien, 6 
Brauereien, 3 Dampfmühlen, 1 Dampfschneidemühle, mehrere Brennereien, 2 Kalköfen, 
Töpfereien, zwei Torfstichbetriebe und eine Schiffswerft. 
1895 kamen dann noch eine Reihe von Linien der neu gegründeten "Mecklenburg-Pommerschen 
Schmalspurbahn AG" dazu, wodurch eine Reihe von Ortschaften unseres Kreises mit der Kreisstadt 
verbunden wurden. 
Im gleichen Jahre, am 14. Januar 1895 wurde schließlich der "Anklamer landwirtschaftliche Ein- 
und Verkaufsverein" als eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftung (e.G.m.b.H.) 
gegründet, dem sofort 34 Mitglieder beitraten. Darunter befanden sich 21 Gutsbesitzer. Zum 
Vorstand gehörten: als Vorsitzender Rittergutsbesitzer von Quistrop-Crenzow, Rittergutsbesitzer von 
Bornstaedt-Groß Bünzow und als Geschäftsführer Albert Horn.
In den Aufsichtsrat wurden gewählt: Rittergutsbesitzer Below-Jargelin, Gutsbesitzer von Heyden-
Linden-Stretense, Hofbesitzer Friedrich Hendel-Sorgenfrei, Hofbesitzer Wilhelm Dittmer-
Kagendorf und der Domänenpächter von Below-Nerdin. 
Im 1. Geschäftsjahr traten weitere 19 Mitglieder ein, so dass der Genossenschaft jetzt 53 Mitglieder 
mit einer Haftsumme von 337.400 Mark angehörten. 
Der Gesamtumsatz belief sich in den ersten 6 Monaten auf 122.112 Mark. Als erster Geschäftsraum 
diente ein einfenstriges Zimmer in der Steinstraße 8 neben der Druckerei Poettcke. Schon im 
Oktober 1898 konnten in der Brüderstraße 17 insgesamt acht Geschäftsräume gemietet werden. 
Im 4. Geschäftsjahr betrug der Umsatz bereits 1.813.519 Mark. Gleichzeitig erhöhte sich die 
Mitgliederzahl auf über 100. Schon im Frühjahr 1903 kaufte der Verein das Haus Markt 22 
(Eckhaus Westseite Markt -Keilstraße) und baute es für 90.823 Mark zum Geschäftshaus aus. 
Im Herbst 1899 war auch das erste Kornlagerhaus (Silo) fertiggestellt. Es wurde mit staatlichen 
Mitteln gebaut und dann an den Verein verpachtet. Das Silo lag am südlichen Peeneufer kurz vor 
der Eisenbahnbrücke. Da der Baugrund hier vorwiegend aus einer 5 bis 8 Meter dicken Torf- und 
Moorschicht bestand, musste das Gebäude auf Pfählen errichtet werden. Dazu wurden etwa 900 
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Holzpfähle mit einer Länge von 12 Metern und einem Stammdurchmesser von 25 bis 30 
Zentimetern gerammt. Darauf wurde das Fundamentmauerwerk in einer Stärke von 3 Metern 
errichtet.
Das Kornhaus umfasste 8 Schüttböden, 12 Schächte und einen Dachboden für Transportband und 
Exhaustor. Das Fassungsvermögen lag bei 4.000 Tonnen. Ein 30 PS-Motor (Gas) trieb die 
Transportbänder und Maschinen an. Es wurde ein Anschlussgleis zur Staatsbahn und ebenfalls zu 
den beiden Kleinbahnen gelegt. An der Flussseite standen zum Be- und Entladen der Kähne ein 
Elevator und ein fahrbarer Kran. Das Bollwerk wurde auf 100 Meter befestigt und die Peene auf 
3,40 Meter ausgebaggert. Von der Stadt wurde eine feste Zufahrtsstraße gebaut. 
Im Juni 1904 kaufte der Verein dann den Kornspeicher vom staatlichen Fiskus für 270.000 Mark, 
denn viele Mitglieder ließen ihre Gelder für geliefertes Getreide bei 4 Prozent Zinsen stehen, so 
dass der Verein schon bald über ein Guthaben von 1,5 Millionen Mark verfügte. Ab 1912 ging die 
Bedeutung des Vereins dann bereits über die Kreisgrenzen hinaus, als der Treptow-Demminer und 
der Jarmer Ein- und Verkaufsverein, der Ein- und Verkaufsverein Loitz, die Buttereigenossenschaft 
Dennin, die Molkereigenossenschaften Lassan, Anklam, Medow und Friedland und die Spar- und 
Darlehnskassen Görke, Japenzin und Benz Mitglied des Anklamer landwirtschaftlichen Ein- und 
Verkaufsvereins wurden. 
Ab 1906 wurde auch Kartoffelhandel betrieben, der bereits im 1. Jahr einen Umsatz von 103.000 
Zentnern brachte. 
Ebenfalls 1906 wurde die Maschinenabteilung (heute LIW) gegründet. Hier wurden 
landwirtschaftliche Maschinen verkauft und ab 1909 auch repariert. 
Verkauft wurden natürlich vor allen Dingen Düngemittel und Futtermittel.
Ab Februar 1907 gab es auch eine Abteilung Viehverwertung, die in der Bluthsluster Straße ihre 
Stallungen hatte.
Mit der immer größer werdenden Einwohnerzahl mussten natürlich auch die 
Versorgungseinrichtungen Schritt halten. Daher beschloss der Anklamer Magistrat den Bau eines 
Schlachthauses, das am 11. August 1887 mit der Arbeit beginnen konnte. Schon im ersten Monat, 
also vom 11. bis 31. August wurden im neuen Schlachthaus 25 Rinder, 9 Stück Jungvieh, 127 
Schweine, 303 Hammel und 66 Kälber geschlachtet. Als Schlachthofvorsteher wurde ein Herr 
Erdmann eingesetzt. Am 5. September 1887 erschien der Prenzlauer Bürgermeister mit einer 
Delegation zur Besichtigung des Anklamer Schlachthauses. In Gegenwart von Bürgermeister 
Peters, Kämmerer Wege, dem Baudeputierten Sprenger und Maurermeister Nagel führte Herr 
Erdmann die Gäste durch die neue Einrichtung. Die Anlage fand große Anerkennung und sollte 
dann auch beim Bau des Prenzlauer Schlachthauses beachtet werden. Die Schlachtung von 37 
Rindern, 25 Jungrindern, 256 Schweinen, 119 Kälbern, 345 Hammeln und 2 Pferden brachte eine 
Gesamteinnahme von 1.125,65 Mark. 
Inzwischen konnte der Anklamer Schlachthof, natürlich weiter ausgebaut und modernisiert, bereits 
sein 100-jähriges Bestehen feiern. 
Die Schaffung größerer Industriebetriebe brachte natürlich auch ein Anwachsen der Arbeiterklasse 
in unserer Stadt. Nach einer Auswertung des Anklamer Wohnungsanzeigers von 1868 betrug der 
Anteil der Arbeiter bereits 28 Prozent der gesamten Einwohnerschaft der Stadt. Trotzdem gab es bis 
gegen Ende des 19. Jahrhunderts noch keinen Vertreter der Arbeiterschaft in der Anklamer 
Stadtverordnetenversammlung. 
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40. Entwicklung der Arbeiterklasse in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts

Die wachsende Industrialisierung führte auch in Anklam, wie erwähnt, zur spürbaren Vergrößerung 
der Arbeiterklasse, die sich zum Schutz gegen die immer größer werdende Ausbeutung auch zu 
organisieren begann. Bei der Bildung von Gewerkvereinen ging es zunächst um die Sicherung der 
Versorgung in Krankheits- oder Todesfällen bzw. um eine Altersrentenzahlung. So lud zum Beispiel 
die Anklamer Zeitung vom 10. Oktober 1874 zu einer Volksversammlung ins Lokal der Witwe 
Borgwardt ein. Zur Teilnahme waren Arbeiter, Handwerker und deren Freunde aufgerufen. Es 
wollte über das Wesen und Wirken der Gewerkvereine nach Schultze-Delitsch mit ihren Kranken-, 
Begräbnis- und Altersversorgungskassen gesprochen werden. Man hoffte auf die Bildung eines 
solchen Gewerkvereins. 
Zu einer am Sonntag, dem 11. Oktober 1874 stattfindenden Versammlung beim Gastwirt Zornow in 
der Baustraße waren erneut alle Arbeiter eingeladen. Hier ging es um eine Sterbe- und Arbeitskasse, 
wofür ein Beitrag von 15 Sgr. zu zahlen war. 
Zur Gründung eines Vereins ist es anscheinend in beiden Fällen nicht gekommen. Trotzdem gab es, 
wie aus Anklamer Zeitungen des Jahres 1876 zu entnehmen ist, einen "Anklamer 
Gewerkverein",.der regelmäßige Versammlungen einberief, die in erster Linie der 
Beitragskassierung dienten. Dieser Verein, der nachweislich dem bürgerlich-liberalen Deutschen 
Gewerkverein von Hirsch-Dunker angehörte, unterhielt auch eine Invalidenkasse und gab dafür 
Versicherungsscheine heraus. Sofern jedoch ein Mitglied mit seinen Beiträgen länger als 6 Wochen 
im Rückstand war, galt er als ausgeschlossen und verlor alle Rechte. 
Am 10. September 1876 wurde das Stiftungsfest gefeiert, das auch mit einer Fahnenweihe 
verbunden war. Die Leitung des Vereins lag in dieser Zeit in den Händen des Schuhmachers 
Wilhelm Dettmann.
Danach hat es vermutlich eine Teilung gegeben, denn ab 3. November 1876 taucht dafür ein 
Anklamer "Ortsverein der Bürger und Arbeiter" auf. Dazu kam gleichzeitig ein "Ortsverein der 
Handwerker" dem nur Handwerker angehörten. 
Am 18. Januar 1877 gab der neu gebildete "Ortsverein der Bürger und Arbeiter" auch schon 
bekannt, dass durch Beschluss des Generalrates die Beiträge zur Krankenkasse ab 24. Februar 1877 
um 25 Prozent erhöht werden mussten. Als Ursache wurde der hohe Krankenstand im 
Gewerkverein angegeben. 
Als im Juni 1878 eine große Verbotswelle für Arbeitervereine und Verbrüderungen einsetzte, gab es 
auch unter den reaktionären Kreisen Anklams zahlreiche Stimmen, die das Verbot des "Ortsvereins 
der Bürger und Arbeiter" forderten. Doch der Verein blieb. Warum, das werden wir noch erfahren. 
Anders erging es dem Anklamer "Ortsverein des deutschen Tabakarbeitervereins". Er wurde am 7. 
Juni 1878 wegen Verstoß gegen den § 8 des Vereinsgesetzes vom 11. März 1874 verboten. Vorher 
hatte man bereits am 16. Oktober 1874 den hiesigen "Zweigverein des allgemeinen Maurer- und 
Steinhauervereins" mit der gleichen Begründung verboten. Beiden Vereinen warf man sozialistische 
bzw. kommunistische Propaganda vor. Für jede weitere Betätigung wurden Geldstrafen oder Haft 
bis zu 3 Monaten angedroht. Als Ursache für die Verbotswelle des Jahres 1878 sind die 
Attentatsversuche auf den Kaiser am 11. Mai und 2. Juni 1878 anzusehen. In dieser Situation zeigte 
sich recht deutlich die bürgerlich-liberale Haltung des Anklamer "Ortsvereins der Bürger und 
Arbeiter". Bekanntlich versuchte man von zentraler Seite die Attentatsversuche der SPD in die 
Schuhe zu schieben. Das nutzten auch die Mitglieder des Anklamer "Ortsvereins der Bürger und 
Arbeiter" für sich aus. Am 23. Juni 1878 brachte die Anklamer Zeitung die nachstehende 
verräterische Stellungnahme, die zur Reinwaschung des Vereins führte:

"Durch Ausschreitungen und Verirrungen der Sozialdemokraten sind zwei verabscheuungs- 
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und fluchwürde Attentate auf Sr. Majestät unseren vielgeliebten Kaiser in kurzen 
Zwischenräumen von wenigen Tagen verübt worden. In dem wir unser tiefstes und lebhaftes 
Bedauern über diese größliche und schmachvolle Tat, welche erwiesenermaßen von 
Mitgliedern der Sozialdemokratie verübt sind, hierdurch ausdrücken, erklären wir auf die 
gegen unsern Verein vielfach ausgesprochenen Verdächtigungen, dass wir weder mit der 
Sozialdemokratie, noch mit dem hier polizeilich geschlossenen Ortsverein des deutschen 
Tabakarbeitervereins Gemeinschaft haben. 
Unsere Vereine gehören zu der eingeschriebenen "Hülfekasse der deutschen Lithographen", 
welche ihren Mitgliedern Kranken-, Begräbnis- und Invalidengelder zahlt, aber keine Politik 
betreibt. Würden die betreffenden Herrn, die auf Veranlassung der Vereine hier gehaltenen 
Vorträge der Herrn Dr. Lippert und Julius Keller angehört haben, so würden dieselben 
dadurch eines anderen belehrt sein. Schließlich bemerken wir noch, dass der Zentralrat der 
deutschen Gewerkvereine im Vereine mit dem Verbands-Anwalt Herrn Dr. Max Hirsch, im 
Namen der von ihnen vertretenen nahezu 400 Gewerk- und Ortsvereine aus allen Gauen 
Deutschlands, zu welchen auch die beiden unterschriebenen Vereine gehören, an Sr. 
Majestät den Kaiser eine Adresse gerichtet haben, welche ihren Abscheu über die versuchte 
Tat Ausdruck gibt und den Wunsch ausspricht, dass die teure Gesundheit Sr. Majestät 
baldigst wieder hergestellt werden.

Anklam, den 17. Juni 1878
Der Ortsverein der Bürger und Arbeiter
Der Ortsverein der Handwerker"

Durch diesen Verrat an der SPD sicherte sich der Anklamer "Ortsverein der Bürger und Arbeiter" 
seine weitere Existenz. Gleichzeitig unterstützte er jedoch die immer lauter werdenden 
Bestrebungen zum Verbot der SPD.
Die Haltung dieses Vereins dürfte ein Beispiel dafür sein, wie leicht breite Teile des Volkes damals 
auf Grund ihrer mangelnden geistigen Bildung und fehlender gesellschaftspolitischer Klarsicht zu 
beeinflussen waren. Besonders nach dem 2. Attentatsversuch auf den Kaiser setzte in der 
reaktionären Presse eine wahre Hetzkampagne gegen die Sozialdemokratische Partei und ihre 
Funktionäre ein. Am 22. Juni 1878 erließ auch der Minister des Innern eine Verfügung an sämtliche 
Bezirksregierungen in der auf den Erlass vom 15. Juni 1876 verwiesen wurde, wonach 
Ausschreitungen der Sozialdemokratie gegenüber die Vorschriften des Vereinsgesetzes vom 11. 
März 1850 konsequent und mit allem Nachdruck anzuwenden waren. Wörtlich heißt es weiter:

"Inzwischen haben die verderblichen Lehren und Tendenzen der Sozialdemokratie sich 
immer mehr verbreitet und sind in Kreise eingedrungen, die für dieselben früher 
unzugänglich waren. Die sozialdemokratische Agitation in der Presse, in Vereinen und 
Versammlungen wird von Tag zu Tag heftiger und dreister und droht die Achtung vor 
Gesetzt und Obrigkeit, die Liebe zu König und Vaterland und die Grundlage der Gesittung, 
die Religion zu untergraben. Durch unablässige Angriffe auf die besitzende Klasse werden 
die Rechtsbegriffe verwirrt, Unzufriedenheit und Beunruhigung in immer weitere Kreise 
getragen und eine gedeihliche Entwicklung auf wirtschaftlichem Gebiete, nicht am 
wenigsten zum Nachteile der arbeitenden Klasse beeinträchtigt. Es ist Pflicht, derartigen 
Agitationen entschieden entgegenzutreten und zu diesem Zwecke von den zu Gebote 
stehenden gesetzlichen Mitteln, unter sorgfältiger Einhaltung der durch die Gesetze 
gezogenen Schranken, innerhalb derselben aber die an die Grenze des Zulässigen Gebrauch 
zu machen.

Minister des Innern
gez. Graf zu Schulenburg"
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Die Bezirksregierungen übersandten den Landräten eine Abschrift mit dem Hinweis der weiteren 
Bekanntgabe. Sie erfolgte am 22. Juni 1878 in der Anklamer Zeitung.
Das gab den Gegnern der Arbeiterklasse und besonders den reaktionären Anklamer Kreisen neuen 
Auftrieb, der sich besonders auf die Vorbereitung und Durchführung der Neuwahlen für den 
Reichstag auswirkte. 
Der neu gewählte Reichstag beschloss dann auch am 21. Oktober 1878 das "Gesetz der 
gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie" bekannt als "Sozialistengesetz". Damit 
war die SPD, die Arbeiterpartei verboten. In Anklam gab es zu diesem Zeitpunkt zwar noch keine 
Gruppe der SPD, trotzdem hat sich diese Zeit des Verbots auch auf die weitere Entwicklung der 
Anklamer Arbeiterklasse ausgewirkt. Wie im ganzen Lande, so wuchs auch in Anklam die Zahl der 
Arbeiter, die offen für ihre Rechte eintraten. Zur Beruhigung der Arbeiter sah sich die Regierung in 
diesen Jahren zum Erlass einiger Sozialgesetze veranlasst. Man hoffte, die Masse der Arbeiter so 
vom Klassenkampf abhalten zu können. Schon am 7. August 1877 waren Anklamer Gesellen, 
Gehilfen und Fabrikarbeiter vom Magistrat zur Diskussion eines Statutenentwurfs für eine 
Hilfskasse zur Unterstützung von Gesellen, Gehilfen und Fabrikarbeiter geladen worden. Dieser 
Entwurf sah bereits eine Pflichtversicherung vor. Sie wurde jedoch erst durchgesetzt, nachdem 1883 
das Gesetz über die Krankenversicherungen herausgekommen war. 1884 folgte das Gesetz über die 
Unfallversicherung. Danach erhielten unfallkranke Arbeiter von der 13. Woche eine Unterstützung 
und später eine kleine Rente. 1889 wurde schließlich noch ein Gesetz über die Altersversorgung 
und Invalidenversicherung erlassen. Danach erhielten Arbeiter über 70 Jahre nach 30-jähriger 
Beitragszahlung eine monatliche Rente von 8,50 Mark bis 15,95 Mark.  Die Beiträge waren je zur 
Hälfte vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu zahlen. Die Sozialgesetze brachten den Arbeitern also 
gewisse soziale Verbesserungen, doch es gab bei ihrer Durchsetzung auch Probleme. Im Punkt 14 
der Anklamer Stadtverordnetenversammlung von 13. Mai1892 wurden zum Beispiel die 
Abgeordneten darüber informiert, dass die Maurer- und Zimmererkrankenkasse auf Forderung der 
Maurer getrennt werden sollte. Da der Magistrat jedoch befürchtete, dass die getrennten Kassen 
nicht mehr rentabel bleiben würden, wurde der Antrag abgelehnt.
Wie aus einem Bericht der Anklamer Zeitung vom 21. September 1892 hervorgeht, bestand die 
gemeinsame Kasse der Maurer und Zimmerer auch noch zu diesem Zeitpunkt. Der Vorsitzende 
Albert Schleyer informierte hier die Mitglieder, dass er die Kassengeschäfte bis auf Weiteres 
wahrnehmen werde. Die Maurer hatten sich anscheinend nicht mit der Entscheidung der 
Stadtverordneten-Versammlung zufrieden gegen. Sie zählten schon seit Jahren zu den 
revolutionärsten Berufsgruppen in Anklam, so dass ihr Verein der Maurer und Steinsetzer schon 4 
Jahre vor dem Sozialistengesetz am 16. Oktober 1874 verboten worden war. Selbstverständlich 
versuchten sie nach Aufhebung des Sozialistengesetzes im Jahre 1890 bald wieder ihren 
Berufsverband zu bilden. 
Als 1898 in Anklam die ersten Gewerkschaften gebildet wurden, waren auch die Maurer dabei. In 
der Anklamer Zuckerfabrik wurden in dieser Zeit umfangreiche Um- und Erweiterungsarbeiten 
durchgeführt, so dass hier mehr als 50 Maurer auf einem Bau beschäftigt waren. Auf Initiative des 
Maurers Karl Rohde gründeten sie daher eine Gewerkschaftsgruppe des Zentralverbandes der 
Maurer Deutschlands. Als dann im Jahre 1905 der Bauunternehmer Nagel berechtigte Forderungen 
auf Lohnerhöhungen ablehnte, traten alle Maurer in einen Streik, der volle 26 Wochen dauerte. Man 
bildete eine Streikleitung, an deren Spitze die Maurer Albert Reich, Reinhold Utpadel und Karl 
Frank standen. Der Streik endete mit dem Sieg der Maurer. Der Stundenlohn wurde von 42 auf 
49Pfennige erhöht. Da es in der Stadt keine Streikbrecher gab, hatte sich Nagel Arbeitskräfte von 
außerhalb geholt. Dazu war natürlich ein großes Polizeiaufgebot notwendig. Obwohl die 
Streikbrecher Tag und Nacht von der Polizei bewacht wurden, kamen sie nicht ungerupft davon. 
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Auf die Dauer wurde das der Firma Nagel doch zu teuer, so dass er nachgab und der Lohnerhöhung 
zustimmte. 
Auch die Schriftsetzer, Holz- und Metallarbeiter hatten inzwischen ihre Berufsverbände gebildet. In 
der Möbelfabrik Oldenburg gründete der Genosse Franz Junker 1901 eine Gruppe des 
Holzarbeiterverbandes. Auch hier kam es, als Oldenburg es wagte, die Löhne abzubauen, 1905 zu 
einem Lohnstreik. Doch Oldenburg hatte einen tüchtigen Werkmeister, der sich schnell neue 
Tischler suchte, so dass die Arbeit schon sehr bald wieder weiterging. Als die Arbeiter darauf vor 
der Fabrik Streikposten aufstellten, forderte Oldenburg Polizei an. Trotzdem wollte er seine alten 
Tischler nach 3 Wochen wieder einstellen, doch sein Werkmeister hielt ihn davon ab. Daher 
schlossen sich kurzerhand 10 Tischlergesellen zusammen und gründeten die Möbelfabrik "Greif" 
auf dem Peendamm. 
Am Schwersten hatten es in dieser Zeit jedoch die ungelernten Arbeiter. Ihre Arbeitszeit betrug im 
Durchschnitt täglich 12 bis 14 Stunden bei einem Wochenlohn von 8 bis 12 Mark. In der Anklamer 
Zuckerfabrik mussten sie in der Kampagne oft sogar 84 Stunden in der Woche arbeiten. Auf 
Arbeitsschutz wurde kaum geachtet. Überstundenzuschläge für Sonn- und Feiertage wurden nicht 
gezahlt, und an Urlaub war gar nicht zu denken. Es war daher nicht verwunderlich, wenn gerade die 
ungelernten Arbeiter nach Möglichkeiten zur Verbesserung ihrer Lage suchten. Sie hatten vielfach 
erkannt, dass man nur durch gemeinschaftliche Aktionen etwas erreichen konnte. Doch in den 
bestehenden Berufsverbänden herrschte damals ein gewisser Zunftgeist. Ungelernte Arbeiter 
wurden nicht aufgenommen. Darum gründeten die Anklamer Fabrikarbeiter im Jahre 1900 ihren 
eigenen "Verband der Fabrik-, Land- und gewerblichen Hilfsarbeiter Deutschland, Zahlstelle 
Anklam". Zu den Mitbegründern gehörten die Arbeiter Johann Bernoteit, Albert Krüger, Emil 
Seefeldt, Wilhelm Heitmann und Friedrich Arndt. Bis Ausbruch des 1. Weltkrieges zählte der 
Verband etwa 50 Mitglieder. Sie hatten sich, wie auch die übrigen Berufsverbände, den "Freien 
Gewerkschaften" angeschlossen. 
Trotz oftmals unterschiedlicher Ansichten kam es in dieser Zeit auch schon zu gemeinsamen 
Aktionen der Gewerkschaftler unserer Stadt. So fand am 11. Januar 1903 im Albrecht'schen Lokal, 
Breite Straße 22 eine öffentliche Gewerkschaftsversammlung statt, die zur Gründung des Anklamer 
Konsums führte. Alle 32 anwesenden Versammlungsteilnehmer wurden Mitglied und zahlten einen 
Genossenschaftsanteil von 30 Mark ein. Vorsitzender wurde der Tischler Max Baehr. Zum Vorstand 
gehörten darüber hinaus der Maurer Karl Frank als Kassierer und der Zimmermann Erdmann 
Jahnke als Schriftführer. Damit schufen sich die Anklamer Arbeiter eine Massenorganisation, mit 
deren Hilfe sie sich allen Behinderungen und Schwierigkeiten zum Trotz mehr und mehr vom 
privaten Handel freimachten. Zunächst spielte sich der Verkauf in der Wohnung von Max Baehr ab, 
bis es gelang, in der Peenstraße 39 Geschäftsräume zu mieten. Die erste Verkaufsstellenleiterin war 
eine Frau Steffen. Als sich die Henk'sche Dampferlinie auf Veranlassung einiger Anklamer 
Kaufleute weigerte, die Waren des Konsumvereins zu befördern, holten die Anklamer 
Konsummitglieder ihre Waren mit einem LKW von Stettin. So überwand die Entschlossenheit der 
Mitglieder alle Schwierigkeiten und überstand auch die schweren Kriegsjahre von 1914 bis 1918. 
Wie wir hörten, hatten sich die Anklamer Arbeiter gegen Ende des 19. Jahrhunderts doch schon auf 
die verschiedenste Art organisiert. Doch es fehlte noch immer eine Gruppe der Arbeiterpartei. Es 
gab zu Beginn des 20. Jahrhunderts zwar auch schon eine Gruppe, die mit der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands sympathisierte und die Gründung einer Anklamer 
Ortsgruppe fordert. Dazu setze Anfang des Jahres 1904 eine umfangreiche Werbeaktion ein, und am 
3. Oktober 1904 konnte dann die Ortsgruppe der SPD-Anklam gegründet werden. Zu den 
Mitbegründern gehörten die Genossen Emil Böttcher, Karl Krauel, Hermann Maahs und Albert 
Reich. Schon nach kurzer Zeit zählte die Gruppe etwa 100 Mitglieder. Damit begann für die 
Anklamer Arbeiter die Zeit des organisierten politischen Kampfes. Doch dieser Kampf war hart und 
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schwer.

41. Zur Kultur- und Sportarbeit

Die 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts brachte auch eine umfangreiche Entwicklung der Kultur- und 
Sportarbeit. Schon im Wohnungsanzeiger des Jahres 1868 werden drei gesellige Vereine für Anklam 
erwähnt. Man nannte sie damals Ressourcen. 
Entsprechend dem herrschenden Standesdünkel gab es zunächst die "Ressource als Versammlung 
für Damen und Herrn". Sie erfasste die vornehmste Anklamer Schicht. Die Mitglieder trafen sich zu 
Theater- und Konzertveranstaltungen im Sommer in Hellwig's Garten und im Winter in der 
"Goldenen Traube" und in Böhmers Hotel. Der dritte gesellige Verein war dann die "Bürger-
Ressource". Ihre Mitglieder trafen sich in der Gaststätte der Witwe Borgwardt und im 
Schützenhaus. Für entsprechende Veranstaltungen sorgten die Gastwirte. So brachte zum Beispiel 
das "Anklamer Kreis- und Volksblatt" vom 26. März 1870 folgende Einladung der Gaststätte 
"Deutsches Haus": "Sonntag, den 27. des Monats ein Extra-Konzert von der Weinberg'schebn 
Kapelle. 
Programm:
1. Abteilung: 1. Festouvertüre von Leutner

2. Frühlingserwachen von Bach
3. Arie aus der Oper "Torquate Tasso" von Donizetti
4. Serenade von Titl - Solo für Horn und Flöte
5. Dorfschwalben aus Österreich von Strauß

2. Abteilung: 1. Ouvertüre zur Oper "Wilhelm Tell" von Rossini
2. Der Carneval von Venedig, solo für Trompete
3. Ouvertüre zur Oper "Dichter und Bauer" von Suppé
4. Variations sur deux Theimes Russe et Ecossaise,

Solo für Vionincello
5. Finale aus der Oper "Die Zauberflöte" von Mozart

Anfang: 7 Uhr Entree: 2 1/2 Sgr.
Nach dem Konzert: Tanz - Assemblee

H. Unruh"
Die gleiche Zeitung lud zu Sonnabend, dem 26. März, abends 7 Uhr zu einem Konzert in den Saal 
des Herrn Böhmer ein. Es hieß darin:
"Concert von Fräulein Gustava Still und dem Pianisten Albert Bratfisch unter gütiger Mitwirkung 
der Kapelle des Herrn Weinberg. 
Programm: 1. Ouvertüre zu "Dichter und Bauer" von Suppé

2. Arie aus "Figaros Hochzeit" von Mozart
3. Klavier Solo
4. Rheinisches Lied von Mendelsohn
5. "Ungeduld" von Schubert
6. Finale aus der "Zauberflöte" von Mozart
7. Arie aus "Der Freischütz" von Weber
8. Klavier Solo
9.  a) "Des Glockenthürmers Töchterlein" von Loewe

b) "Frau Nachtigall" von Marschner
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c) "Liebchen, so bist ..." von Marschner
Nach obigem Concert Abendessen a la Carte (Wild - Schweinskopf) wozu ich mir erlaube, 
ergebendst einzuladen. Böhmer"
Nicht immer klappte alles, wie vorgesehen. Besonders das Wetter machte bei Gartenkonzerten 
manchmal einen Strich durch die Rechnung. Auch dafür ein Beispiel aus der Anklamer Zeitung 
vom 27. Mai 1869:
"Schützenhaus 
Nachdem das zu Mittwoch, den 19. Mai von mir angekündigte 

Große Doppel-Concert
für Streich-, Horn- und Janitscharen-Musik abwechselnd von der Greifswalder Stadtkapelle und der 
ganzen Militärkapelle des Pommerschen Jäger-Bataillons Nr. 2 (in Uniform) ausgeführt, zu meinem 
Bedauern infolge der ungünstigen Witterung telephonisch von beiden Musikdirigenten abbestellt 
worden ist, so hab ich mit denselben jetzt das Übereinkommen getroffen, dass das Concert unter 
allen Umständen und bei jeder Witterung bestimmt am Mittwoch, dem 2. Juni 1969, nachmittags 3 
1/2 Uhr stattfindet, und lade ich deshalb zu recht zahlreichem Besuch aufs Neue ergebendst ein. 
Alles Nähere, wie bereits bekannt gegeben.

W. Diedrich
Schützenwirt"

Anscheinend aber waren die Anklamer auch ebenso begeisterte Theaterbesucher. Darüber schrieb 
die Anklamer Zeitung vom 5. August 1874:
"Theater - Das Interesse des hiesigen Publikums an den Vorstellungen unserer kleinen 
Sommerbühne ist in einem solchen Maße auf gleicher Höhe geblieben, dass wir nicht umhin 
können, unser gutes Anklam für ein recht kunstsinniges Städtchen zu halten ...

Sommer-Theater
(im Garten des Herrn Franke)"

Doch die Anklamer betätigten sich auch selber kulturell. So gab es 1868 schon 2 Gesangvereine. Es 
waren: 

1. der Düllel'sche - Männergesangverein und
2. der Neumann'sche gemischte Gesangverein.

Beide Chöre treffen sich regelmäßig in der allgemeinen Stadtschule. 
Bis Anfang des 20. Jahrhunderts gab es eine Reihe weiterer Kultur- und Unterhaltungsvereine, wie 
den "Verein der Gemütlichkeit". Er organisierte entsprechende Veranstaltungen, wie zum Beispiel 
Maskenbälle. Schon seit 1860 bestand ein Verein "Concordia", der regelmäßige 
Tanzveranstaltungen und Vergnügen organisierte. 1880 hatte man den "Dilettantenverein Heiterkeit" 
gegründet. Daneben gab es einen "Club Gambrinus", einen Anklamer Konzertverein, eine 
Kammermusik-Vereinigung und einen "Anklamer Leseverein".
Auch für die Erwachsenen-Bildung wollte man etwas tun. Darum wurde 1910 der "Anklamer 
Bildungsverein" gegründet. Anscheinend waren die Anklamer daran jedoch nicht gleich so stark 
interessiert. Darüber berichtete der Vorsitzende des Anklamer Lehrervereins der Lehrer Maaß im 
Heimatkalender des Jahres 1920:
In Berlin bestand die Gesellschaft für Volksbildung bereits Seit 1871. Im August des Jahrs 1909 
meldete sich diese Gesellschaft bei ihm, mit der Bitte, eine Versammlung zur Gründung eines 
Bildungsvereins in Anklam zu organisieren und vorzubereiten. Zur Versammlung erschienen jedoch 
fast nur Lehrer, die bereits Mitglied des Lehrervereins waren. Andere Schichten, besonders größere 
Kreise aus dem Volke blieben aus. Die Lehrer Maaß und Block nahmen daher die weitere Werbung 
in die Hand und fanden im Stadtrat Rühl einen aktiven Mitstreiter. Sie stellten sich die Aufgabe, die 
wichtigsten Vereine zusammenzuschließen und die freiwillig Volksbildungsarbeit in die Hände des 
Verbandes zu legen. 
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Am 17. September 1909 versammelten sich in der Loge die Vorstände von Vereinen und Vertreter 
von Schulen. Im Ergebnis wurde ein Ausschuss zur Förderung des Bildungswesens gebildet. 
Am 17. Januar 1910 erfolgte dann die Gründung des "Anklamer Bildungs-Vereins". Zum Vorstand 
gehörten: Seminarlehrer Block, Oberlehrer Dr. Eichhoff, Seminardirektor Engler, Schlossermeister 
Genz, Pastor Karehnke, Oberlehrer Lietzau, Bankvorstand Rohde und Stadtrat Rühl sowie der 
Lehrer Maaß. 
Im Punkt 1 der Satzung hieß es:
"Zweck des Vereins ist die Verbreitung allgemeiner Bildung durch Vorträge, durch Veranstaltungs- 
und Unterhaltungsabende, durch Unterstützung und Pflege der Volksbücherei und durch Errichtung 
einer Lesehalle."
Was hatte dieser Verein nun zu bieten?
Er hatte bis 1920 also in 10 Jahren insgesamt 43 Veranstaltungen organisiert. Man beschäftigte sich 
zum Beispiel 1911 mit dem Leben und Wirken der großen Maler Albrecht Dürer und Ludwig 
Richter. 1913 standen das "Völkerschlachtdenkmal" und "Das Kleinleben des Meeres" auf der 
Tagesordnung. 1915 hieß es: "Nordpolfahrt bei Kriegsbeginn". Hier führte die Reise von der 
französischen Küste über englische Häfen nach Island und Spitzbergen. Dann folgten 
Lichtbildervorträge aus Teilen Europas, die Kriegsschauplatz waren, zum Beispiel Verdun, die 
Argonnen, der Kanal und die Ostküste Englands, Finnland, das Land der tausend Seen, der Balkan 
und Ungarn. 1919 gab es einen Vortrag über "Staatsbürgerliche Grundbegriffe". Aber man hielt 
auch 2 Vorträge über "Theodor Storm und seine Dichtungen". Ebenso kamen Bauinteressenten zu 
ihrem Recht mit dem Vortrag "Pommersche Bauart einst und jetzt". 9 Abende waren der heiteren 
Muse gewidmet. Es gab Fastnachtsabende oder man machte sich mit "Hans Sachs" bekannt, bzw. 
ließ sich Wilhelm Busch's „ Plisch und Plum " vortragen. 
Der Volksbildungsverein schaltete sich beim Bücherverkauf ein und veranlasste den preiswerten 
Verkauf ausgewählter Schriften auf dem Jahrmarkt. 
Der Verein hatte zeitweilig 350 Mitglieder, die einen monatlichen Beitrag von 0,50 Mark zahlten. 
Eine ähnliche Entwicklung wie in der Kulturarbeit gab es auch im Sport. Die eigentliche Sportarbeit 
begann in Anklam mit der Gründung des Anklamer Turnvereins. Doch schon am 9. Juli 1843 hatte 
der Anklamer Magistrat der Stadtverordnetenversammlung eine Vorlage zur Errichtung einer 
Turnanstalt vorgelegt. Darin hieß es wörtlich:
"Da die heranwachsende Generation bei dem Mangel an Gelegenheit, die Körperkraft zu üben, in 
körperlicher Beziehung nicht das zu werden verspricht, was die Väter derselben waren, so muss 
alles aufgeboten werden, um die Turnplätze, welche zugleich eine vorzügliche Vorbildung für den 
Soldatenstand darbieten, möglichst an allen öffentlichen Schulen wieder einzurichten."
Im August 1843 begann man die Sandkuhle hinter dem Schützenhaus als Turnplatz herzurichten. 
Unter der Leitung des Korrektors der höheren Stadtschule Kretschmer, der einmal beim Turnvater 
Jahn ausgebildet wurde, begannen die Schüler darauf mit dem Turnunterricht. 1846 übernahm dann 
der Lehrer Wittenhagen das Turnen. 1861 wurde der Turnunterricht schließlich auch auf alle 
Knabenklassen der allgemeinen Stadtschule ausgedehnt. 
Schon im Sommer 1856 führte Rektor Hülsen das Turnen in der höheren Töchterschule ein. 
Turnlehrerin war hier ein Fräulein Heckert. Die Schule erhielt neben dem Schulgebäude einen 
eigenen kleinen Turnplatz. 
Im Sommer klappte alles ganz gut. Doch der Winter ließ ein Turnen im Freien kaum zu. Daher 
nutzten die Schüler der höheren Stadtschule bis Ostern 1847 einen Raum, der zur "Kirche zum 
heiligen Geist" gehörte. Doch der Raum war ungeeignet. Vom Dezember 1848 bis Ostern 1849 
turnten die Schüler des neu gegründeten Gymnasiums nach Vermittlung durch ihren Direktor 
Gottschick im Saale des neuen Stiftsgebäudes in der Leipziger Allee. Doch als das Gebäude dann 
Frauengefängnis wurde, war es auch hier wieder mit dem Turnen vorbei. 
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Vom 5. Januar 1861 bis Ostern 1880 wurde im Saale des Gastwirts Woserow, dem später Gastwirt 
Krüger als Besitzer folgte, in der Breiten Straße 22 geturnt. 
Schon am 4. April 1865 wurde in einer Ministerial-Verfügung auf die Notwendigkeit zum Bau von 
Turnhallen hingewiesen. Der Anklamer Magistrat hatte jedoch schon am 19. November 1864 den 
Bau einer städtischen Turnhalle beschlossen. Als Bauplatz wurde eine Fläche Ecke Leipziger Allee 
gegenüber dem Schützenhaus festgelegt. Der Bau verzögerte sich dann jedoch noch so, dass die 
Eröffnung der fertigen Turnhalle erst am 2. April1881 erfolgen konnte. Die Halle hatte eine Länge 
von 30 Meter, war 14,15 Meter breit und 5 Meter hoch. Die Baukosten, einschließlich der Geräte, 
betrugen 17.500 Mark. Das Gebäude steht noch heute und wird vom VEB Waagenbau genutzt. 
Bereits am 19. Dezember 1856 hatte der Anklamer Kalkulator Ulrich den ersten Männer-Turnverein 
gegründet. Man turnte in dem später abgebrannten Saal des Gastwirts Stuhr in der Breiten Straße. 
Der Verein konnte sich jedoch nicht halten und wurde 1859 aus Mangel an Mitgliedern wieder 
aufgelöst. 
Kalkulator Ulrich, Turnlehrer Wittenhagen und Rektor der höheren Töchterschule Hülsen bereiteten 
darauf eine Neugründung mit dem nachstehenden Aufruf vor: 
"Fast jede Stadt in Deutschland, Preußen, Pommern besitzt schon einen Turnverein, in welchem 
junge Männer ihre Kraft und die Handhabung der Waffen üben, um so weit es an ihnen ist, sich auf 
dem Stand der Gesundheit zu erhalten, andererseits auch dazu beizutragen, dass das Volk 
Deutschlands, Preußens in den kommenden großen Kämpfen stark, wehrhaft und einig gefunden 
werde, damit es nicht schmählich unterliege, wie in Zeiten, deren Abwendung jeder Deutsche, jeder 
Preuße wohl aus dem Grund seines Herzens wünscht. Anklam ist noch immer in der Turnsache 
zurück, schon vor 5 Jahren gründete sich hier ein Turnverein, der kam nicht zur, Blüte, denn damals 
galt das Turnen in den Augen vieler als Demagogie und diesem Urteil glaubten sich viele entziehen 
zu müssen, wenn gleich sie vernünftiger dachten, sie blieben aber der Turnsache fremd und der 
Turnverein hörte aus Mangel an Mitgliedern selbst auf. 
Jene Zeiten sind überwunden, es kann also mit Ernst und freier Überzeugung an die 
Wiederaufnahme alter Ideen gedacht und hier wieder ein Turnverein ins Leben gerufen werden, von 
dem wir ein längeres Bestehen und erfolgreiches Wirken zu erwarten berechtigt sind, weil die 
Notwendigkeit allgemeinen Turnens nicht allein von der Staatsregierung und insbesondere Sr. 
Majestät, dem Könige, sondern auch von allen Volksschichten erkannt ist, so dass es sich bereits 
eine gewaltige Bahn gebrochen hat. 
Zur Besprechung über die Gründung eines Turnvereins in Anklam ersuchen wir die Herrn, sich 
gefälligst am Sonntag, dem 1. September des Jahres nachmittags 3 1/2 Uhr im Saale des Herrn 
Siedmann, Burgstraße einzufinden. 
Allen jungen Männer, denen noch der Soldatenstand in Aussicht steht, wird im künftigen 
Turnverein Gelegenheit geboten, vieles von demjenigen zu erlernen, was sie später auf Befehl 
erlernen müssen. Wir bemerken schließlich, dass im künftigen Verein das Hieb- und Stoßfechten 
mit blanker Waffe auf vielseitigen Wunsch besonders gelehrt und geübt werden soll."
Diesen Aufruf vom 20. August 1861 haben unterschrieben: Rektor Hülsen, Turnlehrer Wittenhagen, 
Kalkulator Ulrich, Bürgermeister Kirstein und Stadtverordnetenvorsteher Wendorff. 
Die Versammlung am 1. September 1861 war dann von über 40 Personen besucht. Der Turnverein 
wurde gegründet, die Statuten beraten und genehmigt und der 1. Vorstand gewählt. 
Vorsitzender: Wittenhagen, Lehrer an der höheren Stadtschule
Beisitzer: Johann Müller, Assessor
Beisitzer: Silberstein, Kaufmann - Stadtrat
Kassenwart: Albert Katter, Brauereibesitzer
Schriftführer: Ulrich, Kalkulator
Turnwarte: Straube, Ohnesorge, Briegleb
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Gerätewarte: Baldamus, Schulze
Turnlokal wurde der Woserow'sche Saal in der Breiten Straße. Und diesmal ging es voran mit dem 
"Anklamer Turnverein 1861". Schon bis Oktober 1861 erhöhte sich die Zahl der Mitglieder von 45 
auf 129. 
Auf der Generalversammlung am 11. Dezember 1861 wurden Statutenänderungen beraten und 
genehmigt. Unter anderem wurde der Stiftungstag auf den 18. Oktober festgelegt. Alljährlich sollte 
an diesem Tage ein Marsch durch die Stadt erfolgen. Freudenfeuer und Feuerwerke sollten folgen. 
Der Tag war dann mit einem gemeinsamen Abendessen abzuschließen. Das Turnlokal wurde in den 
Steinert'schen Saal auf dem Peendamm verlegt. Am 22. Februar 1862 gab es auch schon den ersten 
Turnerball im Böhmer'schen Saale. 
Zur Gründung des Turnvereins wurde eine "schwarz-rot-goldene" Fahne angeschafft, die jedoch 
später nicht als Vereinsfahne galt, denn am 8. Juli 1862 besuchten die Anklamer Turner ein Turnfest 
in Demmin mit einer einfachen "rot-weißen" Fahne. Demminer Frauen schmückten sie und nähten 
aus Eichenlaub den Namen "Anklam" auf das Tuch. Das gab den Anstoß zur Schaffung einer neuen 
würdigeren Vereinsfahne. Frauen und Jungfrauen Anklams erließen dazu am 24. August 1862 einen 
Aufruf zur Schaffung einer solchen Fahne, der unterschrieben war von Auguste Billerbeck, Pauline 
Peters, Auguste Silberstein, Modesta Ulrich, Lina Könkow, Auguste, Reichel, Toni Rösler und 
Laura Westphal. 
Schnell wurde darauf mit der Arbeit begonnen, so dass die Fahne schon auf dem 2. Stiftungsfest am 
18. Oktober 1862 übergeben werden konnte. 
Über dieses Stiftungsfest konnte man in alten Vereinsakten lesen: "Abends 6 Uhr marschierten der 
Verein und alle Gäste durch die Straßen der Stadt zum Exerzierplatz zum Abbrennen des 
historischen Oktober-Feuers und eines Feuerwerkes. 
Die Feuer wurden von Musik und Gesang umrahmt. Die Festrede hielt Konrektor Ohnesorge. 
Tausende aus der Stadt und Umgebung hatten sich dem Festumzug angeschlossen. Mit Fackeln 
bewegte sich der Festumzug zurück zum Vereinslokale, wo ein gemütliches Beisammensein den 
Tag beschloss."
Am Sonntag, dem 19. Oktober 1862 versammelte sich der Verein nachmittags um 3 Uhr auf dem 
Neuen Markt zur Fahnenweihe. Dazu waren Vereine aus Greifswald, Wolgast, Demmin, Stettin, 
Jarmen, Barth und Ueckermünde erschienen. Ebenfalls waren Vertreter des Magistrats und der 
Stadtverordnetenversammlung zugegen. 
Mit Musik ging es zum Hellwig'schen Saale, wo die Frauen und Jungfrauen im Festschmuck 
warteten. 
Fräulein Laura Kühne übergab die seidene Fahne mit einem Gedicht, das Fräulein Billerbeck, die 
Tochter des inzwischen neu gewählten Vereinsvorsitzenden Billerbeck geschrieben hatte. 

"Der Geist des deutschen Volkes ist erwacht,
die Schwingen zu entfalten will er wagen,
denn holdes Morgenrot strahlt durch die Nacht,
einst wird es herrlich über Deutschland tagen.

Und was da klingt in allen deutschen Gauen,
was uns're alten Eichen mächtig rauschen
das tönt auch an die Herzen deutscher Frauen
auch sie versteh'n den Weh'n der Zeit zu lauschen.

Sie haben fromm euch einen Kranz gewunden
als Sinnbild deutscher Kraft und Treu,
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daß, die ihr frisch und fröhlich euch verbunden,
daß eure freie Schar sich dran erfreu'.

Ja, schaut auf zu jenen heil'gen Zeichen,
die, frisch, fromm, fröhlich, frei voran euch leuchten,
wie schön schlingt sich um sie der Kranz der Eichen,.
Symbol der Treue, derer, die ihn reichten.

So nehmt denn hin aus meinen Händen,
was Frauenhand für euch geschafft,
nehmt hin die Gabe, die wir freudig spenden,
daß deutsche Lieb' sich eine in deutscher Kraft."

Damit übergab sie die Fahne. Der Vorsitzende Justizrat Billerbeck sprach den Frauen den 
gebührenden Dank aus. Ein vierfaches "Hoch" auf den König, die Verfassung, das deutsche Turnen 
und die holden Geberinnen schloß die Fahnenweihe ab. Dann bewegte sich der Festumzug zum 
städtischen Turnplatz, wo ein öffentliches Schauturnen stattfand. Es war für die Anklamer Turner 
der erste öffentliche Auftritt, doch sie zeigten bereits gute Leistungen. 
Am 4. November 1862 beschloß die Generalversammlung die Bildung eines Gesangvereins aus den 
Reihen der Turner. 
1863 wurde das Turnlokal auf dem Peendamm aufgegeben und in den Krüger'schen Saal (früher 
Woserower Saal) Breite Straße 22 verlegt. Am 1. Mai 1863 fuhren die Turner Brehmer, Dührkoff, 
Heerhaber, Holtz, Katter, Neumann, Schönfeld, Schrape, Seydler, Silberstein, Voigt und 
Wittenhagen zum 3. deutschen Turnfest nach Leipzig und nahmen dort aktiv an den 
Turnwettkämpfen teil. 
Am 12. Juli 1863 wird das Turnlokal erneut gewechselt. Man schließt einen Vertrag mit dem 
Schützenhaus ab. 
Im Winter 1864/65 gab es neben geselligen Abenden auch mehrmals Vorträge, wie: "Wie erhält man 
sich jung?" oder "Uhland" bzw. "Theodor Körner". 
Der Krieg gegen Österreich 1866 hemmt die Arbeit des Vereins. Ein Teil der Mitglieder ist 
einberufen. Da in Anklam eine Verwundeten-Station eingerichtet wurde, übernahm der Turnverein 
die Pflege und den Transport der Verwundeten. 
Auch nach Beendigung des Krieges geht die Zahl der Mitglieder weiter zurück. Im Herbst 1866 
wurde ein Aufruf zum "Zöglingsturnen" erlassen. Er fand Anklang. Die Jugendturner, die noch nicht 
Mitglied des Vereins werden konnten, kamen aus den Reihen der schulentlassenen Jugendlichen. 
Sie erhielten freien Turnunterricht. 
Am 3. Dezember 1867 sprach der Turner Rühl über "Die Geschichte der Leibesübungen".
1869 hatte Anklam das Pommersche Kreisturnfest vorzubereiten. Der Verein hatte zu dieser Zeit 57 
Mitglieder. Eine Turnwerbeveranstaltung mit Schauturnen unter der Leitung des Greifswalder 
Turnlehrers Range brachte 15 neue Mitglieder. 
Am11. Juni 1869 wurde dann das Pommersche Kreisturnfest in Anklam durchgeführt. Der 
Vorsitzende Silberstein und der Beisitzer Gundlach hatten kurz vorher aus persönlichen Gründen 
ihre Ämter niedergelegt. Trotzdem bereitete das Festkomitee alles vor. Am 10. Juni 1869 begrüßte 
der Turner Hugo Rühl dann alle Gäste im Borgward'schen Saale. 
Der 11. Juli begann dann mit einem großen Weckruf und einem Frühkonzert, an dem auch der 
Dümmel'sche Männergesangverein teilnahm in Bluthslust. Um 8 Uhr trafen sich dort als 
Festteilnehmer 78 Mitglieder des Anklamer Vereins und 181 auswärtige Turner aus 20 Vereinen 
zum Festturnen. 
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Bürgermeister Gräfe hielt eine Begrüßungsansprache. Es folgten Festlieder und Vorträge des 
Männer-Gesangvereins. 
Um 3 Uhr versammelte man sich zum Festumzug auf dem "Neuen Markt". Mit Musik bewegte sich 
der Festumzug durch die festlich geschmückten Straßen, in denen sie mit Blumen überschüttet 
wurden. Der Weg führte zum Turnplatz. 
Hier sang man gemeinsam das Festlied und dann hielt Kreisgerichtsrat Wuthenow aus Greifswald 
die Festrede. 
Es folgte das Turnen unter der Leitung des Festturnwarts Range. Die Siegerehrung nahm dann der 
älteste Turner, Kreisgerichtsrat d.D. Schnitter aus Stralsund vor. 
Am Abend traf man sich zu einem großen Fest im Schützenhaus. Am Montagnachmittag 
versammelten sich die Teilnehmer nochmals zu einem Konzert in dem zur Katter'schen Brauerei 
gehörenden Garten. 
Durch den Krieg 1870/71 gegen Frankreich ging die Zahl der Mitglieder wieder spürbar zurück, 
doch bis 1873 war diese Schlappe praktisch wieder überwunden. Im Juni 1876 wurde erneut ein 
Gau-Turnfest in Anklam durchgeführt. Der Anklamer Turner Putzar fuhr dann zum internationalen 
Wetturnen nach Venedig. 
Die Mitgliederzahl hatte sich bis Oktober 1876 wieder auf 113 erhöht. Im Januar 1880 organisierte 
der Verein eine Veranstaltung zum Besten der hiesigen Kinderbewahranstalt. Neben einem 
Schauturnen wurde auch ein patriotisches Schauspiel "Turnvater Jahn und sein Geist" aufgeführt. 
107,50 Mark konnten der Kinderbewahranstalt als Spende übergeben werden. 
Am 2. April 1881 konnte dann auch die neue Turnhalle Ecke Leipziger Allee eröffnet werden. Der 
Männerturnverein durfte dort an drei Abenden in der Woche turnen. 
Ab 1. Februar 1885 wurde das Fuchs`sche Lokal dann Vereinslokal. Es wurde mit Vereinsbildern 
geschmückt und dort auch die Vereinsbibliothek aufgestellt. 
Am 1. Februar 1885 sprach hier das Mitglied Helke über die Geschichte der Turnerei von den 
Zeiten der Griechen bis zur Gründung der deutschen Turnerschaft (1860). 
Am 1. September 1886 konnte der Verein dann schon auf sein 25-jähriges Bestehen zurückblicken. 
Auf der Jubiläumsfeier wurden Dr. H. Rühl, der Postsekretär Schünemann, Turnlehrer Wittenhagen, 
Sattlermeister August Kühne, Stadtrat Katter und Rentier Neidel zu Ehrenmitgliedern des Vereins 
ernannt. 
Auch das 50. Jubiläum konnte noch vor Ausbruch des 1. Weltkrieges am 1. September 1911 
feierlich begangen werden. 
Der "Anklamer Männerturnverein 1861" blieb natürlich nicht die einzige Sportvereinigung der 
Stadt. Bis 1910 gab es bereits 9 Sportvereine. Dazu gehörten der "Turnverein Eiche", 2 
Athletenklubs, der Verein Anklamer Fechtschule, ein Ruderklub, der Ballsport-Klub-Preußen, ein 
Schachklub und der Anklamer Radfahrer-Verein. Leider hatten dabei oftmals nur die reicheren 
Bürger der Stadt die Möglichkeit zur Teilnahme an den verschiedenen Sportarten. Das galt auch für 
den 1893 gegründeten Anklamer Radfahrer-Verein. Dieser Verein konnte am 28. August 1898 eine 
eigene Radrennbahn einweihen. Sie lag im Gelände des heutigen Stadtwaldes. Die Bahnlänge 
betrug 333 1/3 Meter, die Breite 6 Meter bzw. u Meter mit Kurvenüberhöhungen von 2,50 Meter. 
Die Bodenbedeckung bestand aus gestampftem mit Schlacken und feinem Kies vermischtem Lehm. 
Sogar eine kleine Tribüne wurde gebaut. Innerhalb der Bahn hatte man einen Musikpavillon und 2 
kleine Zierfischteiche angelegt. Den Bau hatten besonders die Offiziersschüler der Kriegsschule mit 
vielen Einsätzen unterstützt. 
Leider bestand diese Sportstätte nur bis 1908, als die Anklamer begannen, die hölzerne Umzäunung 
abzubrechen und zu verheizen. Auch der Verein löste sich bald darauf auf. Die Anklamer Arbeiter 
gründeten dann 1913 ihren Radfahrerverein "Solidarität". Der 1. Weltkrieg brachte leider die 
Anklamer Sportarbeit zeitweilig wieder fast zum Erliegen. 
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Die Anklamer interessierten sich jedoch in ihrer Freizeit nicht nur für Kultur und Sport, sondern 
gründeten im September 1871 auch einen "Bienenzuchtverein Anklam und Umgegend", der damit 
zu den ersten pommerschen Vereinen gehörte. Den Anstoß zur Gründung des Vereins hatte Pastor 
Rabbow aus Hohendorf bei Wolgast gegeben. Auf seine Anregung schlossen sich mehrere Imker 
aus Anklam und Umgegend zu einem Verein zusammen. Als Gründer werden genannt: Stadtrat 
Katter, Stadtrat Pöpplinghausen, Hotelbesitzer Böhmer, Lehrer Rothbarth, Schäfermeister Hecker-
Quilow, Schmiedemeister Rogge-Quilow, Lehre Raewel-Menzlin und Lehrer Paetow-Ziethen. 
Den Vorsitz übernahm Stadtrat Katter, der, wie wir hörten, auch aktiver Turner war. Ihm folgte von 
1885 bis 1888 Stadtrat Pöpplinghausen. Dann übernahm Schäfermeister Hecker bis 1905 das Amt 
des Vorsitzenden. Bis zum 1. Weltkrieg lag die Leitung des Vereins dann in den Händen des Lehrers 
Boeder aus Grüttow. 
Die ersten Satzungen des Vereins, datiert vom 1. November 1871, tragen die Unterschriften vom 
Beigeordneten Peters, Stadtrat und Hotelbesitzer Böhmer, Lehrer Wittenhagen, Lehrer Wulkow-
Schmuggerow und Kaufmann und Stadtrat Pöpplinghausen. 
Im § 1 der Satzung heißt es:
"Zweck des Vereins ist gegenseitige Unterstützung durch Rat und Tat, zur Förderung der 
Bienenzucht."
Im Teil II wird dann die Geschäftsordnung für Versammlungen festgelegt. Der Teil III der Satzung 
regelt den Besitzstand und die Verwendung der Vereinsmittel. Teil IV gibt Auskunft über eine 
Fachbibliothek und ihre Nutzung. Der jährliche Mitgliedsbeitrag betrug übrigens 1,50 Mark. 
Die Entwicklung des Vereins ging schnell voran, denn 1881 zählte man bereits 62 Imker als 
Mitglieder. Der Verein hatte sich dem Baltischen Zentralverein der Imker angeschlossen, der 
besonders die Gebiete Vorpommern und Rügen umfaßte. 1880 hielt der baltische Zentralverein im 
Anklamer Schützenhaus eine Generalversammlung ab, an der Vertreter aus 19 Zweigvereinen 
teilnahmen. Hier wurden auch interessante Fachvorträge gehalten, z. B. "Wie äußert sich die 
Maikrankheit und wo liegen die Ursachen?" oder "Brutfäule oder Faulbrut". 
1896 konnte der Verein dann sein 25-jähriges Bestehen im Pieritz'schen Gartenlokal feiern. Dazu 
wurde zusammen mit dem "Verein der Gärtner und Gartenfreunde", der also auch schon bestand, 
eine Ausstellung aufgebaut, die viel Anklang fand. 
Die Entwicklung des Vereins wurde dann durch den 1. Weltkrieg je unterbrochen. Viele Imker 
waren eingezogen, ihre Bienenvölker waren damit oftmals ohne Betreuer. Dazu kam dass die 
Beschaffung des Futterzuckers bald große Schwierigkeiten bereitete und damit bedeutende 
Winterverluste nicht mehr zu vermeiden waren. Der Verein überstand jedoch auch diese Zeit. Er 
besteht heute noch und hat inzwischen schon sein 100-jähriges Bestehen gefeiert. 
Als weiterer Verein, der vorüber 100 Jahren gegründet wurde, ist der noch heute bestehende 
Geflügelzuchtverein zu nennen. 
Anklamer Bürger interessierten sich eben auch für die Rassegeflügelzucht. Darum gründeten sie am 
1. Oktober 1883 ihren "Ornithologischen Verein", sofort 46 Mitglieder beitraten. Der Verein schloß 
sich des 1. österreichisch-ungarischen Verein in Wien an. 
Am 1. Oktober 1884 änderte der Verein seinen Namen und nannte sich jetzt "Anklamer 
Geflügelzüchterverein". 
Vorsitzender des Vereins war der Drogist Edmund Bluth, vermutlich ein Nachkomme oder 
Verwandter des bekannten Kaufmanns Friedrich Bluth, der in den Jahren 1823 bis 1849 den 
Bluthsluster Park anlegen ließ. Stellvertreter war wieder mal Stadtrat Pöpplinghausen. Als 1. 
Schriftführer wird der Stellmacher Hermann Zieranke, als Kassenführer der Rentner Adolf 
Klawieter und als Inventarverwalter der Kaufmann Otto Waterstradt genannt. 
Ziele des Vereins waren die Förderung der Rassezucht bei Geflügel und Tauben mit hohem 
Nutzungswert und die Sicherung des Vogel- und Naturschutzes, denn ab 1886 hatte man sich auch 
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die Aufgaben des Naturschutzes übernommen. Dementsprechend schloss sich der Verein im 
September 1888 dem Verbande der Pommerschen Ornithologischen und Geflügelzüchtervereine an. 
Zu den Höhepunkten der Arbeit zählten natürlich immer die Geflügel- und Vogelausstellungen. Eine 
solche Ausstellung wurde vom 20. bis 23. Juni 1889 im Anklamer Schützenhaus durchgeführt. Sie 
war mit einer Verlosung verbunden, bei der es Nutz- und Ziergeflügel zu gewinnen gab. Man hatte 
2.000 Lose zum Preise von 50 Pf. drucken lassen und 150 Gewinne im Werte von 500 Mark 
bereitgestellt. Die öffentliche Auslosung fand unter Aufsicht eines Notars statt. Die Gewinnliste 
wurde dann in der Anklamer Zeitung veröffentlicht. Wir sehen daraus, auch vor 100 Jahren brauchte 
man bei so einem Glücksspiel bereits eine juristische Überwachung. 
Einen weiteren Höhepunkt in der Vereinsarbeit brachte das Jahr 1908 mit dem 25-jährigen Bestehen 
des Vereins. Vorsitzender des Vereins war immer noch der Drogist Edmund Bluth. Mit ihm konnte 
auch der Rentner Adolf Klawieter das 25-jährige Jubiläum als Kassenführer feiern. Zur Feier des 
Tages entschloss man sich, von einer großen Geflügelausstellung Abstand zu nehmen. Dafür machte 
man einen Ausflug nach Finkenwalde zur Geflügelzuchtanstalt der Pommerschen 
Landwirtschaftskammer. 48 Mitglieder des Vereins fuhren mit der Bahn nach Finkenwalde und 
besichtigten mit großem Interesse die Geflügelzuchtanstalt. Nach dem gemeinsamen Mittagessen 
folgte noch eine kleine Wanderung in die Buchheide. Die gesamten Kosten trug der Verein. Die 
Mitglieder zahlten übrigens einen Jahresbeitrag von 3 Mark. 
Am 26. September 1908 führte man trotzdem noch einen Junggeflügelmarkt durch. Dazu schrieb 
die Anklamer Zeitung am 12. September 1908:
"Um den vielseitigen Wünschen gerecht zu werden, wird der hiesige Geflügelzucht- und 
Tierschutzverein am Sonnabend, dem 26. September in Kluges Garten wieder einen 
Junggeflügelmarkt veranstalten, um den ländlichen Geflügelhaltern Gelegenheit zu geben, sich 
rechtzeitig Junggeflügel und Zuchthähne beschaffen zu können."
Der Junggeflügelmarkt wurde wieder ein voller Erfolg. Es gab ein reiches Angebot an Enten, 
Hühnern und Puten. Aber ebenso groß war die Nachfrage, so dass der größte Teil bereits in den 
Vormittagsstunden verkauft war. 
Nicht immer ging es so gut, denn 1911 musste man wegen herrschender Maul- und Klauenseuche 
ganz auf den Geflügelmarkt verzichten. Im Frühjahr 1912 erfolgte dann wenigstens wieder ein 
Bruteierverkauf. Dabei lagen die Preise bei Hühnereiern zwischen 10 und 25 Pf., bei Eiern von 
Perlhühnern bei 20 Pf., weiße Pekingenteneier wurden ebenfalls für 20 Pfennige abgegeben, 
während Puteneier 40 Pf. kosteten. 
Bis 1912 hatte sich die Zahl der Mitglieder auf 59 erhöht. Der Verein besaß zu diesem Zeitpunkt ein 
Vermögen von 2.600 Mark. Vom 24. bis 26. Oktober 1913 führte man im Anklamer Schützenhaus 
die 1. Bezirksausstellung durch. Die Druckerei Tetzlaff aus der Peenstraße lieferte entsprechende 
Programmformulare mit umfangreichen Ausstellungsbestimmungen. Daraus ging hervor, dass 
diesmal Geflügel aller Art, Zier- und Singvögel, Futter- und Arzneimittel, Geräte, Brutapparate, 
Literatur und sämtliche Erzeugnisse der Geflügelzucht ausgestellt werden konnten. Für die 
Ausstellungsfläche wurde ein Standgeld zwischen 50 Pf. und 3 Mark erhoben. Alle ausgestellten 
Tiere standen unter tierärztlicher Aufsicht und waren versichert. Von den Verkäufen gingen 10 
Prozent an die Ausstellungskasse. Auch diese Ausstellung wurde ein voller Erfolg. 
Bei Kriegsausbruch 1914 zählte der Verein 68 Mitglieder. Das wirkte sich natürlich auch auf die 
Arbeit des Anklamer Geflügelzuchtvereins aus. Schon bald gab es Futtermittelsorgen, so dass die 
Geflügelhaltung spürbar zurückging. Aber auch dieser Verein überstand den Krieg und erholte sich 
so, dass sich die Zahl der Mitglieder bald danach auf 106 erhöhte. 
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42. Seuchen und Katastrophen hemmten die Entwicklung

Mit dem weiteren Aufbau der Stadt waren sicher auch die beiden an den Kirchen gelegenen 
Friedhöfe zu eng geworden. Vielleicht hatte auch die 1848 ausgebrochene Cholera mit dazu 
beigetragen, obwohl die Verluste diesmal in Anklam nicht all zu groß waren. Auf jeden Fall wurde 
von 1848 bis 1852 der noch heute genutzte Friedhof am Schülerberg angelegt. Seit 1817 hatten die 
Juden der Stadt am Großen Wall (heute Grundstück der Staatsbank) einen eigenen Friedhof 
angelegt. Auch er wurde vermutlich nur bis um die Mitte des 19. Jahrhunderts genutzt und dann 
nach "Min Hüsung" verlegt. Als 1866 die Cholera erneut in Anklam ausbrach, brauchte man 
immerhin in 4 Monaten über 400 Grabstätten, denn so groß waren diesmal die Verluste. 
Der preußisch-österreichische Krieg hatte 1866 nach langer Zeit mal wieder dazu geführt, dass 
Anklam durchziehende preußische Truppen aufzunehmen hatte. Anfang Juni 1866 sollen es rund 
3.000 Soldaten gewesen sein. Außerdem waren 2 Lazarette eingerichtet und mit Verwundeten belegt 
worden.
Unmittelbar nach dem Durchzug der preußischen Truppen brach Ende Juni in Anklam die Cholera 
aus und wütete 4 Monate lang mit unverminderter Heftigkeit. Alle Versuche, die Epidemie 
einzudämmen, schlugen zunächst fehl. Da die Kranken nicht von der übrigen Bevölkerung isoliert 
werden konnten, breitete sich die Seuche schnell auf die Stadt und die umliegenden Orte aus, so 
dass in 4 Monaten etwa 400 Tote zu beklagen waren.
Der Magistrat und Wohltätigkeitsvereine bemühten sich, das Elend zu lindern. Für Kranke und 
Genesende wurden öffentliche Sammlungen durchgeführt. Frau Kemke und Stadtrat Böhmer 
richteten für Kinder kranker Eltern Notquartiere ein. Sie wurden in der allgemeinen Stadtschule 
(heute Karl-Marx-Schule) untergebracht. 
Bis zu 60 Kinder erhielten dort Unterkunft, Verpflegung und Bekleidung. 
Handel und Gewerbe kamen in dieser Zeit fast zum erliegen. Die Schiffahrt auf der Peene ruhte und 
kam erst nach Abklingen der Seuche wieder in Gang. 
Große Sorgen bereitete der Stadt das Fortschaffen der Toten, denn niemand wollte sich dabei der 
außerordentlich großen Ansteckungsgefahr aussetzen. Der Einzigste, der sich dazu bereit erklärte, 
war ein gewisser Holtz. Er war dem Alkohol völlig verfallen und erlangte als "Leichenräuber Holtz" 
traurige Berühmtheit. Täglich schob er seinen zweirädrigen Seuchenkarren durch die Straßen der 
Stadt. Dabei holte er die Toten aus oftmals ganz verlassenen Häusern. 
Dabei soll er, wie man ihm nachsagte, seine Aufgaben zuweilen vorfristig erfüllt haben. So berichtet 
der Bürger Max Bartelt, eines Tages sei Holtz zu einem Schwerkranken gekommen, um ihn zum 
Friedhof zu schaffen. "Ach Gott, Holtz", wimmerte der Kranke, "Lat mie noch liggen, ick bün ja 
noch gor nich dod." "Ach, watt", antwortete Holtz, "wenn ich seg, du büst dod, den büst du dod!" 
Sprach's packte den Sterbenden und zog mit ihm ab. 
Im Oktober 1866 klang die Cholera dann endlich ab. 
Die überschwänglichen Siegesfeiern, die der preußische Staat bei der Heimkehr der Truppen 
veranstaltete, fanden nicht den Beifall der Anklamer Bevölkerung, denn hier herrschten noch lange 
Zeit Not und Trauer um die zahlreichen Opfer dieses Krieges, zu denen auch die Seuchenopfer 
gezählt wurden. 
Großen materiellen Schaden erhielt die Stadt dann durch die große Sturmflut von 1872. Die 
altslawische Bezeichnung "Pomorze", die den Namen "Pommern" ergab, heißt so viel, wie "Land 
am Meer". Für unserer Stadt ist die Lage in der Nähe des Meeres gewöhnlich zum Vorteil gewesen, 
denn durch die Ostsee und die in sie mündende Peene blieben wir als Hansestadt stets mit anderen 
Ländern und Erdteilen verbunden. Wenn jedoch orkanartige Stürme die See peitschten, wurde die 
Ostsee auch für uns zur großen Gefahr. Seit dem 12. Jahrhundert haben etwa 100 Sturmfluten an der 
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Ostseeküste getobt und sie stark verändert. Wir waren dabei jedoch fast immer durch die 
vorgelagerte Insel Usedom geschützt. Trotzdem kam es von Zeit zu Zeit vor, dass wir vom 
Hochwasser überflutet wurden. Eine solche Katastrophe gab es im Jahre 1872. Starker Wind, der 
längere Zeit vom Westen her geweht hatte, sprang plötzlich um nach Nordost und trieb das Wasser 
in die Peene, die bald eine gewaltige Höhe erreichte. Als aber in der Nacht vom 11. zum 12. 
November 1872 der Wind zum orkanartigen Sturm anwuchs, stieg das Wasser sehr schnell weiter 
an. Der Pegel zeigte einen Stand an, wie es in den letzten hundert Jahren nicht mehr der Fall 
gewesen war. Der Peendamm stand ganz unter Wasser. Die Bewohner, die bis zum letzten 
Augenblick in ihren Häusern geblieben waren, hatten Mühe, ihre Sachen und ihr Vieh zu retten. Es 
geschah vor allem mit Hilfe von Booten. 
Die Peenebrücke war am Vormittag durch ein großes Boot, welches quer vor die Durchfahrt 
getrieben war und die starke Strömung in gefahrdohender Weise aufstaute, arg vom Wasser 
bedrängt. Nur dadurch, dass man die Klappen hochzog, nachdem bereits eine Stütze derselben 
durchgebrochen war, wurde es möglich, das Boot schwer beschädigt durchzulassen und dem 
Wasserstrom freien Durchgang zu verschaffen. Auch das Bollwerk stand unter Wasser, das bis in die 
unteren Teile der Peen- und Burgstraße reichte. Am Stichkanal war es ebenso, bis zum Bahndamm 
zeigte sich eine große Wasserfläche. Der schwere in der Nacht hatte an den Dächern der Häuser und 
den Fenstern der Kirchen großen Schaden angerichtet. Die Straßen waren mit zerbrochenen Ziegeln 
übersät. In den Schulen musste der Unterricht ausfallen, denn die Schüler konnten wegen des 
Unwetters nicht erscheinen. Am Nachmittag ließ der Sturm nach und das Wasser fiel schnell, so 
dass die Greifswalder Straße, die noch nicht so hoch lag, wie heute, wieder begangen werden 
konnte. Doch das Straßenpflaster war an verschiedenen Stellen aufgerissen. Die Hochflut hatte 
großen Schaden angerichtet, doch war zum Glück kein Menschenleben zu beklagen. In Anklam 
wurde darauf auf Veranlassung von Bürgermeister Hermann Peters ein Ausschuss gebildet, der 
durch Sammlungen und Wohltätigkeitsveranstaltungen die Not zu lindern versuchte. 

43. Auch die Stadt veränderte ihr Gesicht

Mit der ständig wachsenden Bevölkerung, am 1. Dezember 1885 waren es bereits 12.786 
Einwohner, veränderte natürlich die Stadt auch baulich ihr Gesicht. Gerade in der 2. Hälfte des 19. 
Jahrhunderts wurde so stark gebaut, dass die 7 kreiseigenen Ziegeleien den Bedarf nicht decken 
konnten. Es lohnt sich also auch in dieser Hinsicht ein wenig Rückschau zu halten. Großen Anteil 
an der umfangreichen Bautätigkeit hatte Bürgermeister Karl Kirstein, der sein Amt von 1846 bis 
1864 ausübte. 
Von 1773 bis 1860 hatte sich die Zahl der Wohnhäuser in der Stadt von 560 auf 910 erhöht. 
Trotzdem schreibt Dr. Berghaus im "Landbuch von Pommern und Rügen, II. Teil, Band I auf Seite 
220: 
In der ersten Epoche 1773 hatte, wie in Demmin, so auch in Anklam jede Familie ihr eigenes Haus, 
das sie alleine bewohnte. Gegenwärtig (1861) muß je eine Familie zur Miete wohnen. In jüngster 
Zeit ist die Baulust nur gering gewesen und der Mangel an Wohnungen für die arbeitende Klasse 
nicht ohne Rückwirkung auf den Zuschuß zur Armenverwaltung geblieben, da im Herbst 1861 für 
die Unterbringung von mehreren obdachlosen Familien seitens der Gemeinde Sorge getragen 
werden mußte, zu welchem Ende das ehemalige Lazarett-Gebäude am Paradeplatz vom Militär-
Fiskus gemietet wurde. Einen wesentlichen Einfluß auf die Abneigung zu Neubauten hat die infolge 
des Eisenbahnbaus eingetretene Steigerung der Bau-Materialien ausgeübt. Nach Eröffnung der 
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Eisenbahn (1863) wird der vermehrte Verkehr sicherlich auch Bauunternehmungen in größerem 
Umfange hervorrufen und die an die Eisenbahn geknüpften Erwartungen, für welche die Stadt 
Anklam mit so vieler Bereitwilligkeit sehr ansehnliche Opfer gebracht hat, in Erfüllung bringen."
Mit dem Bau neuer Wohnhäuser musste auch der Bau öffentlicher Gebäude, vor allem der Schulen, 
Schritt halten.
Zu den ersten Maßnahmen des Bürgermeisters Kirstein gehörte der Bau des Anklamer 
Gymnasiums. Man wählte dazu einen Bauplatz am unteren Ende der Wollweberstraße - Ecke 
Mägdestraße aus. Gern hätte der Magistrat noch ein paar angrenzende Grundstücke aufgekauft. Die 
Forderungen der Hausbesitzer waren jedoch so hoch, dass die Stadt davon Abstand nehmen musste. 
So musste das noch unbebaute Eckgrundstück reichen. Bald nach Fertigstellung des Hauses im 
Jahre 1851 zeigte sich jedoch, dass die Fläche als Schulgrundstück zu klein war. So ist es bis heute 
auch für die Rosa-Luxemburg-Schule geblieben. Vielleicht wundert sich der Leser, warum man 
nicht am Stadtrande ein größeres Baugelände gewählt hatte. Das lag an der 
Stadtverordnetenversammlung, in der die reichen Anklamer Bürger das Wort führten. Ihre Kinder 
aber sollten das neue Gymnasium besuchen ohne einen weiten Schulweg zu haben. Darum forderte 
man, das Baugelände sollte auf jeden Fall noch innerhalb der alten Stadtmauer, also im 
Stadtzentrum liegen. Da gab es jedoch kein anders Gelände mehr. 
1864 erhielt dann auch die höhere Töchterschule in der Baustraße - Ecke Pelzerstraße ein neues 
eigenes Schulgebäude. Es wurde im 2. Weltkrieg teilweise von Bomben zerstört und nur im 
Erdgeschoss wieder aufgebaut. Darin ist heute der Postzeitungsbetrieb untergebracht. 
Seit 1849 war Anklam Sitz eines Geschworenen-Gerichts. Anfang der sechziger Jahre begann man 
in der Friedländer Straße mit dem Bau eines Gerichtsgebäudes, das am 1.Oktober 1865 zur Nutzung 
übergeben werden konnte. Das Haus hat den 2. Weltkrieg überstanden und wird heute vom VPKA 
Anklam genutzt. 
1870 hatte man in der Friedländer Landstraße ein bedeutend größeres Gebäude errichtet, die 
"Königlich-preußische Kriegsschule zu Anklam". Der Bau kostete nach damaligem Geld 380.633 
Mark. Hier wurden bis zum Ende des ersten Weltkrieges die kaiserlichen Offiziere ausgebildet, die 
einmal für die Neuaufteilung der Welt sorgen sollten und ihre Soldaten "Mit Gott, für Kaiser und 
Monopole" in den Krieg und oftmals in den Tod führten. 
Aber es gab auch neue Bauten, die im Interesse aller Einwohner der Stadt lagen. Dazu gehörte das 
1875 in der Ravelinstraße eröffnete erste Krankenhaus (ab 1949 Poliklinik). 
Nur ein Jahr später, am 1. Oktober 1876 konnte der Anklamer Magistrat nach umfangreichen Um- 
und Ausbauarbeiten das neue Rathaus an der Peene beziehen (zwischen Peen- und Burgstraße). Das 
1817 gebaute dreistöckige Haus wurde 1850 vom Brauereibesitzer Buschick gekauft. Es enthielt 
nach dem Umbau 26 Büroräume, den Stadtverordnetensaal, das Magistratszimmer, die 
Kommissionsräume und die Gewölbe der Stadthaupt- und der städtischen Sparkasse. Durch Ankauf 
angrenzender Grundstücke wurde das Rathaus 1904 durch Ausbauten bis zur Burgstraße erweitert. 
Gleichzeitig erhielt es einen Uhrenturm, der dem Gebäude ein repräsentativeres Aussehen verlieh. 
Beim ersten Umbau fand man im Knopf der Wetterfahne eine Urkunde, die der Erbauer des Hauses 
Friedrich Wilhelm Buschick 1817 geschrieben hatte. Aus ihr geht hervor, dass das stattliche 
Gebäude im Jahre 1817 in nur 17 Wochen erbaut worden war. Leider wurde es am 29. April 1945 
zerstört. 
1855 war Anklam ans Telegraphennetz angeschlossen worden. Außerdem brachte der 
wirtschaftliche Aufschwung eine Erhöhung des Postverkehrs. Das Postgebäude in der Peenstraße 
reichte nicht mehr aus. Daher kaufte man das Grundstück Steinstraße 7. Hier wurde nach Abbruch 
des alten Schulgebäudes, das noch heute genutzte Postgebäude gebaut. Es konnte 1878 zur Nutzung 
übergeben werden. In einem Bericht der Anklamer Zeitung vom 14. Oktober 1877 heißt es dazu: 
"Der Neubau des Postgebäudes in der Steinstraße wurde Ende August begonnen und ist jetzt soweit 
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gediehen, das das Richtfest gestern gefeiert werden konnte. Der innere Ausbau, die Vermauerung 
der Verblendsteine und Herstellung der Fassade werden noch mehrere Monate in Anspruch nehmen, 
doch wird mit Bestimmtheit am 1. Oktober 1878 die Post- und Telegraphen-Verwaltung das neue 
Gebäude beziehen." Im Februar 1878 wurden dann die Glaserarbeiten im öffentlichen 
Anbietungsverfahren vergeben. In gleicher Form vergab man die erforderlichen Pflasterarbeiten, am 
20. Juni 1878 in der Zeitung angeboten. 
Wie angekündigt, konnte das Postamt dann auch am 1. Oktober 1878 feierlich eröffnet werden. Im 
Erdgeschoss befanden sich 8 Postdiensträume, im 1. Stock 3 Telegraphenräume und die Wohnung 
des Postdirektors. 
1894 musste auch noch die erste Stadtfernsprecheinrichtung mit 26 Anschlüssen im 1. Stock 
untergebracht werden. 
ald wurde es daher aber auch in diesem Hause wieder zu eng. Daher wurde 1905 das an der 
Baustraße frei gewordene alte Schulhaus der höheren Töchterschule übernommen. Hier wurden nun 
die Packkammer, die Paketannahme und die Rentnerstelle eingerichtet. Im oberen Stockwerk 
wohnte jetzt der Postdirektor. Heute ist in dem im letzten Kriege zerstörten und nur im Erdgeschoss 
wieder aufgebauten Hause der Postzeitungs-Vertrieb untergebracht. 
1881 besuchten 1.431 Kinder die allgemeine Stadtschule (heute Karl-Marx-Schule). Da reichte das 
Schulgebäude natürlich auf keinen Fall mehr aus. Der Magistrat beschloss daher den Neubau einer 
allgemeinen Mädchenschule. Im Sommer 1881 erfolgte dazu in der Krähenstraße gegenüber der 
allgemeinen Stadtschule die Grundsteinlegung und man begann mit dem Bau, der am 9. Oktober 
1882 fertig war. An diesem Tage konnte das neue Schulhaus als Mädchenschule (später Friederike-
Krüger-Schule) eingeweiht werden. Dazu versammelten sich um 9 Uhr die Vertreter der städtischen 
Behörden, Lehrer und Schüler der Mädchenklassen im größten Klassenzimmer des neuen Hauses. 
Nach dem Gesang "Lobe den Herrn" hielt Schulinspektor Steffen die Weiherede. Anschließend 
besichtigten die Gäste das neue Haus. In allen Räumen gab es Ventilationsanlagen, die sich in der 
Folgezeit gut bewährten. Leider wurde das Gebäude am 9. Oktober 1943 beim Bombenangriff auf 
die Stadt restlos zerstört. Zum Glück waren gerade Herbstferien, so dass hier keine Kinder ums 
Leben kamen. 
1884 brannte der Kirchturm der Marienkirche durch Funkenflug aus. Er wurde im Jahre 1887 dem 
24-jährigen Zimmermeister Otto Grüneberg zum Wiederaufbau übergeben. Der Turm erhielt 
diesmal eine lange Spitze. Der junge Meister Grüneberg hatte dazu den besten Entwurf vorgelegt, 
erhielt den Auftrag und arbeitete mit 13 Mann rund 50 Tage am Turm. Da der Turm unregelmäßig 
gebaut war, musste zunächst das Mauerwerk ausgeglichen werden. Sehr schwierig war der Aufbau 
der etwa 100 Meter hohen Rüstung. Doch noch komplizierter war das Einbringen der 4 Meter 
langen Helmstange, die aus Schmiedeeisen bestand. Als man sie mühevoll eingesetzt hatte, stellte 
man fest, dass eine Sicherung vergessen worden war, so dass die ganz schwierige Arbeit noch 
einmal gemacht werden musste. Hoch oben auf der Spitze stand der 1,25 Meter lange und 75 
Zentimeter hohe Hahn auf einer Kugel, in der Urkunden, Geld und anderes aus jener Zeit 
eingeschlossen wurden. 
Als man schon beim Abbau der Rüstung war und viele Sicherungsbretter bereits entfernt waren, 
kam ein verwegener Dachdecker unter starkem Alkoholeinfluss plötzlich auf die Idee, auf dem 
Hahn oben auf der Turmspitze reiten zu wollen. Trotz aller Mahnungen kletterte er die Rüstung 
hinauf. Nur unter Lebensgefahr gelang es, ihn von dem Vorhaben abzubringen. Da er sich heftig 
wehrte, musste man ihn binden. Wenn man sich überlegt, dass dieser Kampf in fast 100 Meter Höhe 
oben seitliche Brettersicherung stattfand, merkt man erst, wie viel Mut und Kraft zu dieser 
Rettungstat gehörten. 
Schwer war dann auch das Aufhängen der vier Glocken. Die große Glocke wog 80 Zentner, die 2. 
hatte 46 Zentner, die dritte Glocke auch noch 23 Zentner und schließlich kam noch die 4. Glocke 
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mit 11 Zentner dazu. Alleine das Hochwinden der großen Glocke dauerte 3 Stunden. Man hatte 
dazu nur eine Bockwinde zur Verfügung. Die Arbeiten fanden dann mit der Einweihung des neuen 
Turmes am 14. Dezember 1887 ihren feierlichen Abschluss. 
Nachdem man 1855 bereits eine städtische Badeanstalt am Entensteig eingerichtet hatte, wurde 
1895 auch das Anklamer Warmbad für Wannenbäder gebaut. Da es zu dieser Zeit erst wenige 
Wohnungen mit eigenen Badeanlagen gab, wurde diese Einrichtung sehr begrüßt und entsprechend 
genutzt. 
Das Jahr 1905 war dann nochmals für das Schul- und Bildungswesen von besonderer Bedeutung. 
Zunächst konnte in der Baustraße das neue Schulgebäude an die höhere Töchterschule übergeben 
werden. Die Schule wurde 1911 als Lyzeum anerkannt und erhielt den Namen "Luisenschule" 
(heute Käthe-Kollwitz-Schule).
In der gleichen Zeit baute man in der Leipziger Allee eine Präparandenanstalt, in der sich junge 
Männer auf den Lehrerberuf vorbereiten konnten (heute Kreisleitung SED), und etwa 200 Meter 
weiter entstand ein weiteres wesentlich größeres Gebäude mit Internat. Darin wurden bis 1925 
Lehrer ausgebildet. Darauf wurde das Gebäude als Gymnasium genutzt. Es ist heute Sitz der 
Geschwister-Scholl-Oberschule. 
1905 erhielt die Stadt auch ihre Wasserleitung. Dazu wurde an einer der höchsten Stellen, an der 
Spantekower Landstraße, der Wasserturm gebaut. 
Von 1906 bis1909 erfolgte die Rekonstruktion der Nikolai-Kirche. Sie gehörte danach bis zu ihrer 
Zerstörung am 29. April 1945 durch deutsche Granaten und Bomben zu den schönsten Kirchen im 
norddeutschen Raum. 
Kurz vor Beginn des 1. Weltkrieges konnte dann noch in der Wördeländer Straße die 3. allgemeine 
Stadtschule fertiggestellt werden. Sie diente zunächst während des 1. Weltkrieges als Lazarett. Erst 
am 19. Mai 1919 konnten die Kinder dann ihre neue Schule beziehen. 
Vielleicht wird man sich nun fragen, woher kamen die Gelder für so viele öffentliche Bauten in 
rund 50 Jahren?
Sicher kamen die Mittel für die Kriegsschule und auch wohl für die Präparandenanstalt und das 
Lehrerseminar nicht aus der Stadtkasse. Trotzdem waren es auch für die damalige Zeit ungeheure 
Summen, die hier verbaut wurden. Die Quelle dafür war mit die 1849 gegründete Stadtsparkasse. 
Abgesehen von kleinen Schwankungen hatte die Kasse eine ständige Aufwärtsentwicklung zu 
verzeichnen. 1870 erreichten die Spareinlagen bereits eine Höhe von rund 1 Million Mark, die sich 
bis 1896 auf 6 Millionen Mark erhöhten. Der größte Teil dieser Gelder kam als "flüssiges Kapital" 
dem örtlichen Wirtschaftsleben zugute, das dadurch erheblich gefördert wurde. Da die Stadt die 
Sparkasse gegründet hatte und die Bürgerschaft übernahm, flossen ihr auch die Gewinne zu. Sie 
wurden gemeinnützigen Zecken zur Verfügung gestellt, das galt auch für einen Teil der erwähnten 
Neubauten. Bis 1907 konnte die Sparkasse der Stadt rund 1 Million Mark an Gewinnen übergeben. 
Vielleicht hat man auch einen Teil davon zum Bau des Kaiserdenkmals auf dem Marktplatz 
ausgegeben. Der frühere Sohn der Stadt, der Bildhauer Ludwig Manzel hatte ein Standbild Kaiser 
Wilhelms I. geschaffen, das 1897 auf dem Marktplatz aufgestellt wurde. Es stand dort jedoch nur 
bis gegen Ende des 1. Weltkrieges und wurde dann für Granaten gebraucht und eingeschmolzen.

44. Aus dem Leben der Bürger zu Beginn des 20. Jahrhunderts

Obwohl sich die Arbeiter inzwischen politisch und gewerkschaftlich organisiert hatten, blieb ihr 
Einfluss auf die Lenkung und Leitung der Stadt auch zu Beginn des 20. Jahrhunderts noch sehr 
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gering. Das wurde durch eine starke Zersplitterung auf viele Vereine unterstützt. 1910 gab es in 
Anklam 8 militärische Vereine, 9 Unterhaltungsvereine, 9 Sportvereine, 12 Berufsverbände und 7 
politische Vereine. 
Zu den politischen Vereinigungen zählte man damals:

1. den "Vaterländischen-Frauen-Verein"
2. den "Liberalen Verein für den Kreis Anklam"
3. die "Anklamer Mittelstands-Vereinigung (konservative Gruppe)
4. die "Gruppe der SPD"
5. den "Konsum-Verein"
6. die "Nationalliberalen-Versammlung" und
7. die "Gewerkschaftsversammlung".

Zur staatlichen Leitung gehörten zur gleichen Zeit im 
Magistrat: Bürgermeister Unglaube

Beigeordneter Dr. Wandschneider
Kämmerer Klingbeil und die
Stadträte: Rühl, Kretschmer, Matz, Halle, Albrecht und Blankenfeldt.

Und das waren die 36 Stadtverordneten:

  1. Stadtverordneten Vorsteher Dr. Lauer, praktischer Arzt
  2. Behr Fabrikbesitzer
  3. Droysen Zuckerfabrik-Direktor
  4. Münter, H. jun., Fabrikbesitzer
  5. Oldenburg Möbelfabrikant = 9 Vertreter des
  6. Nagel Bauunternehmer Kapitals
  7. Recke Fabrikbesitzer
  8. Struck Brauereidirektor
  9. Tancre Fabrikbesitzer
10. Pollmer Gutspächter

11. Brüggmann Weingroßhändler
12. Horn Kaufmann
13. Putlitz Kaufmann = 6 Geschäftsleute
14. Schwebke Kaufmann
15. Wagner Kaufmann
16. Scheel Gastwirt

17. Bunge Ackerbürger
18. Paesch Ackerbürger = 3 Landwirte
19. Pantel Hofbesitzer

20. Haß Schlossermeister
21. Kühne Sattlermeister
22. Malling Weißgerbermeister = 6 Handwerksmeister 
23. Marggraff Buchbindermeister
24. Pipping Schmiedemeister
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25. Schleyer Zimmermeister

26. Mehlhorn Konsul
27. Weber Oberpost-Assistent
28. Beintker Professor = 6 Beamte und
29. Meinke Lehrer Vertreter der
30. Dr. Petri Gymnasial-Direktor Intelligenz
31. Wolff Apotheker

32. Aeffke Rentier
33. Battre Rentier
34. Harenberg Rentier = 5 Rentiers
35. Kröning Rentier Besitzer von Kapital 
36. Preuß Rentier

Vertreter der Arbeiterklasse fehlten also nach wie vor. 
Die wirtschaftliche Lage der Stadt war in dieser Zeit nicht gerade günstig. So berichtet die 
Anklamer Zeitung vom 3. Februar 1910: "Der Haushaltsplan für 1910 eröffnet der Anklamer 
Bürgerschaft keine rosigen Aussichten. War schon im Vorjahre eine Erhöhung des Steuerzuschlages 
von 134 auf 189 Prozent notwendig, so wird auch der nächste Haushaltsetat eine solche von 
ungefähr 15 bis 20 Prozent bringen. Mit der Erhöhung des Steuersolls auf 205 bis 210 Prozent ist 
der Zuschlag innerhalb von 10 Jahren um über 100 Prozent gestiegen. 
1899/01 100 Prozent Einkommenssteuer und

150 Prozent Realsteuer
1909 189 Prozent Einkommenssteuer und

200 Prozent Realsteuer
Eine größere Mehrausgabe sieht der Plan für die Schulen vor.
Für die allgemeine Stadtschule Erhöhung um 29.130 Mark auf 170.090 Mark
Gymnasium Erhöhung um   3.300 Mark auf 32.260 Mark
höhere Mädchenschule Erhöhung um   8.440 Mark auf 25.550 Mark. 
Die Stadt hatte 1903 eine Anleihe von 2 Millionen Mark aufgenommen. Nach geringer Tilgung 
belief sich die Schuld im März 1910 noch auf 1.754.268,30 Mark. Dieser Schuldenlast stand außer 
den Liegenschaften und Forsten der Stadt ein Kapitalvermögen von 370.468,61 Mark gegenüber. 
Es sah also wirklich nicht rosig aus. Doch wie verhielten sich die Anklamer in dieser Zeit? Wo 
lagen ihre Interessen?
Auch darüber gibt die Anklamer Zeitung mehrfach Auskunft durch Berichte über Tätigkeit von 
vereinen. Zu einer Versammlung trafen sich am 21. Januar 1910 nachmittags 4 Uhr die Mitglieder 
des "Landwirtschafts-Vereins Anklam" in der "Goldenen Traube". 
Tagesordnung: 1. Geschäftliches

2. "Der Luftstickstoffdünger" Referent Prof. Baeslwer, Cöslin
3. "Sachgemäßes Melken" Referent Dr. Eichhoff, Greifswald

Gäste sind willkommen. Einberufen vom Vorsitzenden
Graf von Schwerin-Putzar

Ganz anders ging es am Sonnabend, dem 15. Januar 1910 im "Verein junger Kaufleute" in Krakows 
Gastwirtschaft zu. Dort hatte man zu einem Herrenabend mit üblicher Scherzverlosung eingeladen. 
Der militärische Verein "Königstreu" führte am 31. Dezember 1909 eine Weihnachts- und 
Silvesterfeier in Bluthslust durch. Darüber schrieb die Zeitung: "Nach einigen Konzertstücken 

116



Stadtchronik Heinz Bemowsky 1989

brachte der Vorsitzende, Herr Former Perkow, das Kaiserhoch aus, in das die Anwesenden 
begeistert einstimmten. Als dann folgten humoristische Darbietungen und der einaktige Schwank 
"Die Verlobung am Sedanstage". Sämtliche Darbietungen verfehlten ihre Wirkung nicht. Ein 
Tanzkränzchen beschloss die schöne Feier, zu der auch Herr Fabrikdirektor Münter (jun.) 
erschienen war. 
Mit solchen Vereinen versuchte man die Arbeiterklasse vom Klassenkampf abzuhalten. Manchmal 
ging es aber auch um örtliche wirtschaftliche Probleme. 
Der "Verein der deutschen Kaufleute - Ortsverein Anklam" hatte zum 12. Januar 1910 abends 9 1/2 
Uhr im Hotel Preußenhof zu einer öffentlichen Versammlung eingeladen. 
Thema: "Der 8 Uhr - Ladenschluß für Anklam".

 Dazu sprach Herr Grünthal aus Berlin.
Sicher fragt man sich nun und womit beschäftigten sich die politischen Vereine in dieser Zeit?
Der "Vaterländische Frauenverein" für den Landbezirk des Kreises Anklam traf sich am 17. Januar 
1910 um 4 Uhr nachmittags zur Generalversammlung in Busow, im Hause der Gräfin von 
Schwerin, die die Versammlung als Vorsitzende einberufen hatte. Eine Tagesordnung wird nicht 
angegeben, da kann es sich wohl nur um ein Kaffeekränzchen der vornehmen und vermögenden 
Damen gehandelt haben. 
Etwas anders sah es schon beim "liberalen Verein für den Kreis Anklam" aus, der zu einer 
öffentlichen politischen Versammlung am Sonntag, dem 23. Januar 1910, Nachmittag 3 1/2 Uhr ins 
Schützenhaus eingeladen hatte. Hier sprach Herr Rechtsanwalt Dr. Berndt-Stettin über 

"Die Finanzreform, das preußische Wahlrecht und die politische Lage". 
Dazu waren Anhänger aller Parteien eingeladen. Hier ging es unter anderem auch um das 
"preußische Wahlrecht", ein Thema, für das sich in dieser Zeit große Teile der Bevölkerung in 
Preußen interessierten. Auch darüber berichtete die Anklamer Zeitung in regelmäßigen Abständen. 
Trotz mancher Wahlbehinderungen hatte die SPD bekanntlich bei den Reichstagswahlen am 5. 
Februar 1907 einen weiteren Stimmenzuwachs von 3 Millionen auf 3,3 Millionen Wähler erreicht. 
So konnte die SPD in den Jahren 1909 und 1910 ihren Einfluss auf die Massen des Volkes weiter 
verstärken. Die Wahlrechtsbewegung nahm besonders in Preußen spürbar zu. Der Kaiser hatte in 
seiner Thronrede am 20. Oktober 1908 Zugeständnisse der Regierung in der Frage des preußischen 
Wahlrechts in Aussicht gestellt. Daher warf die SPD diese Frage zu Beginn des Jahres 1910 erneut 
auf. Man organisierte Massenversammlungen mit der Forderung nach allgemeinem, gleichem, 
direktem und geheimem Wahlrecht. Am 4. Februar 1910 wurde dazu eine Regierungsvorlage 
veröffentlicht. Sie hielt jedoch am bisherigen Dreiklassenwahlrecht fest und brachte nur belanglose 
Änderungen bezüglich der Klasseneinstufungen. Damit setzten erneut Protestversammlungen, 
besonders in den Städten ein. Das hatte zur Folge, dass die Regierungsvorlage am 27. März 1910 
wieder zurückgezogen wurde, denn selbst die bürgerlichen Parteien waren sich nicht einig 
geworden. 
Am 15. Februar 1910 hatte auch die Anklamer SPD-Gruppe eine Protestversammlung durchgeführt. 
Darüber schrieb die Zeitung: "Wie in vielen anderen Städten, so fand auch hier (in Anklam) eine 
von sozialdemokratischer Seite veranstaltete Protestversammlung gegen die Wahlrechtsvorlage 
statt. 
Die Versammlung, die in der Zahl'schen Wirtschaft stattfand, war von ungefähr 100 Personen 
besucht. 
Als Redner traten 2 auswärtige Parteigenossen auf. Die Versammlung nahm einen ruhigen Verlauf."
Entgegen allen Protesten stimmte dann der Reichstag am 12. April 1910 über die Wahlrechtsvorlage 
ab. Die Abstimmung war keine namentliche. Die Vorlage wurde völlig unverändert angenommen. 
Dafür stimmten Konservative und Zentrum, dagegen alle übrigen Parteien, also auch 
Freikonservative und Nationalliberale. 
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Anscheinend gab sich die Arbeiterschaft nicht ohne weiteres mit dieser Entscheidung zufrieden, 
denn am 20. Mai 1910 konnte man in der Anklamer Zeitung lesen: 

"Achtung - Achtung!
Arbeiter und Arbeiterinnen von Anklam!
Sonnabend, den 21. Mai 1910, abends 8 1/2 Uhr im Lokale des 
Herrn Biederstädt, Nachfolger - Breite Straße 
große öffentliche Gewerkschaftsversammlung

Tagesordnung: Welche Lehren hat die deutsche Arbeiterschaft aus den gegenwärtig tobenden 
                         Kämpfen zu ziehen?
Referent: Wiesenhütter – Stettin

Der Einberufer"

Am 5. Juni 1910, einem Sonntag, hatten die Bauarbeiter, nachmittags 3 Uhr zu reiner "Öffentlichen 
Bauarbeiterversammlung" eingeladen. Dazu waren alle Maurer, Zimmerer und Bauarbeiter in die 
Zahl'sche Wirtschaft, Breite Straße 22 eingeladen. 
Thema: Der Kampf im Baugewerbe
Referent: Kamerad Neumann - Stettin.
Am 19. Juni 1910 lud der "Liberale Verein für den Kreis Anklam" zu einer Mitgliederversammlung 
ein. Sie wurde am Mittwoch, dem 22. Juni 1910 abends 8 1/2 Uhr im Saale des Gastwirts Kluge 
durchgeführt.
Tagesordnung: 1. Der Anschluß an die "fortschrittliche Volkspartei" Referent Harenberg

2. Unsere nächste ReichstagskandidaturReferent Dr. Ranke
3. Bericht über das verflossene Halbjahr Referent Stolz
4. Anträge des Vorstandes und Aussprache

Auf der Versammlung wurde dann der Anschluß an die "Fortschrittliche Volkspartei" beschlossen. 
Als Kandidat für den Reichstag wurde der Rechtsanwalt Dr. Berndt- Stettin vorgeschlagen. 
Die konservative Seite der Stadt hatte sich anscheinend weniger für die Änderung des Wahlgesetzes 
interessiert. Das bisherige Dreiklassenwahlrecht entsprach voll und ganz ihren Interessen. Die 
Anklamer Zeitung lud am 6. Februar 1910 zu einer Versammlung der "Anklamer Mittelstands-
Vereinigung" ein. Darin hieß es: 
"Am Donnerstag, dem 10. Februar, abends um 8 1/2 Uhr im großen Saal des "Preußenhofes" 
Hauptversammlung
Tagesordnung: 1. Jahres- und Kassenberichte

2. Bericht über die Berliner Hauptversammlung Referent Obermeister Harenberg
3. Wahlen
4. Vortrag des Generalsekretärs der "Deutschen-Mittelstands-Vereinigung"
    Dr.Coelsch -  Berlin über "Neue Aufgaben der Mittelstandsvereinigung"
5. "Die Lage des Kohlenhandels", Referent Kaufmann Max Eichmann

Gäste willkommen 
Der Vorstand

Im Punkt 3 wurde der Vorstand neu gewählt:
Vorsitzender: Prof. Max Sander
Stellvertreter: Buchbindermeister Marggraff und Obermeister Harenberg
Schriftführer: Kaufmann Greese und Reifermeister Schulz
Kassenwart: Kaufmann Sahm
Das also waren in dieser Zeit die Hauptvertreter der konservativen Seite. 
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So viel zur Tätigkeit der Vereine. Doch die Zeitung brachte auch andere erwähnenswerte Ereignisse. 
So schrieb sie zum Beispiel am 10. Januar 1910:
"Ein Denkmal für die bis jetzt verunglückten Avistiker (Flugpioniere) regt der bekannte mit dem 
letzten Nobel-Friedenspreis bedachte französische Senator Barin d' Estournelles an. Unter der 
Forschern, die für die Idee der Eroberung der Luft ihr Leben hingegeben haben und deren Namen 
verewigt zu werden verdient, nennt d' Estournelles auch den Anklamer Lilienthal. Aus Anlass dieser 
Mitteilung möchten wir den staatlichen Behörden den von einem Mitbürger bei uns angeregten 
Gedanken der "Anbringung einer Gedenktafel an dem hiesigen Geburtshause Lilienthals" in der 
Peenstraße zu unterbreiten."
Sicher hat man darauf die heute noch im Museum vorhandene Gedenktafel im Hause Peenstraße 8 
angebracht. 
Am 5. Februar1910 teilt die Zeitung den Lesern mit:

"Ein ständiges Kinemetographen-Theater wird am 1. April im Hause Steinstraße 9 in dem 
Koch'schen Laden eröffnet."

Vielleicht war es das erste Kino, das in Anklam eröffnet wurde. 
Oder am 30. Januar 1910 konnte man lesen:

"Ein altes Wahrzeichen längst vergangener Zeiten, das alte Eckamt (Torschreiberhaus an der 
Greifswalder Straße) wird demnächst von der Bildfläche verschwinden. Mit dem Abbruch 
dieses Gebäudes sowie den daneben liegenden wurde jetzt begonnen."

Der Abbruch ging anscheinend schnell vor sich, denn am 27. Februar 1910 hieß es schon wieder:
"Das alte Torschreiberhaus an der Greifswalder Straße ist nun völlig niedergerissen. Nach 
Beseitigung des Schutthaufens, der bald verschwinden wird, soll der Platz mit Sträuchern 
angepflanzt werden (Grünfläche gleich hinter der Peenebrücke). 

Aber auch die Polizei hatte in dieser Zeit anscheinend ihre Sorgen. So hieß es am 14. April 1910 in 
der Zeitung:

"Beleuchtung der Flure und Treppen! Hinweis: Jedes bewohnte Grundstück ist auf den 
Fluren und im Treppenhaus zu beleuchten, von Eintritt der Dunkelheit bis 10 Uhr. Bei 
Vernachlässigung Geldstrafe bis 9 Mark."

Auch das gab es noch 1910. Die alte Gesindeordnung galt anscheinend immer noch. Am 20. Mai 
1910 schrieb die Anklamer Zeitung:

"Eine Ausreißerin, ein Dienstmädchen von hier, die den Dienst unberechtigt verlassen hatte, 
hatte ein polizeiliches Strafmandat über 12 Mark erhalten und dagegen Einspruch erhoben. 
Es blieb aber bei der Strafe."

Hier standen also die Werktätigen nach wie vor allein. Das geschlossene Auftreten der 
Arbeiterklasse fehlte. Es gab zwar wieder einen Arbeiterverein - Anklam, doch der hatte in dieser 
Zeit wohl andere Interessen. Den Eindruck bekommt man, wenn man die Einladung zur 
Generalversammlung am 25. März 1910 in der Zeitung liest. Darin heißt es: "Generalversammlung 
am Montag, dem 28. März 1910, nachmittags 3 Uhr im Schützenhaus. 
Tagesordnung: 1. Vorlegung des Jahresabschlußberichtes

2. Besprechung über Anschaffung neuer Vorstandsabzeichen sowie 10jähriger 
    Jubiläumsabzeichen
3. Wahl eines einzuführenden Offiziers
4. Anschaffung der Achselstücke für Offiziere
5. Anschaffung von Brustschärpen für die Fahnenjunker
6. Besprechung über Aufnahme ehemaliger Mitglieder und Mitglieder aus fremden 
    Arbeitervereinen
7. Beratung über das diesjährige Stiftungsfest
8. Aufnahme neuer Mitglieder
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9. Verteilung von Quittungsbüchern

Um Erscheinen aller Mitglieder wird gebeten. 
Der Vorstand"

Man weiß nicht recht, was man von dieser Meldung halten soll. Zunächst fragt man sich, am 
Montag Nachmittag um 3 Uhr, also mitten in der Arbeitszeit, konnte man so eine 
Generalversammlung durchführen? 
Wenn man dann jedoch die Tagesordnung liest, kommt man zu der Meinung, ein solcher "Arbeiter-
Verein" lag vielleicht auch im Interesse der Arbeitgeber. Sicher wollte man den Krieger- und 
militärischen Vereinen nicht nachstehen. Die Biedermeierzeit war eben auch bei den Anklamer 
Arbeitern noch nicht beendet. 
Es war daher kein Wunder, wenn sich dieser Arbeiter-Verein 1917 der Deutschen Vaterlandspartei, 
die zum Durchhalten und Kampf für die Ziele von Kaiser und Reich aufrief, anschloss. Der Arbeiter 
Stoewer gehörte als Vertreter des Vereins sogar zum erweiterten Vorstand der Anklamer 
Vaterlandspartei. 

45. Der erste Weltkrieg

Wie wir hörten, erreichte die SPD bei den Reichstagswahlen 1907 einen Stimmenzuwachs von 3 
Millionen auf 3,3 Millionen. Doch durch die veraltete Wahlkreiseinteilung und die 
Stichwahlbündnisse der bürgerlichen Parteien gegen die SPD kam es zu einer Mandatsverteilung, 
die als offener Hohn gegen den Willen des Volkes gesehen werden muß. Dadurch erhielt die SPD 
trotz des Stimmenzuwachses von 10 Prozent statt der bisherigen 81 nur noch 43 Sitze im Reichstag. 
Konservative, Reichspartei und Nationalliberale hatten zusammen nicht ganz so viele Stimmen, wie 
der SPD. Sie erhielten jedoch 141 Sitze. Sicher versteht man jetzt, warum die kaisertreuen 
bürgerlichen Partien so sehr an der Erhaltung des alten Wahlgesetzes interessiert waren. Wie 
reagierte darauf der sozialdemokratische Parteivorstand? Er machte keine Anstalten zur 
Organisierung neuer Massenbewegungen. Im Gegenteil, Mitte April 1907 schlug er im Maiaufruf 
vor, auf eine Arbeitsruhe am 1. Mai zu verzichten, wenn große Aussperrungen zu erwarten seien. 
Am 25. April versicherte der SPD-Reichstagsabgeordnete Noske in seiner Jungfernrede im 
Reichstag, die Sozialdemokraten ließen sich von niemandem an "Patriotismus" übertreffen und 
würden im Falle eines Angriffs auf Deutschland ihr Vaterland begeistert verteidigen. 
Gegen die Rede Noskes gab es in vielen sozialdemokratischen Versammlungen und in der Presse 
einen Sturm der Entrüstung. Die sozialdemokratische Fraktion hatte damit ihren alten Standpunkt 
"diesem System keinen Mann und keinen Groschen!" verlassen. Daran konnten auch die 
Wahlrechtsbewegungen von 1910 nichts ändern. Der Sozialdemokratische Parteivorstand und die 
Führung der Gewerkschaften verfolgten eine Taktik des Abbremsens und der Vertröstung auf die 
nächsten Reichstagswahlen. Hauptvertreter dieser opportunistischen Anschauungen war Karl 
Kautzky. Er sah die Aufgabe des Proletariats darin, dass es die Position der herrschenden Klasse 
durch eine Vielzahl von parlamentarischen Kleinkämpfen untergraben sollte, um bei den nächsten 
Wahlen die absolute Mehrheit zu erreichen. das heißt also, die SPD-Führung ging mehr und mehr 
auf bürgerlich-liberale Positionen über. 
Es war daher kein Wunder, wenn die SPD bei Ausbruch des Krieges sofort alle Kriegskredite mit 
bewilligte und sich, wie es hieß, auch zur aktiven "Verteidigung der Heimat" bereit erklärte. 

120



Stadtchronik Heinz Bemowsky 1989

Am 1. August 1914 eröffneten die deutschen Truppen dann mit dem Einmarsch in das neutrale 
Luxemburg ohne Kriegserklärung den 1. Weltkrieg. Die deutsche Presse aber schrieb:
"Rußland will den Krieg!" und weiter "Auf die Sturmeszeichen aus dem Osten hat seine Majestät 
der Kaiser auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfassung den Kriegszustand erklärt, dem die 
allgemeine Mobilmachung folgen wird ...
Ernsten Zeiten geht unser Volk entgegen. Einig und stark wird es ihnen begegnen im Vertrauen auf 
Gott, im Vertrauen auf die eigene Kraft und Treue ...
Wir wollen sein ein einig Volk von Brüdern, in keiner Not uns trennen und Gefahr!"
Solche Schlagzeilen in der Presse, auch in der Anklamer Zeitung, verfehlten natürlich nicht ihre 
Wirkung. Als dann noch der Kaiser erklärte: "Eine schwere Stunde ist heute über Deutschland 
hereingebrochen. Neider überall zwingen uns zur gerechten Verteidigung. Man drückt uns das 
Schwert in die Hand. Ich hoffe, dass wir es mit Gottes Hilfe so führen werden, daß wir es in Ehren 
wieder in die Scheide stecken können. Die Gegner aber werden erkennen, was es heißt, 
Deutschland zu reizen. 
Nun empfehle ich euch Gott, jetzt geht in die Kirche, kniet nieder vor Gott und bittet ihn um Hilfe 
für unser braves Heer!"
Damit waren bereits große Kreise des deutschen Volkes verleumderisch für die verbrecherischen 
Ziele des deutschen Imperialismus gewonnen. Die Zeitungen berichteten daher auch von 
begeisterten Umzügen in Berlin und vielen anderen Städten. 
Einen solchen Umzug gab es, wie die Anklamer Zeitung schrieb, auch am 1. August 1914 in 
Anklam. Es hieß dazu:
"Schnell bildete sich ein langer Zug, der sich, patriotische Lieder singend, zum Kaiserdenkmal auf 
dem Markt bewegte. Hier hielt Herr Franz Schröder (jun.) eine feurige Ansprache, die mit dem 
Kaiserhoch ausklang. Dann setzte sich der Zug wieder in Bewegung und kam über die Steinstraße 
in die Friedländer Straße zur Wohnung des Bezirkskommandeurs Oberstleutnant von Schierstädt, 
der auf dem Balkon erschien und ebenfalls eine herzliche Ansprache hielt. Das nächste Ziel war die 
Kriegsschule, wo einer der Herren Offiziere zur Menge sprach. Schließlich fand man den Herrn 
Landrat von Rosenstiel in der Gaststätte "Zur goldenen Traube". Auch er trat sofort heraus und 
richtete ein paar Worte der Zuversicht an die begeisterte Menge."
Das war also die Situation am 1. Kriegstage. Interessant ist, dass auch die Anklamer Geschäftsleute 
sofort reagierten, in der Hoffnung, ihr Geschäftchen zu machen. Schon am 2. August 1914 konnte 
man folgende Anzeige des Photographen Bock in der Anklamer Zeitung lesen: 

"Vaterlandsverteidiger!
Laßt euren Angehörigen euer Bild in der Heimat,
laßt euch vor dem Ausrücken schnell photographieren.
Die Bilder werden den Angehörigen zugestellt.
Es empfiehlt sich 

C.Bock, Kleiner Wall 12"

Die Anklamer Zeitung vom 5. August 1914 berichtet dann über die Reichstagssitzung am 4. August, 
auf der die Kriegskredite bewilligt wurden. Zunächst wird die Thronrede des Kaisers vor dem 
Reichstag in vollem Wortlaut wiedergegeben. Sie endete mit den Worten: 
"Auf sie meine Herren blickt heute, um seine Fürsten und Führer geschart, das ganze deutsche Volk. 
Fassen sie ihre Entschlüsse einmütig und schnell, das ist mein innigster Wunsch!"
Und fast wie zur Antwort auf diesen Kaiserwunsch steht unmittelbar unter dem Wortlaut seiner 
Rede folgender kurzer Vermerk:

"Die sozialdemokratische Fraktion hat beschlossen, für die Bewilligung der von der 
Regierung geforderten außerordentlichen Kriegsmittel zu stimmen!"
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In der Sitzung sprach dann der sozialdemokratische Abgeordnete Haase im Namen der Fraktion und 
befürwortete den Antrag mit folgenden Worten: 

"Wir machen wahr, was wir immer betont haben. Wir lassen in der Stunde der Gefahr das
Vaterland nicht im Stich. Wir hoffen, dass die grausame Schale der Kriegsleiden den 
Abscheu vor dem Kriege in neuen Millionen wecken und sie für das Ideal des Sozialismus 
und des Völkerfriedens gewinnen wird. Von diesen Grundsätzen geleitet, bewilligen wir die 
geforderten Kredite!"

Damit wurde das Bekenntnis der rechten Führer der Sozialdemokratie zum Sozialismus zur Phrase, 
hinter der sich nur noch Chauvinismus verbarg. "Dieser Sozialchauvinismus", schrieb Lenin, "aber 
ist der vollendete Opportunismus!"
Uns interessiert nun sicher, wie es in diesen Tagen in Anklam weiterging. Als der Kaiser für den 5. 
August für ganz Preußen einen allgemeinen Betrag anordnete, gingen auch viele Anklamer Bürger 
in die Kirchen, die an diesem Tage sogar zweimal Gottesdienst angesetzt hatten, um mit ihrem 
Kaiser den Segen Gottes für die Waffen und ihre Träger zu erbitten. In den Schulen fiel der 
Unterricht aus. Lehrer und Schüler gingen geschlossen in die Kirche. 
So wurden die Kirche und ihre Anhänger schonungslos für den schmutzigen Krieg ausgenutzt. 
In der gleichen Ausgabe der Anklamer Zeitung, die von der Begeisterung des deutschen Volkes 
schwärmte, fand man auch die Aufforderung des Anklamer königlichen Bezirkskommandos zur 
unverzüglichen Meldung aller Mannschaften der Reserve, Landwehr und Ersatzreserve auf dem 
Bezirkskommando mit dem Zusatz: "Im Unterlassungsfalle tritt Verfolgen wegen Fahnenflucht ein 
und haben die Säumigen Strafe nach der Strenge der Militärgesetze zu erwarten."
Man konnte also doch nicht mit der Begeisterung aller Bürger rechnen. Doch es gab noch mehr 
Unsicherheiten. Dazu schrieb die Anklamer Zeitung am 5. August 1914:
"Die hiesigen Geschäftsleute führen Klage darüber, dass sie vom lieben Publikum mit der 
Wechselung von Papiergeld geradezu bestürmt werden. Das Publikum sollte sich doch mal in die 
Lage der Geschäftsleute hineinversetzen. Etwas mehr Rücksicht wäre wohl am Platze."
So schnell hatten also die Anklamer das Vertrauen zu ihrem Papiergeld und damit auch zu den 
weiteren Zielen ihres Staates verloren. An anderer Stelle schreibt die gleiche Zeitung:
"Wie ich wiederholt erfahren habe, haben im hiesigen Kreisgebiet umherziehende Händler sich die 
Notlage in der Weise zu Nutze gemacht, dass sie Lebensmittel zu sehr hohen Preisen verkaufen. 
Hierzu liegt gar keine Veranlassung vor, denn es ist gar nicht daran zu denken, dass eine Knappheit 
von Lebensmitteln eintritt."
Das also gab es schon am 5. August 1914. Andererseits rollten aber auch bereits die ersten Spenden 
für das Deutsche Rote Kreuz an. Bis zum 8. August 1914 hatten die Anklamer schon 4.256,95 Mark 
gesammelt. 
Und dann wurde es ernst. Auch die Anklamer Männer und Söhne mußten antreten zum Marsch ins 
große Völkermorden. Darüber schreibt die Anklamer Zeitung in ihrer Ausgabe vom 8. August 1914:
"Zu einer erhebenden Feierlichkeit gestaltete sich gestern Nachmittag der Feldgottesdienst auf dem 
Markt, der für die heute abgereisten Mannschaften des 2. Bataillons des Reserve-Infanterie-
Regiments Nr. 2 veranstaltet wurde. Nach einer voraufgegangenen Musterung rückten die 
feldmarschmäßig ausgerüsteten Kompanien zum Markt, wo zunächst der Bataillonskommandeur 
eine kernige Anspräche hielt, die er mit einem brausend erschallenden - Kaiser-Hoch - schloß. 
So dann wurde, um die Fahne geschart, der Feldgottesdienst mit dem allgemeinen Gesang des 
Liedes "Ein feste Burg ist unser Gott ..." eröffnet. Im Anschluss daran hielt Pastor Karehnke eine 
herzergreifende Predigt und weihte die Fahne. Nach dem Schlusslied "Nun danket alle Gott" 
begaben sich die Kompanien in ihre Quartiere zurück. 
Am heutigen Sonnabend fand der Ausmarsch der Kompanien zum Bahnhof statt. Zahlreiche Häuser 
hatten die Fahnen heraus gesteckt, die den Kriegern den stillen Abschiedsgruß zuwinkten. Um 1/2 
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10 Uhr erfolgte unter Vorantritt der Torbritz'schen Kapelle, die patriotische Weisen erschallen ließ, 
der Abmarsch vom Paradeplatz aus nach dem Bahnhof. Eine zahlreiche Menschenmenge begleitete 
den Zug."
Und nochmals wurden alle Anklamer angeheizt, als die Zeitung am 7. August 1914 unter der 
Überschrift "Ist das ein ehrlicher Krieg?" schrieb: "Diese Frage wird und muss heute aufgeworfen 
werden, und sie ist mit einem klaren - Nein - zu beantworten. Was wir schon in diesen wenigen 
Tagen erlebt haben, das genügt, um zu sagen, hier wird mit Verbrechen gearbeitet, das ist kein 
redliches ehrliche Fechten, das ist, als ob eine Horde von zähnefletschenden wilden Tieren auf uns 
losgelassen wäre. Rußland und Frankreich haben unter Missachtung des Völkerrechts den Krieg 
begonnen. (Hatte man vergessen, dass deutsche Truppen bereits am 1. August ohne Kriegserklärung 
in Luxemburg einmarschiert waren? d. Verf.). Man hatte beinahe den Eindruck, als ob es Franzosen, 
Russen und Engländer heute darauf ankäme, das Deutsche Reich von der Landkarte wegzuwischen. 
Und dem entspricht auch die Haltung des Zaren Nikolaus."
So begann der Krieg auch für die Anklamer. Väter und Söhne hatten das Gewehr in die Hand 
gedrückt bekommen und rollten den Fronten entgegen. Zurückblieben die Alten, Kranken und vor 
allem die Mütter mit ihren Kindern, denen der Ernährer genommen war. Wovon sollten sie leben? 
Die staatlichen Organe sahen sich gezwungen, für Unterstützungen zu sorgen. Zunächst musste 
jedoch eine entsprechende Kommission die Bedürftigkeit prüfen. Danach erhielten 

Ehefrauen in den Monaten Mai bis Oktober monatlich   6 Mark
von November bis April monatlich 12 Mark

Kinder unter 15 Jahren erhielten monatlich  6 Mark 
an Unterstützungen.
Man sah zwar ein, dass diese gesetzlich zu zahlenden Mindestbeträge nicht für den Unterhalt einer 
Familie ausreichen würden, wenn den Frauen keine Arbeit nachgewiesen werden konnte. Der Kreis 
sah sich daher veranlasst, zunächst 250.000 Mark Kredit aufzunehmen, um in Härtefällen 
zusätzliche Unterstützungen zahlen zu können. Zur Sorge um das Schicksal des Gatten und Vaters 
kam also auch zugleich die Sorge ums tägliche Brot für die Zurückgebliebenen. 
Für die Versorgung unterbreitete die Anklamer Zeitung schon am 18. August 1914 die ersten 
konkreten Vorschläge unter der Überschrift: "Eßt Schwarzbrot!" und schrieb dazu: "Das bayrische 
Ministerium des Innern erläßt einen Aufruf wegen Wegfall der ausländischen Weizenzufuhr und zur 
Erzielung der richtigen Mehlausbeute im Inlande, sich schon jetzt an Schwarzbrot anstatt des 
Weizenbrotes zu gewöhnen. Man kann nur wünschen, dass dieser Aufruf auch hier die 
weitestgehende Beachtung findet."
Das war das erste Signal für die Versorgung, dem bald weitere folgen sollten. 
Am 29. August gab das Anklamer Gericht bekannt:

"Eine Frau nahm sich ein paar Steinkohlen vom Kleinbahnhof mit. Weil sie aus Not 
gehandelt hatte, konnte auf Geldstrafe erkannt werden, und diese wurde auf 3 Mark 
bemessen. Bei der Pfändung leistete eine Frau dem Gerichtsvollzieher dadurch Widerstand, 
dass sie sich immer vor den Gerichtsvollzieher stellte. Sie erhielt 9 Mark Geldstrafe."

Vergleicht man diese Strafe mit der monatlich gezahlten Unterstützung, so entsprach sie dem 
gezahlten Unterhalt von 1 1/2 Monaten. Solche Fälle gab es also bereits, obwohl der Krieg erst 
knapp einen Monat andauerte. 
Während die Zeitung in den ersten Tagen und Wochen immer nur von glorreichen Siegen der 
deutschen Truppen schwärmte, kam sie nicht umhin, am 15. September 1914 auch über die ersten 
Verluste zu berichten. Bis zu diesem Zeitpunkt waren in Deutschland bereits 3.021 Gefallene, 3.514 
Vermißte und 12.623 Verwundete zu beklagen. 
Doch in der gleichen Ausgabe, nur eine Seite weiter wurde der Leser schon wieder an seine 
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"patriotische Pflicht" erinnert, denn hier bot das Anklamer Kaufhaus Rudolf Karstadt in der 
Steinstraße "schwarz-weiß-rote Fahnen" in verschiedenen Größen aus bestem Wollstoff, fertig zum 
Gebrauch an. Der Preis lag zwischen 11,25 Mark und 14,50 Mark. Das heißt, eine Fahne kostete 
mehr, als der Staat monatlich für 2 Kinder an Unterstützungen zahlte. 
Obwohl es bereits etliche Notfälle gab, nutzte man doch nach wie vor jede Möglichkeit, um den 
Glauben an den schnellen Sieg der deutschen Truppen zu erhalten. So gab es zum Beispiel am 22. 
August 1914 in den Anklamer Schulen eine Feier aus Anlass des Sieges bei Metz und in den 
Vogesen. Am 29. August fiel dann auf Befehl des Kaisers der Unterricht sogar ganz aus. Anlass war 
diesmal der Sieg bei Lüttich, Namur und im Osten bei Tannenberg. 
Selbstverständlich fand am 2. September die alljährliche "Sedansfeier" wieder in allen Schulen statt. 
Ende 1914 wurde in Anklam ein Sanitätskorps gebildet, dem viele Lehrer angehörten. Sie halfen 
vor allem bei Verwundetentransporten.
Am 18. Februar 1915 fiel der Unterricht nochmals aus Anlass des Sieges in den Masuren aus. Doch 
schon im März 1915 wurden die Kinder zum Sammeln von Metallen, wie altes Geld, Gold- und 
Silbersachen, Zinn, Blei, Kupfer, Stanniol, Flaschenkapseln, Tuben, Messing und Aluminium 
angehalten. Ab Juni 1915 wurden auch leere Konservenbüchsen gesammelt, die zur erneuten 
Verwendung an Konservenfabriken abzuliefern waren. Die Sommerferien, die am 3. Juli 1915 
beginnen sollten, wurden um 14 Tage verschoben, damit die größeren Schüler besser in der Ernte 
helfen konnten. Etwa 70 Schüler der Anklamer Knabenschule waren dann auch im Ernteeinsatz. 
Jüngere Kinder wurden zum Sammeln von Lindenblütentee aufgerufen. 
Unverständlich war dabei jedoch, dass die Anklamer Polizei mit Strafen drohte, wenn die Kinder 
auf öffentlichen Plätzen oder in den Anlagen sammeln wollten. So hatte sich die Situation auch für 
die Kinder inzwischen geändert. An schulfrei für große Siege dachte jetzt niemand mehr. Statt der 
Siegesmeldungen hieß es in der Anklamer Zeitung schon am 18. November 1914: "Der heilige 
Krieg greift weiter um sich!" Von einem schnellen Ende war schon nicht mehr die Rede. Dafür 
erhielten die Anklamer am 16. Dezember 1914 Hinweise für die Ernährung. Darin hieß es unter 
anderem:

"Haltet Haus mit dem Brot, damit die Hoffnungen unserer Feinde zuschanden werden. 
Verachtet kein Stück Brot, nur weil es nicht mehr frisch ist. Eßt Kriegsbrot - es ist durch den 
Buchstaben: "K" gekennzeichnet. Es sättigt und nährt ebenso gut, wie anderes.
Wer Kartoffeln erst schält und dann kocht, vergeudet viel. Kocht darum die Kartoffeln in der 
Schale, ihr spart viel!"

Doch fanden diese Hinweise anscheinend nicht genügend Hörer. Daher folgte am 31. Dezember 
1914 das folgende Klagelied unter der Überschrift:
"Kuchenverbrauch über Weihnachten!

Das vergangene Weihnachtsfest hat den Beweis erbracht, dass alle oft wiederholten Mahnungen zur 
größten Sparsamkeit mit dem Mehl in breiten schichten der Bevölkerung noch durchaus nicht die 
Beachtung gefunden haben, die sie unbedingt verdienen. Der Verbrauch an Weizenmehl für Kuchen 
ist außerordentlich hoch gewesen und nirgends war eine Einschränkung aus Anlass der Kriegszeiten 
bemerkbar. Es ist infolgedessen damit zu rechnen, dass weitere Maßnahmen zur Schonung unserer 
Getreidevorräte erlassen werden. Im Westen ist bereits seitens eines Generalkommandos ein 
Backverbot für Kuchen für eine Reihe bevorstehender Festtage erlassen."
Sicher fragt man sich hier unwillkürlich, wie breit waren jene Schichten wirklich, die hier die 
Sparmaßnahmen so gröblichst verletzten? Die alleinstehenden Mütter mit ihren Kindern, die auf 
staatliche Unterstützungen angewiesen waren, hatten sicher kaum dagegen verstoßen. Wie hoch 
man ihnen den Brotkorb gehängt hatte, ist dem Jahresfinanzbericht des Anklamer Magistrats vom 
20. Dezember 1914 zu entnehmen. Danach hatte man zum Beispiel 6.000 Mark für den Stadtpark 
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an der Hohenzollern Allee (heute Thälmann Allee), weitere 6.000 Mark für Umpflasterungsarbeiten 
in der Stettiner Straße (heute Pasewalker Straße) und 1.824 Mark für die Vertretung der ins Feld 
eingezogenen Polizeibeamten ausgegeben. An Zuschlägen für Unterstützungen notleidender 
Familien eingezogener Soldaten hatte man andererseits nur 7.000 Mark bereitgestellt. Als 
Bürgermeister Unglaube diesbezüglich auf der Stadtverordnetenversammlung zur Rede gestellt 
wurde, hatte er nur folgende Antwort bereit:

"Wenn in anderen Städten bereits größere Summen für Zuschüsse aus städtischen Mitteln 
bereitgestellt wurden, so ist dies in Anklam vorläufig noch nicht nötig, denn es ist noch 
keine Not vorhanden. Bei Eintritt von Teuerungszeiten wird allerdings auch unsere Stadt 
eingreifen müssen."

Schon einen Tag später gab es in der Zeitung eine anonyme Stellungnahme. Unter der Überschrift: 
"Eingesandt" wird das schematische und oft hartherzige Vorgehen verschiedener Mitglieder der 
Bedürftigkeitskommission angeprangert. So wurde, wie es hieß, die Bedürftigkeit abgelehnt, 
solange der Betrieb des eingezogenen Mannes noch etwas zahlte, oder es wurde vorgeschlagen, 
zunächst einen Teil der Möbel zu verkaufen. 
So also war es um die armen Teile der Bewohner bestellt, deren Ernährer "mit Gott für Kaiser und 
Monopole" in den Krieg gezogen waren, während die besitzende Klasse, wie es die Zeitung selbst 
einschätze, zu Weihnachten nicht mal auf ein Stück Kuchen verzichtete. 
Doch das war erst der Anfang. Der Krieg sollte immerhin noch weitere 3 1/2 Jahre dauern. 
Durch eine am 28. Juni 1915 erlassene Verordnung über den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl 
unterlagen die Ernteerträge an Roggen, Weizen und Gemenge der Beschlagnahme und wurden 
staatlich bewirtschaftet. Der § 9 legte bei Verstoß gegen diese Verordnung eine Gefängnisstrafe bis 
zu einem Jahr oder Geldstrafen bis 10.000 Mark fest. Doch es kam noch schlimmer. 
Am 24. Juli brachte die Anklamer Zeitung diese Bekanntmachung:

"Todesstrafe für Brandstiftung!
angesichts des Reifens des Getreides sei warnend darauf hingewiesen, dass das vorsätzliche 
Anstecken von Getreidefeldern, wie vorsätzliche Brandstiftung während des Krieges mit 
dem Tode bestraft wird."

Nach knapp einjähriger Kriegführung war die Begeisterung anscheinend schon soweit gesunken, 
das man sich auf diese Weise sichern musste. 
Nach einer Mitteilung vom 12. September 1915 erhielten: 

Staatliche Angestellte im Außendienst, Männer und Frauen in der Land- und Forstwirtschaft, 
in Industrie, Handel und Gewerbe

wöchentlich 1.750 Gramm Mehl oder 2.500 Gramm Brot.
Alle anderen Personen über 5 Jahre erhielten

wöchentlich 1.400 Gramm Mehl oder 2.000 Gramm Brot. 
Die Brotkarte war jedoch schon am 22. Februar 1915 eingeführt worden. Selbstverständlich waren 
auch Fleisch und Fette bewirtschaftet.
Selbst Saisonarbeiter in der Landwirtschaft durften pro Tag nur 25 Gramm Fett erhalten. 
Diese Notlage der Bürger nutzten die Geschäftsleute aus, indem sie entsprechende Ersatzstoffe für 
die Ernährung anboten. Als Ersatz für 2 fleischlose Tage sollte zum Beispiel Dr. Eichhoff's 
Fleischersatz, eine Art Brühwürfel dienen. Er wurde im Frühjahr 1916 laufend in den Zeitungen 
angeboten.
Am 11. Februar 1916 ließ der Anklamer Versicherungsagent Wilhelm Stade aus der 
Wollweberstraße 39 folgende Anzeige veröffentlichen:

"Honig-Pulver (Hansa), Marmelade-Pulver und Ei-Ersatz sowie eßfertigen Honig und 
Marmelade - Garantie für reinlichste Herstellung. 
Nur echt aus der Wollweberstraße 39, wenn jedes Päckchen meinen Stempel trägt. Auch 
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Versand nach auswärts."
Ebenso wurde in der Zeitung vorgeschlagen, die Butter mit kalten gekochten Kartoffeln im 
Verhältnis 1 zu 1 zu strecken. Zu allem Unglück war jedoch auch die Kartoffelernte des Jahres 1915 
nicht gut ausgefallen. Dazu kam eine schlechte Lagerfähigkeit. Immer wieder wurden die Besitzer 
aufgefordert, ihre Mieten zu überprüfen und im Notfalle die Kartoffelbestände durchzusammeln. Im 
Frühjahr 1916 wurden dann alle Bestände beschlagnahmt und die Kartoffelkarte eingeführt. Der 
Verbrauch wurde auf 1 Pfund pro Kopf und Tag festgelegt. 
Als das Osterfest 1916 heranrückte, verbot der kommandierende General des 2. Armeekorps das 
Kuchenbacken auch für die privaten Haushalte für die Zeit vom 5. bis 25. April. Dafür kam im Mai 
1916 der Aufruf, auch Saatkrähen für die Volksernährung zu nutzen. Sie durften abgeschossen oder 
gefangen werden. Die Versorgung bereitete also doch schon erhebliche Sorgen. 
Immer öfter bekamen die Daheimgebliebenen jetzt zu hören, jeder müsse seinen Beitrag leisten, das 
sei die große vaterländische Pflicht, das wäre auch jeder seinem im Felde stehenden Angehörigen 
schuldig. Mit der gleichen Methode versuchte man andererseits immer höhere Leistungen aus dem 
Volke herauszupressen. Die Verordnung über die Beschlagnahme, Meldepflicht und Ablieferung 
von Gegenständen aus Kupfer, Messing und Nickel war schon am 31. Juli 1915 in Kraft getreten. 
Immer wieder forderte seitdem die Presse auf, alle Gegenstände dieser Art abzuliefern. Das Gleiche 
galt für Gold- und Silberwaren.
Doch alles reichte noch nicht aus, das Volk sollte in imperialistischen Eroberungskrieg auch noch 
weitgehend finanzieren. Das hatte durch entsprechende Zeichnungen für die Kriegsanleihe zu 
geschehen. 
Dabei ging man schon 1915 so weit, dass die Vorstände der bestehenden Vereine aufgefordert 
wurden, jedes Mitglied über die Höhe seiner Zeichnung zu befragen und, wo notwendig, ihren 
Einfluss geltend zu machen. Das scheint dann auch geholfen zu haben, denn die Anklamer Zeitung 
bringt am 23. September 1915 zum Abschluss der Zeichnung für die 3. Kriegsanleihe eine konkrete 
Übersicht. Danach zeichneten die Anklamer Bürger:

für die 1. Anleihe 1.830.000 Mark
für die 2. Anleihe 5.041.200 Mark

und für die 3. Anleihe 5.831.100 Mark
Das heißt also, innerhalb eines Jahres stellte die Anklamer Bevölkerung insgesamt 12.702.300 Mark 
für den räuberischen Krieg zur Verfügung. 
Andererseits häuften sich die Meldungen über gefallene Männer, Väter und Söhne von Tag zu Tag. 
Auch auf der am 27. Mai 1916 durchgeführten 33. ordentlichen Hauptversammlung der 
Pommerschen Zuckerfabrik Anklam stellte man fest, dass von den einberufenen 120 
Betriebsangehörigen bereits 15 gefallen waren. 
Das zu Beginn des Krieges staatlich angeordnete Siegesgeläute der Kirchenglocken und die damit 
verbundenen unterrichtsfreien Tage für die Kinder wurden immer seltener. Dafür mehrten sich die 
Stimmen der Bürger, die sich nach Frieden sehnten. Das aber durfte keinesfalls durch die Presse, 
durch Broschüren oder Flugblätter unterstützt werden. Aus diesem Grunde führte der Chef des 2. 
Armeekorps schon am 30. September 1915 für unseren Regierungsbezirk auf Grund des Gesetzes 
über den Belagerungszustand vom 4.Juni 1851 die Pressezensur für alle Druckschriften, Broschüren 
und Korrespondenzen politischen und militärischen Inhalts ein. Damit wurde die Presse oftmals an 
einer wahrheitsgetreuen und vollständigen Berichterstattung gehindert. 
Auch in der Anklamer Zeitung gab es mehrmals den Hinweis, nähere Angaben könne man leider 
nicht machen. 
Durch solche Maßnahmen konnte man die Stimmung des Volkes natürlich nicht heben. Wenn es 
auch in Anklam nicht gleich zu offenen Protesten kam, so reagierte man dafür in vielen Dingen mit 
entsprechendem Desinteresse. Das zeigten die am 22. November 1915 durchgeführten Ersatzwahlen 
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zur Stadtverordnetenversammlung. Sie wurden nach wie vor nach dem für Preußen immer noch 
gültigen Dreiklassenwahlrecht durchgeführt. Die Einstufung erfolgte nach der Höhe der gezahlten 
Steuern. Nach einem Zeitungsbericht vom 19. August 1915 sah die Anklamer Bürgerrolle dazu 
folgendermaßen aus:
Stimmfähige Personen: 2.547
Gesamtsteuerbetrag: 428.263,32 Mark
damit gehören zur Abteilung   I:      17 Wähler mit 161.667,42 Mark

zur Abteilung  II:    319 Wähler mit 160.713,77 Mark
und zur Abteilung III: 2.211 Wähler mit 105.882,12 Mark
Steuergeldern.
Jede Abteilung durfte 12 Abgeordnete wählen.
Doch wie sah die Beteiligung aus?
In der Abteilung I lag sie bei 53 Prozent, in der Abteilung II bei 31 Prozent, in der Abteilung III 
kamen von 2.211 Wählern sogar nur 166 zur Wahl. Hier betrug die Wahlbeteiligung damit nur7,5 
Prozent. Trotzdem erklärte man die Wahl für gültig und 36 neue Abgeordnete zogen ins 
Stadtparlament ein. Unter ihnen befanden sich

10 Fabrikbesitzer und Großhändler
  5 Vertreter der Intelligenz
  5 Kaufleute
  6 Rentiers
  4 Ackerbürger und
  6. Handwerksmeister.

Die absolute Mehrheit der reichen vermögenden Schicht war damit auf jeden Fall gesichert. 
Trotzdem musste man in dieser Zeit doch bei allen Beschlüssen stets vorher überlegen, wie sich die 
Masse der Bürger der Stadt dazu stellen würde, wenn man sie nicht entgültig für die Kriegspolitik 
verlieren wollte. 
Vielleicht ließ sich auch der Reichstag von diesem Gedanken leiten, als er im Juni 1916 die 
Herabsetzung der Altersrente vom 70. auf das 65. Lebensjahr beschloss. Die Zahlung sollte sogar 
rückwirkend ab 1. Januar 1916 erfolgen. Darum rief der Anklamer Magistrat zusammen mit der 
Bekanntmachung des Beschlusses auch gleich alle Rentenberechtigten auf, sofort ihre 
Rentenanträge im Zimmer 10 des Rathauses zu stellen.
Der Winter 1916/17 brachte dann große Sorgen bei der Heizung der Schulen. Daher wurden die 
Weihnachtsferien zunächst bis zum 31. Januar 1917 verlängert. 14 Tage später wurden dann die 
Schulen erneut, diesmal vom 15. Februar bis 16. März 1917 wegen Kohlenmangel geschlossen. Die 
Kinder kamen zweimal in der Woche in die Schule, zeigten ihre Hausaufgaben vor und erhielten 
neue Aufgaben. Die 13- und 14-jährigen Schüler wurden mit ihren Lehrern in dieser Zeit dem 
Bürgermeister zum Schneeschaufeln und anderen Arbeiten zugeteilt.
Mit Beginn des Jahres 1917 dauerte der Krieg nun schon 2 1/2 Jahre. Von der Begeisterung in den 
Augusttagen des Jahres 1914 war nichts mehr zu spüren. Sowohl die Männer in den 
Schützengräben als auch die Frauen und Kinder daheim wünschten sich nichts sehnlicher als den 
Frieden. Not und Elend wurden immer größer. 
Doch ganz besonders groß war in diesen Tagen Hunger und Elend des Volkes im zaristischen 
Rußland. Unter den Losungen: "Nieder mit dem Krieg!" - "Nieder mit dem Zaren!" - "Brot, 
Frieden, Freiheit!" stürzte das russische Volk im Februar 1917 das verhasste Zarenregime. Die 
bürgerlich-demokratische Revolution siegte. 
Auch die kaisertreue Anklamer Zeitung kam nicht umhin, darüber zu berichten. Sie tat es jedoch 
kurz und formal. Der erste Bericht am 15. März 1917 war einfach mit "Unruhen in Petersburg" 
überschrieben. Am 16. März 1917 wurde dann mitgeteilt: "Revolution in Petersburg - der Zar hat 
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abgedankt!" Mit diesem Sieg der Revolution in Rußland war auch die illegale Arbeit der Partei der 
Bolschewiki zu Ende. Ihre Mitglieder rüsteten sich zum Endkampf, zur Umwandlung der 
bürgerlich-demokratischen in eine proletarisch-sozialistische Revolution. Doch 32 der besten 
Genossen, unter ihnen der Genosse Lenin, befanden sich zu dieser Zeit noch in der Schweiz. Die 
Nachricht von der siegreichen Revolution erreichte sie in Zürich. Die Gruppe kannte von diesem 
Augenblick nur noch ein Ziel, so schnell wie möglich nach Rußland zurückzukehren. Doch dafür 
gab es nur eine Möglichkeit. Die Fahrt musste durch das kriegführende Deutschland und durch 
Schweden gewagt werden. Am 9. April 1917 begann ihre Reise. Sie ging über Frankfurt/Main und 
Berlin am 11. April weiter über Prenzlau, Pasewalk, Anklam und Stralsund nach Saßnitz. Von hier 
fuhren sie dann mit der Fähre weiter nach Schweden.
Zu diesem Zeitpunkt hatten die Anklamer Bürger bereits ihre 6. Kriegsanleihe in einer Gesamthöhe 
von 8.367.300 Mark gezeichnet und die Zeitung warb schon wieder für die 7. Anleihe. Sie brachte 
bis zum 20. Oktober 1917 nochmals 5.550 000 Mark. 
Demgegenüber wurden die Lebensmittelrationen immer mehr gekürzt. 
1917 gab es wöchentlich pro Kopf: 
7 Pfund Kartoffeln, 1.120 Gramm Brot, 40 Gramm Butter und 20 Gramm Margarine. Die 
Fleischrationen wurden ab Weihnachten 1917 auf wöchentlich 150 Gramm herabgesetzt. 
In Waren, Prenzlau und Penzlin kam es im Sommer 1917 daher zu Brotkrawallen, wobei die Frauen 
mehrere Bäckerläden stürmten. 
Am 2. September 1917 gab der stellvertretende kommandierende General für den Korpsbezirk 
bekannt.
"Jungsozialistische Jugendbewegung hat eine durch das ganze Vaterland gehende Agitation 
begonnen, um am 2. September 1917 einen internationalen Jugendtag und am 3. September einen 
Proteststreik zu veranstalten. Diese Bewegung ist angesichts der blutigen Kämpfe, welche zur Zeit 
an allen Fronten stattfinden, ein Verrat am Vaterlande. Ich erwarte von dem gesunden Sinn der 
Bevölkerung, dass sie sich von dieser Bewegung fernhält und jeder an seinem Platze dazu beiträgt, 
dass die gesamten Kräfte des Vaterlandes zusammengefasst werden, zu dem einen großen Ziel, den 
Sieg zu erringen. Die Garnisonen des Korpsbezirkes haben Befehl erhalten, etwaigen 
Veranstaltungen an beiden Tagen mit vollem Ernst entgegenzutreten."
In dieser Zeit, da Not und Elend und damit die Unzufriedenheit täglich zunahmen, musste man 
schnellstens handeln. Während, wie wir aus der Anordnung des kommandierenden Generals 
entnehmen, den Sozialisten, sofern sie sich zu erkennen gaben, sofort Streitkräfte der Garnisonen 
gegenüber gestellt werden sollten, begann die Presse mit einer großen Propagandaaktion für die neu 
gebildete "Deutsche Vaterlandspartei".  Davon bekam auch Anklam reichlich zu spüren. 
So erschien am 12. September 1917 in der Anklamer Zeitung ein Aufruf der "Deutschen 
Vaterlandspartei", in dem zur Weiterführung des Kampfes bis zum Endsieg aufgefordert wurde. Die 
Vaterlandspartei, so wurde immer wieder betont, verfolgte angeblich keine besonderen 
"Parteiziele", sondern stellte sich nur hinter die Ziele des Kaisers und seiner Regierung. Alle 
vaterlandstreuen Mitglieder anderer Parteien, Organisationen und Vereine konnten daher der 
Vaterlandspartei beitreten. 
Schon am 20. September 1917 abends 8 Uhr sollte in Kluges Gesellschaftshaus ein vaterländischer 
Vortragsabend stattfinden. Dazu wurden "alle Damen und Herren, welche auf dem Boden der Ziele 
der Vaterlandspartei standen" aus Anklam und Umgebung durch den Rittergutsbesitzer von Schütz-
Butzow eingeladen. Als Redner wurde der Reichstagsabgeordnete Dr. Wildgrube, ein Fabrikbesitzer 
aus Dresden angekündigt. Das Thema lautete: "Wollen wir einen starken deutschen Frieden oder 
einen Hungerfrieden?"
Spätestens am Versammlungsabend zeigte sich, dass es in Anklam doch noch recht viele 
konservative kaisertreue Kräfte ab. Und 800 Männer und Frauen folgten dem Rufe des Herrn 
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Rittergutsbesitzers. Der Saal war bis auf den letzten Platz gefüllt. 
Es war daher kein Wunder, wenn sich die Anklamer Presse in den nächsten Tagen fast überschlug. 
Ein langer Bericht am 22. September 1917 begann mit den Worten:
 "Eine Kundgebung des Siegeswillens von gewaltiger Geschlossenheit und Kraft vollzog sich am 
gestrigen Abend im hiesigen Gesellschaftshause. Was sich dort abspielte, war keine politische 
Versammlung hergebrachter Art, es war ein inneres Erlebnis, es waren Stunden der Erhebung und 
Aufrichtung."
Geschwollener konnte man es fast nicht mehr formulieren. Doch den "größten Triumph" bildeten 2 
Telegramme, die von der Versammlung an den Kaiser und an den Feldmarschall von Hindenburg 
abgesandt wurden. In dem Telegramm an den Kaiser heißt es:
"Eure Majestät versichern über 800 zu einer Kundgebung der Deutschen Vaterlandspartei 
versammelten Bewohner von Stadt und Kreis Anklam ihre unwandelbare Pommerntreue und 
sprechen die tiefste Entrüstung über den schmachvollen Versuch des Präsidenten Wilson aus, einen 
Trennungskeil zwischen Deutschlands Fürsten und Regierung und dem deutschen Volke zu 
treiben ...
Wir verharren in stahlharter Entschlossenheit gegenüber allen Unbilden der Kriegszeit und 
vertrauen eurer Majestät Führung zu einem starken deutschen Frieden."
Was waren das nun für Anklamer Bürger, die ihren Namen und ihre Stimme für solche Telegramm 
gaben?
Darauf gab die Zeitung von 23. Oktober 1917 eine Antwort, als die über die Gründung des 
"Kreisvereins Anklam der deutschen Vaterlandspartei" am 21. Oktober 1917 in Kluges 
Gesellschaftshaus berichtete und dabei die gesamte gewählte Leitung mit Namen und Beruf 
vorstellte. Danach setze sich der aus 35 Mitgliedern bestehende Vorstand wie folgt zusammen: 
Zur engeren Leitung gehörten

1. Vorsitzender: von Schütz - Butzow
2. Vorsitzender: Fabrikbesitzer Münter
3. Vorsitzender: Kaufmann Rühl

Schatzmeister: Bankdirektor Hermes
1. Schriftführer: Steuersekretär Behrens
2. Schriftführer: Buchdrucker Graef

Als Beisitzer werden genannt.
Gymnasialdirektor Dr. Petri, Seminaroberlehre Lietzau, Kaufmann Subkeur, Postsekretär Knaack, 
Schlossermeister Haß, Tischler Runge, Rittergutsbesitzer Weißenborn - Steinmocker, Pfarrer 
Jungmichel - Spantekow, Hofbesitzer Wieschendorf - Rosenhagen, Gemeindevorsteher Braasch - 
Pelsin und Rittergutsbesitzer Wallis - Buggow.
Weiter gehörten zum Vorstand als Vertreter beigetretener Vereine:
Prof. Dr. Bäumer - Sprachverein
Bankdirektor Hermes - Luftflottenverein
Lehrer Maaß - Volksbildungsverein
Pastor Täge - Krieger-Sanitätskolonne
Buchbindermeister Marggraff- reiskrieger-Verband
Rentner Grose - Verein ehemaliger 42er
Rentner Scheel - Schützengilde
Kaufmann Rühl - Freiwillige Feuerwehr und Turnverein 1861
Kämmerer Bartelt - Turnverein "Eiche"
Rittergutsbesitzer von Schütz-Butzow- Konservativer Verein
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Fabrikbesitzer Münter - Nationalliberaler Verein
Frau Helene Nagel - Deutsch-evangelischer Frauenbund
Graf Schwerin-Putzar - Landwirtschaftlicher Verein
Kaufmann Rahn - Verein für landwirtschaftliche Interessen
Direktor Horn - Landwirtschaftlicher Ein- und Verkaufs-Verein
Frau von Schütz-Butzow - Landwirtschaftlicher Hausfrauenverein
Oberinspektor Hoffmeier-Rebelow – Land- und forstwirtschaftlicher Beamtenverein
Buchdruckereibesitzer Graef - Mittelstandsverein
Hotelbesitzer Schwarz - Gastwirtsverein
Lehrer Wolff-Wietstock - Lehrerverein für Ducherow
Geschäftsführer Oehmichen - Deutschnationaler Handlungsgehilfen-Verband
Postschaffner Jahns - Postunterbeamten-Verein
Former Perkow - Verein "Königstreu"
Arbeiter Stöwer - Arbeiter-Verein. 

Man sieht sicher sofort, es waren fast ausschließlich die wohlhabenden Schichten der Stadt und des 
Kreises, denen es noch immer verhältnismäßig gut ging, weil sie weder das Leben der Soldaten im 
Schützengraben, noch die Not und das Elend der armen Bevölkerung selbst kennengelernt hatten. 
Sie verfolgten ihre persönlichen Interessen. Dazu gehörte auch, dass man die notleidende 
Bevölkerung gar nicht erst zu Wort kommen ließ. Dass sich sogar der Anklamer Arbeiter-Verein 
unter der Leitung des Arbeiters Stöwer anschloss, ist allerdings weniger verständlich. 
Der Propagandarummel mit der Deutschen Vaterlandspartei ging dann soweit, dass man ihr in 
Anklam sogar bestimmte Lebensmittelzuteilungen übertrug. Im Anzeigenteil der Anklamer Zeitung 
vom 19. Dezember 1917 ist nachzulesen:
"Deutsche Vaterlandspartei!
 Lebensmittelverteilung -Keilstraße 1
 Ausgabe: Mittwoch, den 19. Dezember 1917 - Nr. 451 bis 477 von 8 bis 11 Uhr

Landwirtschaftlicher Hausfrauenverein zu Anklam 
Frau von Schütz-Butzow

Man erkennt unschwer die bewusste Irreführung der Volksmassen. Das war offene 
Lügenpropaganda für die Fortsetzung des Krieges.
Doch die Oktober-Revolution in Rußland blieb trotzdem nicht ohne Auswirkungen. Im November 
1917 wurden in vielen vorpommerschen Orten und Städten Flugblätter verteilt, in denen zu 
Friedensdemonstrationen aufgerufen wurde. Wörtlich hieß es darin:
"Auf zur Friedensdemonstration am Sonntag, dem 25.November 1917. Das sozialistische Rußland 
hat, als es die politische Macht an sich nahm, sofort allen Regierungen und dem sozialistischen 
Proletariat der Welt einen allgemeinen Waffenstillstand und die Einleitung von Verhandlungen für 
einen demokratischen Frieden vorgeschlagen. Diese Botschaft ließ jedes sozialistische Herz höher 
schlagen. Auch die Stumpfgewordenen wurden aufgerüttelt. Millionen drängt sich das Gelöbnis auf 
die Lippen: Der Massenschlächterei muss ein Ende gemacht werden!"
Über diesen Aufruf und seine Auswirkungen schwieg sich die Anklamer Presse natürlich gänzlich 
aus. 
Sie gab dafür in diesen Tagen öffentlich bekannt, wie die Umzugsbedingungen und Termine für das 
Dienstpersonal am 2. Oktober 1917 abzuwickeln waren. Das klang fast wie in den Zeiten der 
Leibeigenschaft. Doch hören wir selbst:
"... Kein Gesinde darf den Dienst gegen den Willen der Herrschaft früher verlassen, es sei denn, 
dass seine Dienstzeit nach ausdrücklicher gegenseitiger Übereinkunft früher beendet wäre. Das 
Gesinde hat auch noch am Abzugstage der alten Herrschaft so lange Dienst zu leisten, als es 
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dieselben unter Berücksichtigung seiner Antrittspflicht an der neuen Stelle leisten kann."
Und von diesem "Gesinde", von den hungernden Müttern und Frauen erwartete man, dass sie sich 
mit einem "Hoch" hinter den Kaiser und seine verbrecherischen Ziele stellten, die er stets so 
wunderbar durch eine übertriebene Frömmigkeit zu verschleiern verstand. 
Hunger und Elend sorgten nicht zuletzt dafür, dass trotz aller Bemühungen der Anhänger der 
Vaterlandspartei die Antikriegsstimmung und die Forderung nach Frieden und Brot auch in Anklam 
immer größer wurden.
Doch alles brauchte seine Zeit und so verging noch fast ein Jahr, ehe auch in Deutschland das 
verhaßte Kaiserreich mit seinen fürstlichen Mitstreitern vom Sturm der November-Revolution 
hinweggefegt wurde. 

46. Novemberrevolution 1918

Im Sommer 1918 wuchs die revolutionäre Massenbewegung als Auswirkung auf die militärischen 
Rückschläge und dem immer größer werdenden Hunger besonders stark an. Unter dem Einfluss der 
Spartakusgruppe und der linken Kräfte der USPD begann eine welle von Massenaktionen, Streiks 
und Unruhen in vielen Industriegebieten und Städten. Selbst unter den Bauern und den städtischen 
Mittelschichten wuchs langsam die Erbitterung gegen den Krieg und die Regierung. Am 7. Oktober 
1918 beschloss die illegal in Berlin tagende Reichskonferenz der Spartakusgruppe das Programm 
der Volksrevolution für die sofortige Beendigung des Krieges, die Erkämpfung demokratischer 
Rechte und Freiheiten und den Sturz des deutschen Imperialismus und Militarismus. Selbst Karl 
Liebknecht musste unter dem Druck der Volksmassen freigelassen werden und traf am 23. Oktober 
1918 in Berlin ein, wo er von mehr als 20.000 Arbeitern und Soldaten begeistert begrüßt wurde. Mit 
dem bewaffneten Aufstand der Kieler Matrosen und Arbeiter begann dann die Revolution am 3. 
November 1918. 
Es ist kein Wunder, dass die kaisertreue Anklamer Zeitung am 6.November zunächst nur wieder 
von "bedauerlichen Vorgängen in Kiel" schrieb. Und selbst am 9. November 1918 schrieb sie noch 
unter der Überschrift: "Aus der Heimat!":
"Allerlei Gerüchte gingen heute hier von Mund zu Mund. Ihren Ursprung hatten sie in den 
Vorgängen in Kiel, von wo aus Kriegsschiffe führerlos nach Swinemünde und Stettin gefahren sein 
sollten. In beiden Städten sollten die meuternden Matrosen die Macht an sich gerissen und auf 
öffentlichen Gebäuden die rote Fahne gehißt haben. 
Auf unsere Anfrage durch den Fernsprecher an verschiedenen Stellen in Swinemünde sowohl als 
auch in Stettin wurde uns versichert, dass an den Gerüchten auch nicht das Geringste wahr sei. Um 
die Kriegsschiffe anläßlich der Vorkommnisse in Kiel aus dem Bereich der Meuterer zu bringen, 
sind einige Schiffe nach anderen Häfen abkommandiert worden. Die für Swinemünde und Stettin 
bestimmten Schiffe sind dort ohne Störung eingelaufen. Bald nach dem Einlaufen hat ein Teil der 
Mannschaften mit Urlaub in die Heimat die Hafenstädte verlassen. Zu irgendwelchen Störungen ist 
es dabei nicht gekommen. Unsere Bemühungen heute von Berlin Nachrichten zu erhalten, waren 
erfolglos, da seit der letzten Nacht jeder Personenverkehr von und nach Berlin eingestellt und der 
Fernsprechverkehr bis auf militärische Dienstgespräche völlig unterbunden ist. Die ersten 
Postsachen von Berlin trafen heute Mittag mit einem Güterzuge ein. Der Güterzugverkehr wird 
auch weiter aufrecht erhalten. Wir können versichern, dass gestern bis 6 Uhr abends in Berlin alles 
ruhig war."
Man merkt, die Anklamer Prominenz machte sich große Sorgen um die eigene Existenz und 
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versuchte so die übrige Bevölkerung zu beruhigen. Man hatte sich doch alles ganz anders 
vorgestellt und gewünscht. Das ging mehr als deutlich aus einem Bericht der Anklamer Zeitung 
vom 28. Oktober 1918 hervor, in dem es hieß:
"Am Sonnabend, dem 26.Oktober 1918 führte der "Konservative Verein" in der "Traube" eine 
Versammlung durch. Der Vorsitzende Rittergutsbesitzer von Schütz-Butzow eröffnete mit einem 
"Hoch auf den Kaiser" und sprach dann über die jetzige politische Lage. Der Landtagsabgeordnete 
Graef hielt einen Vortrag über "Deutschlands Abstieg - Deutschlands Erneuerung!" und danach 
sprach Rittergutsbesitzer Dr. von Borke-Heinrichshof über die militärische Lage. Die Versammlung, 
die der Friedenssehnsucht des deutschen Volkes Rechnung trug, vertrat trotzdem den Standpunkt, 
dass das Verlangen Wilsons, die Kapitulation Deutschlands, unannehmbar sei. Wenn nicht andere 
Friedensbedingungen geschaffen würden, müßte ein letztes Aufgebot der Volkskraft dafür sorgen, 
dass ein Verständigungsfriede erzielt würde, der das Reichsgebiet unversehrt läßt und eine 
Wiedererstehen des Wirtschaftslebens ermöglicht."
Darum ging es ihnen. Sie wollten nicht verlieren. Doch es half nicht mehr, denn am 12. November 
1918 musste die Anklamer Zeitung dann schon mitteilen, dass am 11. November 1918 im Anklamer 
Reservelazarett auf Weisung des stellvertretenden Chefarztes ein Soldatenrat gebildet wurde. Die 
wirkliche Bildung des Anklamer Arbeiter- und Soldatenrates erfolgte am 12. November 1918 auf 
einer Versammlung in der Gaststätte "Bluthslust". An dieser Versammlung nahmen auch der 
bisherige Landrat von Rosenstiel, der Anklamer Bürgermeister Unglaube und mehrere Offiziere des 
Bezirkskommandos teil und boten ihre Mitarbeit an. 
Der Arbeiter- und Soldatenrat ging darauf ein. Das aber bedeutete, die kaiserlichen Beamten und ihr 
Polizeiapparat blieben und arbeiteten mit den Revolutionären zusammen. Damit war bereits in der 
Geburtsstunde des Anklamer Arbeiter- und Soldatenrates die Grundfrage der Revolution, die Frage 
der Macht zu Gunsten der alten reaktionären Kräfte entschieden. Der Arbeiter- und Soldatenrat 
blieb in Anklam ein einfaches Kontrollorgan, das Beschwerdeamt, das die Frage der 
Machtübernahme völlig außer acht ließ. Vielleicht war diese Haltung schon durch die 
Zusammensetzung des Anklamer Arbeiter- und Soldatenrates bedingt.
Zum Soldatenrat gehörten:
Vorsitzender: W. Krabbe Waffenmeister
1. Stellvertreter: Paesch
2. Stellvertreter: Hoyer
3. Stellvertreter: Lojak

Landwirtschaftlicher Beirat: Böckler
1. Schriftführer: Möller Fizefeldwebel
2. Schriftführer: Rehmer
3. Schriftführer: Behrends
1. Beirat: Schleeberger
2. Beirat: Spitzner
3. Beirat Ansinn

Mitglieder des Arbeiterrates:
Vorsitzender: Lemcke Buchdrucker
1. Stellvertreter: Walter Arbeiter bei Muskate und Betcke
2. Stellvertreter: Oelvitz August, Meister im Ein- und Verkaufsverein
3. Stellvertreter: Peters

1. Schriftführer: Meier Dentist
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2. Schriftführer: Krabbe
3. Schriftführer: Habetha

1. Beisitzer: Hagemann,Paul Arbeiter
2. Beisitzer: Dr. Ranke Studienrat und Vorsitzender des liberalen

Kreiswahlvereins
3. Beisitzer: Klüs, Rudolf Maurer

Am 14. November 1918 informierte die Anklamer Zeitung auch über die ersten Beschlüsse des 
Arbeiter- und Soldatenrates. Da hieß es zum Beispiel:

"Bestimmungen des Arbeiter- und Soldatenrates
Verwaltung und Polizei bleiben in Anklam bestehen. Die Polizeistunde wird bis nachts 12 
Uhr verlängert. Personen beiderlei Geschlechts bis zum 16. Lebensjahre ist der Aufenthalt 
auf der Straße nach 9 Uhr abends verboten. Ausschreitungen jeglicher Art werden auf' 
strengste bestraft.

Der Arbeiter-und Soldatenrat
gez. Lemcke       gez. Krabbe

Und weiter hieß es in der gleichen Ausgabe:
"Der Arbeiter- und Soldatenrat zu Anklam hat in seiner Sitzung am 12. November folgende 
Beschlüsse gefaßt: 
1. Die Zeichnung der allgemeinen Maßnahmen und der Publikationen des Arbeiter- und 
Soldatenrates erfolgt durch die beiden Vorsitzenden Lemcke und Krabbe. Militärisch-
technische Anordnungen werden allein von Krabbe unterzeichnet.
2. Die Versammlungsfreiheit ist völlig gewährleistet. Jeder ist berechtigt, auf öffentlichen 
Plätzen und in Räumen Versammlungen ungehindert abzuhalten und Gewährleistung der 
Aufrechterhaltung des öffentlichen Verkehrs und der Ordnung, irgend einer Anmeldung und 
Überwachung bedarf es nicht. Die Pressefreiheit ist gewährleistet. Zensurvorschriften 
bestehen nicht. Sämtliche Publikationen des Arbeiter- und Soldatenrates sind an erster Stelle 
und ungekürzt in den nächsten Ausgaben der Zeitung zu veröffentlichen. Der Telephon- und 
Telegraphendienst ist freigegeben.
3. Der Wach- und Arbeitsdienst ist vorläufig bis auf weitere Anweisung in der alten Weise 
aufrecht zu erhalten. 
4. Die Offiziere haben sich den Befehlen des Arbeiter- und Soldatenrates zu unterwerfen 
Offiziere, die sich nicht unterwerfen wollen, können bei Abgabe des Ehrenwortes, dass sie 
nichts gegen den Arbeiter- und Soldatenrat unternehmen wollen, entlassen werden. Brechen 
sie ihr Ehrenwort, so sind sie zu verhaften.
5. Jede Plünderung und Veräußerung öffentlichen und militärischen Eigentums ist verboten. 
Jeder, der bei Plünderungen und Veräußerungen öffentlichen und militärischen Eigentums 
getroffen wird, wird streng bestraft.
Requisitionen dürfen nur von Personen vorgenommen werden, die sich durch einen Ausweis 
der Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrates besonders ausweisen. 
Requisitionen bei Privatpersonen dürfen nicht stattfinden, wenn sie nicht aus Gründen des 
Sicherheitsdienstes oder eines öffentlichen Interesses nötig sind. Auch dazu bedarf es eines 
besonderen Ausweises unterzeichnet von den Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrates

Anklam, den 12. November 1918
Der Arbeiter- und Soldatenrat Anklam 
gez. Lemcke gez. Krabbe
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Bereits am Mittwoch, dem 13.November 1918, also einen Tag nach der Bildung des Anklamer 
Arbeiter- und Soldatenrates wurde ein großer Umzug durch die Stadt organisiert. Vielleicht wollte 
man die Stimmung der Bevölkerung testen. Darüber schrieb die Anklamer Zeitung:
"Der Regierungssturz hat nun auch in Anklam gestern durch einen Festzug durch die Straßen der 
Stadt nach außen hin seine Weihe erhalten. Aus diesem Anlaß hatten hiesige Fabrikanten 
nachmittags geschlossen, um ihre Arbeiter am Festzug teilnehmen zu lassen. Auch der hiesige 
landwirtschaftliche Ein- und Verkaufsverein hatte seine Arbeiter abgeordnet. Außer den Insassen 
des hiesigen Reservelazaretts nahmen auch das Bezirkskommando sowie die städtischen und 
Kreisbehörden am Umzug teil. 
Unter Führung des Arbeiter- und Soldatenrates bewegte sich der Zug unter Vorantritt einer Kapelle 
vom Paradeplatz durch die Frauenstraße, Burgstraße, Bollwerk und Peenstraße zum Markt, wo 
zunächst Halt gemacht wurde. 
Hier hielt der Vorsitzendes Soldatenrates Waffenmeister Krabbe eine Ansprache, in der er im 
Namen des Soldatenrates für die zahlreiche Beteiligung dankte. Es sei heute ein denkwürdiger Tag, 
das alte Regiment sei gestürzt, die neue Regierung habe die Herrschaft übernommen. Sodann wies 
er darauf hin, dass die Stadt- und Kreisbehörden sich bereit erklärt haben, mit dem Arbeiter- und 
Soldatenrat Hand in Hand zu arbeiten, und dass jedem Bürger fortan recht und Gerechtigkeit zuteil 
werden, wofür die Arbeiter- und Soldatenrat einstehe. Des weiteren ermahnte er zur 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung, wobei er ganz besonders betonte, dass die 
Sicherheitsorgane gegen jeden Ruhestörer mit aller Strenge vorgehen werden. Er schloß mit einem 
dreimaligen "Hoch auf die neue deutsche Republik". 
Im Namen des Arbeiterrates sprach darauf Dentist Meier. Er feierte den Sieg der Revolution über 
den Kapitalismus und Militarismus und wies darauf hin, dass der Arbeiterrat jetzt für eine bessere 
Ernährung eintreten werden, knüpfte daran aber die einschränkende Bemerkung, dass man sich 
allzu großer Hoffnung nicht hingeben dürfe. Auch er schloß mit einem dreifachen "Hoch auf die 
deutsche Republik". 
Nunmehr setzte sich der Zug wieder in Bewegung und zog durch die Steinstraße, Friedländer 
Straße, Leipziger Allee, Demminer Straße und wieder zum Paradeplatz. 
Mit einem nochmaligen Dank des Waffenmeisters Krabbe an die Teilnehmer für die musterhafte 
Ruhe und Ordnung beim Umzug, löste sich der Zug auf."
Soweit der Bericht der Zeitung, die noch nicht recht wußte, ob sie in das Hoch auf die Republik mit 
einstimmen sollte oder nicht. Doch sie beachtete die Beschlüsse des Arbeiter- und Soldatenrates und 
brachte alle wichtigen Beschlüsse auf der ersten Seite. 
Besondere Schwierigkeiten bereitete natürlich auch in Anklam die Beschaffung von Lebensmitteln. 
Dazu gab der Arbeiter- und Soldatenrat bekannt: 
"Die Ernährungsschwierigkeiten haben zu einem großen Teil darin ihren Grund, dass die 
Lebensmittel zurückgehalten werden, um gegen Wucherpreise Abnehmer zu finden. Wir weisen 
darauf hin, dass die Ausnutzung der Notlage verwerflich ist, Verkäufer und Käufer machen sich in 
gleicher Weise strafbar. Diejenigen Personen, die gegen Wucherpreise Lebensmittel abgeben oder 
kaufen, werden an den Pranger gestellt und strengstens bestraft. Die Lebensmittel werden ihnen 
abgenommen.

Anklam, den 14.November 1918
Der Arbeiter- und Soldatenrat
gez. Lemcke             gez. Krabbe"

Schon bald folgte eine weitere Androhung. Sie besagte: 
"Sofortige Schließung des Geschäfts und Enteignung der vorhandenen Bestände wird allen 
Geschäftsleuten angedroht, die bewirtschaftete Waren ohne Bezugsschein gegen Butter, Eier, 
Speck und dergleichen verkaufen. Des selbe gilt für das Überschreiten der Höchstpreise."
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Als dann wirklich ein Kaufmann L. (man verschwieg nach gut bürgerlichen Tradition den vollen 
Namen) Gänsefleisch das Pfund für 12 Mark statt für 5,60 Mark verkaufte, wurden ihm lediglich 
die 16 noch vorhandenen Gänse abgenommen. Beim Kaufmann Karl Treetz wurden Lebensmittel 
gehortet. Sie wurden beschlagnahmt. Er erhielt eine Geldstrafe von 5.000 Mark. 
Trotz aller Ernährungsschwierigkeiten nutzte man nicht alle Möglichkeiten zur Beschaffung von 
Lebensmitteln aus. Das zeigte ein Beschluß vom 15.November 1918, der besagte:

"Der Arbeiter- und Soldatenrat hat in seiner Sitzung am 15. November beschlossen, dass 
sämtliche Jäger, die im Besitze eines Jagdscheines sind, auch fernerhin jagen können."

Man fragt sich unwillkürlich, warum erteilte man den Jägern nicht Abschußauflagen? Hätte man das 
im Interesse einer besseren Ernährung getan, wäre vielleicht der folgende Beschluß nicht notwendig 
gewesen. 
Darin hieß es: 

"Wir verweisen darauf, dass die Wilddieberei nach wie vor auf das Strengste bestraft wird. 
Es wird eine unserer größten Aufgaben sein, der Wilddieberei energisch entgegen zu treten. 

Anklam, den 19. November 1918
Der Arbeiter- und Soldatenrat
gez. Lemcke              gez. Krabbe"

Mehr und mehr zeigte sich bei den Entscheidungen des Arbeiter- und Soldatenrates eine 
Inkonsequenz. Die Zugeständnisse an die Vertreter der alten Zeit im Staats- und Polizeiapparat 
nahmen laufend zu. So wurde zum Beispiel am 18. November 1918 beschlossen:

"Sämtlichen Militärpersonen, Gendarmen und Schutzleuten wird das Tragen der erworbenen 
Gradabzeichen sowie der deutschen und preußischen Nationale wieder gestattet. Gendarmen 
und Schutzmannschaften haben außerdem die Erlaubnis, im Dienste ihre Waffen zu tragen.

Anklam, den 18. November 1918
Der Arbeiter- und Soldatenrat
gez. Lemcke        gez. Krabbe

Der Kaiser war verjagt, man ließ die junge Republik hoch leben und veranstaltete Festumzüge, und 
trotzdem gab der Arbeiter- und Soldatenrat am gleichen Tage, dem 18. November 1918 dazu als 
Gegenstück bekannt: 

"Für Urlauber!
1. Sämtliche in Anklam sich befindlichen Urlauber sowie
2. Militärpersonen, die infolge der Umwälzung mit ungültigen Papieren oder gefälschten 
    Urlaubsscheinen versehen sind oder auch keine Ausweispapiere besitzen und
3. auf Transport befindliche Soldaten haben sich im Bezirkskommando, Zimmer 6 zu
    melden. 
Wer dieser Meldepflicht nicht nachkommt, wird als fahnenflüchtig erklärt und hat strengste 
Bestrafung auf Grund der gültigen Kriegsgesetze zu gewärtigen. Später ankommende 
Urlauber haben sich ebenfalls im Bezirkskommando, Zimmer 6 zu melden

Anklam, den 18. November 1918
Der Arbeiter- und Soldatenrat
gez. Lemcke       gez. Krabbe
Das Bezirkskommando
Charles de Beaulieu, Oberst"

Das hieß also, wer nicht bei der Truppe blieb und wartete bis er entlassen wurde, galt als 
fahnenflüchtig und ihm drohte das Standgericht. 
Am 23. November 1918 erschien dann ein ebenfalls vom Arbeiter- und Soldatenrat und vom Leiter 
des Bezirkskommando unterzeichneter Aufruf zur "Aufstellung eines Freiwilligenkorps zum 
Schutze der Ostfront gegen Polen". Das aber war nichts anderes, als die offene Zustimmung zur 
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Aufstellung erster konterrevolutionärer Truppenteile, die später beim Kapp-Putsch eingesetzt 
wurden. 
Wir sehen mehr und mehr setzen die Mitglieder des Arbeiter- und Soldatenrates bedenkenlos ihre 
Namen unter alle Verfügungen und Anordnungen des Landrates, des Bürgermeisters oder des 
Stadtkommandanten. so wurde zum Beispiel am 14. November 1918 auf Anordnung des Arbeiter- 
und Soldatenrates allen Kindern das Tragen von "roten Haarschleifen" verboten. Ausgenommen 
davon waren interessanterweise die "roten Mützen" der Schülerinnen des Luisenlyzeums. 
Wer sich als Mitglied des Arbeiter- und Soldatenrates nicht mit solche Beschlüssen einverstanden 
erklärte, der musste eben gehen. Das galt zum Beispiel für den Dentisten Meier. Er hatte nicht nur 
beim Festumzug den Sieg der Revolution über den Kapitalismus und Militarismus gepriesen, 
sondern er forderte auch die Auflösung des alten Staatsapparates und Ersetzung durch 
Arbeitervertreter. 
Auf einer am 30. November 1918 durchgeführten öffentlichen Volksversammlung mit einem 
Matrosen Nast als Referenten, auf der über die Ziele der Revolution gesprochen wurde, nahm der 
Vorsitzende des Soldatenrates Krabbe mit folgenden Worten zum Ausscheiden des Dentisten Meier 
aus dem Arbeiterrat Stellung:
Wie in allen anderen Körperschaften geht es auch im Arbeiter- und Soldatenrat nicht danach was 
das einzelne Mitglied will, sondern jedes Mitglied hat sich der Mehrheit zu fügen. Meier wollte, das 
sämtliche städtischen Körperschaften aufgelöst und durch Arbeiter ersetzt werden sollten. 
Selbstverständlich konnte der Arbeiter- und Soldatenrat auf dieses Ansinnen nicht eingehen, denn es 
erschien ihm unmöglich, einen so gewaltigen Apparat auf die Schultern unerfahrener Leute 
abzuwälzen."
Hier sprach Krabbe offen aus, dass der Arbeiter- und Soldatenrat wohl und ganz die Politik der 
rechten SPD-Führung vertrat. 
Wie stand nun der Arbeiter- und Soldatenrat zur Bildung von Vereinen und ihrer politischen 
Tätigkeit?
Die Antwort war nicht schwer. Man versuchte durch Organisierung von Vorträgen und 
Versammlungen selber aufklärend zu wirken, ließ aber im übrigen den Dingen freien Lauf. Das war 
ein weiterer großer Fehler in der Arbeit des Anklamer Arbeiter- und Soldatenrates. 
Eine Mitteilung der Anklamer Zeitung vom 30. November 1918 besagte: "Die Deutsche 
Vaterlandspartei hat ihre Tätigkeit eingestellt. Die förmliche Auflösung der Partei wird zu 
gegebener Zeit erfolgen, wie in den Mitteilungen der Deutschen Vaterlandspartei bekanntgegeben 
wurde."
Die kaisertreuen Anklamer Bürger hatten inzwischen jedoch schon alles zur Neugründung ihrer 
Partei vorbereitet. So fand am 13. Dezember 1918 in der Anklamer Gaststätte "Zur goldenen 
Traube" die Gründungsversammlung der "Deutschnationalen Volkspartei" statt. 
55 Mitglieder traten sofort ein. Und so sah der Vorstand aus:

Vorsitzender: Studienrat Prof. Beintker
2. Vorsitzender: Superintendent Täge
3. Vorsitzender: Rittergutsbesitzer Weißenborn-Steinmocker
Schatzmeister: Kaufmann Greese
Schriftführer: Maurermeister Krüger
Beisitzer: Sattlermeister Mai

Über die Betätigung der Vereine berichtete die Zeitung: 
"Am 17. November 1918 erfolgte die Gründung eines Ausschusses der Festbesoldeten 
(Beamten- und Angestellten-Verein). Zu den Mitgliedern gehörten unter anderem 
Bahnmeister Brinkmnn und Kreisausschußsekretär Oehmke. 
Am 19. November 1918 wurde eine Versammlung des Landwirtschaftlichen Vereins des 
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Kreises durchgeführt, die Rittergutsbesitzer Graf von Schwerin-Putzar einberufen hatte. 
Am 6. Dezember 1918 gab es dann einen Vortragsabend, der vom Arbeiter- und Soldatenrat 
in den Lichtspielen organisiert wurde. Hier sprach zum Thema: "Demokratie und 
Sozialdemokratie" der Oberapotheker Dr. Rubens.
Eine Agitationsversammlung des Metallarbeiterverbandes im Gewerkschaftshaus Breite 
Straße führte zu zahlreichen Neuaufnahmen. 
Am 14. Dezember 1918 hatte der Arbeiter- und Soldatenrat eine Frauenversammlung 
organisiert, die so stark besucht war, dass viele Frauen keinen Platz mehr fanden. Zum 
Thema: "Was ist Sozialismus" und über "Anarchismus" referierte Genosse Blanck.
Die Mitgliederversammlung des "Sozialdemokratischen Wahlvereins" am 18. Dezember 
1918 war ebenfalls sehr stark besucht. Sie endete mit einem "Hoch auf die junge 
sozialistische Republik". 

Am 19. Dezember 1918 hatte der Arbeiter- und Soldatenrat zu einer großen Volksversammlung 
eingeladen. Hier sprach der Genosse Fleischfresser aus Stettin zum Thema: "Das Programm der 
Sozialdemokratie!"
Hier organisierte der Anklamer Arbeiter- und Soldatenrat bereits offizielle eine Versammlung für 
die SPD. 
Auf einer öffentlichen Versammlung am 10. Dezember 1918 wurden Vertreter des Arbeiter- und 
Soldatenrates zur Kontrolle der Arbeit des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung 
gewählt: 

1. Für die Stadtverordnetenversammlung:
der Arbeiter Eduard Compagnini
Bildhauer Erich Holitz
Schlosser Otto Raßmann
Maschinenmeister Artur Walter
Feldwärter Otto Stein und
Frau Steffen vom Konsumverein

2. für den Magistrat:
Gasinspektor Peters und
Tischler Holtz.

Mit der vom Arbeiter- und Soldatenrat festgesetzten Polizeistunde waren anscheinend nicht alle 
Anklamer einverstanden. Als die Nachtwache des Arbeiter- und Soldatenrates am 30. November 
1918 in einer Gaststätte in der Stettiner Straße durch Klopfen ans Fenster auf die Polizeistunde 
aufmerksam machte, wurde kurz darauf auf sie aus einem anderen Fenster geschossen. Der Schütze 
war ein Malergeselle Johannes Busching. 
Auch die weitere Praxis zeigte, die rechten SPD-Führer zögerten immer offenkundiger, die Ziele 
der Novemberrevolution durchzuführen und lehnten sich statt dessen immer spürbarer an die Ziele 
des Bürgertums an. Das aber war Verrat an der Revolution, Verrat am Volk. Dadurch fühlten sich 
die in ihren Ämtern verbliebenen Vertreter des Staatsapparates von Tag zu Tag immer sicherer. Ja, 
sie widersetzten sich sogar hier und da offen den Beschlüssen des Arbeiter- und Soldatenrates. So 
ordnete der Rat der Volksbeauftragten auf Verlangen der obersten Heeresleitung an, die 
Befehlsgewalt der Offiziere wieder herzustellen. 
Die Rechte der Soldatenräte wurden auf "Mitsprache in Sachen der Verpflegung und des Urlaubs 
der Soldaten" beschränkt. Wie sich das rächte, sollte man schon recht bald zu spüren bekommen.
Auch in Anklam kam es schon Anfang Dezember 1918 zu ernsthaften Differenzen mit dem Landrat 
von Rosenstiel. Der Anklamer Arbeiter- und Soldatenrat verlangte in einer Eingabe an den 
Oberpräsidenten Michaelis in Stettin eine "Zurechtweisung des Landrates von Rosenstiel, 
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andernfalls durch den Vollzugsrat in Berlin der Regierung die sofortige Absetzung desselben 
nahegelegt würde, da der Landrat sich dem durch den Arbeiter- und Soldatenrat auf Grund 
zahlreicher Beschwerden gefassten einstimmigen Beschluss, den Kreisausschusssekretär Oehmke 
seiner Stellung zu entheben, widersetzte."
Des weiteren wurde dem Landrat vorgeworfen, dass er sich weigerte, dem Arbeiter- und Soldatenrat 
bei Sitzungen der Steuereinschätzungskommission in kontrollierender Beziehung Zutritt zu 
gewähren. In ihrer Antwort vom 5. Dezember 1918 lehnten Oberpräsident und Arbeiter- und 
Soldatenrat in Stettin die Absetzung Oehmkes ab. 
Für den 2. Teil der Beschwerde wurde die Entscheidung des Finanzministers eingeholt. Sie erfolgte 
am 11. Dezember 1918 und brachte ebenfalls eine Ablehnung. 
Das war die erste große Schlappe, die die Bourgeoisie dem Arbeiter- und Soldatenrat in Anklam 
zufügte. 
Jetzt drehte, wie man sagt, der Landrat den Spieß um. Er beklagte sich im Schreiben vom 7. 
Dezember 1918 beim Oberpräsidenten über das schroffe Auftreten einzelner Mitglieder des 
Arbeiter- und Soldatenrates. Ferner zweifelte er die Behauptung des Anklamer Rates an, dass der 
Stettiner Arbeiter- und Soldatenrat erklärt haben sollte, die Bildung von Bauernräten sei alleine 
Sache der lokalen Arbeiter- und Soldatenräte und Gutsbesitzer dürften nicht Vorsitzende solcher 
Bauernräte sein. 
Als der Anklamer Arbeiter- und Soldatenrat vom Gutsbesitzer in Ducherow die Verpflegung für 
eine 4-köpfige Bahnhofswache und von der Gemeinde die Zahlung der Löhne forderte, lehnte 
Landrat von Rosenstiel das ebenfalls ab. 
Welche Kräfte sich in den Bauernräten breit machten, ist aus der Bildung des Bauernrates in 
Boldekow zu erkennen, die am 14. November 1918 erfolgte. Sie wurde vom dortigen Pastor Range 
organisiert. Er betonte in seinen Ausführung, "dass er persönliche nicht mit der jetzigen Revolution 
sympathisierte, dass aber die Ruhe und Ordnung, in welcher sich alles vollzogen habe, anerkannt 
werden müsse. Man müsse die Regierung in der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
unterstützen und durch freiwillige, umfangreiche Ablieferung einem Hungertod von 
Hunderttausenden vorbeugen."
Dafür, daß "bei uns alles gerecht zugehe", müsse der Bauernrat sorgen. Wesen Rechte hier gemeint 
waren, erkennt man sofort an der Zusammensetzung des Boldekower Bauernrates. Es sind der 
Pastor Range, Bauernhofbesitzer Brüser, Bauernhofbesitzer Nippold, Schmiedemeister Ladwig, 
Administrator Stoppel und die Landarbeiter Karl und Rudolf Zander. 
Durch das in diesen Tagen umgehende Schlagwort "Ruhe und Ordnung" sollte die Ruhe und 
Ordnung der Bourgeoisie geschützt werden. Jeder, der es wagte, diese Ruhe und Ordnung in irgend 
einer Weise zu stören, wurde sofort von der bürgerlichen Presse zum Spartakisten und 
Bolschewisten abgestempelt. 
Am 11. Dezember 1918 fand im Sitzungssaal des Anklamer Rathauses eine Tagung von Vertretern 
der Bauernräte statt. Neben Boldekow hatten sich auch in Ducherow, Krien, Liepen und 
Bargischow Bauernräte gebildet, die ihre Vertreter, jeweils einen Bauern und einen Landarbeiter 
entsandt hatten. Hier wurde über Befugnisse der Bauernräte und ihre Zusammenarbeit mit dem 
Anklamer Arbeiter- und Soldatenrat gesprochen. 
Vom 16. bis 21. Dezember 1918 tagte dann in Berlin der erste Reichsrätekongress der Arbeiter- und 
Soldatenräte. Von den 489 stimmberechtigten Delegierten waren allein 289 Vertreter der SPD. Die 
USPD hatte 90 Delegierte, darunter 10 Spartakusanhänger wie Fritz Heckert. Während sogar ein 
Gutsbesitzer und 10 Offiziere teilnehmen durften, hatte man Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg 
den Zutritt verboten. 
Der Reichsrätekongress hatte über die Frage der Macht zu entscheiden, die entweder "Rätemacht" 
oder "Nationalversammlung" lautete. Obwohl am Tage der Eröffnung etwa 250.000 Arbeiter und 
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Soldaten für die Forderung des Spartakusbundes demonstrierten, beschloss der Kongress, einem Rat 
der Volksbeauftragten bis zur Regelung durch die Nationalversammlung die gesamte gesetzgebende 
und vollziehende Gewalt zu übertragen. Die Wahlen zur Nationalversammlung wurden für den 19. 
Januar 1919 ausgeschrieben. 
Damit hatten sich die Räte, die sich infolge ihrer kleinbürgerlichen, reformistischen Illusionen der 
Tragweite ihrer Entscheidung nicht bewusst waren, ihr eigenes Todesurteil gesprochen. Die 
bürgerlichen Parteien antworteten sofort mit einer erhöhten Aktivität und Wahlpropaganda. 
So führten auch in Anklam neben dem Sozialdemokratischen Wahlverein die Deutsche 
Demokratische Partei unter der Leitung von Studienrat Dr. Ranke (Mitglied des Arbeiterrates) und 
die Deutschnationale Volkspartei unter der Leitung von Prof. Beintker öffentliche 
Wahlversammlungen durch. 
Am 31. Dezember 1918 forderten Landrat von Rosentstiel und die Mitglieder des Arbeiter- und 
Soldatenrates Paesch und Rufolf Klühs zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die 
Nationalversammlung auf. 
Letzter Einsendetermin war der 4. Januar 1919.
Die Wahl wurde dann am 19. Januar 1919 durchgeführt und brachte in Anklam folgende 
Ergebnisse:

Stimmen
Deutschnationale Volkspartei    868 11,5 Prozent
Deutsche Volkspartei 1.309 17,4 Prozent
Deutsche Demokratische Partei 1.198 15,9 Prozent
Sozialdemokraten 4.160 55,2 Prozent
Unabhängige        1     -  Prozent

Während in Anklam die Sozialdemokraten mit 55,2 Prozent die einfache Mehrheit erreichten, war 
es im Republikmaßstab umgekehrt. Hier erreichten die bürgerlichen Parteien, wie die Deutsche 
Demokratische Partei, Zentrum, Deutsche Volkspartei und Deutschnationale Volkspartei mit 15,9 
Millionen Stimmen und 53,5 Prozent die Mehrheit. Damit war die Niederlage der Arbeiterklasse in 
der Novemberrevolution besiegelt. 
Die Arbeiter- und Soldatenräte stellten ihre Tätigkeit überwiegend ein. Gegen Ende des Jahres 1919 
gab es kaum noch arbeitende Arbeiter- und Soldatenräte. Daher richtete der Minister des Inneren an 
die unterstellten örtlichen staatlichen Organe die Umfrage, ob noch Kontrollorgane des 
Arbeiterrates tätig seien. 
Der Anklamer Arbeiterrat hatte seine Tätigkeit bis Ende 1919 jedoch noch nicht eingestellt. Das 
konnte man mehreren Bekanntmachungen in der Anklamer Zeitung entnehmen. So war am 27. 
Dezember 1919 eine Verordnung Nr. 1011 über Maßnahmen gegen die Tuberkulose neben dem 
Landrat von Rosenstiel auch vom Mitglied des Arbeiterrates Reich unterschrieben. Eine Verfügung 
über den Abtransport russischer Kriegsgefangener aus Bessarabien vom 18. Dezember 1919 trug 
die Unterschrift "Der Arbeiter- und Soldatenrat - gez. Zapel".
Welche Veränderungen hatte die Novemberrevolution nun gebracht?
Der Kaiser ging, aber die Generäle und die Kapitalisten blieben. Die Ausbeuter versuchten alle 
Lasten des verloren gegangenen Krieges auf die Masse des Volkes, besonders auf die Arbeiterklasse 
abzuwälzen. Die Lebensmittelpreise stiegen ständig und die Arbeitslosigkeit nahm zu. Das konnte 
man auch in Anklam feststellen. Selbst Notstandsarbeiten, wie der Bau des Anklamer Sportplatzes, 
konnten die Not nicht lindern. Auch für diese Arbeiten wollte der Anklamer Magistrat noch die 
Notstandslöhne kürzen. Erst nach einer Kampfdemonstration der Notstandsarbeiter sah sich 
Bürgermeister Unglaube gezwungen, den Lohn weiter zu zahlen. 
In diesen Tagen orderten auch die Anklamer Gewerkschaften eine Teuerungszulage von 40 Pfennig 
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pro Stunde. Als am Montag, dem 14. Juli 1919 die dafür gestellte Frist abgelaufen war und die 
Arbeitgeber nicht bereit waren, irgendwelche Zugeständnisse zu machen, wurde noch am selben 
Abend für Anklam der Generalstreik ausgerufen. Und die Arbeiter erhoben sich diesmal wie ein 
Mann. In keinem Betrieb wurde gearbeitet. Auch Streikbrecher gab es nicht. Selbst das Gaswerk 
war stillgelegt worden. Man bedenke, es gab noch kein elektrisches Licht, es wurde in Anklam erst 
1921 geschaffen. Auch die vornehme Anklamer Welt saß damit im Dunklen. Sogar die Anklamer 
Zeitung mußte ihr Erscheinen einstellen. 
Am 16. Juli 1919 erklärten sich die Arbeitgeber dann zu Verhandlungen bereit. 
Durch die Stettiner Gewerkschaftsführung kam es zu folgendem Vergleich:
1. Die Arbeit wird am Montag, dem 21. Juli in allen Betrieben wieder aufgenommen, in den
    lebenswichtigen sofort. 
2. An alle streikenden Arbeiter wird eine Teuerungszulage von 25 Pfennig pro Stunde gezahlt. 
3. Maßregelungen gegen streikende Arbeiter dürfen nicht erfolgen. Außerdem wurde für die
    Landarbeiter der Abschluß von Tarifverträgen beschlossen. 

Der 8-Stundentag war bereits am 1. Dezember 1918 allgemein eingeführt worden. 
Wir sehen, hier hatte das einheitliche Handeln der Anklamer Arbeiter zum Siege geführt. Leider war 
das eine der wenigen Ausnahmen, denn sonst waren besonders die Anhänger der rechten SPD-
Führung kaum mal zum gemeinsamen revolutionären Handeln im Interesse des Volkes bereit. 
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